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61. Sitzung 


Bonn, den 25. Februar 1988 


Beginn: 9.01 Uhr 


Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist eröffnet. 

Ich darf zunächst mitteilen, daß nach einer inter- 
fraktionellen Vereinbarung die verbundene Tages- 
ordnung erweitert werden soll. Die Punkte sind in der 
Ihnen vorliegenden Zusatzpunkteliste auf geführt: 

1. Abgabe einer Regierungserklärung durch den Bundeskanz- 
ler über die Ergebnisse des Europäischen Rates und der Ge- 
spräche in Washington 

2. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
17. April 1986 bei Verabschiedung des Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Tierschutzgesetzes — Drucksache 11/1866 — 

(B) 3. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Dr. Harten- 

stein, Frau Blunck, Frau Faße, Hiller (Lübeck), Müller (Pleis- 
weiler), Schäfer (Offenburg), Frau Schmidt (Nürnberg), Bin- 
dig, Brück, Dr. Hauchler, Dr. Holtz, Frau Luuk, Frau Dr. Nie- 
huis, Schanz, Schluckebier, Toetemeyer, Lennartz, Dr. Hauff, 
Frau Conrad, Kiehm, Müller (Düsseldorf), Reuter, Dr. Schöf- 
berger. Schütz, Weiermann, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD: Finanzmittel der DEG zum Bau eines Touristik-Hotels 
in Dalyan (Türkei) — Drucksache 11/1872 — 

4. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregierung zur schriftli- 
chen Kritik des Ministerpräsidenten des Freistaates Bayern 
vom 9, Februar 1988 an Vorhaben der Bundesregierung 

5. Beratung der Unterrichtung durch die Bundesregierung: Ka- 
binettbericht zur künstlichen Befruchtung beim Menschen 
— Drucksache 11/1856 — 

Des weiteren ist interfraktionell vereinbart worden, 
die Tagesordnungspunkte 2 a, b und d sowie Tages- 
ordnungspunkt 3 abzusetzen. Für Tagesordnungs- 
punkt 2 c ist eine Beratungszeit von 30 Minuten vor- 
gesehen; daran anschließend soll Tagesordnungs- 
punkt 14 aufgerufen werden. Sind Sie damit einver- 
standen? — Ich höre keinen Widerspruch; dann ist es 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, der Abgeordnete Klei- 
nert (Marburg) hat angekündigt, daß er einen Antrag 
auf Erweiterung der heutigen Tagesordnung stellen 
will. Ich schlage vor, Herr Kollege Kleinert, daß wir 
über diesen Antrag nach der Beratung im Ältestenrat 
hier beraten, denn die Tagesordnung am heutigen 
Vormittag ist so gedrängt, daß wir jetzt keine Ge- 
schäftsordnungsdebatte führen sollten. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 


Somit rufe ich jetzt den ersten Tagesordnungspunkt 
auf, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das gibt's 
überhaupt nicht! Ich habe mich soeben zur 
Geschäftsordnung gemeldet!) 

nämlich Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung: 

Abgabe einer Regierungserklärung durch den 
Bundeskanzler über die Ergebnisse des Euro- 
päischen Rates und der Gespräche in Washing- 
ton 

Hierzu liegen Entschließungsanträge der Fraktion 
der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN auf den 
Drucksachen 11/1869, 11/1870, 11/1874 und 11/1875 
vor. (D) 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio- 
nellen Vereinbarung sind für die Beratung drei Stun- 
den vorgesehen. — Ich sehe und höre keinen Wider- 
spruch; dann ist es so beschlossen. 

Zur Regierungserklärung erteile ich dem Herrn 
Bundeskanzler das Wort. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In den letzten 
Wochen sind eine Reihe wichtiger außenpolitischer 
Weichenstellungen erfolgt: 

Wir haben dem europäischen Einigungswerk durch 
unsere Vereinbarungen mit Frankreich sowie durch 
die Entscheidungen des Europäischen Rates weit in 
die Zukunft reichende Impulse verliehen. 

Wir haben den europäischen Pfeiler des Atlanti- 
schen Bündnisses durch die Verabschiedung der 
„WEU-Plattform Europäische Sicherheitsinteressen" 
gestärkt, und wir werden nächste Woche auf dem 
NATO-Gipfel die Einheit und die Geschlossenheit der 
Allianz bekräftigen. 

Mit dem Besuch des sowjetischen Außenministers 
in Bonn und meinem Besuch in Prag haben wir unsere 
Zusammenarbeit mit der Sowjetunion und Mitglied- 
staaten des Warschauer Paktes weiterentwickelt. 

Meine Damen und Herren, unsere Außenpolitik 
orientiert sich dabei an einem klaren Konzept: Wir 
verstärken kontinuierlich unsere Bindungen an un- 
sere europäischen und atlantischen Partner und ver- 
größern damit unsere Möglichkeiten, konstruktive 
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(A) Beziehungen mit den Staaten des Warschauer Paktes 
zu entwickeln. 

Für die deutsche Außenpolitik gibt es deutliche 

Prioritäten: 

Erstens. Wir sind fest verankert in unserem Bündnis. 
Genauso, wie wir Anfang der 80er Jahre Schrittma- 
cherdienste für die Erhaltung der gemeinsamen Si- 
cherheit geleistet haben, tun wir dies heute für die 
Fortsetzung des Prozesses der Abrüstung und Rü- 
stungskontrolle. 

Zweitens, Wir arbeiten — gerade in unserer Verant- 
wortung als Präsidentschaft der EG — konsequent auf 
das Ziel der Europäischen Union hin. Dabei ist die 
deutsch-französische Zusammenarbeit Motor der eu- 
ropäischen Einigung. 

Drittens. Wir verlieren, wenn wir mit unseren Part- 
nern am Europa von morgen bauen, nicht das ganze 
Europa, seine kulturelle und geschichtliche Einheit, 
aus dem Blick. Gemeinsam mit unseren Freunden, 
Partnern und Verbündeten zielt unsere Politik darauf, 
die unnatürliche Trennung unseres Kontinents zu 
überwinden und die Grenzen zwischen Ost und West 
durchlässiger zu machen. 

Nur auf der Grundlage einer festen Verankerung im 
Westen und mit dem Rückhalt bei unseren Verbünde- 
ten können wir auch eine aktive Deutschlandpolitik 
betreiben. Die Überwindung der deutschen Teilung 
ist Auftrag unserer Geschichte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

(B) \Yir wollen als Deutsche mit unseren Freunden und 
Nachbarn versuchen, Trennendes in Europa und da- 
mit auch Trennendes in Deutschland zu überwinden. 
Jeder weiß: Die Teilung Deutschlands ist immer auch 
die Teilung Europas. Seit Konrad Adenauer war es 
die Politik der Bundesrepublik Deutschland, die deut- 
sche Frage im europäischen Rahmen zu sehen. Diese 
Erkenntnis führt dazu, Lösungen nur im Rahmen einer 
europäischen Friedensordnung zu suchen. Wir wer- 
den unser Ziel der Freiheit und Einheit Deutschlands 
gemäß dem Auftrag des Grundgesetzes beharrlich 
verfolgen. Wir müssen aber zugleich mit Geduld und 
Zähigkeit weiter daran arbeiten, das heute für die 
Menschen in Deutschland Machbare zu erreichen. 

In diesen Zusammenhang gehört unsere Europa- 
politik, die durch den Erfolg des Europäischen Rates 
am 11. und 12. Februar neue Kraft gewonnen hat. 

Ein Jahr, nachdem die EG-Kommission ihr ehrgei- 
ziges Programm zur künftigen Ausrichtung der zen- 
tralen Gemeinschaftspolitiken vorgelegt hat, hat der 
Europäische Rat mit seiner Einigung über das soge- 
nannte Delors-Paket für die Zukunft Europas wich- 
tige Entscheidungen getroffen. Wir wollen alles daran 
setzen, diese Entscheidungen möglichst rasch umzu- 
setzen. 

Durch die Reform der Strukturpolitik wird der wirt- 
schaftliche und soziale Zusammenhalt der Gemein- 
schaft entscheidend gestärkt. Mit der Verdoppelung 
der Mittel für die Strukturfonds übt die Gemeinschaft 
Solidarität mit den Menschen in den ärmeren und 
strukturschwachen Regionen Europas. 


Auch für die Umstellung der Industrieregionen mit (C) 
erheblichen Strukturproblemen werden die Mittel um 
zwei Drittel aufgestockt. Davon werden auch Gebiete 
in der Bundesrepublik Deutschland profitieren. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Erst mal die Armut in 
Deutschland beheben!) 

Meine Damen und Herren, ein funktionierender 
Binnenmarkt ist nur dann zu erreichen, wenn auch die 
strukturell rückständigen Regionen in ihrer Wettbe- 
werbsfähigkeit gestärkt und das Wohlstandsgefälle 
zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten verringert 
wird. Dies ist ein notwendiger Beitrag dafür, das 
Wohlstandsgefälle zwischen den Mitgliedstaaten 
Schritt für Schritt abzubauen und mehr soziale Ge- 
rechtigkeit und Ausgleich in einem gemeinsamen 
Binnenmarkt zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit dieser Politik, meine Damen und Herren, ent- 
bindet die Gemeinschaft keineswegs die einzelnen 
Mitgliedstaaten von ihrer Verantwortung für unerläß- 
liche eigene Anstrengungen. Sie will und muß aber 
erreichen, daß alle Regionen Europas an den Vortei- 
len des Binnenmarktes teilhaben können. 

Wir haben auch der europäischen Landwirtschaft 
eine klare und verläßliche Zukunftsperspektive gege- 
ben. Unser Ziel ist es, Fehlentwicklungen der Vergan- 
genheit zu korrigieren. Unbegrenzte Überschußpro- 
duktionen sind nicht hinnehmbar. 

Diese notwendigen Korrekturen, meine Damen und 
Herren, fordern Opfer von allen Landwirten in der 
Gemeinschaft, auch von den deutschen Bauern. Wir (D) 
haben uns deshalb mit allem Nachdruck gegen über- 
zogene Forderungen gewehrt. 

Bei allen unausweichlichen Opfern waren wir nicht 
bereit, unzumutbare Belastungen zu akzeptieren. Un- 
sere Landwirte haben wie alle Bürger ein Recht auf 
Berechenbarkeit der Politik und auf Sicherung ihrer 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es war daher entscheidend, daß wir erreicht haben, 
das Risiko von Preissenkungen zu begrenzen und dar- 
über hinaus mit der EG-weiten Flächenstillegung ein 
wirksames Instrument zur Marktentlastung zu schaf- 
fen. Die Bauern werden in Zukunft eine echte Alter- 
native zur Einkommenssicherung haben. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das glauben Sie ja 
selber nicht!) 

Wir haben damit in der Agrarpolitik einen auch für 
unsere Landwirtschaft vertretbaren Neuanfang ge- 
macht. 

Wir wissen, daß die Lage der Landwirtschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland weiterhin schwierig ist. 

Wir werden deshalb die notwendigen Maßnahmen 
treffen, um die nationale Mitfinanzierung der pro- 
duktionsbegrenzenden Schritte sicherzustellen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Sie inten- 
sivieren doch auf den anderen Flächen!) 

Dies gilt insbesondere für die Flächenstillegung und 
die Einstellung der landwirtschaftlichen Tätigkeit. 
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(A) Die Bundesregierung setzt bei dieser Politik auch auf 
die konstruktive Mitwirkung der Bundesländer. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, darüber 
hinaus haben wir in Brüssel auch die Konkretisierung 
der künftigen Ausgestaltung des 2 %igen Mehrwert- 
steuerausgleichs erreicht. Dieser wird künftig als Bei- 
hilfe in produktionsunabhängiger Weise über die Flä- 
che gewährt werden. 

Zugleich haben wir die Finanzierung der Gemein- 
schaft bis 1992 auf eine realistischere und, wie ich 
glaube, gerechtere Grundlage gestellt. Alle Mitglied- 
staaten müssen in den nächsten Jahren höhere Bei- 
träge leisten. Aber jeder weiß, daß Europa — dabei 
geht es auch um die Zukunft der Bundesrepublik 
Deutschland — nicht zum Nulltarif zu haben ist. Es 
mußte aber auch alles getan werden, um eine gerech- 
tere Lastenverteilung zu erreichen. 

Der Europäische Rat hat sich daher auf ein zusätz- 
liches Finanzierungsinstrument verständigt, das stär- 
ker am relativen Wohlstand der Mitgliedstaaten 
orientiert ist. Die neue, sogenannte vierte Einnahme- 
quelle wird am Bruttosozialprodukt ausgerichtet. Für 
uns bedeutet dies, daß auf uns 1988 eine zusätzliche 
finanzielle Belastung von etwa 4 Milliarden DM und 
1992 von ca. 10 Milliarden DM zukommen wird. 

Wir dürfen aber den Blick nicht auf die finanziellen 
Lasten verengen. Wir sollten immer auch daran den- 
ken, daß es darum geht, unsere Zukunft und die unse- 
rer Volkswirtschaft zu sichern und unsere Export- 
chancen zu erhalten. Über 50 % der Exporte der Bun- 
desrepublik Deutschland gehen heute in die Mitglied- 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft. Diese Ex- 
porte sichern jeden fünften Arbeitsplatz bei uns. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Und wem 
nehmen die die Arbeitsplätze weg?) 

— Meine Damen und Herren, daß Sie hier im Hause 
sitzen und sich für diese Arbeit nicht interessieren, ist 
allgemein bekannt, aber die Art und Weise, wie Sie 
die Debatte gestalten, ist völlig unerträglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es sind die einfachsten Umgangsformen, nicht nur des 
Parlamentarismus, die hier nicht mehr geübt wer- 
den. 

Meine Damen und Herren, die Gemeinschaft hat 
sich in den letzten Jahren zu einer Zone wirtschafts- 
und währungspolitischer Stabilität entwickelt. Diese 
Rahmenbedingungen sind gerade für unsere export- 
orientierte Wirtschaft von entscheidender Bedeutung. 
Dies zeigte sich auch in den Turbulenzen der Wech- 
selkurse an den Börsen im letzten Herbst. 

Mit den Entscheidungen von Brüssel hat die Ge- 
meinschaft ihre Handlungsfähigkeit unter Beweis ge- 
stellt. Sie wird durch diese Entscheidungen auch ihrer 
Verantwortung gegenüber der Weltwirtschaft ge- 
recht. Die Neuorientierung der Agrarpolitik ist auch 
ein Beitrag zur Entlastung der Weltagrarmärkte. Eu- 
ropa kann nunmehr zu Recht erwarten, daß unsere 
Welthandelspartner diesem Beispiel folgen. Damit ha- 
ben wir auch ein deutliches Zeichen an die Adresse 
unserer amerikanischen Freunde gesetzt. Unsere 
Schritte, die Überproduktion einzudämmen, und auch 
die Ablehnung der Fettsteuer sind ein Appell an den 


amerikanischen Kongreß, von protektionistischen (C) 
Maßnahmen Abstand zu nehmen. 

Die Beschlüsse über das Delors-Paket bewirken zu- 
gleich einen kräftigen Impuls für die Wirtschaft der 
Gemeinschaft. Sie stärken die Wirtschaftskraft der 
strukturschwachen Regionen. Sie tragen zu mehr Sta- 
bilität in Europa bei, zu mehr Wachstum und damit 
auch zu mehr Beschäftigung. 

Die Gemeinschaft, meine Damen und Herren, hat 
nunmehr den Rücken frei für die Verwirklichung des 
Binnenmarktes bis 1992. Wir wollen alles daranset- 
zen, auf dem nächsten Europäischen Rat in Hannover 
entscheidende Fortschritte zu erreichen. Unsere wich- 
tigsten Vorhaben in den nächsten Monaten sind ins- 
besondere: die vollständige Liberalisierung des Kapi- 
talverkehrs; der weitere Abbau der Handelshemm- 
nisse, d. h. die Angleichung unterschiedlicher natio- 
naler Normen, Standards und technischer Anforde- 
rungen; die Öffnung der öffentlichen Beschaffungs- 
märkte, insbesondere im Fernmeldebereich und bei 
Dienstleistungen; die gegenseitige Anerkennung von 
Diplomen; die weitere Harmonisierung der Verkehrs- 
politik, um zu einem gemeinsamen Verkehrsmarkt zu 
kommen, der allen Beteiligten gleiche und faire Wett- 
bewerbsbedingungen bietet. 

Meine Damen und Herren, die Verwirklichung des 
Binnenmarktes bis 1992 stellt eine Herausforderung 
dar, die mit der Entstehungsphase der Europäischen 
Gemeinschaft vor Jahrzehnten vergleichbar ist. Der 
Binnenmarkt verlangt von allen Volkswirtschaften, 
auch von uns, erhebliche Anpassungen. Er ist aber für 
die ganze Gemeinschaft unverzichtbare Basis, um im 
weltweiten Wettbewerb bestehen zu können. Auch ^ ^ 
wenn uns dies in manchen Einzelbereichen — auch 
hier bei uns in der Bundesrepublik Deutschland — 
schwerfällt, müssen wir, um die Zukunft des Landes 
zu sichern, diese Chance nutzen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

Es gilt in den kommenden Monaten, den Schwung im 
Integrationsprozeß zu erhalten. Nur eine dynamische 
und in sich gefestigte Gemeinschaft hat die Fähigkeit, 
maßgeblich zur Lösung der drängenden wirtschaftli- 
chen, sozialen und auch außen- und sicherheitspoliti- 
schen Probleme der Gegenwart und der Zukunft bei- 
zutragen. Der Binnenmarkt wird seine Dynamik nur 
entfalten können, wenn wir unsere Wirtschafts-, Fi- 
nanz- und Währungspolitik stärker aufeinander ab- 
stimmen. Mit einem Satz: Wir stehen hier an einer 
Wegscheide. Der Binnenmarkt und das Jahr 1992 
markieren für die Bundesrepublik Deutschland die 
wirtschaftliche Chance für die nächsten Jahrzehnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin zutiefst davon überzeugt, daß wir das Ziel 
der politischen Einigung Europas nur dann erreichen 
können, wenn wir den Binnenmarkt und langfristig 
die europäische Wirtschafts- und Währungsunion ver- 
wirklichen. Erst das macht die Entwicklung zur Euro- 
päischen Union unumkehrbar. 

Meine Damen und Herren, diese Ergebnisse und 
Beschlüsse des Europäischen Rates sind auch in 
Washington aufs aufmerksamste registriert worden. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika haben in der 
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(A) Tat ein großes Interesse an einem starken europäi- 
schen Partner. 

Mein Besuch in Washington fand zu einem Zeit- 
punkt statt, an dem wichtige außenpolitische und au- 
ßenwirtschaftliche Signale für die Zukunft gestellt 
wurden: 

Im amerikanischen Senat läuft das Ratifikationsver- 
fahren für den INF-Vertrag. Der Zeitpunkt, unsere 
— und die europäische — Unterstützung für dieses 
Vertragswerk in die Beratungen einzubringen, war 
sehr günstig. 

Der Vermittlungsausschuß des Kongresses behan- 
delt gegenwärtig das neue US-Außenhandelsgesetz, 
die Trade Bill. Die vom Senat und vom Repräsentan- 
tenhaus bereits verabschiedeten Vorlagen spiegeln 
protektionistische Tendenzen wider. Der Erfolg des 
EG-Gipfels in Brüssel war in meinen Gesprächen mit 
Mitgliedern beider Häuser ein wichtiges Argument, 
um nachdrücklich vor weiteren Beschränkungen des 
freien Welthandels zu warnen. 

Außenminister Shultz stand während meines Besu- 
ches am Vorabend seines Moskau-Besuches. Für mich 
war dies eine gute Gelegenheit, ihm auch unsere be- 
sonderen deutschen Wünsche mit auf den Weg zu 
geben. Insbesondere geht es uns darum, Berlin bei all 
den Entwicklungen der nächsten Zeit in den Gesamt- 
prozeß der West-Ost>Beziehungen voll einzubezie- 
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

(B) 

Nächste Woche steht ein Gipfeltreffen der NATO 
bevor. Deshalb ging es mir bei meinen Gesprächen in 
Washington selbstverständlich auch darum, die künf- 
tige Politik unseres Bündnisses eng abzustimmen. Im 
Mittelpunkt stand das zu erarbeitende Gesamtkon- 
zept der Sicherheit, Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle, wobei wir vom Brüsseler Gipfel insbesondere 
Anstöße für die Abrüstung im konventionellen Be- 
reich erwarten. 

In meinen Gesprächen mit dem amerikanischen 
Präsidenten, mit Außenminister Shultz und Finanzmi- 
nister Baker sowie bei der Begegnung mit vielen Mit- 
gliedern des Senats und der Führung des Repräsen- 
tantenhauses zeigte sich gerade in diesen Tagen, daß 
unser Wort in Washington großes Gewicht hat: 

Wir werden geschätzt als verläßlicher Freund und 
vertrauenswürdiger Verbündeter. Unser Bekenntnis 
zur existentiellen Verbundenheit zwischen den Verei- 
nigten Staaten und der Bundesrepublik Deutschland 
wird in Washington ohne Einschränkung erwidert. 

Auf unsere Argumente für die Ratifikation des INF- 
Vertrages wurde gerade deshalb besonders gehört, 
weil wir — die Bundesrepublik Deutschland — ja 1983 
durch die Tat bewiesen haben, daß wir auch zu Op- 
fern für die gemeinsame Sicherheit bereit waren, als 
die Umstände dies erforderten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit der gleichen Entschlossenheit, mit der wir danach 
ganz maßgeblich zum Zustandekommen des Vertra- 


ges beigetragen haben, treten wir heute entschieden (C) 
für den Fortgang des Rüstungskontrollprozesses ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gestärkt durch den Erfolg des Brüsseler EG-Gipfels 
konnten wir auch — wie ich glaube, in überzeugender 
Weise — unserer Rolle als EG-Präsidentschaft auf 
dem schwierigen Feld der transatlantischen Handels- 
beziehungen gerecht werden. Wir haben damit einen 
Beitrag zum Zusammenhalt des Bündnisses insgesamt 
geleistet. 

Meine Damen und Herren, ein langfristig sehr 
wichtiges Ergebnis meines Besuches in Washington 
ist die Gründung des Deutsch-Amerikanischen Rates 
für Jugendaustausch. Der amerikanische Präsident 
und ich haben damit unsere gemeinsame Initiative, 
die wir während meines letzten Besuches in Washing- 
ton im Oktober 1986 ergriffen hatten, erfolgreich ab- 
geschlossen. 

Nunmehr ist der Weg frei, den Jugendaustausch 
zwischen unseren beiden Ländern zu intensivieren. 
Unser gemeinsames Ziel ist es und muß es bleiben, die 
deutsch-amerikanische Freundschaft gerade auch im 
Bewußtsein der nachwachsenden Generation zu ver- 
ankern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ein wichtiges Thema in 
den Gesprächen mit dem Präsidenten war auch die 
Berlin-Initiative von Präsident Reagan. Ich habe die 
Zusage der Bundesregierung bekräftigt, im Interesse 
der Berliner alles in unseren Kräften Stehende zu tun, 
um zu einem Erfolg dieser Initiative beizutragen. 

Ich habe ferner den Präsidenten und die Führung 
von Senat und Repräsentantenhaus gebeten, den 
Deutsch-Amerikanischen Tag, den Präsident Reagan 
erstmals für den 6. Oktober 1987 in Anwesenheit des 
Herrn Bundestagspräsidenten proklamiert hat, zu ei- 
ner ständigen Einrichtung werden zu lassen. Wir wün- 
schen, daß die Tradition der deutsch-amerikanischen 
Beziehungen, die ja schon durch viele Jahrhunderte 
währt, an diesem Tag in einer besonderen Weise ge- 
würdigt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, Fragen 
der gemeinsamen Sicherheit, der Abrüstung und der 
Rüstungskontrolle standen im Mittelpunkt aller mei- 
ner Gespräche in Washington. Dabei ergab sich eine 
breite Übereinstimmung sowohl in der Einschätzung 
der Lage nach dem INF-Abkommen als auch hinsicht- 
lich der künftigen Politik unseres Bündnisses. 

Wir haben unser Bekenntnis zu der mit dem Namen 
Harmel verbundenen Bündnispolitik bekräftigt: Auf 
Grundlage gesicherter Verteidigungsfähigkeit bieten 
wir den Staaten des Warschauer Paktes intensiven 
Dialog und, wo immer möglich, breite und gute Zu- 
sammenarbeit an. 

Vorrangig ist jetzt die Notwendigkeit, das Gesamt- 
konzept des Bündnisses für Sicherheit, Abrüstung 
und Rüstungskontrolle dynamisch weiterzuentwik- 
keln. Hierzu erwarten wir Impulse auch vom bevorste- 
henden NATO-Gipfel. 
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(A) Im Rahmen dieses Gesamtkonzepts und angesichts 
der Fortschritte bei den Wiener Mandatsgesprächen 
wollen wir jetzt den Schwerpunkt vor allem auf kon- 
ventionelle Rüstungskontrolle legen. Hierzu wird die 
Erklärung der Staats- und Regierungschefs auf dem 
NATO-Gipfel in Brüssel weiterführend Stellung be- 
ziehen. 

Der amerikanische Präsident und ich waren uns ei- 
nig in der Einschätzung, daß die konventionelle Über- 
legenheit des Warschauer Paktes gerade nach dem 
INF-Vertrag das zentrale Problem der Sicherheit un- 
seres Bündnisses ist. Wir wollen deshalb Generalse- 
kretär Gorbatschow beim Wort nehmen mit einem 
Verhandlungskonzept, das durch asymmetrische Re- 
duzierungen die Überlegenheit des Warschauer Pak- 
tes abbaut. Durch Beschränkungen für Großgerät und 
für die Dislozierung der Streitkräfte soll ihm die Fähig- 
keit zum Überraschungsangriff und zur raumgreifen- 
den Offensive genommen werden. Gleichzeitig sollen 
strikte Kontrollen — einschließlich Vor-Ort-lnspektio- 
nen — angestrebt werden. Wir sind bereit, bei der 
Entwicklung dieses Verhandlungskonzepts im Bünd- 
nis als Bundesrepublik Deutschland auch Schrittma- 
cherdienste zu leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich habe 
mich bei meinen Gesprächen im Kongreß für die Rati- 
fizierung des INF-Vertrages ohne Wenn und Aber 
eingesetzt. Keiner meiner Gesprächspartner in Wa- 
shington ~ weder in der Regierung noch im Parla- 
ment ~ kann die Bundesrepublik Deutschland für 
Gegenargumente in Anspruch nehmen. Ich bin aller- 

(B) dings — dies möchte ich hier noch als ein positives 
Zeichen weitergeben — aus Washington zurückge- 
kommen mit der Überzeugung, daß der Senat den 
Vertrag in absehbarer Zeit mit der erforderlichen 
Zweidrittelmehrheit und, wie ich hoffe, ohne Zusätze 
billigen wird. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
START-Verhandlungen mit der Sowjetunion werden 
von der amerikanischen Regierung energisch fortge- 
setzt. Die Ergebnisse des jüngsten Treffens von Au- 
ßenminister Shultz und Außenminister Scheward- 
nadse sowie ihre Vereinbarung, bis zum nächsten 
Gipfeltreffen monatlich zusammenzukommen bestä- 
tigen dies. 

Ich habe in Washington ausgeführt, daß die 50%ige 
Verminderung der strategischen Offensivwaffen der 
Großmächte auch im europäischen Sicherheitsinter- 
esse liegt, weil dies eine auch auf Europa zielende 
Bedrohung drastisch vermindert und den Rüstungs- 
kontrollprozeß konsequent fortsetzt. 

Hinsichtlich der chemischen Waffen habe ich er- 
neut die Bestätigung erhalten, daß die Vereinigten 
Staaten weiterhin konsequent auf ein weltweites, 
überprüfbares Verbot chemischer Waffen hinarbeiten 
und vor allem daß meine Vereinbarung mit Präsident 
Reagan aus dem Jahre 1986 über den Abzug der Alt- 
bestände aus unserem Land bis 1992 ohne Wenn und 
Aber gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, im Vorfeld meines Besu- 
ches wurden in der öffentlichen Diskussion immer 


wieder zwei Themen als Quelle möglicher transatlan- (C) 
tischer Mißverständnisse und Konflikte herausge- 
stellt. Nach Abschluß meiner Gespräche in Washing- 
ton kann ich heute feststellen: 

ln der Frage der nuklearen Flugkörpersysteme der 
Großmächte mit Reichweiten unter 500 km wurde die 
Position unseres Bündnisses — so wie in Reykjavik 
und Brüssel festgeschrieben — bestätigt: Im Zusam- 
menhang mit der Herstellung konventioneller Stabili- 
tät in Europa und der weltweiten Beseitigung chemi- 
scher Waffen sollen auch diese Systeme mit dem Ziel 
gleicher Obergrenzen reduziert werden. Der NATO- 
Gipfel wird dies erneut bestätigen. 

Unsere Forderung, daß es keine isolierten Entschei- 
dungen über einzelne Waffensysteme geben darf, traf 
auf viel Verständnis. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Mit meinen Gesprächspartnern war ich darin einig, 
daß sich unser Bündnis jetzt auf ein Gesamtkonzept 
der Sicherheit, Abrüstung und Rüstungskontrolle 
konzentrieren muß und daß die fälligen Entscheidun- 
gen nur im Rahmen dieses Gesamtkonzepts zu treffen 
sind. 

Ebensowenig spielten strategische Studien über re- 
gional begrenzbare Konflikte oder über den Abzug 
amerikanischer Streitkräfte aus Übersee, die in den 
letzten Wochen und Monaten viel diskutiert worden 
sind, eine Rolle. Im Gegenteil: Durch den amerikani- 
schen Bundeshaushalt vor die Notwendigkeit von 
Einsparungen gestellt, hat sich gerade in den Tagen 
meines Besuchs Verteidigungsminister Carlucci für 
Einsparungen in den Vereinigten Staaten selbst ent- 
schieden. Diese Tatsache sollten wir ausdrücklich 
würdigen. 

Der amerikanische Präsident hat dieser Tage der- 
artigen strategischen Studien ja auch erneut eine 
Absage erteilt, indem er wörtlich erklärte — ich zitie- 
re — : „Unsere Streitkräfte werden in Europa bleiben 

— eine Garantie dafür, daß unser Schicksal mit ihrem" 

— d. h. dem der Europäer — „verbunden bleibt. " Wir 
danken dem amerikanischen Präsidenten für diese 
erneute Klarstellung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im übrigen — ich möchte diese Feststellung gerne vor 
dem Forum der deutschen Öffentlichkeit treffen — 
stellte kein politisch verantwortlicher Gesprächspart- 
ner in Washington die Grundprinzipien unseres 
Bündnisses in Frage, die ich noch einmal in diesem 
Hohen Hause in Erinnerung rufen darf: Einigkeit und 
Geschlossenheit; Einheit des Bündnisgebietes — es 
darf keine Zonen unterschiedlicher Sicherheit ge- 
ben — ; gerechte Teilung von Lasten, Risiken und Ver- 
antwortlichkeiten; das klare Ziel der Erhaltung des 
Friedens durch gemeinsame Sicherheit für alle. 

Wir waren uns einig, daß die Brüsseler Ergebnisse 
den Weg gewiesen haben, nunmehr auch die verblei- 
benden transatlantischen Meinungsverschiedenhei- 
ten in Handels- und Währungsfragen auszuräumen. 

Die Stabilisierung dieser Beziehungen ist eine nicht 
zu unterschätzende Stütze unseres Bündnisses und 
damit von einer ganz herausragenden Bedeutung für 
das deutsch-amerikanische Verhältnis. 
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(A) Präsident Reagan und Finanzminister Baker haben 
mir im einzelnen dargelegt, daß die Maßnahmen der 
Regierung, das Haushalts- und Außenhandelsdefizit 
zu bekämpfen, greifen werden und daß sich die ame- 
rikanische Volkswirtschaft allmählich von einem kon- 
sumorientierten zu einem mehr exportorientierten 
Wachstum umstellt. Wir waren uns darin einig, daß 
diese Entwicklung gute Voraussetzungen für ein 
langfristiges, stabiles Wachstum der Weltwirtschaft 
insgesamt bietet. Dazu gehören die inzwischen stabi- 
lisierten Wechselkurse. 

Unsere Beiträge in der Bundesrepublik Deutsch- 
land — von der Steuerreform über die Haushaltsfüh- 
rung und das Zinsniveau bis hin zu den erhöhten 
Importen — wurden von der amerikanischen Seite als 
hilfreich anerkannt. Zur Information sage ich auch 
gerne — das war ein besonderes Thema — ; Die Ame- 
rikaner haben Interesse an der Deregulierung der 
Deutschen Bundespost gezeigt. Das ist ein Thema, das 
vor allem im Parlament eine große Rolle spielt. 

Schließlich bin ich mit Präsident Reagan übereinge- 
kommen, daß wir im Vorfeld des Weltwirtschaftsgip- 
fels in Toronto die Abstimmung unter den Partnern 
der Konferenz auf den Schlüsselgebieten der Welt- 
wirtschaft noch intensivieren müssen. 

Meine Damen und Herren, mit dem Abschluß des 
Europäischen Rates in Brüssel, mit der Unterzeich- 
nung des deutsch-französischen Abkommens in Paris 
und mit dem überzeugenden deutsch-amerikani- 
schen Einklang hat unsere Außenpolitik zugleich Ste- 
tigkeit und Fortschritt bewiesen. In unseren Gesprä- 
chen und Verhandlungen mit führenden Politikern 
der Sowjetunion und anderer Warschauer-Paktstaa- 
ten — wie Bulgarien, Ungarn, Polen oder die CSSR — 
hat unsere Politik der Verständigung und Zusammen- 
arbeit mit dem Osten zu weiterführenden Ergebnissen 
geführt. Wir werden und wollen diese erfolgreiche 
Politik zum Wohle unseres Landes entschlossen fort- 
führen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich eröffne die Aus- 
sprache. Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Der Herr Bundeskanzler neigt 
seit einiger Zeit hinsichtlich der Themen, zu denen er 
Regierungserklärungen abgibt oder nicht abgibt, zu 
einer überaus selektiven Auswahl. Da, wo es für seine 
Koalition und ihn schwierig werden könnte, weicht er 
Regierungserklärungen aus und sucht sie fast um je- 
den Preis zu vermeiden. So war es beispielsweise bei 
der Frage der Einbeziehung der Pershing-Ia-Systeme 
in das INF-Abkommen oder bei der Südafrikareise 
seines Beauftragten, des Herrn Strauß, die durch die 
gestrigen Maßnahmen der südafrikanischen Regie- 
rung gegen die Opposition übrigens in einem noch 
bedenklicheren Licht erscheint. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - 
Sehers [CDU/CSU]: Und wie ist es heute?) 

Da nimmt der Herr Bundeskanzler lieber Aktuelle 
Stunden in Kauf, weil dort, anders als bei Regierungs- 


erklärungen, nicht abgestimmt werden kann und weil (C) 
dort niemand Farbe bekennen muß. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Auch heute, Herr Bundeskanzler, war Ihre Auswahl 
recht selektiv. Über die bitteren Vorwürfe des Herrn 
Strauß, die zwar in ihrer äußeren Form auch nach 
unserer Meinung den Vorstellungen von einem fairen 
Umgang unter Partnern widersprechen, die aber in- 
haltlich zum größten Teil durchaus berechtigt sind, 
verlieren Sie hier in Form der Regierungserklärung 
nicht ein Wort. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Das gehört nach Ihrer Meinung offenbar nicht hier in 
den Bundestag. 

Dabei würde es doch die Öffentlichkeit durchaus 
interessieren, was es denn nun mit der Quellensteuer 
und der Gewerbesteuer tatsächlich auf sich hat. Es 
würde die Öffentlichkeit interessieren, ob Herr Stol- 
tenberg tatsächlich schlampig arbeitet. Es würde die 
Öffentlichkeit interessieren, ob in Ihrer Koalition die 
rechte Hand wirklich nicht weiß, was die linke tut, 

(Seiters [CDU/CSU]: Kleinkariert, Herr Vo- 
gel!) 

und ob in Ihrer Koalition, Herr Bundeskanzler, immer 
wieder die Frage nach der politischen Führung ge- 
stellt werden muß. 

(Seiters [CDU/CSU]: Karneval ist doch vor- 
bei, Herr Vogel!) 

Zu all dem schweigen Sie. Übrigens schweigen (D) 
dazu hier im Bundestag, wo sie eigentlich reden soll- 
ten, auch die politischen Freunde des Herrn Strauß. 

All die Herren der CSU, die — voran der wackere Herr 
Waigel — 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Danke!) 

draußen ihre Kritik so lautstark äußern, tun hier her- 
innen so, als ob sie nicht bis drei zählen könnten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist ein ziemlich kümmerliches Schauspiel. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie haben doch den 
Schöfberger gemeint, oder?) 

Wir alle — auch Sie, meine Damen und Herren von 
der Union — fragen häufig, warum eigentlich die 
Politik so sehr an Vertrauen verliert. Dann sage ich 
Ihnen: Dafür sind nicht nur Ereignisse wie der Kieler 
Skandal ursächlich; dafür spielt auch die Schizophre- 
nie eine Rolle, in der Sie sich draußen erbittert be- 
kämpfen und hier herinnen eine Einigkeit Vorspielen, 
von der jeder weiß, daß sie nur vorgetäuscht ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie meinen sicher- 
lich die SPD!) 

Nein, mit der Offenheit ist es bei Ihnen nicht weit 
her. Sie und der Bundeskanzler reden statt dessen lie- 
ber über Themen, die Ihnen weniger heikel, die Ihnen 
weniger riskant erscheinen. 

(Seiters [CDU/CSU]: Die für Sie offensicht- 
lich völlig unwichtig sind!) 
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(A) Sie wollen sich auf diese Weise über die jeweils näch- 
ste Runde retten. Das mag taktisch gut ausgeklügelt 
sein; redlich ist es nicht. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Redlich sind nur 
Sie!) 

Verlassen Sie sich darauf, Herr Bundeskanzler: Der 
nächste Schlag kommt bestimmt; Herr Geißler hier, 
Herr Strauß dort. Sie werden keine Ruhe bekommen. 
Wir können uns auf diese Herren verlassen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben sich zum europäi- 
schen Sondergipfel in Brüssel geäußert. Wir begrü- 
ßen, daß dort ein erneutes Scheitern vermieden wer- 
den konnte, daß die Strukturfonds annähernd verdop- 
pelt werden sollen und daß erstmals ein — wenn auch 
minimaler — Schritt zur Reform der Agrarpolitik ge- 
tan worden ist. Das ist alles besser als nichts. Wir wür- 
digen Ihren Beitrag und den Beitrag des Außenmini- 
sters. Wir würdigen vor allem aber auch den Beitrag, 
den Jacques Delors, der Präsident der EG-Kommis- 
sion, mit großer Beharrlichkeit und großer Geduld 
geleistet hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden so wie bisher auch in Zukunft alles 
unterstützen, was die Einigung Europas voranbringt. 
Das gilt insbesondere für die Währungsunion, und das 
gilt ebenso für die Schaffung des Binnenmarktes. 

Wir sehen jedoch auch die Schattenseiten der Brüs- 

(B) seler Ergebnisse. Zunächst: Die Agrarmisere ist damit 
keineswegs zu Ende. Die Schere zwischen dem, was 
die Steuerzahler aufbringen, und dem, was den Bau- 
ern in der Bundesrepublik tatsächlich bleibt, öffnet 
sich auch in Zukunft nach diesen Entscheidungen 
noch weiter. Das hätte sich nur verhindern lassen, 
wenn Sie schon viel früher auf der nationalen und auf 
der europäischen Ebene für produktionsneutrale Ein- 
kommensübertragungen, von denen Sie jetzt erfreuli- 
cherweise zu sprechen beginnen, eingetreten wären. 
Das hätte sich nur verhindern lassen, wenn Sie den 
Bauern die Wahrheit gesagt hätten, statt ihnen immer 
wieder das Märchen zu erzählen, man könne auf ei- 
nem völlig verstopften, durch Überschüsse geradezu 
erstickten Markt ständig steigende Preise gewährlei- 
sten. Das ist eine Legende und nicht die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Das hätte sich auch eher vermeiden lassen, wenn Sie 
das Klima in Brüssel nicht durch das unsinnige Veto 
des Jahres 1985 und durch andere Verhandlungsfeh- 
ler belastet hätten. So mußten Sie den Brüsseler Kom- 
promiß mit einem enormen finanziellen Zugeständnis 
erkaufen: 4 Milliarden DM mehr noch in diesem Jahr, 
über 30 Milliarden DM mehr bis 1992. Sie bedienen 
sich da übrigens eines nicht sehr originellen Tricks. 
Sie sprechen immer von 10 Milliarden DM bis 1992. 
Herr Bundeskanzler, Sie wissen ganz genau, im Jahre 
1992 werden die Mehrleistungen 10 Milliarden DM 
betragen, und wenn Sie von „bis 1992" reden, müssen 
Sie die Jahresfehlbeträge zusammenrechnen, und 
dann kommen Sie auf über 30 Milliarden DM. Sagen 


Sie bitte den Menschen auch in diesem Punkt die (C) 
Wahrheit. Sie wird ja doch offenbar. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

4 Milliarden DM mehr in diesem Jahr, über 30 Mil- 
liarden DM mehr bis 1992, das sind gewaltige Sum- 
men für einen Haushalt, dessen Defizit nach dem öf- 
fentlichen Geständnis, das Herr Stoltenberg am 7. Ja- 
nuar abgelegt hat, bereits 1988 40 Milliarden DM 
beträgt und in Wahrheit, wie Sie auch wissen, Herr 
Bundeskanzler, schon deutlich höher liegt. Deshalb 
hätten wir eigentlich von Ihnen hier in dieser Regie- 
rungserklärung eine Antwort auf die Frage erwartet: 

Wie soll das eigentlich alles finanziert werden? Wel- 
che Steuern, Herr Bundeskanzler, wollen Sie zu die- 
sem Zweck wann erhöhen? Sagen Sie das unserem 
Volk, damit sich unser Volk darauf einstellen kann. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Oder wollen Sie diese enormen Summen wirklich 
über Schuldenaufnahme bestreiten? Noch im Januar 
haben Sie mit der Fröhlichkeit, die Ihnen eigen ist, 
wörtlich erklärt: Es ist das Gütezeichen Ihrer Regie- 
rung, daß sie keine Schulden macht. Im Januar: Keine 
Schulden! 

(Lachen bei der SPD) 

Wenn er wenigstens gesagt hätte: möglichst wenig 
Schulden. Nein, der große Vereinfacher, er macht 
keine Schulden, und sein Minister gesteht, daß es in 
diesem Jahr mindestens 40 Milliarden werden. Halten 
Sie denn diese Äußerung noch aufrecht? 

(Zuruf von der CDU/CSU: An Ihrer Stelle 
wäre ich ganz ruhig!) 

Glauben Sie wirklich, daß Sie angesichts dieser Haus- 
haltsentwicklung — ich möchte Sie ebenso eindring- 
lich wie ernsthaft fragen — an Ihren Steuerplänen 
festhalten können? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Jawohl, das ma- 
chen wir!) 

Es wäre eine befreiende Tat, wenn Sie einen Kassen- 
sturz machten und diese verkorksten Pläne, 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

von denen hier der Vertreter des Freistaats Bayern 
ständig erklärt, daß sie ein Chaos anrichten 
— „Chaos" sagt er — , vom Tisch nehmen würde, statt 
ständig an ihnen herumzudoktern. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Außerdem, Herr Bundeskanzler, wäre es gut gewe- 
sen, wenn Sie auf diesem Gipfel auch die Massenar- 
beitslosigkeit in der Europäischen Gemeinschaft an- 
gesprochen hätten. Wir appellieren an Sie, dieses 
Thema zu einem Schwerpunkt der deutschen Präsi- 
dentschaft zu machen. Europa wird nur vorankom- 
men, wenn sich auch die Arbeitnehmer mit der Ge- 
meinschaft identifizieren können und in Europa und 
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(A) in der Gemeinschaft mit ihren Sorgen aufgehoben 
fühlen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Auf der Tagesordnung — wir hätten gerne ein Wort 
von Ihnen dazu gehört — bleibt auch die Erweiterung 
der Entscheidungsbefugnisse des Europäischen Par- 
laments, und zwar schon deshalb, weil nationale Ego- 
ismen im parlamentarischen Prozeß viel leichter ein- 
geschmolzen und viel leichter überwunden werden 
können als in den Ministerräten, wo diese nationalen 
Egoismen den Fortgang immer wieder blockieren. 

Sie haben weiter von Ihrer Amerikareise berichtet 
und Ihre Positionen zur Abrüstungspolitik dargelegt. 
Hier gibt es zwischen Ihnen und uns Berührungs- 
punkte. Diese Berührungspunkte sind schon auf der 
Wehrkundetagung in München deutlich geworden. 

So treten wir alle — ich meine, das schließt das 
ganze Haus ohne Ausnahme ein — für die baldige 
Ratifizierung des INF- Vertrages und für den raschen 
Abschluß der Verhandlungen über die Halbierung 
der strategischen Systeme ein. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben bereits während 
Ihres Aufenthalts in Washington davon gesprochen, 
daß Sie hinsichtlich der weiteren Modernisierung zu- 
mindest einen Aufschub erreicht haben. Man habe 
Ihnen in Washington erklärt, daß derzeit kein Ent- 
scheidungsbedarf besteht. 

Zu unserer Überraschung — und das alarmiert 
uns — hat der amerikanische NATO-Botschafter 
Mr. Keel, kaum daß Sie hier waren, erklärt, dieser 
Aufschub gelte eigentlich nur bis zu den Wahlen in 
Schleswig-Holstein und in Baden-Württemberg. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Herr Bundeskanzler, wir haben diese Äußerung des 
amerikanischen NATO-Botschafters mit großer Auf- 
merksamkeit zur Kenntnis genommen, 

(Rühe [CDU/CSU] : Ist der für Sie verbind- 
lich?) 

und wir haben zur Kenntnis genommen, daß Sie in 
Ihrer heutigen Erklärung das Wort Modernisierung 
überhaupt nicht in den Mund genommen und jede 
klare Stellungnahme zu diesem Problem vermieden 
haben. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Sie waren dazu in München auf der Wehrkundeta- 
gung ausgesprochen klar; heute waren Sie in diesem 
Punkt nebelhaft. Das verstärkt unseren Verdacht, daß 
der amerikanische Botschafter weiß, wovon er redet, 
wenn er diesen zeitlichen Zusammenhang herstellt. 

(Beifall bei der SPD - Rühe [CDU/CSU]: Das 
weiß er nicht!) 

Wir halten an unserer Position fest. Wir widerspre- 
chen der Modernisierung und erst recht der Aufstel- 
lung zusätzlicher Kurzstreckenraketen nicht nur für 
eine vorübergehende Frist, sondern grundsätzlich. 

(Beifall bei der SPD - Rühe [CDU/CSU]: Das 
unterscheidet uns!) 


Von den atomaren Gefechtsfeldwaffen hingegen (C) 
haben Sie in Washington in diesem Zusammenhang 
offenbar überhaupt nicht gesprochen. Die Moderni- 
sierung der atomaren Gefechtsfeldwaffen ist offenbar 
mit Ihrer Zustimmung bereits in Gang. Wenn das so 
ist, dann sagen Sie es hier doch bitte. Dann sprechen 
Sie das doch aus, damit man sich damit auseinander- 
setzen kann, 

Auch in der Frage des Abbaus der atomaren Kurz- 
streckenwaffen und der atomaren Gefechtsfeldwaffen 
haben Sie sich heute viel zurückhaltender geäußert 
als vorher etwa auf der Wehrkundetagung. Unser 
Standpunkt dazu ist unverändert. 

Unser Endziel sind sowohl hinsichtlich der Kurz- 
streckenraketen als auch hinsichtlich der Gefechts- 
feldwaffen weitere Null-Lösungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sagen: Eine dritte und vierte Null-Lösung ist bes- 
ser als eine zweite Nachrüstung. An diesem Stand- 
punkt werden wir festhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Übrigens hat gerade zu diesen Aspekten Herr 
Strauß auf der mehrfach erwähnten Wehrkundeta- 
gung 

(Rühe [CDU/CSU]: Außerhalb der Band- 
breite jeglicher NATO-Politik!) 

eine sehr realistische Einschätzung abgegeben, und 
auch Herr Kollege Dregger hat sich dazu realistisch 
geäußert. Ich hätte das gerne auch aus Ihrem Munde 
hier gehört. 

(D) 

(Rühe [CDU/CSU]: Mit dieser Politik sind Sie 

nicht NATO-fähig, Herr Vogel! Das müssen 
Sie wissen!) 

Natürlich sind wir uns des Zusammenhanges bewußt, 
der zwischen dem Abbau der atomaren Gefechtsfeld- 
waffen und der konventionellen Abrüstung schon 
wegen der doppelt verwendungsfähigen Waffen be- 
steht. Aber wir wollen nicht, daß die Verhandlungen 
über den Abbau der atomaren Waffen hinausgescho- 
ben werden, bis im konventionellen Bereich ein Er- 
gebnis erzielt ist. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Es darf nicht der eine Verhandlungsbereich zur Geisel 
des anderen Verhandlungsbereiches genommen wer- 
den. Sonst blockieren wir sowohl die Verhandlungen 
auf konventionellem wie auf atomarem Gebiet. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Sie fordern die weltweite Ächtung der chemischen 
Waffen und unabhängig davon den Abzug der ame- 
rikanischen Chemiewaffenbestände aus der Bundes- 
republik. Das begrüßen wir. Aber Sie mußten doch in 
Washington erfahren — und Sie hätten es hier mittei- 
len sollen — , daß die gegenwärtige Administration 
heute zum Abschluß eines entsprechenden weltwei- 
ten Vertrags weniger bereit ist als noch vor einigen 
Monaten. Ihr Außenminister weiß doch, warum er 
ständig gerade an die amerikanische Adresse appel- 
liert, diese Hindernisse für einen baldigen Vertrags- 
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(A) abschluß auszuräumen. Und Sie wissen doch auch, 
daß die gegenwärtige Administration mit der Produk- 
tion binärer Waffen begonnen hat, hinsichtlich deren 
der NATO-Oberbefehlshaber dieser Tage erneut ver- 
langt hat, daß sie auch in der Bundesrepublik statio- 
niert werden sollen. Im Interesse der Bundesrepublik 
sollten wir dem mit dem ganzen Haus geschlossen 
und gemeinsam entgegentreten. Und wenn das ohne 
Wirkung bleibt, sollten wir als Zwischenlösung das 
Projekt einer chemiewaffenfreien Zone in Mitteleu- 
ropa zum Gegenstand ernsthafter Gespräche und 
Verhandlungen im Bündnis, aber auch mit der ande- 
ren Seite machen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir freuen uns, daß der von uns entwickelte Begriff 
der strukturellen Angriffsunfähigkeit — das ist im 

Deutschen vielleicht ein noch besserer Begriff als die 
strukturelle Nichtangriffsfähigkeit — , der sich rasch 
in der internationalen Diskussion eingebürgert hat, 
nun auch in Ihrem Sprachgebrauch zu finden ist. Bei 
Herrn Genscher schon seit längerem und ganz ohne 
Scheu, bei Ihnen, Herr Bundeskanzler, noch etwas 
zögerlich, aber immerhin. 

(Seiters [CDU/CSU]: Welche Note geben Sie 
denn?) 

— Ihnen ersteinmal „ungenügend", auf Anhieb, Herr 
Seiters. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Bei dem Bundeskanzler nehme ich auf die Noten Be- 
zug, die ihm Herr Strauß fast täglich erteilt. 

(Seiters [CDU/CSU]: War wohl nichts!) 

Herr Strauß kennt ihn doch noch viel besser als ich; 
der weiß doch, wenn er ihn benotet, wovon die Rede 
ist. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Wollen Sie es schriftlich? Herr Waldenfels wird doch 
hier sicher das Wort ergreifen, und er wird all das, was 
Sie draußen austragen, hier noch zur Sprache brin- 
gen. Sie sind doch für offene Diskussionen. Lernen Sie 
erst einmal Glasnost von Herrn Gorbatschow, bevor 
Sie uns hier Theater Vorspielen! 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 

CSU — Dr. Waigel [CDU/CSU]: Heute sind 
Sie aber locker!) 

Unter diesem Begriff verstehen wir, daß beide 
Bündnisse zum überraschenden und tief eindringen- 
den Angriff unfähig werden, zugleich aber die Fähig- 
keit behalten, die verbleibende Gefahr grenzüber- 
schreitender Angriffshandlungen mit hinreichender 
Verläßlichkeit abwehren zu können. Um dieses Ziel 
zu erreichen, bedarf es zunächst einer Einigung darü- 
ber, was hierfür auf beiden Seiten an Waffen und Ver- 
bänden unerläßlich ist. Sodann müssen die Überle- 
genheiten, die es sicherlich auf der Seite des War- 
schauer Paktes, auf einzelnen Gebieten aber auch auf 
unserer Seite gibt, beseitigt und das Gesamtniveau 
der Rüstungen auf das vereinbarte Maß abgesenkt 
werden. Dazu bedarf es weitreichender Änderungen 


der Strukturen und der Strategien, etwa des Ausein- (C) 
anderrückens und der Reduzierung gepanzerter Ver- 
bände, vor allem in den für den Angriff aus dem Stand 
geeigneten Gebieten in der Nähe der Bündnisgren- 
zen. 

Unser Projekt eines atomwaffenfreien und auch von 
anderen schweren Waffen weitgehend geräumten 
Korridors wäre dazu ein wichtiger Zwischenschritt. 

Ich sage Ihnen voraus: Es wird hier genauso gehen 
wie bei all unseren anderen Vorschlägen: Sie werden 
sie zunächst bekämpfen, dann wird zunächst Herr 
Genscher einen Teil dieser Vorschläge übernehmen, 
und dann werden Sie uns mit Geißler-Papieren eines 
Tages den Nachweis zu liefern versuchen, daß dies 
schon immer Ihre Auffassung sei. So wird es auch hier 
geschehen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Wesentlich ist jetzt, daß sich die Allianz alsbald auf ein 
konkretes Abrüstungskonzept verständigt. Der We- 
sten ist ohnehin gegenüber den Gorbatschowschen 
Vorschlägen seit fast einem Jahr in Verzug. Es liegt in 
unserem Interesse, daß wir diese Vorschläge anneh- 
men oder mit konkreten Gegenvorschlägen beant- 
worten. Generalsekretär Gorbatschow hat bewiesen, 
daß er es aus seinen Gründen ernst meint. Wir sollten 
am Ernst der westlichen Abrüstungsabsichten keinen 
Zweifel aufkommen lassen, und die Bundesrepublik, 
die ja infolge Ihres Zögerns erst in letzter Minute auf 
die Linie der doppelten Null-Lösungen einge- 
schwenkt ist, schon gar nicht. Wenn wir dazu, meine 
Damen und Herren von der Koalition, in diesem 
Hause in einzelnen Punkten gemeinsame Beiträge 
zustande bringen, um so besser. Um so stärker wird 
das Gewicht der Bundesrepublik in die Waagschale 
fallen 

Herr Bundeskanzler, zu der gestrigen Montankon- 
ferenz haben Sie sich entgegen unserer Erwartung 
nicht geäußert. Ich gehe dennoch darauf ein, und 
zwar schon wegen des engen Zusammenhangs, der 
zwischen dem Brüsseler Sondergipfel und den weite- 
ren Entscheidungen der Europäischen Gemeinschaft 
während der deutschen Präsidentschaft einerseits und 
der weiteren Entwicklung in der Stahlwirtschaft und 
damit im Ruhrgebiet andererseits besteht. Ich meine 
darüber hinaus, daß die Menschen, und zwar nicht 
nur die unmittelbar Betroffenen, mit Recht erwarten, 
daß wir hier im Parlament die erste Gelegenheit be- 
nutzen, um uns mit den Ergebnissen dieser für die 
Menschen so wichtigen Konferenz zu beschäftigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es war gut, daß diese Konferenz stattgefunden hat. 

Das, was wir von einem nationalen Stahlausschuß er- 
warten, ist dort in ersten Ansätzen geleistet worden. 

Wir begrüßen ausdrücklich, daß die Bundesregierung 
finanzielle Hilfen und eine Reihe weiterer Maßnah- 
men für das Ruhrgebiet angekündigt hat. Das gilt für 
das Sonderprogramm im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" . Es gilt ebenso für die beabsichtigten zusätz- 
lichen Investitionen der Bundespost, für die Infra- 
strukturprojekte im Bereich des Verkehrs, des Um- 
weltschutzes und der Berufsausbildung sowie für die 
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(A) von uns stets unterstützte Absicht, dem Duisburger 
Hafen den Status eines Freihafens einzuräumen und 
damit dieser besonders schwer geprüften Stadt eine 
Perspektive, ein Zeichen der Hoffnung für eine posi- 
tive Entwicklung zu geben. Wir begrüßen das. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit hat die Bundesregierung ihre Mitverantwor- 
tung für die Menschen an Rhein und Ruhr und für die 

wichtigste Wirtschaftsregion der Bundesrepublik an- 
erkannt. Sie hat überdies anerkannt — auch das be- 
grüßen wir — , daß es sich bei den Strukturverände- 
rungen, die sich aus den Entwicklungen bei Kohle 
und Stahl ergeben, nicht um ein regionales, sondern 
um ein nationales, nein, sogar um ein europäisches 
Problem handelt. 

Daß es dazu gekommen ist, verdanken wir dem 
engagierten Protest der Arbeiter von Rheinhausen 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

und der ebenso engagierten Solidarität der Menschen 
in Duisburg und im ganzen Revier, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

einer Solidarität, die gestern mit der Menschenkette 
quer durch das Revier und mit dem Läuten aller Kir- 
chenglocken im Ruhrgebiet eindrucksvoll unter Be- 
weis gestellt worden ist. 

Wir verdanken dieses Ergebnis aber auch dem be- 
harrlichen Drängen des Landes Nordrhein-Westfalen, 
seinen konkreten Vorschlägen und seiner Bereit- 
Schaft, zusätzlich zu dem, was es schon bisher für die 
Kohle geleistet hat, weitere Leistungen zu erbringen. 
Denn das ist doch wohl jedem einsichtig: Ohne die 
Initiative und das ebenso kooperative wie nachdrück- 
liche Vorgehen des Landes Nordrhein-Westfalen — 
in diesem Punkt ist es in letzter Minute erfreulicher- 
weise zu einer Kooperation zwischen der Landesre- 
gierung und nahezu allen Fraktionen und politischen 
Kräften gekommen — 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

und, wie ich hinzufüge, erst recht ohne das Aufbäu- 
men der Menschen im Revier hätte sich nichts bewegt, 
wäre dieses Ergebnis nicht erreicht worden. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Aber, — das mindert unsere Anerkennung für das 
Geleistete nicht — , das, was gestern erreicht wurde, 
darf und kann nicht alles sein. Der ersten Konferenz 
müssen weitere Begegnungen folgen. Ich höre mit 
Befriedigung, daß das auch gestern in Aussicht ge- 
stellt worden ist. Dennoch fehlt das Gesamtkonzept, 
an dem sich die Wirtschaft und die öffentlichen Ge- 
bietskörperschaften, aber auch die Organe der Euro- 
päischen Gemeinschaft bei ihren Entscheidungen 
orientieren können, das Gesamtkonzept, das die An- 
strengungen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze bün- 
delt und bewirkt, daß der auch nach unserem Wissen 
nicht zu vermeidende Abbau von Kapazitäten nicht 
die Folge isolierter Einzelentscheidungen einander 


bekämpfender Unternehmen, sondern das Ergebnis (C) 
rationaler Abwägung unter allen Beteiligten ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch fehlt die Entscheidung der Europäischen Ge- 
meinschaft, den Subventionsmißbrauch zu beenden, 
faire Wettbewerbsverhältnisse herzustellen und das 
Quotensystem für drei Jahre festzulegen. Wir begrü- 
ßen Ihre Absicht, diese Forderungen in Brüssel zu ver- 
treten. Sie werden zu diesem Zweck mit Herrn Narjes, 
dem zuständigen deutschen Kommissar, ein sehr ern- 
stes Wort reden müssen. Wir erwarten, daß Sie sich für 
diese Belange ebenso entschieden einsetzen, wie Sie 
das seit Jahren für die landwirtschaftlichen Belange 
tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Hier muß das Engagement gleichwertig sein. 

Noch fehlt die klare Äußerung der Unternehmen, 
wie sie die Verpflichtung erfüllen wollen, die sie in der 

Frankfurter Vereinbarung zur Schaffung von Ar- 
beitsplätzen übernommen haben. 

Noch fehlt weiter eine konkrete Antwort auf die 
Frage, wie der Zeitraum zwischen dem Abbau beste- 
hender und der Verfügbarkeit neuer Arbeitsplätze 
auch mit europäischer Hilfe überbrückt werden soll. 

In der Frankfurter Vereinbarung haben sich die Betei- 
ligten — das ist wohl noch nicht allgemein im Bewußt- 
sein — ausdrücklich verpflichtet — auch die Arbeit- 
geberseite — , dafür auch den Vorschlag der Gewerk- 
schaft zu berücksichtigen — „berücksichtigen" heißt 
es im Text — , der die Errichtung von Beschäftigungs- 
gesellschaften vorsieht. 

Noch fehlt die Bereitschaft — dies wird nicht nur für 
die weitere Entwicklung des Ruhrgebietes, sondern 
auch für die weitere Entwicklung aller von dem Struk- 
turumbruch betroffenen Regionen ein zentraler Punkt 
werden; Herr Alb recht hat ja recht, wenn er auf diesen 
Punkt verweist — , die Kommunen von den Sozialhil- 
feleistungen zu entlasten, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

die wegen der Dauerarbeitslosigkeit die Finanzkraft 
der Gemeinden geradezu zerstören. Wir wissen doch 
alle — Sie wissen es doch auch — : Ohne die finan- 
zielle Fähigkeit der Kommunen, die kommunale In- 
frastruktur für die Ansiedlung neuer Arbeitsplätze zu 
schaffen, bleiben alle noch so wohlgemeinten Ankün- 
digungen auf dem Papier. Dies ist das Nadelöhr, 
durch das all diese Maßnahmen hindurch müssen. 

Es fehlt schließlich auch noch — das muß ebenfalls 
ehrlich und klar gesagt werden — eine befriedigende 
Antwort auf die Frage nach der Zukunft des Standorts 
Rheinhausen. Diese Antwort ist noch nicht gegeben. 

Ich bin dankbar, daß es gestern wohl allgemeine 
Auffassung war, daß das Ruhrgebiet weder der Bun- 
desrepublik gegenüber noch Europa gegenüber als 
Bittsteller auftritt. Es muß unterstrichen werden: Das 
Ruhrgebiet hat sich nach dem Maß seiner Kräfte bis- 
her in beispielhafter Weise selbst geholfen. Und wo es 
Hilfe erwartet, kann es sich auf den Beitrag berufen, 
den es in den 50er und 60er Jahren in entscheidender 
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(A) Weise zum wirtschaftlichen Wiederaufstieg der ge- 
samten Bundesrepublik geleistet hat. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Herr Bundeskanzler, meine Damen und Herren, die 
Regierungserklärung hat interessante Gebiete nicht, 
dafür aber verschiedene andere Gebiete berührt. 
Durch alle Bereiche zieht sich wie ein roter Faden, daß 
die Politik der Bundesregierung überall da am kon- 
struktivsten erscheint, wo sie sich unseren Positionen 
annähert, wo sie von Vorstellungen Abschied 
nimmt, 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU und der FDP) 

die, wie wir in den Zeitungen ja täglich lesen, der 
rechte Flügel der jeweiligen Koalitionsparteien noch 
heute vertritt. Wir haben keinen Grund, das zu bekla- 
gen, im Gegenteil: Wir fordern Sie auf, sich unseren 
Positionen noch stärker anzuschließen. Unser Land 
könnte dadurch nur gewinnen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD sowie Bei- 
fall der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Ronneburger. 

(Seiters [CDU/CSU]: Einen Augenblick, Herr 
Präsident! — Kleinert [Marburg] [GRÜNE]; 

Die CDU möchte, daß ein anderer spricht, 

Herr Präsident! Daran müssen Sie sich schon 
halten! — Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: 

Mit denen können Sie nicht so umgehen wie 
mit uns!) 

— Es tut mir leid, Herr Kollege Seiters, es gab ein 
Mißverständnis. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Seiters [CDU/ 
CSU]) 

— Ich bitte um Nachsicht, aber Herr Kollege Dregger 
war hier nicht gemeldet. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ihr werdet euch noch nicht 
einmal darüber einig! Koalitionschaos! — 
Weitere Zurufe von der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

— Meine Damen und Herren, Kollege Dregger ist mir 
nicht gemeldet worden. Der nächste Redner war der 
Kollege Ronneburger. Aber es ist das gute Recht der 
Koalition, eine Änderung zu vereinbaren. 

Bitte, Herr Kollege Dregger, Sie haben das Wort. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich bedaure das, Herr Kollege Ron- 
neburger; mir war das nicht bekannt. Natürlich hätten 
Sie auch vor mir sprechen können. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Dann machen Sie es 
doch so! — Weitere Zurufe von den GRÜ- 
NEN und der SPD) 

Da ich jetzt aber am Pult stehe, will ich meinen Beitrag 
leisten. 

Das Thema der Regierungserklärung betrifft die 
sehr wichtige Gipfelkonferenz der Europäischen Ge- 
meinschaft in Brüssel und die ebenso wichtige Reise 


des Bundeskanzlers nach Washington. Im Gegensatz (C) 
zu Herrn Vogel möchte ich mich an diese Themen 
halten — mit einer Ausnahme: Wegen ihrer Bedeu- 
tung möchte ich ein Wort zur Ruhrgebietskonferenz 
sagen, zu der der Bundeskanzler gestern eingeladen 
hatte. 

Es war eine gute Konferenz, weil dort nicht nur 
geredet wurde, sondern weil dort auch konkrete An- 
kündigungen gemacht worden sind über das, was der 
Bund zu tun gedenkt. Das Ruhrgebiet kann nicht ge- 
sundgeredet werden. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Es muß umstrukturiert werden. Dazu muß es mehr 
Zusammenarbeit zwischen den Sozialpartnern ge- 
ben 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig! — Frau Unruh 
[GRÜNE]: Nützt alles nichts!) 

und eine Landesregierung, die so clever, so aktiv und 
so kreativ ist wie die Landesregierung von Baden- 
Württemberg, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Dr. Vogel [SPD]: Die hat ja auch viele Koh- 
len!) 

Ich hoffe sehr, daß die gestern auf der Ruhrgebiets- 
konferenz gegebenen Anregungen aufgegriffen und 
verwirklicht werden. Soweit wir dazu beitragen kön- 
nen, wird das geschehen. 

Nun zum Thema der Regierungserklärung. Der 
Bundeskanzler hat durch seinen Besuch in Washing- 
ton Meinungsverschiedenheiten ausgeräumt, die für 
die Allianz hätten gefährlich werden können. Durch 
die Wiederherstellung des Einvernehmens mit den 
USA, und zwar auf der Grundlage der deutschen Posi- 
tionen, wie ich mit Befriedigung feststelle, hat der 
Bundeskanzler zugleich die NATO-Konferenz vom 
3. März in optimaler Weise vorbereitet. 

Ihre Verdienste, Herr Bundeskanzler, um die Euro- 
päische Gemeinschaft sind nicht geringer. Als Rats- 
präsident haben Sie nach dem gescheiterten Gipfel in 
Kopenhagen die Europäische Gemeinschaft aus einer 
Sackgasse herausgeführt. Die unter Ihrem Vorsitz ge- 
troffenen Entscheidungen der Staats- und Regie- 
rungschefs haben der Europäischen Gemeinschaft 
eine Zukunftsperspektive gegeben. Für all das dan- 
ken wir Ihnen. Wir beglückwünschen Sie, Ihren Au- 
ßenminister, den Kollegen Genscher, und uns alle 
dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zur Abrüstungs- und Sicherheitspolitik. Noch auf 
der Wehrkundetagung in München, die Herr Kollege 
Vogel erwähnte, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Wie lange redet der? 

— Lachen bei der SPD) 

die sich mit dem Thema „Doppel-Null" und seinen 
Folgen beschäftigte, standen sich zwei Ansichten 
konträr gegenüber. Amerikaner, Briten und andere 
forderten die Modernisierung der Kurzstreckensy- 
steme mit Reichweiten unter 500 km jetzt, d. h. ohne 
das von uns geforderte Abrüstungs- und Sicherheits- 
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(A) konzept, das den strategischen Zweck, die Zahl und 
die Reichweiten dieser Systeme festlegt. 

Der Bundeskanzler und ich haben in München den 
deutschen Standpunkt vertreten. Unsere Position 
— sie ist dem Hause bekannt — läßt sich wie folgt 
knapp umreißen: 

Erstens. Wir lehnen es ab, den Wegfall von Mittel- 
streckensystemen durch den Aufbau von Kurzstrek- 
kensystemen zu ersetzen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr gut!) 

weil das weder einen strategischen Sinn ergäbe noch 
die Solidarität im Bündnis fördern könnte. 


(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

Zweitens. Wir lehnen es aus den gleichen Gründen 
ab, nach dem sogenannten Brandmauerkonzept, das 
auch in München wieder eine Rolle spielte, die Kurz- 
streckensysteme aus dem Abrüstungsprozeß heraus- 
zunehmen. Sie gehören hinein; auch im Kurzstrek- 
kenbereich muß abgerüstet werden. 


(B) 


(Dr. Vogel [SPD]: Auch vernünftig!) 

Das dritte. Auch die dritte Null-Lösung lehnen wir 
ab. In diesem Punkt unterscheiden wir uns von der 
SPD und den GRÜNEN. Statt dessen fordern wir die 
Erarbeitung eines Abrüstungs- und Sicherheitskon- 
zepts der Allianz, so wie es die Außenministerkonfe- 
renz der NATO bereits im Juni 1987 auf deutschen 
Vorschlag hin in Auftrag gegeben hat. Darin müssen 
die künftige Rolle der atomaren Waffen und ihre Be- 
deutung für die weitere Strategie der Kriegsverhinde- 
rung durch Abschreckung definiert werden. Dieses 
NATO-interne Sicherheitskonzept soll dann Grund- 
lage sowohl für Modernisierungsentscheidungen, 
z. B. im Kurz- und vor allem im Mittelstreckenbereich, 
als auch für Abrüstungsverhandlungen mit der So- 
wjetunion sein. 

Meine Damen und Herren, es ist der große Erfolg 
des Bundeskanzlers, daß er in Washington für diese 
deutsche Position breite Zustimmung in der Admini- 
stration und im Kongreß nicht vorgefunden, sondern 
gewonnen, erarbeitet hat. Möglich war das nur auf 
Grund des großen Vertrauens, das Helmut Kohl und 
mit ihm die Union und die Koalition bei unseren Ver- 
bündeten genießen. 

Das hat seine Gründe. Wir sind verläßlich. Selbst die 
Zusagen, die der von der SPD gestellte Bundeskanzler 
Helmut Schmidt der Allianz gemacht hatte, haben 
wir eingehalten, nachdem Sie, meine Damen und 
Herren von der SPD, Ihren Bundeskanzler im Stich 
gelassen hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Nachdem 
die SPD klüger geworden war!) 

Meine Damen und Herren, das wirkt nach, auch in der 
Allianz. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Ihnen, meine Damen und Herren von der SPD, wird 
nicht das Vertrauen entgegengebracht, das man be- 
nötigt, um deutsche Sicherheitsinteressen in der Alli- 
anz durchsetzen zu können. 


(Rühe [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 


Wären wir nach dem Regierungswechsel Ihrem Rat (C) 
gefolgt, hätten wir heute bei den landgestützten Mit- 
telstreckensystemen ein Monopol der Sowjetunion, 
das Sie zuzugestehen bereit waren, aber keinen Ver- 
trag. Das muß auch einmal klargestellt werden! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Trotzdem, Herr Kollege Vogel, übersehe ich nicht 
— und ich würdige es — , daß Sie und Herr Bahr uns in 
den letzten Monaten bei der Ablehnung einer Umrü- 
stung auf Kurzstreckensysteme ebenso unterstützt ha- 
ben wie bei der Ablehnung des Brandmauerkonzepts. 

Das war auch hilfreich. Nationaler Konsens in Sicher- 
heitsfragen ist immer hilfreich. Sie, meine Damen und 
Herren von der SPD, sollten sich überlegen, ob Sie 
nicht auch bei der Ablehnung der dritten Null-Lö- 
sung unseren Standpunkt übernehmen können. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wie war es denn bei der 
zweiten?) 

Es ist doch klar: Für die dritte Null-Lösung können 
Sie, Herr Vogel, allenfalls die Unterstützung Moskaus 
gewinnen, da die dritte Null-Lösung die ganze sowje- 
tische Übermacht an konventionellen Waffen, z. B. an 
Panzerarmeen, und an chemischen Waffen in Europa 
wirksam machen würde. 

In der Allianz könnte eine solche Haltung nur eine 
Konsequenz haben: die völlige Isolierung der deut- 
schen Regierung, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

in Frankreich ebenso wie in den USA. Sie wissen es 
doch, meine Damen und Herren von der SPD: Wer 
sich zwischen alle Stühle setzt, hat nicht nur einen 
unbequemen Platz; er erreicht auch nichts, auch nicht 
das Mögliche. 

(Glos [CDU/CSU]: Nur den Boden!) 

Überdenken Sie daher doch noch einmal Ihren 
Standpunkt! Es läge im deutschen Interesse, wenn Sie 
als die heutige Opposition Bundeskanzler Helmut 
Kohl in der Sicherheitspolitik ebenso unterstützen 
würden, wie wir als damalige Opposition den damali- 
gen Bundeskanzler Helmut Schmidt unterstützt ha- 
ben. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Unsicherheitspoli- 
tik!) 

Herr Bundeskanzler, Herr Außenminister, wir er- 
warten, daß es Ihnen gelingt, die in Washington er- 
reichten Ergebnisse in die Beschlüsse der Allianz ein- 
zubringen. Das gilt insbesondere für die Erarbeitung 
eines Gesamtabrüstungs- und -Sicherheitskonzepts 
der Allianz. Es gilt zum anderen für den Verzicht auf 
isolierte Entscheidungen über die Abschaffung oder 
die Modernisierung solcher Waffen. Es gilt für die 
Bestätigung all dessen, was die Außenministerkonfe- 
renz der NATO auf deutschen Antrag hin bereits am 
11. und 12. Juni 1987 in Reykjavik beschlossen hat. 

Noch einen weiteren Punkt der Ergebnisse von Wa- 
shington, Herr Bundeskanzler, möchte ich unterstrei- 
chen. Die amerikanische Seite hat noch einmal die 
von Ihnen, Herr Bundeskanzler, mit dem amerikani- 
schen Präsidenten getroffene Vereinbarung — wir, 
die Kollegen Wimmer, Todenhöfer und ich, hatten sie 
vorbereitet — bestätigt, wonach die chemischen Waf- 
fen der USA in Deutschland beseitigt werden, sobald 
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(A) die USA über neue chemische Waffen verfügen, und 
diese neuen chemischen Waffen der USA nicht in 
Deutschland stationiert werden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, für unser Land an der 
Militärgrenze zwischen Ost und West mit seiner Über- 
lastung durch Truppen ist diese Entlastung ein ganz 
wichtiges Zugeständnis, für das ich dankbar bin. Ich 
freue mich auch, sagen zu können, daß unbeschadet 
dessen die amerikanische Seite an dem Ziel einer glo- 
balen und totalen Beseitigung aller chemischen Waf- 
fen festhalten will. Herr Außenminister, ich weiß, daß 
Sie sich noch einmal dafür eingesetzt haben. Das 
bleibt unsere Position. Aber darüber, daß wir diese 
Dinger, die hier sind, vorweg einmal loswerden, bin 
ich glücklich. 

Abschließend zum Einvernehmen mit Washington 
auf der Grundlage der deutschen Positionen: Wir, die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, empfinden darüber 
Genugtuung, welchen Anteil auch immer wir daran 
haben. Daß wir, daß unsere klare, beharrliche und 
wohl auch unsere Alliierten beeindruckende Haltung 
dazu beigetragen haben, wird niemand leugnen. 
Auch in Zukunft werden wir darüber wachen, daß im 
Rahmen der Allianz die deutschen Sicherheitsinteres- 
sen voll gewahrt bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun zur Europapolitik: Nach dem Scheitern der 
EG-Konferenz von Kopenhagen war der Erfolg von 
Brüssel, der unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers als 
Ratspräsident der EG erzielt wurde, eine Überlebens- 
frage der Europäischen Gemeinschaft. 

Ich möchte drei Ergebnisse hervorheben: 

Erstens. Die Finanzierung der Europäischen Ge- 
meinschaft wurde für den Zeitraum bis 1992 gesi- 
chert, und zwar, Herr Kollege Vogel, in einer Weise, 
die die deutsche Seite nicht überbelastet. Wir bleiben 
selbstverständlich der größte Nettozahler, weil wir der 
wirtschaftlich stärkste Partner der Europäischen Ge- 
meinschaft sind. Das ist gut so; das wollen wir bleiben, 
auch wenn wir dann den größten Anteil zu zahlen 
haben; das hängt nun einmal miteinander zusam- 
men. 

Die Tatsache, daß über 52 % unseres Exports in die 
Europäische Gemeinschaft und nur 16% in den DoT 
larraum gehen, erklärt, warum wir mit den Turbulen- 
zen auf den Währungs- und Finanzmärkten relativ gut 
fertiggeworden sind. 

Ich möchte zweitens die Verdoppelung der Struk- 
turhilfen für die ärmeren und die strukturschwachen 
Regionen der EG hervorheben. Ich finde, das ist nicht 
nur eine soziale Tat und ein Akt der Solidarität, es ist 
auch ökonomisch nützlich und politisch klug. Wenn 
wir schon Entwicklungshilfe außerhalb Europas lei- 
sten, dann muß sie uns in Europa selbst als Europäern 
doch besonders am Herzen liegen. 

Im übrigen: Die Errichtung des europäischen Bin- 
nenmarktes mit der Beseitigung aller Binnengrenzen 
kann von den ärmeren Staaten Europas nur verkraftet 
werden, wenn wir ihnen helfen, ihre Strukturschwä- 
chen zu überwinden. Daß der europäische Binnen- 
markt für uns als der stärksten Wirtschaftsmacht Euro- 
pas ökonomische Vorteile bringen wird, ist doch gar 


nicht näher zu begründen; das ergibt sich von selbst. (C) 
Dafür ist das Geld, das wir an Brüssel abgeben, wirk- 
lich gut angelegt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte schließlich die Beschlüsse zur europäi- 
schen Agrarpolitik hervorheben. Sie lösen natürlich 
nicht alle Probleme der Landwirtschaft. Aber ich 
finde, sie geben der europäischen Agrarpolitik zum 
ersten Male eine Perspektive, die zu einer Lösung füh- 
ren könnte. Man kann diese Perspektive nur gerecht 
bewerten, wenn man sich daran erinnert, daß unsere 
Bauern anders als Jahrhunderte zuvor nicht mehr ge- 
gen den Mangel zu kämpfen haben, sondern gegen 
den Überfluß, gegen die Produktionsüberschüsse. 
Nicht mehr die Produktionssteigerung, sondern die 
Produktionsbegrenzung liegt im öffentlichen Inter- 
esse, übrigens vor allem auch im Interesse der ärme- 
ren und vom Hunger bedrohten Entwicklungsländer. 
Diese können ihre eigene Landwirtschaft nicht ent- 
wickeln — worauf es ankommt — , wenn diese von 
den verbilligten Produkten der Überschußländer ka- 
puttgemacht wird. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Das ist richtig!) 

Der Kampf um die richtige Weichenstellung in der 
Agrarpolitik geht seit langem nicht mehr um die 
Frage, ob die Produktion begrenzt werden soll — das 
ist inzwischen Allgemeinerkenntnis — , sondern wie 
sie zu begrenzen ist. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Und bei wem!) 

In der Publizistik, in der Wissenschaft, aber auch in 
der Politik — im Rahmen der Europäischen Gemein- p) 
Schaft trifft das vor allem auf Großbritannien und die 
Niederlande zu; die Verhältnisse und die Interessen 
sind nun einmal recht unterschiedlich — wird die 
These gern vertreten, daß Preisfreigaben — d. h. aber 
drastische Preissenkungen — der einzig gangbare 
und richtige Weg seien. 

Dem haben wir uns widersetzt, weil wir die bäuer- 
liche Kulturlandschaft erhalten wollen. Wir haben da- 
für konstruktive Lösungen geboten. Die erste war die 
Quotenregelung bei der Milch. Was heißt das? Es war 
eine Produktionsbegrenzung zum Zwecke der Preis- 
stabilisierung. Das ist gelungen. Aber dieser Weg war 
bei Getreide und Ölfrüchten nicht gangbar. Auch hier 
haben wir uns gegen eine einfache Preisfreigabe zur 
Wehr gesetzt. 

Gegen erheblichen Widerstand von britischer und 
niederländischer Seite ist es der deutschen Präsident- 
schaft — ich nenne hier neben dem Bundeskanzler 
und dem Außenminister insbesondere den Landwirt- 
schaftsminister Ignaz Kiechle — mit tatkräftiger Un- 
terstützung insbesondere Frankreichs gelungen, die 
Preisreduzierung zu begrenzen und diese nur bei 
Überschreiten bestimmter Obergrenzen eintreten zu 
lassen. Bei Getreide konnte diese Obergrenze auf 
160 Millionen Tonnen festgesetzt werden, während 
insbesondere die britische Premierministerin bis zur 
letzten Stunde energisch für eine niedrigere Grenze 
bei 155 Millionen Tonnen eingetreten war. 

Meine Damen und Herren, das haben wir abwehren 
können; aber auch das schließt künftige Preisreduzie- 
rungen nicht aus. Diese hängen davon ab, ob die Pro- 
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(A) duktionssteigerung wie bisher weitergeht oder ob sie 
begrenzt werden kann. 

Dazu sollen drei Instrumente beitragen, die insbe- 
sondere von deutscher Seite vorgeschlagen und 
durchgesetzt wurden. Ich nenne Flächenstillegungr 
Extensivierung der Produktion. Beide Instrumente 
sind nicht nur agrarpolitisch, sondern auch ökologisch 
von größter Bedeutung. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Wo bleibt die Stick- 
stoffabgabe?) 

Sie können zu Aufforstung, zur Auflockerung der 
Landschaft mit Hecken und Gehölzen und zur Ver- 
minderung des Düngereinsatzes genutzt werden. 

Die Vorruhestandsregelung für auslaufende Be- 
triebe ist das dritte Instrument. Sie ermöglicht es Be- 
triebsinhabern, die keinen Hofnachfolger haben, ihre 
Betriebe aufzugeben. Die Grundstücke können ent- 
weder der Flächenstillegung oder der Strukturverbes- 
serung für Nachbarbetriebe dienen. 

Nochmals: Mit diesen EG-Beschlüssen sind die 
Agrarprobleme nicht gelöst, aber sie bieten gute An- 
sätze. Sie vernünftig in die Tat umzusetzen, ist jetzt 
unsere Aufgabe. Wir erwarten dazu auch die aktive 
Mitwirkung und Unterstützung der berufsständischen 
Organisationen, insbesondere des Bauernverbandes, 
sowie der verschiedenen landwirtschaftlichen Markt- 
organisationen. 

Wir hoffen, daß die Agrarbeschlüsse der EG — der 
Bundeskanzler hat eben darauf hingewiesen — , auch 
in anderen Überschußländern, z. B. in den USA, posi- 
tiv aufgenommen werden. Das Überschußproblem 
betrifft ja nicht nur Europa, sondern alle fortschritüi- 
chen Industrienationen, die in der Regel auch die fort- 
schrittlichen Agrarnationen sind. Es hat keinen Sinn, 
die Agrarproduktion mit öffentlichen Mitteln hochzu- 
pushen, sie dann mit öffentlichen Mitteln wieder zu 
verbilligen, um sie dann an die wenigen Importländer, 
zu denen die Sowjetunion gehört, weit unter Selbst- 
kosten zu verschleudern. Es gehört zu den Aufgaben 
der Europäischen Gemeinschaft, sich mit anderen 
Überschußländern abzustimmen, um dieser Ressour- 
cenverschleuderung zu begegnen. 

Ein Wort an die Bauern. Wenn Sie realistisch prü- 
fen, welche Probleme durch die Überproduktion auf- 
geworfen worden sind und in welchem europäischen 
Umfeld — ich habe Großbritannien und die Nieder- 
lande mit anderen Interessenlagen genannt — wir 
Agrarpolitik zu machen haben, dann werden Sie mei- 
nem Urteil zustimmen, daß keine Regierung für un- 
sere Bauern mehr hätte leisten können, als diese Re- 
gierung geleistet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich finde, diese Regierung verdient daher auch die 
Mitwirkung, die Unterstützung und das Vertrauen des 
bäuerlichen Berufsstandes, damit wir gemeinsam un- 
sere bäuerliche Landwirtschaft über diese Krise hin- 
wegretten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Flinner [GRÜNE]: Die Bauern sagen Ih- 
nen etwas anderes!) 


Herr Präsident, meine Damen und Herren, dem er- (C) 
folgreichen EG-Gipfel in Brüssel und der erfolgrei- 
chen Konferenz in Washington vorausgegangen war 
der Besuch des Bundeskanzlers in Paris aus Anlaß 
der 25jährigen Wiederkehr der Unterzeichnung des 
Elysee-Vertrages zwischen Adenauer und de Gaulle. 

Bei dieser Gelegenheit wurden Verträge unterzeich- 
net, die unsere Beziehungen zu Frankreich weiter ver- 
festigen. Sie betreffen vor allem den deutsch-französi- 
schen Verteidigungs- und Sicherheitsrat und den 
deutsch-französischen Wirtschafts- und Finanzrat. 

Auch die Entwicklung der deutsch-französischen 
Beziehungen stärkt unsere Position im westlichen 
Bündnis. Sie gibt unserem Lande Sicherheit und zu- 
gleich Rückhalt für eine aktive Ostpolitik. 

Die Erleichterungen im Reiseverkehr für die Bürger 
der DDR, die mit dem Besuch des Generalsekretärs 
Honecker in Bonn verbunden waren, haben das Ge- 
fühl der nationalen Zusammengehörigkeit des deut- 
schen Volkes gestärkt. Die Besuche des bayerischen 
und des baden-württembergischen Ministerpräsiden- 
ten in Moskau haben das große Interesse sichtbar 
gemacht, das auch von der Sowjetunion den deutsch- 
sowjetischen Beziehungen und — so kann man sa- 
gen — diesem besonders leistungsfähigen Land in der 
Mitte Europas entgegengebracht wird. Wir erwidern 
dieses sowjetische Interesse. Wir sind bereit, mit der 
Sowjetunion vor allem wirtschaftlich und kulturell, 
aber auch politisch zusammenzuarbeiten. Wir erwar- 
ten, daß das mittelfristig zur Überwindung der deut- 
schen und europäischen Teilung beitragen wird. Wir 
erstreben eine deutsche und europäische Friedens- 
ordnung, die den Interessen unseres Volkes und de- 
nen aller europäischen Völker gerecht wird. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt diese 
Entwicklung. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das habt 
ihr noch nicht voll durchdacht!) 

Wir unterstützen die Bundesregierung bei ihrer er- 
folgreichen auswärtigen Politik und werden dazu 
auch in Zukunft unseren Beitrag leisten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Vorfälle zu Beginn der 
heutigen Sitzung und vor Beginn der letzten Rede ver- 
anlassen mich doch zu folgender Feststellung: Wäh- 
rend die GRÜNEN nicht einmal zu Beginn einer Sit- 
zung eine GO-Debatte — nach der Geschäftsordnung 
— führen dürfen, darf die CDU reden, auch wenn sie 
sich nicht einmal zu Wort gemeldet hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der 
Kanzler sonnt sich im Glanze zweier Gipfel. Öffentli- 
che Reisen hat er gemacht, nicht private, wie er sie 
jetzt nach Wien antreten will. Wir hätten hier gerne 
den Bundeskanzler gefragt, ob er dem Österreichi- 
schen Vizekanzler zum Fall Waldheim einen Rat zu 
geben beabsichtigt, so wie er seinerzeit bei dessen 
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(A) Wahl geraten hat. Wir werden, Herr Präsident, diese 
durch die Geschäftsordnung unseres Erachtens in kei- 
ner Weise zu rechtfertigenden Diskussionsverbote 
zum Gegenstand der Besprechung im Ältestenrat ma- 
chen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist ja eine seltsame Geschichte, die man auch bei 
der Debatte über die Südafrikareise des bayerischen 
Ministerpräsidenten beobachten konnte. Personen, 
unsere führenden Politiker, zerfallen heutzutage in 
öffentliche und private Teile. Was öffentlich zu recht- 
fertigen ist, ist amtlich, amtliche Reise, privat ist das, 
was man überhaupt nicht rechtfertigen kann. Deshalb 
müssen wir natürlich nach privaten Reisen fragen dür- 
fen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Doch auch bei der öffentlichen Reise und bei den so 
Öffentlichen Erfolgsdarstellungen, wie wir sie vom 
Washingtoner und vom Brüsseler Gipfel hier gehört 
haben, bleiben Fragen über Fragen, Fragen nach den 
direkten Ergebnissen und Fragen nach deren Inter- 
pretation und Fragen, wohin uns diese Ergebnisse 
denn wohl führen mögen. 

Beginnen wir mit Washington: Keine Modernisie- 
rung der Kurzstreckenwaffen und Bekräftigung der 
Zusage von Tokio auf Abzug der C-Waffen bis späte- 
stens 1992, so heißen die Erfolgsmeldungen. Die Mo- 
dernisierung — wenn man es näher betrachtet — be- 
steht bekanntlich aus zwei Teilen, erstens der Moder- 
nisierung der Kurzstreckenraketen und zweitens der 
der nuklearen Artillerie. Letzteres, so hat der Kanzler 
bei früherer Gelegenheit durchaus schon gesagt, steht 
nicht mehr zur Debatte; denn diese Modernisierung 
ist seit 1986 unterwegs. Bleibt also die Modernisie- 
rung der Kurzstreckenraketen. Da wissen wir ja, daß 
nach dem Beschluß von Montebello die High Level 
Group beauftragt war und seit INF Schwierigkeiten 
hatte, sich auf Zahlen zu einigen. Deshalb sollte der 
endgültige Bericht höher abgesegnet werden, am 2./ 
3. März in Brüssel auf dem Gipfel, den unser Bundes- 
kanzler ja auch erwähnt hat. Heißt also der Moderni- 
sierungsverzicht lediglich die amerikanische Zusage, 
in der nächsten Woche noch nicht endgültig beschlie- 
ßen zu wollen? Denn zu einem tatsächlichen Moder- 
nisierungsverzicht gehört doch wohl mehr. Dazu ge- 
hört der Abbruch von Modernisierungsprogrammen. 
Nimmt der Kanzler nun etwa die etatisierten Entwick- 
lungsmittel für die Long Range Stand-off aus dem Ein- 
zelhaushalt 14 heraus? Wirkt er öffentlich auf England 
und Frankreich ein, ihren Druck auf Modernisierung 
aufzugeben oder gar ihr eigenes nukleares Raketen- 
potential in die Abrüstungsdiskussion einzubringen, 
um deren Dynamik aufrechtzuerhalten? Hat der 
Kanzler zumindest von den Amerikanern erreicht, daß 
sie ihre überzähligen Lance-Raketen aus der Bundes- 
republik abtransportieren? Denn offenbar gibt es hier 
doch viel mehr Lance, als offiziell immer angegeben 
wird. Statt dessen wiederholt der Herr Bundeskanzler, 
es bleibe bei der Notwendigkeit zum Waffen-Mix und 
der flexiblen Response. 

Erinnern wir uns und werfen wir einen Blick zurück: 
Als es um die zweite Null-Lösung ging und die Per- 
shings der Luftwaffe, versuchte da nicht der jetzt nach 


Brüssel abmarschierende Verteidigungsminister, die (C) 
Pershings als Faustpfand und Dosenöffner zu nutzen, 
um sowjetische Zugeständnisse im Bereich der Kurz- 
streckenraketen zu erreichen? Die Idee war damals 
aus verhandlungssystematischen Gründen unsinnig, 
aber die Sowjetunion bot doch an, gleich nach Ab- 
schluß der Doppel-Null-Verhandlungen in die Ver- 
handlungen über eine dritte Null-Lösung einzustei- 
gen. Der Streit innerhalb der Regierungsparteien ging 
damals um die Frage, ob „gleich anschließend“ früh 
genug sei oder ob man schon parallel mit diesen Ver- 
handlungen beginnen müsse. Anschließend setzte 
sich doch in der CDU/CSU ganz massiv, von Dregger 
bis Biehle, die Einsicht durch, daß es zu keiner Singu- 
larisierung kommen dürfe. Bringt nun der Kanzler 
auch nur irgendeinen Hoffnungsschimmer für die Lö- 
sung dieses uns doch wahrlich berührenden Problems 
aus Washington mit? 

Wie steht es nun eigentlich um die Zusage in Sa- 
chen C-Waffen? Völkerrechtlich verbindlich soll ihm 
dieser Abzug in einem Briefwechsel in Tokio zugesagt 
worden sein. Jetzt hat ihm dies irgendein Anonymus 
anscheinend in Washington bestätigt; denn öffentli- 
che Erklärungen, weder von Shultz noch von Reagan, 
sind nicht zu finden. Und warum wird nur in der bun- 
desdeutschen Presse über diesen Erfolg berichtet, 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Ist doch gar 
nicht wahr!) 

während man bei einem wie ich allerdings zugeben 
muß, sehr kursorischen Durchblättern der größeren 
US-amerikanischen Zeitungen darüber überhaupt 
nichts findet? Geht möglicherweise alles — und diese 
Frage muß doch gestellt werden — nur auf Ausfüh- 
rungen unseres Bundeskanzlers selbst gegenüber un- 
serer Presse zurück, und ist die Absicht, die sich da- 
hinter verbirgt, nur die, die Debatte ruhigzustellen? 
Wenn es eine Zusage mit völkerrechtlich bindender 
Wirkung gibt, was hindert ihn daran, uns diese Tokio- 
ter Vereinbarung nun bekanntzugeben? Wir wollen 
doch nicht die privaten Teile des Briefes, wir wollen 
nur diese eine Passage hier einmal vorgetragen be- 
kommen. 

(Beifall der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Herr Bundeskanzler, ich fordere Sie auf: Zitieren Sie 
sie doch einmal! Also Fragen über Fragen. 

Doch meine Redezeit ist knapp, und ich wende mich 
dem nächsten Gipfel zu, allerdings nicht ohne einen 
Umweg durch die Niederungen der Parteienpolitik; 
denn die Diskussion dieser Tage innerhalb der CDU/ 

CSU ist ja nun von der Auseinandersetzung um den 
von Geißler vorgestellten Programmentwurf be- 
herrscht. Und in der Tat, es ist ein erstaunliches Doku- 
ment, auf das hier auch einmal eingegangen werden 
muß, denn nirgends spiegeln sich so gut wie hier 
Weltbild und handlungsleitende Ambitionen der 
CDU-Führungsränge wider. 

Nun soll sich der Bundeskanzler ja nicht mit jeder 
Passage so wohlfühlen. Ich denke, es wäre schon recht 
wichtig, zu fragen, Herr Bundeskanzler — ich kann 
ihn jetzt nicht fragen — , wo denn der Dissens liegt. 

Liegt er etwa in den schieren Selbstverständlichkeiten 
der deutschlandpolitischen Passagen? Ich denke, es 
ist eine ernste Frage, die wir einer Regierungsverant- 
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(A) wortung tragenden Partei in diesem Lande stellen 
müssen. Was erregt Sie — Sie, die letzten, die hier 
noch so sitzen — eigentlich an der Feststellung, daß 
eine eventuelle Wiedervereinigung nur mit dem Ein- 
verständnis der Nachbarn in Ost und West zu errei- 
chen ist? Glauben Sie im Ernst, daß solch ein die Land- 
karte Europas im zentralen Teil veränderndes Ereig- 
nis gegen den Willen irgendeines Nachbarn durchge- 
setzt werden sollte? Die Auseinandersetzung gerade 
um diese Passage ist ein erschreckendes Zeichen für 
den unausgeglichenen Seelenhaushalt der größeren 
Regierungsfraktion. Aber wir überlassen den Streit 
darüber der CDU. 

Der SPD überlassen wir die Auseinandersetzung 
mit jener seltsamen Abgrenzung im Geißler-Papier, 
die in der Sowjetunion nicht einen Sicherheitspartner, 
sondern nur einen Verhandlungspartner sehen will. 

(Dr. Scheer [SPD]: Mein Gott, ist das billig! 

Das ist doch kein Niveau! Erst klauen Sie 

Begriffe, und dann verwenden Sie sie gegen 
uns! Das ist doch wirklich kein Niveau!) 

— Ich habe etwas zitiert, nicht gegen Sie gewendet. 
Ich habe gesagt: Das ist die Auseinandersetzung, die 
Sie hier bitte führen sollen. Ich habe eine andere Aus- 
einandersetzung zu führen, Herr Scheer, und das 
möchte ich jetzt tun. Das ist nämlich die Auseinander- 
setzung mit dem in diesem Papier gezeichneten Bild 
von der zukünftigen Gestalt Europas und von dem 
Anspruch auf Ausfüllung dieser „endlich einmal" 
weltpolitischen Rolle. Darüber scheint es in der CDU/ 
CSU überhaupt keine Auseinandersetzung zu geben; 
dies scheint also selbstverständlich zu sein. Selbstver- 
ständlich auch für unseren Bundeskanzler? Sind dies 
die politischen Leitvorstellungen, die er im Kopf hat, 
wenn er Gipfelpolitik betreibt? Ich will die Zitate jetzt 
nicht bringen, Sie können sie ja alle nachlesen. Ich 
muß etwas kürzen. Klar ist, daß in diesem Papier über 
die Gleichberechtigung des westeuropäischen Pfei- 
lers und über den Umbau der NATO der Anspruch 
angemeldet wird, in Weltmachtpolitik mitzumischen, 
und genau gegen diesen Punkt wenden wir uns. 

Doch damit nun zum Brüsseler Gipfel. Im Wirt- 
schaftsteil der „Zeit" hat Thomas Hanke seinen Arti- 
kel folgendermaßen überschrieben: „Europa gerettet, 
Reform gescheitert". In der Tat, das mit einer wesent- 
lichen Milliardenspritze von der deutschen Präsident- 
schaft erkaufte Delors-Paket ist ein entscheidender 
Schritt auf dem Weg zu der von allen Parteien dieses 
Hauses gegen uns GRÜNE gewünschten alsbaldi- 
gen Vollendung des einheitlichen europäischen 
Marktes. 

Machen wir uns deshalb die Technokratie des De- 
lors-Pakets nochmals bewußt. Eine erhebliche Geld- 
spritze von rund 40% zusätzlicher Mittel wird da- 
durch gerechtfertigt, daß man etwas gegen den Wild- 
wuchs der Ausgaben für die Landwirtschaft und 
gleichzeitig etwas für die Stärkung der struktur- 
schwachen neu aufgenommenen Länder tut. Aller- 
dings, die Beschlüsse zur Landwirtschaft schreiben 
nur die Misere fort; denn wer glaubt im Ernst, daß 
angesichts des Umstandes, daß von 1980 bis 1986 die 
Getreidepreise um rund 22% zurückgingen und die 
Weizenerzeugung der EG gleichzeitig von 46 Millio- 
nen t auf 66 Millionen t stieg, ein dreiprozentiger Sta- 


bilisatorenabschlag hier helfen könnte? Im Gegenteil, (C) 
die Verarmung der Landwirtschaft wird sich im Wech- 
selspiel zwischen höherer Produktivität und Preisver- 
fall fortsetzen. Ein flächendeckendes Extensivie- 
rungsprogramm statt Ihrer Stillegungsprogramme 
wäre dagegen ein erster Schritt zur Reform und in 
Richtung auf eine stärkere ökologische Orientierung 
der Landwirtschaft. 

Es wäre einiges über die Strukturfonds zu sagen, die 
— wenn man regionale Strukturpolitik kennt — letzt- 
lich ja auch nur zu sinnloser Zerstörung führen, ohne 
daß die Industrie, deren Ansiedlung man will, dann 
wirklich kommt. Dafür ist die Küstenansiedlung in 
Niedersachsen das beste Beispiel. Genau das wird 
nun europaweit getan. Ich kann darüber leider nicht 
mehr sprechen. 

Ich sage nur noch ein Wort zur Harmonisierung, 
dazu, was sie bedeutet: die Verwässerung und den 
Verlust auch nur der kleinsten national errungenen 
ökologischen Fortschritte gegenüber dem erwarteten 
Wirtschaftswachstum. Auch das ist ganz klar. Ich 
Überschläge das alles und sage nur noch eines: 

Die Bundesregierung flüchtet geradezu in diese Po- 
litik hinein, weil sie mit einer total gescheiterten 
Haushaltspolitik, mit einem 50-Milliarden-Loch bei 
2,5 Millionen Arbeitslosen in einem kaum spürbaren 
Winter am Ende einer Phase relativer Konjunkturbe- 
lebung — die sie weder wirtschafts- noch finanzpoh- 
tisch zu nutzen wußte — , mit allen binnen- und 
außenwirtschaftlichen Indikatoren in Richtung auf 
eine nun folgende Rezession weisend, überhaupt gar 
nichts anderes kann, als auf die imaginären Wachs- 
tumskräfte eines vergrößerten, vereinheitlichten 
Marktes zu setzen. Was sollen da die vorsichtigen 
Bedenken von Ökologen? 

Die Sache aber hat noch einen weiteren bedrohli- 
chen Effekt. Alle Begründungen über die Notwendig- 
keit dieses 230-Millionen-Marktes laufen letztlich auf 
eine geopolitische Betrachtungsweise hinaus. Wir 
müssen — so heißt es — uns zwischen Nordamerika- 
nern und Japan behaupten. Und das restliche Europa, 
die Rest-EFTA-Staaten oder neutrale Staaten wie 
Österreich und Schweiz oder blockunabhängige wie 
Jugoslawien? Sie mögen sich — so heißt es in aller 
Unverfrorenheit im Geißler-Papier — doch anschlie- 
ßen, Allerdings gelte dann: gleiche Rechte, gleiche 
Pflichten. Und dann weiter der mittelosteuropäische 
Raum mit seinen wachsenden Verschuldungsproble- 
men? Hier kommt eine Zerreißprobe auf Europa zu, 
die total ignoriert wird, und das zu einem Zeitpunkt, 
wo nach 40 Jahren zementierter Nachkriegsordnung 
in der Sowjetunion erst begonnen wird umzuden- 
ken. 

Einer der wichtigsten Gedanken, der uns von dort 
aus vorgetragen wird, lautet: „das gemeinsame euro- 
päische Haus". Wäre es nicht sinnvoll, dieses Haus 
erst einmal auszukundschaften, festzustellen, welche 
Vorstellungen die Sowjetunion mit diesem Begriff 
verbindet? Der Bundespräsident hat bei seinem Be- 
such in Moskau einige interessante Dialoge über die- 
ses Haus geführt. Warum hier nicht weiter, warum 
nicht zunächst versuchen, die Dynamik eines Abrü- 
stungsprozesses zu entfalten, so daß dieser zu einem 
Friedensprozeß vertieft wird? 
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Dr. Lippelt (Hannover) 

(A) Die EG -Politik ist mit einem sinnvollen Konzept ei- 
ner Europapolitik nicht vereinbar. Aber war für ein 
Konzept für eine Europapolitik hat diese Bundesre- 
gierung? Hat sie überhaupt eines? Die Leichtfertig- 
keit, mit der mit dem Problem der Rest-EFTA-Länder, 
der neutralen, der blockunabhängigen Länder umge- 
gangen wird — „ mögen sie sich doch anschließen '' — , 
ist ein erschreckendes Kennzeichen dafür; denn wenn 
Europa und ein Friedensprozeß in Europa eine 
Chance haben sollen, brauchen wir ein vielgestaltiges 
Europa mit verschiedenen Formen, ein Europa, das 
sich seiner Geschichte bewußt ist, die sich eben ge- 
rade aus solcher Vielfalt entwickelt hat . . . 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, kom- 
men Sie bitte zum Schluß. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): ... — ich bin fer- 
tig, Herr Präsident — , und das nach vorn gerichtet die 
Zukunft ökologischer Politik sucht. Simplifizierende 
Architekten eines uniformen Marktes sind für diese 
schwere Aufgabe überhaupt nicht gefragt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Durch ein Versehen beim Aufruf der 
Redner wäre ich fast in die Gelegenheit gekommen, 
Herr Kollege Vogel, Ihnen unmittelbar zu antworten. 
Ich hätte das sehr gerne getan. Aber ich hoffe, daß Ihre 

(B) Aussage, die Politik dieser Regierung sei um so erfolg- 
reicher, je mehr sie sich den Thesen der SPD annä- 
here, 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 
auch jetzt noch in den Köpfen der anwesenden Zuhö- 
rer ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Darauf können Sie sich 
verlassen!) 

Ich möchte Sie gerne einmal fragen, wie Sie eigent- 
lich dazu stehen, daß nach Aussagen aller unserer 
Verbündeten das INF-Abkommen, also der erste 
Schritt auf dem Wege der Abrüstung, zur Beseitigung 
einer gesamten Waffenkategorie, nicht erzielt worden 
wäre, wenn es nicht die Haltung der Bundesrepublik, 
der Bundesregierung, der Koalition am 22. November 
1983 — gegen Ihre Stimme — gegeben hätte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Dr. Vogel [SPD]: Wenn wir den Widerstand 
gegen die Pershing I a nicht aufgegeben hät- 
ten!) 

Das ist keine Annäherung an das gewesen, von dem 
Sie meinen, daß es Grundlage unserer Politik sein 
sollte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie wissen doch selber 
nicht, was Grundlage Ihrer Politik ist!) 

Nein, Herr Kollege Vogel, wir haben diese Erfolge 
erzielt, weil wir eine andere Politik betrieben haben, 
als Sie sie uns angeraten haben. 

Das gilt übrigens auch für den bevorstehenden und 
angekündigten und bestätigten Abzug der chemi- 
schen Waffen aus der Bundesrepublik Deutschland. 


Herr Kollege Dr. Lippelt, es ist in Washington noch (C) 
einmal eindeutig bestätigt worden, daß die Vereinba- 
rung zwischen dem Bundeskanzler und dem Präsi- 
denten der Vereinigten Staaten nicht nur den gegen- 
wärtigen Präsidenten bindet, sondern daß dies eine 
Verpflichtung ist, der sich die Vereinigten Staaten 
auch in Zukunft unterworfen sehen werden. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Nennen 

Sie doch eine Quelle außer dem Bundes- 
kanzler!) 

Wir werden bis zum Jahre 1992 erleben, was wir alle 
angestrebt und was wir gegen Ihre Tendenzen in der 
Haltung der Bundesrepublik durchgesetzt haben: Wir 
werden erleben, daß chemische Waffen auf dem Bo- 
den der Bundesrepublik nicht mehr vorhanden sein 
werden — ein Ergebnis, für das wir uns lange Jahre 
eingesetzt haben und das gleichzeitig ein zusätzlicher 
Schritt zu einer weltweiten Beseitigung chemischer 
Waffen sein kann, zu der sich auch die Vereinigten 
Staaten von Amerika bekannt haben, wenn sie auch 
darauf aufmerksam gemacht haben, welche Schwie- 
rigkeiten der Verifikation gerade auf dem Gebiet der 
weltweiten Beseitigung chemischer Waffen sich noch 
ergeben werden. Aber wir kommen auch hier 
voran. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Re- 
gierungserklärung des heutigen Tages hat sich mit 
zwei Ereignissen befaßt, die in einem ganz bestimm- 
ten Zusammenhang gleiche Voraussetzungen hatten: 

Bei beiden Ereignissen gab es negative Vorankündi- 
gungen, gab es die Aussagen, wie schwierig es so- 
wohl in Brüssel als auch in Washington sein würde, ^ 
unseren deutschen Standpunkt durchzusetzen, zu Er- 
folgen zu kommen. Es gibt eigentlich kaum ein Bei- 
spiel in der Vergangenheit dafür, daß sich Vorweg- 
aussagen und Ergebnisse so vorteilhaft, so nachdrück- 
lich voneinander unterscheiden, wie das sowohl für 
Brüssel als auch für Washington im Rückblick gesagt 
werden kann. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Deswegen ist es ein billiges Ausweichen, Herr 
Dr. Vogel, wenn Sie auf bestimmte Briefe aus Mün- 
chen oder auf anderes verweisen. Ich könnte Sie jetzt 
auch fragen, wie Sie auf bestimmte Vorschläge aus 
dem Saarland reagieren. Ich könnte Sie fragen, wie 
bestimmte Aussagen aus Ihrer eigenen Fraktion zur 
Frage der Abrüstung sich mit dem in Verbindung 
bringen lassen 

(Dr. Vogel [SPD]: Das sind höfliche Leute!) 

— Soll ich Ihnen Dr. Scheer zitieren? Möchten Sie es 
schriftlich haben? 

(Dr. Vogel [SPD]: Ronneburger, nun lachen 

Sie doch mall Gucken Sie nicht so ernst! Ist ja 
gut!) 

— Wissen Sie, bei Ihrem Humor zu lachen ist nicht 
ganz einfach. 

Warum, Herr Kollege Dr. Vogel — wir haben 
hier ja schon so manchen Strauß miteinander ausge- 
tragen — , 

(Dr. Vogel [SPD]: Strauß behaltet ihr mal!) 
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(A) verweisen Sie denn nicht einmal auf die inneren Wi- 
dersprüche in den Aussagen Ihrer Fraktion und Ihrer 
Partei, wenn Sie glauben, Widersprüche innerhalb der 
Koalition oder auch innerhalb der Union feststellen zu 
müssen? 

(Dr. Vogel [SPD]: Was heißt Widersprüche? 

Das sind doch unflätige Beschimpfungen, die 
die Herren austauschen! — Gegenruf von 
der CDU/CSU: Sie haben fünf Konzepte!) 

Ich möchte mit aller Nüchternheit feststellen, Herr 
Kollege Dr. Vogel, daß die SPD eine Abrüstungspoli- 
tik betreibt, die wirklich weitab von allem ist, was 
innerhalb des Bündnisses durchsetzbar und realisier- 
bar ist. Daß diese Politik auch der inneren Logik ent- 
behrt, läßt sich an einem ganz bestimmten Punkt eines 
heute von Ihnen eingereichten Antrags einfach nach- 
weisen. Ich beziehe mich auf folgendes Zitat, Herr 
Kollege Vogel: 

Nach dem INF-Vertrag streben wir in Europa 
eine Null-Lösung für die nuklearen Kurzstrek- 
kensysteme unter 500 km Reichweite und für die 
nuklearen Gefechtsfeldwaffen sowie konventio- 
nelle Stabilität an. 

Herr Kollege Vogel, logisch wäre es, zu sagen, daß 
dieser letzte Punkt die konventionelle Stabilität, die 
Voraussetzung erst schaffen kann, um eines Tages an 
eine vollständige Beseitigung der Kurzstreckenwaf- 
fen zu denken. 

(Jungmann [SPD]: Davon redet der Bundes- 
kanzler doch gar nicht! — Dr. Vogel [SPD]: 

Das will er doch gar nicht! — Jungmann 
[SPD]: Er redet davon, gemeinsame Ober- 
iß) grenzen zu sichern!) 

— Diese gemeinsamen Obergrenzen werden wir ha- 
ben müssen, solange es konventionelle Stabilität und 
Ausgewogenheit nicht gibt. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wenn das Ihre Auffassung ist, warum schreiben Sie 
das nicht in Ihren Antrag hinein, so daß es jeder ver- 
stehen kann, der diesen Antrag vor sich hat, ihn liest 
und etwa mit ihm Politik machen sollte, würde er denn 
angenommen werden, wovon ich nicht ausgehe? 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Scheer? 

Ronneburger (FDP): Ja, bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Kollege Ronneburger, wie 
können Sie diese Aussage, die Sie eben gemacht ha- 
ben, daß ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
den verschiedenen Waffenkategorien bei Verhand- 
lungen besteht, noch aufrechterhalten, wenn ich Ih- 
nen folgendes Zitat von Außenminister Genscher im 
„Bulletin" der Bundesregierung vom 10. November 
1987, also erst vor wenigen Wochen, vorlese: 

Wir dürfen nicht zu Gefangenen künstlicher Ab- 
hängigkeiten zwischen einzelnen Abrüstungsbe- 
reichen werden. Der Abbau eines zu Lasten des 


Westens bestehenden Ungleichgewichts darf (C) 
nicht von der vorherigen Beseitigung eines eben- 
falls zu unseren Lasten bestehenden Ungleichge- 
wichts abhängig gemacht werden. Dies gilt vor 
allem für die Europa besonders betreffenden 
Waffensysteme — nukleare Kurzstreckenwaffen, 
chemische und konventionelle Waffen — . . . Die 
Herstellung von Stabilität in jedem einzelnen Be- 
reich des Kräfteverhältnisses ist ein Zugewinn an 
Sicherheit. 

Stimmen Sie mir zu, daß das das glatte Gegenteil des- 
sen ist, was Sie eben gesagt haben? 

(Bundesminister Genscher: Keineswegs!) 


Ronneburger (FDP): Nein, dem stimme ich über- 
haupt nicht zu, Herr Kollege Scheer. Es wird Sie nicht 
überraschen, daß ich nicht zustimme, aber Sie haben 
offenbar übersehen, daß der Bundesaußenminister in 
dieser seiner Äußerung chemische und konventio- 
nelle Waffen, alles in einem Zusammenhang, genannt 
und damit ein Paket hergestellt hat, im Rahmen des- 
sen sich konventionelle Abrüstung vollziehen muß. 

(Widerspruch bei der SPD — Jungmann 
[SPD]: Nein, lesen Sie nach! — Dr. Vogel 
[SPD]: Lesen! — Noch einmal vorlesen! — 
Bundesminister Genscher: Bitte!) 

— Nein, vielen Dank. Diese Zwischenfrage war lang 
genug. 

(Jungmann [SPD]: Herr Ronneburger, Sie 
können es ja mal nachlesen!) 

— Herr Kollege Jungmann, Sie sollten einmal nachle- 
sen, was von Ihrer eigenen Partei veröffentlicht wird. 
Ich jedenfalls kann an dieser Stelle nur feststellen: Wir 
haben in Washington, wir haben in Brüssel Ergeb- 
nisse erzielt, von denen noch vor wenigen Monaten 
gesagt worden wäre, es sei bare Illusion, so etwas 
anzunehmen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir sind aus Washington mit der Aussage der ameri- 
kanischen Regierung zurückgekommen, daß zur Zeit 
kein Anlaß für eine Modernisierung von Kurzstrek- 
kenwaffen bestehe, dies übrigens nicht nur, Herr Kol- 
lege Vogel, im Sinne einer kurzfristigen Verschie- 
bung, sondern mit einer Aussage der Leiterin der Eu- 
ropaabteilung des State Department, die gesagt hat: 
Lance bis 1995 einsatzbereit. Wir haben jetzt 1988, wir 
haben sieben Jahre vor uns, in denen wir an einem 
Ausgleich arbeiten können. 

(Jungmann [SPD]: Sie wissen aber, daß der 
Beginn der Modernisierung von Waffen fünf 
bis zehn Jahre vorher läuft!) 

— Herr Kollege Jungmann, meine Zeit läuft ab. Las- 
sen Sie mich jetzt im Zusammenhang einmal das sa- 
gen, was ich Ihnen, auch gerade Ihnen, gerne sagen 
würde. Vielleicht sollten Sie lieber zuhören, statt Zwi- 
schenrufe zu machen. 

Wir haben einen Zeitraum vor uns, in dem der Ab- 
bau von asymmetrischen Rüstungsbeständen voran- 
getrieben werden kann. Wir können in dieser Zeit die 
Voraussetzungen dafür schaffen, wenn wir uns an 
Gorbatschow und seine Aussagen halten, um auch auf 
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Ronneburger 

(A) eine solche Modernisierung verzichten zu können. 
Wir haben die Zusage für den C-Waffen-Abzug aus 
der Bundesrepublik bis 1992 mitgebracht. Wir haben 
die Zustimmung der Regierung der Vereinigten Staa- 
ten zu der Forderung nach einem Gesamtkonzept der 
NATO für Abrüstung und Rüstungskontrolle, einem 
Gesamtkonzept, zu dem der Bundeskanzler in Wa- 
shington mehrfach gesagt hat, daß es uns in die Lage 
versetzen müsse, aktiv in das Geschehen der Abrü- 
stung einzugreifen und nicht nur zu reagieren, wenn 
Gorbatschow — wie übrigens in der Vergangenheit 
wiederholt geschehen — westliche Vorschläge auf- 
greift und sie als seine eigenen der Weltöffentlichkeit, 
aber auch der Öffentlichkeit in der Bundesrepublik zu 
unterstellen vermag. 

Wir haben die Zustimmung unserer amerikani- 
schen Freunde zu der Forderung nach ausgewogener 
Verringerung konventioneller Streitkräfte und nach 
einem weltweiten Verbot chemischer Waffen. Wir 
haben registriert die erkennbare Bereitschaft beider 
Häuser im Kongreß zu einer Ratifizierung des INF- 
Abkommens ohne einschränkende oder verändernde 
Zusätze, die von uns, wo immer wir Gelegenheit dazu 
hatten, abgelehnt worden sind. 

Ich füge hinzu: Diese positiven Ergebnisse, die wir 
aus Washington mitgebracht haben, die einem nach- 
drücklichen Einsatz des Bundeskanzlers und des Bun- 
desaußenministers auch in der Vorbereitung dieses 
Besuches zu verdanken waren, haben wir erzielen 
können auf der Grundlage zweier vorhergegangener 
Ereignisse. 

Das eine liegt schon etwas zurück und ist die klare 

(B) und eindeutige Haltung der Bundesregierung, der 
Bundesrepublik in der Frage des Doppelbeschlusses 
der NATO. Es ist uns an keiner Stelle so eindeutig wie 
dort in Washington gesagt worden, welche große Be- 
deutung dieses Ereignis für die Einschätzung und für 
die Durchsetzungsfähigkeit der Politik der Bundesre- 
publik hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Das zweite Ergebnis ist das von Brüssel das eben- 
falls von den Amerikanern als eine Stärkung des west- 
lichen Lagers und als eine größere Möglichkeit auch 
für die Bundesrepublik, ihre Politik durchzusetzen, 
angesehen worden ist. Es hat ebenfalls Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen, daß diese positiven Ergebnisse 
erreicht werden konnten. 

Herr Bundeskanzler, ich glaube, daß das, was Sie in 
Ihrer Regierungserklärung geschildert haben, die Er- 
gebnisse, die wir erreicht haben, die Wege, die weiter 
einzuschlagen sind, uns in meiner Fraktion alle Ver- 
anlassung geben. Ihnen und dem Bundesaußenmini- 
ster bei dieser Politik unsere Unterstützung auch wei- 
terhin zuzusagen in der Hoffnung, daß die Wege, die 
wir gemeinsam beschreiten werden, zu einem Frieden 
führen werden, der eines Tages nicht mehr nur auf 
militärischen Voraussetzungen beruht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Scheer. 


Dr. Scheer (SPD); Herr Präsident! Meine Damen (C) 
und Herren! Zunächst zu Herrn Ronneburger: Herr 
Ronneburger, wer wie die FDP 1980 in den Bundes- 
tagswahlkampf zog mit dem Satz: Helmut Schmidt 
muß Bundeskanzler bleiben, zwei Jahre später Hel- 
mut Schmidt abwählt und statt dessen Helmut Kohl 
zum Bundeskanzler wählt, sollte nicht über zurücklie- 
gende Jahre reden. 

(Ronneburger [FDP] : Wären Sie doch bei ihm 
geblieben! Sie haben ihn doch verlassen! — 
Jungmann [SPD]: Sie wollten doch Genscher 
stürzen, weil er ihn verlassen hat! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Ich komme zum Ergebnis der Washingtoner Ge- 
spräche. Bundeskanzler Kohl und Außenminister 
Genscher waren bei den Gesprächen in Washington 
in einer Hinsicht besonders erfolgreich: im Eigenlob. 

Es wurde zwar erreicht, daß denjenigen in der NATO 
vorläufig eine Bremse eingezogen wurde, die sich in 
den letzten Jahren für eine beschleunigte chemische 
und atomare Aufrüstung in Europa ereiferten. Aber 
die Bremsen in der Abrüstungspolitik wurden nicht 
gelockert. Mehr noch: Die Bundesregierung ist es bei 
näherem Hinsehen selbst, die ihre offiziell verlautbar- 
ten Abrüstungsziele von heute durch nur noch äußerst 
schwer aufzuhaltende Rüstungsentscheidungen von 
gestern konterkariert hat. In den Bemühungen um ein 
weltweites Verbot chemischer Waffen erklärte Au- 
ßenminister Genscher noch am 10. November 1987: 

„Ein Hinausschieben der Einigung über die C-Waf- 
fen-Beseitigung würde der westlichen Sicherheit 
schaden, 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) (D) 

und die Verhandlungslage erlaubt einen Abschluß in 
den ersten Monaten des nächsten Jahres." Gemeint 
war 1988. Doch heute steht die C-Waffen- Abrüstung 
nicht vor dem Abschluß, sondern liegt auf der langen 
Bank. 

(Jungmann [SPD]: Jawohl!) 

Die Widerstände kommen von der französischen Re- 
gierung und aus der amerikanischen Regierung sowie 
dem NATO-Oberkommando. Diese hat die Bundesre- 
gierung weder in Washington noch zuvor in Paris 
überwinden können. Statt dessen preist sie die Zusi- 
cherung, daß die neu produzierten chemischen Waf- 
fen nicht ohne Zustimmung der Bundesregierung in 
der Bundesrepublik stationiert würden. 

Dazu folgende Feststellungen: 

Erstens. Bereits im Mai 1986 verlautbarte Bundes- 
kanzler Kohl, er habe diese Zusicherung von Präsi- 
dent Reagan zuverlässig und verbindlich erreicht. 
Wenn dieselbe Vereinbarung vom Mai 1986 anläßlich 
der Washingtoner Gespräche im Februar 1988 noch- 
mal als großes Resultat gefeiert wird, dann waren ent- 
weder unsere seinerzeitigen Zweifel über die Ver- 
bindlichkeit dieser Abmachung berechtigt, oder es 
handelt sich jetzt um einen Versuch, einen zweiten 
Aufguß als aktuelle Erfolsstory zu verkaufen, weil an- 
sonsten nicht viel erreicht wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Die neue Lage, in der heute in der NATO 
mehr von C-Waffen-Rüstung als von Abrüstung die 
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(A) Rede ist, hat sich die Bundesregierung selber einge- 
brockt. Am 15. Mai 1986 haben hier im Deutschen 
Bundestag CDU, CSU und FDP der Neuproduktion 
chemischer Waffen, ihre Einbeziehung in das NATO- 
Streitkräfteziel und der Eventualfallplanung, daß 
diese Waffen in Krisenzeiten in die Bundesrepublik 
gebracht werden, gegen unsere eindringlichen Ap- 
pelle zugestimmt. Ohne diese Zustimmung wäre es 
mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht zur Neuproduk- 
tion dieser Waffen gekommen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Todenhöfer [CDU/ 
CSU]: Das ist falsch!) 

Sie behaupteten damals, diese Entscheidungen be- 
wirkten einen Verhandlungsdruck auf die Sowjet- 
union, und Herr Wörner sagte wörtlich: „Die Sowjet- 
union hat es in der Hand, . . . indem sie sich endlich zu 
Kontrollmaßnahmen bereit findet. Dann wird es nie- 
mals zu einer solchen Produktion kommen.“ Inzwi- 
schen liegt die sowjetische Kontrollbereitschaft vor, 
aber die Produktion hat begonnen. Die Gründe sind, 
daß das NATO-Oberkommando ein neues C-Waffen- 
Abschreckungspotential für unverzichtbar hält. Da 
die Bundesregierung alle genannten Grundlagenbe- 
schlüsse, die das überhaupt möglich machen, mit be- 
schlossen hat, ist sie für die Blockade und ein mögli- 
ches Scheitern der C-Waffen-Abrüstung, das ich hier 
nicht beschwören will, klar mit verantwortlich. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Bei den atomaren Kurzstreckenwaffen hieß es auch 
aus den Reihen der Bundesregierung mit unserer Zu- 

(B) Stimmung wochenlang, daß deren Abrüstung nun mit 
besonderem Vorrang und auch unabhängig von der 
konventionellen Rüstung behandelt werden müsse. 
Nun preist der Bundeskanzler es als Erfolg, in Wa- 
shington die Modernisierung — die öffentliche Tarn- 
bezeichnung für Neurüstung, um das mal deutlich zu 
machen — atomarer Kurzstreckenwaffen aufgescho- 
ben zu haben. 

Die ganze Wahrheit sieht folgendermaßen aus: 

Erstens. Die sogenannte Modernisierung der Kurz- 
streckenraketen ist nicht aufgeschoben worden, denn 
vor 1995 war schon vorher gar nicht an eine Einfüh- 
rung dieser Waffen gedacht. 

(Jungmann [SPD]: Richtig, genauso ist es!) 

Gleichzeitig wird schamhaft übergangen, daß die 
neue Rüstung atomarer Gefechtsfeldwaffen und ihre 
Einführung in der Bundesrepublik bereits begonnen 
haben. Die Bundesregierung hat also nur scheinbar 
gegen die sogenannte Modernisierung gekämpft. Auf 
jeden Fall ist nichts Neues herausgekommen, 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Lippelt 
[Hannover] [GRÜNE]) 

Zweitens. Daß die Bundesregierung mit wenig 
Durchsetzungs- und Überzeugungskraft gegen diese 
Neurüstung eintreten kann, hat sie wiederum sich 
selbst zuzuschreiben. Nicht nur, daß Verteidigungs- 
minister Wörner bis in die letzten Tage hinein für 
diese Modernisierung war. Mehr noch: Dem diesbe- 
züglichen NATO-Grundsatzbeschluß von Monte- 
bello im Jahr 1983 hat die Bundesregierung zuge- 


stimmt. Sie ist damit für alle Folgeentscheidungen (C) 
mitverantwortlich. 

Drittens. Es ist nicht zu sehen, daß Bundeskanzler 
Kohl und Außenminister Genscher für sofortige Ver- 
handlungen über die Abrüstung von Kurzstreckenra- 
keten überhaupt noch eingetreten wären, obwohl ge- 
nau diese Notwendigkeit beschworen und den deut- 
schen Bürgern versprochen wurde. Gesprochen wird 
jetzt nur noch über den Vorrang der Verhandlungen 
über konventionelle Waffen und über ein westliches 
Gesamtkonzept. Es mag ja schön sein, wenn es so weit 
kommt, und es ist sicher auch wichtig. Aber ich be- 
fürchte, daß hier die allgemeine Erfahrung sich be- 
wahrheitet, daß jemand dann von einem Gesamtkon- 
zept redet, wenn er sachlich auf der Stelle tritt. 

Aus alldem ergibt sich: Sowohl bei der Neurüstung 
chemischer Waffen wie auch bei der Neurüstung ato- 
marer Kurstreckenwaffen kämpft die Bundesregie- 
rung gegen Geister, die sie selber gerufen hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir würden es der Bundesregierung nicht vorwerfen, 
wenn sie sich in einer Frage nicht durchsetzen konnte. 
Dazu gehören immer mehrere. Was wir vorwerfen, 
sind die selber zu verantwortenden Widersprüche und 
dies: Indem die Bundesregierung die chemische und 
die atomare Neurüstung mitbeschlossen hat, hat sie 
Eigentore geschossen und ein drohendes Scheitern 
der chemischen und der weitergehenden atomaren 
Abrüstungsziele bei Kurzstreckenwaffen program- 
miert. Ob das gewollt oder ungewollt ist, spielt keine 
Rolle. In der Politik kommt es auf Ergebnisse an. Dafür 
müssen Sie zur Rede gestellt und daran müssen Sie 
gemessen werden. 

Konsequente Abrüstungspolitik heißt statt dessen 
— um nur bei diesen Fragen, um die es heute und in 
Washington ging, zu bleiben — : Bei chemischen Waf- 
fen scheint uns ein definitiver Bundestagsbeschluß, 
wie schon 1986 von uns eingefordert, aber von Ihnen' 
abgelehnt, notwendig, daß nach dem Abzug der Alt- 
bestände keine chemischen Waffen stationiert wer- 
den. 

Wir erwarten darüber hinaus, daß die Bundesregie- 
rung auf der Grundlage der deutsch-französischen 
Beziehungen und des WEU-Vertrags endlich gegen 
die beabsichtigte neue französische Chemierüstung 
tätig wird, die ebenfalls die Verhandlungen blockiert. 

Die Bundesregierung sollte deshalb erwägen, im 
WEU-Rat die französische Chemierüstung auf die Ta- 
gesordnung zu setzen und dagegen zu stimmen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der GRÜ- 
NEN) 

Wenn ein solcher Versuch unterbleibt, bleibt der Ein- 
satz für C-Waffen-Abrüstung halbherzig. 

Bei atomaren Kurzstreckenwaffen erwarten wir, 
daß die Bundesregierung auf dem NATO-Gipfel dafür 
eintritt, daß diese Verhandlungen jetzt doch noch 
trotz aller Widerstände stattfinden und daß eventuelle 
Ergebnisse nicht davon abhängig gemacht werden, 
ob es Ergebnisse bei den Verhandlungen über kon- 
ventionelle Waffen gibt. Man sollte in diesen Fragen 
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(A) auch getrennt zu Ergebnissen gelangen können, da- 
mit man weiterkommt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Bei diesen beiden Punkten — chemische Waffen 
und atomare Kurzstreckenwaffen — tun wir nicht 
mehr, als uns auch auf das zu berufen, was Sie selber 
gesagt haben und was ursprünglich gemeinsame Auf- 
fassung hier im Haus war. An diesen Punkten werden 
wir Sie nicht nur heute, sondern auch in der Zukunft 
messen. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Geiger. 


Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Von den GRÜ- 
NEN habe ich eigentlich von vornherein nicht erwar- 
tet, daß sie den Bundeskanzler bei der heutigen De- 
batte loben; denn sie haben kein schlüssiges außen- 
politisches Konzept und sind meistens gegen alles, 
und das noch nicht einmal geschlossen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Den Sozialdemokraten, die immerhin 16 Jahre Re- 
gierungsverantwortung getragen haben, hätte eine 
positivere Würdigung der jüngsten Entscheidungen 
in der Europa- und Sicherheitspolitik wahrhaftig gut 
angestanden. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die haben alles ver- 
lernt!) 

Statt dessen wird kleinkariert gemäkelt und mit der 
Lupe nach angeblichen Fehlern gesucht. 

(Lachen bei der SPD) 

Dabei geht der Blick für das Ganze verloren. 

Es wird der Opposition nichts bringen, wenn sie die 
offensichtlichen Erfolge, zu denen Kanzler Kohl von 
der halben Welt beglückwünscht wird, als Fehl- 
schläge verkauft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP — Zurufe von der SPD) 

Freuen Sie sich doch mit uns über die Ergebnisse des 
EG-Sondergipfels und über die Ergebnisse von Wa- 
shington, von denen für unser Land so viel abhängt. 
Auch das sollte eine konstruktive Opposition einmal 
fertigbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber zunächst zum Sondergipfel der Europäischen 
Gemeinschaft. Für Einzelheiten ist heute zu wenig 
Zeit; dies wird in den Ausschüssen zu beraten sein. 
Insgesamt kann man jedoch sagen, daß vernünftige 
und faire Lösungen für schwierige Probleme gefun- 
den wurden, deren Lösung mehr als fünfzehn Jahre 
lang anstand, jedoch immer wieder hinausgeschoben 
wurde. 

(Krey [CDU/CSU]; Sehr wahr!) 

Mit dem jetzigen Kompromiß können die Betroffe- 
nen leben, auch unsere deutschen Bauern. 

(Frau Flinner [GRÜNE]; Nein, damit können 
sie nicht leben!) 


Ich weiß, daß sich die Bauern vorteilhaftere Lösungen (C) 
gewünscht hätten. Das, was jetzt erreicht wurde, ist 
jedoch um vieles besser als das, was in Kopenhagen 
auf dem Tisch lag. Dies ist dem Verhandlungsge- 
schick der deutschen Delegation zu verdanken, und 
dies sollte man auch einmal anerkennen. Außerdem 
bleibt uns ja der Weg für nationale Regelungen of- 
fen. 

(Krey [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Brüsseler Gipfelbeschlüsse werden uns Deut- 
schen Opfer abverlangen. Unsere Finanz- und Haus- 
haltspolitiker werden überlegen müssen, wie die Mit- 
tel für diese Lasten aufgebracht werden können. Es 
wäre aber kurzsichtig, das Brüsseler Gipfelergebnis 
allein und ausschließlich danach zu bewerten, daß wir 
zuviel in die Gemeinschaftskasse zahlten, aber zuwe- 
nig dafür herausbekämen. Eine solche Mentalität, wie 
sie z. B. bei einer Pressekonferenz von Lafontaine und 
Arndt zum Ausdruck kam, ist europafeindlich. In Zei- 
ten Ihrer Regierung, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der SPD, war es anders: Wir hatten an 
Ihrer Europa- und Bündnispolitik zwar auch manches 
auszusetzen, aber am gemeinsamen Ziel Europa ha- 
ben wir nie gezweifelt und waren deshalb auch bereit, 
die Belastungen mitzutragen. Daran sollten Sie sich 
heute vor mancher vorschnell abgegebenen Bewer- 
tung erinnern. 

Dazu, ob sich unser Engagement für Europa lohnt, 
hat sich besonders treffend Jacques Delors, der Präsi- 
dent der EG-Kommission, am 16. Februar geäußert. Er 
hat gesagt: 

Was die Bundesrepublik Deutschland betrifft, so 
muß man darauf hinweisen, daß wir ohne die in- 
telligente Präsidentschaft des Bundeskanzlers 
wohl kaum einen Erfolg erzielt hätten. Über diese 
intelligente Präsidentschaft hinaus hat die Bun- 
desrepublik ein Beispiel der wohl wichtigsten 
politischen Qualität gegeben, nämlich der Groß- 
zügigkeit. Diese Großzügigkeit macht sich be- 
zahlt. Denn wenn die Deutschen 1992 ca. 10 Mil- 
liarden DM mehr zahlen, so werden sich ihnen 
damit die Märkte Europas mit ungefähr 320 Mil- 
lionen Verbrauchern öffnen, wenn nicht sogar 
mehr, weil dann die Märkte Schwedens, Norwe- 
gens, der Schweiz und Österreichs dazukom- 
men. 

Ich meine mit Jacques Delors, daß sich unsere finan- 
zielle Großzügigkeit — in Maßen, wohlverstanden — 
gelohnt hat und sich lohnen wird. Schon die Tatsache, 
daß es nun fünf Jahre lang eine EG ohne die alljähr- 
lichen, nächtelangen Fingerhakeleien über die ge- 
meinsame Agrarpolitik und deren Finanzierung sowie 
über die Finanzreform und -Struktur der Gemein- 
schaft geben wird, ist ein großer Gewinn für die Hand- 
lungsfähigkeit der Gemeinschaft. Diese fast schon ri- 
tuellen Streitigkeiten hatten nämlich für das Image 
der EG ganz verheerende Folgen. Sie vermittelten 
dem Bürger das Bild eines stagnierenden Europas, in 
dem Sonderinteressen schwerer wogen als gemein- 
same Ziele, und einer EG, deren Energien in einem 
Dickicht von kontroversen Zahlen, Tabellen und For- 
meln zu ersticken drohten. 

Es ist darüber leider in Vergessenheit geraten, was 
dieses Europa — trotz seiner Schwächen — für uns 



4172 


Deutscher Bundestag — 1 1. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Februar 1988 


Frau Geiger 

(A) alle bedeutet: an Freizügigkeit, an Lebensqualität, an 
friedlicher Zusammenarbeit, an Stabilität und an 
Wohlstand. Das EG-Europa darf nicht zu einer Frei- 
handelszone verkommen, die nichts oder nur wenig 
mit der politischen Zielsetzung der Gründerväter der 
Römischen Verträge, nichts mehr mit der Vision eines 
Churchill, nichts mehr mit den konkreten Idealen von 
Adenauer, Schuman, de Gasperi zu tun hat. Deshalb 
war der Erfolg von Brüssel so wichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Europa kann seinen Blick jetzt wieder nach vorn 
richten. Es kann seine Energien konzentrieren, um 
das nächste Ziel anzugehen. Wir wollen den europäi- 
schen Binnenmarkt bis 1992 erreichen; denn eines ist 
heute sicher: Der europäische Binnenmarkt wird als 
der weltgrößte Verbrauchermarkt ganz entschei- 
dende Impulse für Stabilität, Wirtschaftswachstum 
und für den Abbau der Arbeitslosigkeit bringen. 

Es geht uns in Europa aber nicht nur um wirtschafts- 
politische, agrarpolitische und finanzpolitische Fra- 
gen. Auch die politische Einigung muß vorankom- 
men. Im Innenverhältnis müssen die Zwölf, oder 
besser gesagt; diejenigen unter ihnen, die dazu bereit 
sind, die sicherheitspolitische Zusammenarbeit 
Westeuropas fortentwickeln. Ohne eine gemeinsame 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik bliebe die euro- 
päische Einigung Stückwerk. Bei den sieben Kernmit- 
gliedern der Zwölf, die in der Westeuropäischen 
Union zusammengeschlossen sind, ist diese Einsicht 
in letzter Zeit gewachsen. Dies zeigt die Belebung der 
WEU. Dies zeigt auch die im vorigen Jahr verabschie- 

dete westeuropäische Sicherheitsplattform. 

(ö) 

Die enge Freundschaft zwischen Deutschland und 
Frankreich leistet Pionierarbeit beim politischen Zu- 
sammenwachsen Europas. Die Schaffung der ersten 
deutsch-französischen Brigade und die des deutsch- 
französischen Verteidigungsrats haben weit mehr als 
symbolische Bedeutung. Es wäre sicher einen Ver- 
such wert, wenn die WEU-Mitglieder bei der Erstel- 
lung der Bedrohungsanalyse zunächst eine gemein- 
same Position erarbeiten würden, die dann ins Bünd- 
nis eingebracht würde. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Es wäre ein praktischer Schritt, der europäischen 
Stimme im Bündnis mehr Gewicht zu geben. 

Bei seinem Besuch in den USA konnte der Bundes- 
kanzler nach dem erfolgreichen Gipfel als kompeten- 
ter Sachwalter europäischer und deutscher Interes- 
sen auftreten. Die amerikanische Öffentlichkeit und 
die amerikanischen Medien haben von den europäi- 
schen Einigungsbestrebungen in der letzten Zeit ja 
nur sehr wenig Notiz genommen. Sie haben darüber 
nur in den hintersten Ecken ihrer Zeitungen berichtet. 
Ein in eigene Querelen verstricktes Europa, das poli- 
tisch stagniert und lediglich wirtschaftlich mitunter als 
lästig empfundener Konkurrent ernst zu nehmen ist, 
ein solches Europa hat für Amerika verständlicher- 
weise wenig Anziehungskraft. 

Für unsere deutschlandpolitischen Vorstellungen 
und für einen erfolgreichen Dialog mit den osteuro- 
päischen Staaten ist ein geeintes Europa ein großer 
Vorteil. Unsere Bestrebungen nach mehr Kontakten, 


Begegnungen und Austausch, nach mehr Menschen- (C) 
rechten im Osten Europas, nach Überwindung der 
Teilung Europas und Deutschlands brauchen Rück- 
halt bei unseren Partnern im Westen. Insofern liegt 
viel Systematik in den Reisen des Bundeskanzlers 
nach Brüssel, nach Washington und in die Tschecho- 
slowakei. 

Nach dem EG-Gipfel von Brüssel und dem Besuch 
des Bundeskanzlers in den Vereinigten Staaten ist das 
Gerede von grundlegenden Interessenunterschieden 
im Bündnis und von einem deutschen Sonderweg ver- 
stummt. Das ist gut für das Bündnis; das ist gut für uns, 
gut aber auch für die neue Dynamik, die das Ost- 
West-Verhältnis heute auszeichnet. 

Mit dem Verschwinden der Mittelstreckenraketen 
nach der doppelten Null-Lösung sind nicht alle Si- 
cherheitsprobleme des Westens gelöst. Uns in der 
Bundesrepublik bedrückt am meisten die große Über- 
macht des Warschauer Pakts bei Panzern, schwerer 
Artillerie und Flugzeugen. Das konventionelle Über- 
gewicht verleiht der Sowjetunion die Fähigkeit zur 
Invasion, die die NATO weder nach ihrem Bewaff- 
nungszustand noch nach ihrer Struktur und Strategie 
besitzt. 

Die östliche Invasionsfähigkeit ist eine Quelle laten- 
ter politischer Instabilität in Europa, Wir fühlen uns 
dadurch bedroht, ebenso bedroht wie durch die zahl- 
reichen Kurzstreckenwaffen mit Reichweiten unter 
500 km, die auf unser Land gerichtet sind. 

Alle Abrüstungsmaßnahmen müssen im Gesamtzu- 
sammenhang gesehen werden, müssen auf ihre Wir- 
kung abgeklopft werden, die sie auf die Strategie des (D) 
Bündnisses und die Prinzipien der Abschreckung und 
der flexiblen Antwort haben können. 

Der Westen muß in allen wesentlichen Fragen mit 
einer Stimme reden, will er Erfolg haben. Auch darin 
waren sich Bundeskanzler Dr. Kohl und Präsident 
Reagan einig. Denn die Erfahrung zeigt: Wenn der 
Westen uneinig ist, bewegt sich der Osten überhaupt 
nicht in unsere Richtung, sondern versucht, Vorteile 
aus der westlichen Uneinigkeit zu ziehen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Eine völlig falsche 
Einschätzung! — Gegenrufe von der CDU/ 

CSU) 

Es ist daher zu begrüßen, daß sich die NATO-Staaten 
in der nächsten Woche zu einem Sondergipfel der 
Staats- und Regierungschefs in Brüssel treffen, um 
sich mit diesen Fragen zu befassen. Daß an diesem 
Gipfel zum erstenmal nicht nur der französische Pre- 
mierminister, sondern auch Präsident Mitterand teil- 
nehmen wird, unterstreicht die Bedeutung dieses Gip- 
fels und erhöht seine Chancen. 

Aus unserer Sicht möchte ich vier wichtige Grund- 
sätze ansprechen, die im westlichen Gesamtkonzept 
berücksichtigt werden müssen: 

Erstens. Die Strategie der Abschreckung bleibt für 
die Verhütung eines Krieges und die Erhaltung des 
Friedens bisher unersetzbar. 

Zweitens. Eine kriegsverhütende Abschreckung ist 
heute ohne ein gewisses Minimum von Nuklearwaf- 
fen nicht denkbar. 
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(A) Drittens. Es darf im Bündnis keine Zonen unter- 
schiedlicher Sicherheit geben. Darauf hat die Bun- 
desrepublik Deutschland als der am meisten expo- 
nierte Partner ein besonderes Anrecht. 

Viertens. Die Ausrüstung unserer eigenen und der 
bei uns stationierten Streitkräfte muß auf dem neue- 
sten Stand sein; sie darf nicht veralten. Die hier statio- 
nierten verbündeten Truppen wären nicht bereit, ei- 
nen Ausrüstungsstandard hinzunehmen, der unter ih- 
rem eigenen nationalen Standard läge. Damit wäre 
zumindest auf längere Sicht ihre Präsenz bei uns ge- 
fährdet. 

Über diese Grundsätze herrschte einmal Einver- 
ständnis: zu Zeiten, als sich die SPD in der Regierung 
und die CDU/CSU in der Opposition befand. Dies hat 
sich bei der SPD leider in allen Punkten geändert. 
Diese Abkehr von der bewährten Praxis des Bündnis- 
ses, die auch wieder in ihren heutigen Anträgen sicht- 
bar wird, macht aber das Bekenntnis der SPD zur 
NATO unglaubwürdig und nährt die Zweifel unserer 
Verbündeten an der Verläßlichkeit der Deutschen. 

Vor diesem Hintergrund war es gut, daß der Bun- 
deskanzler in Washington erneut unmißverständlich 
klargestellt hat, daß ein enges Vertrauensverhältnis 
zwischen Bonn und Washington die Voraussetzung 
für unsere Außen- und Sicherheitspolitik und für un- 
sere Ost- und Deutschlandpolitik ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Auch ein enges Vertrau- 
ensverhältnis zwischen München und 
Bonn!) 

Das Vertrauensverhältnis darf sich nicht auf die Re- 
gierungen beschränken. 
fBl 

(Dr. Vogel [SPD]; Wieder einen Brief schrei- 
ben!) 

Es setzt auch eine tiefe Verankerung der Freundschaft 
zwischen dem deutschen und dem amerikanischen 
Volk voraus. 

Es ist deshalb besonders zu begrüßen, daß sich der 
Bundeskanzler in Washington nicht nur intensiv mit 
der großen Weltpolitik befaßt hat, sondern auch die 
menschlichen Beziehungen weiter vorangetrieben 
hat, wie die Gründung eines deutsch- amerikanischen 
Rates für den Jugendausstausch zeigt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Immer wieder Brücken bauen, wie die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung" am 29. Dezember letzten Jahres 
geschrieben hat, das muß das Motto für Deutsche und 
Amerikaner sein, für zwei Partner, die aufeinander 
angewiesen bleiben, die Sympathie füreinander emp- 
finden, die aber auch manch trennendes Element 
überwinden müssen. Mit dem Besuch des deutschen 
Bundeskanzlers in Washington ist wieder eine neue 
tragfähige Brücke hinzugekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Flinner. 

Frau Flinner (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Zuerst zu Herrn Dregger: Wenn ich 
mir Ihr Konzept „Flächenstillegung, Aufforstung, 
Hecken anpflanzen" vorstelle, muß ich sagen, was Sie 


für die Bauern übrighaben, ist ein Armutszeugnis für (C) 
Ihre Partei. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Frau Geiger, zu dem, was Sie für die Bauern ge- 
bracht haben, womit wir leben sollen, kann ich nur 
sagen: Ja, die Bauern, für die Sie Politik machen, kön- 
nen damit leben, nicht aber die klein- und mittelbäu- 
erlichen Betriebe. Die sind weg vom Fenster! 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Seit dem europäischen Gipfel in Brüssel ist die Bun- 
desregierung in den beschleunigten Ausstieg aus der 
bäuerlichen Landwirtschaft eingestiegen. Öffentlich 
erklärt die Bundesregierung dies natürlich nicht, denn 
Sie, Herr Bundeskanzler, haben dafür gesorgt, daß der 
Gipfel zu einem Abkommen geführt hat, und Sie ver- 
kaufen dieses Ergebnis, das unter Ihrer Ratspräsident- 
schaft erreicht wurde, als persönlichen Erfolg Ihrer 
Politik. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Was Sie und Herr Landwirtschaftsminister Kiechle 
sich vorgenommen hatten, haben Sie erreicht, und 
alle Kritik an den Beschlüssen wird sofort durch den 
Hinweis erstickt, daß andernfalls die Verwirklichung 
des europäischen Binnenmarktes gefährdet wäre. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Es ist aber festzustellen, daß mit den Agrarbeschlüs- 
sen zu automatischen Preissenkungen beim Über- 
schreiten von Produktionsobergrenzen, zum Flächen- 
stillegungsprogramm und zum Vorruhestand keines 
der vorgegebenen Ziele erreicht wurde: Weder der 
Abbau der Überschüsse noch die Existenzerhaltung (D) 
oder die Verringerung der Marktordnungskosten 
konnte wirkungsvoll eingeleitet werden. Zu einer 
grundsätzlichen Reform des Marktordnungssystems 
ist es nicht gekommen, und zu einer wirkungsvollen 
Eindämmung der Kosten schon gar nicht. 

Es ist doch bestürzend, daß sich die deutschen EG- 
Ausgaben in den nächsten Jahren drastisch erhöhen 
werden, im kommenden Jahr und 4 Milliarden DM bis 
um 10 Milliarden DM im Jahre 1992. Wenn Herr 
Kiechle sagt, daß von diesen gewaltigen Summen, die 
der Steuerzahler aufbringen muß, uns deutschen Bau- 
ern und Bäuerinnen etwas zugute komme, dann ist 
das einfach falsch. Im Gegenteil: Durch die Auswir- 
kungen der Beschlüsse werden die kleineren Be- 
triebe nur noch mehr unter Druck gesetzt. Dagegen 
profitieren die Agrar- und die Ernährungsindustrie 
davon. Dies, Herr Kohl, haben Sie im Auge gehabt, als 
Sie meinten, dieser Einsatz für Europa habe sich ge- 
lohnt. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Sie selbst haben zugeben müssen, daß den Bauern 
neue Opfer abverlangt werden, und dabei haben Sie 
vor allem die kleinen Höfe gemeint. 

Es läßt sich auch im Agrarbericht 1988 nicht mehr 
verschleiern, daß das Einkommen unserer Bauernfa- 
milien erneut drastisch zurückgeht. Dadurch wurden 
und werden immer mehr kleinere und mittlere Be- 
triebe aus der Produktion gedrängt. Vorruhestandsre- 
gelung, Flächenstillegung und Milchrente sind Pro- 
gramme, um uns Bauern aus der Produktion heraus- 
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Frau Flinner 

(A) zukaufen. Nach Meinung der regierenden Parteien 
haben ohnehin nur die riesigen Agrarfabriken noch 
Überlebenschancen, und nach der herrschenden An- 
sicht im Landwirtschaftsministerium hat der ideale 
Familienbetrieb eine Flächengröße von mindestens 
60 Hektar. 

Die neueste Entscheidung des Europäischen Ge- 
richtshofes, daß das Verbot der Hormonmast von Rin- 
dern nicht rechtmäßig sei, weist übrigens in die glei- 
che Richtung, daß den Kleinbetrieben weitere Wett- 
bewerbsnachteile entstehen und daß die Anliegen 
von Bauern und Verbrauchern den Profitinteressen 
der Großindustrie untergeordnet werden, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Erfolg der vielgelobten Flächenstillegung be- 
steht nicht im Abbau der Überschüsse. Das haben 
Erfahrungen mit ähnlichen Programmen vor allem in 
den USA schon gezeigt, und das bestätigen auch die 
Experten. Der Erfolg besteht auch nicht in den Vortei- 
len für Naturschutz und Ökologie. Im Gegenteil, die 
Flächenstillegung wird zur stärkeren Intensivierung 
der Bewirtschaftung mit höherem Spritzmitteleinsatz 
auf den verbleibenden Nutzflächen führen. Die schon 
bestehenden Verunreinigungen und Risiken für Bo- 
den und Grundwasser werden sich dort verstärken. In 
der Folge werden wir Bauern noch mehr zu Sünden- 
böcken der Umweltpolitik abgestempelt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Einteilung der Landwirtschaft in intensiv ge- 
nutzte Schmutzgebiete und stillgelegte Schutzregio- 
nen ist eine Rechnung, die nicht aufgeht. Solche Aus- 

(B) gleichsökologie beschleunigt die Zerstörung unserer 
gewachsenen Kulturlandschaft. 

Die Brüsseler Beschlüsse sind in erster Linie ein Pro- 
gramm zum Abbau der Arbeitsplätze in der Land- 
wirtschaft Hier werden im ländlichen Raum unzäh- 
lige Arbeitsplätze abgewertet und vernichtet. Einen 
Bauern, der bisher wirklich mit Leib und Seele Bauer 
war, kann ich doch nicht einfach in die Fabrik stellen 
oder beim Straßenbau beschäftigen; das geht nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Im übrigen ist das Arbeitsplatzangebot für die aus- 
scheidenden Bauern gar nicht mehr vorhanden. 

(Gallus [FDP]: Ihr habt doch keine Arbeits- 
plätze gewollt!) 

— Da müßten Sie ja die ganze Bundesrepublik mit 
Teststrecken vollmachen, wenn Sie die Bauern hier 
unterbringen wollten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Merken Sie denn nicht, daß diese Politik nicht mehr 
haltbar, nicht mehr vertretbar und nicht mehr wählbar 
ist? Gibt es Ihnen nicht zu denken, daß den Regie- 
rungsparteien die Bauern und Bäuerinnen davonlau- 
fen, daß sich jetzt die Agraropposition in ihrer Besor- 
gis um die bäuerliche Landwirtschaft zusammenge- 
schlossen hat, daß sogar innerhalb des Bauernverban- 
des die kritischen Stimmen gegenüber Ihrer Agrarpo- 
litik zunehmen? Selbst Herr Dobler von Baden-Würt- 
temberg sagt: Die heimische Landwirtschaft blutet 
weiter aus und für die Betriebe, die aktiv in der Land- 
wirtschaft bleiben wollen, ist nichts getan. Was Sie aus 


Brüssel mitgebracht haben, ist kein Erfolg, sondern es (C) 
bedeutet den Ruin unserer bäuerlichen Landwirt- 
schaft. 

Wir hätten für unsere Bauern als Ergebnis des Gip- 
fels im wesentlichen erwartet: — die Rückführung des 
Chemieeinsatzes in der Landwirtschaft, — die Förde- 
rung der flächendeckenden ökologischen Landbe- 
wirtschaftung, — keine Subventionierung einer um- 
weit- und gesundheitsschädigenden agrarindustriel- 
len Erzeugung und eine Umkehr in der Marktord- 
nungspolitik, d. h. gerechte Bezahlung von sinnvoll 
geleisteter bäuerlicher Arbeit für gesunde Lebensmit- 
tel. 

Zum Schluß fordere ich die Bundesregierung auf, im 
Rat darauf hinzuwirken, daß das Hormonverbot in der 
Rindermast erneut in Kraft tritt 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
und der Einsatz des BST in der Milchproduktion wei- 
terhin verboten bleibt. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes- 
minister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich bin in der angenehmen Lage, dem Herrn Kollegen 
Dr, Scheer in seiner Feststellung zustimmen zu kön- 
nen, daß es in der Politik auf Ergebnisse ankommt und 
daß eine Politik an ihren Ergebnissen gemessen wer- 
den muß. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Was hinten 
rauskommt!) 

Der Beweis ist das Abkommen über die weltweite 
Beseitigung der Mittelstreckenraketen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hier hat eine Politik Ergebnisse gezeigt. Wir werden 
auf diesem Weg der Abrüstung weitergehen. 

Sie haben Fragen zur weltweiten Ächtung der che- 
mischen Waffen gestellt. Es bleibt unser Ziel, diese 
Verhandlungen in Genf noch in diesem Jahr zu Ende 
zu führen, wobei ich nicht müde werde, darauf hinzu- 
weisen, daß es sich hier in Wahrheit nicht um Waffen, 
sondern um Menschen- und Naturvernichtungsmittel 
handelt, die ihrerseits vernichtet werden müssen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU sowie bei 
der SPD und bei Abgeordneten der GRÜ- 
NEN) 

In der Kriegsverhinderungsstrategie der westlichen 
Allianz haben chemische Waffen keine Rolle als Mit- 
tel friedenserhaltender Abschreckung. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU sowie bei 
der SPD und bei Abgeordneten der GRÜ- 
NEN) 

Sogar zur Abschreckung eines Einsatzes chemischer 
Waffen durch den Warschauer Pakt stützt sich die 
NATO, wie es im Weißbuch des Bundesverteidi- 
gungsministeriums von 1983 heißt, hauptsächlich auf 
konventionelle und nukleare Kräfte. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das sagen Sie ein- 
mal amerikanischen Offizieren!) 
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Bundesminister Genscher 

(A) Chemische Kampfstoffe werden deshalb nur in be- 
grenztem Umfang zur Vergeltung im Falle eines An- 
griffs mit chemischen Waffen bereitgehalten. Da also 
chemische Waffen in der Kriegsverhinderungsstrate- 
gie der Nord atlantischen Allianz keine Funktion ha- 
ben, entfällt die Notwendigkeit, sie zu besitzen, wenn 
als Folge eines C-Waffen-Abkommens die Bestände 
aller anderen Staaten ebenfalls vernichtet werden. 

Wir selbst haben keine chemischen Waffen. Wir 
waren uns von Anfang an über die Tatsache im klaren, 
erstens, daß chemische Waffen auch im Frieden ein 
erhebliches Risiko darstellen, und zweitens, daß die 
Verifikation, die Nachprüfbarkeit, im Bereich der 
chemischen Waffen uns vor größere Probleme stellt 
als bei den Raketen. Das ist keine neue Einsicht. Neu 
ist lediglich, daß die östliche Seite nach jahrelangem 
Zögern jetzt auf die Verifikationsvorstellungen des 
Westens eingegangen ist. Hier müssen wir jetzt Nägel 
mit Köpfen machen. 

Ich habe mit großer Freude festgestellt, daß bei der 
Zusammenkunft der Außenminister der NATO am 
letzten Dienstag alle — alle! — dort vertretenen Län- 
der die Auffassung zum Ausdruck gebracht haben, 
daß die Gefahr der Ausweitung der chemischen Waf- 
fen es dringlich notwendig macht, jetzt zu einem Ab- 
kommen zu kommen, und daß wir das auch dann tun 
müssen, wenn wir wissen, daß wir, jedenfalls anfangs, 
keine 100%ige Garantie der Verifikation haben. Der 
zehnjährige Vernichtungszeitraum wird uns aber die 
Möglichkeit geben, in diesen zehn Jahren die Maß- 
nahmen der Verifikation zu verbessern. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Auf dieser Grundlage wollen wir Weiterarbeiten. Des- 
halb, glaube ich, sollten wir uns in der Feststellung 
vereinen: Chemische Waffen dürfen keine Zukunft 
haben. — Das sagen wir weltweit, und das sagen wir 
nicht regional. 

Meine Damen und Herren, ich hätte es für möglich 
gehalten, daß heute über verschiedenste Themen dis- 
kutiert wird. Aber ich habe es — offen gesagt — nicht 
für möglich gehalten, daß wir noch einmal über Sinn, 
Notwendigkeit, Vorteile und Bedeutung der Europäi- 
schen Gemeinschaft diskutieren müssen. Herr Kol- 
lege Dr. Lippelt, ich muß Ihnen ganz klar sagen: Für 
uns ist die Europäische Gemeinschaft die friedenser- 
haltende Antwort von zwölf europäischen Demokra- 
tien auf jahrhundertelange Irrwege der europäischen 
Politik. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Das ist eine Friedensgemeinschaft, an der wir weiter- 
bauen. 

(Abg. Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE] mel- 
det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Bitte lassen Sie mich meine Gedanken zu Ende 
ausführen. — Diese europäische Gemeinschaft ist in 
ihrer Zusammenarbeit von Staaten mittlerer und klei- 
nerer Größe längst ein attraktives Modell für andere 
Teile der Welt geworden. Die ASEAN-Staaten haben 
sich zusammengeschlossen. Die zentralamerikani- 
schen Staaten bemühen sich um einen solchen Zu- 


sammenschluß. Lassen Sie uns doch diese Zukunfts- (C) 
Chance der Zusammenarbeit erkennen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Weiß Gott! Recht hat er!) 

Die EFTA-Staaten, meine Damen und Herren, sehen 
in der Herstellung des Binnenmarktes nicht eine Ge- 
fahr, sondern sie sehen eine Chance für sich, weil sie 
wissen, was dieser neue Binnenmarkt auch für sie an 
Möglichkeiten bietet, wenn sie die Schritte der Nie- 
derreißung von Handelsbarrieren mit uns gehen. Dar- 
über sprechen wir heute mit den EFTA-Staaten: wie 
wir das gemeinsam tun können. 

Nehmen Sie bitte als letztes zur Kenntnis: Die Tat- 
sache, daß wir gute Aussicht haben und uns darum 
bemühen, noch in unserer Präsidentschaft zum Ab- 
schluß auch der Vereinbarung zwischen der Europäi- 
schen Gemeinschaft und den Staaten des RGW zu 
kommen, zeigt doch, daß auch die sozialistischen Län- 
der die Europäische Gemeinschaft politisch und wirt- 
schaftlich als eine europäische und weltpolitische 
Realität anerkennen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das ist die Grundlage, von der wir ausgehen. 

Nun, meine Damen und Herren, muß man eines 
ganz klar erkennen. Die Herstellung des europäi- 
schen Binnenmarktes bedeutet neue Wachstums- 
chancen nicht nur für die 320 Millionen Bürger in der 
Europäischen Gemeinschaft, sondern auch für die 
Weltwirtschaft. Das ist die große Wachstumsreserve 
für die Weltwirtschaft. 

(D) 

Herr Kollege Vogel, Sie haben auf die zusätzlichen 
Belastungen hingewiesen. Der Bundeskanzler hat 
ganz klar die Zahlen genannt. Ich darf sie nochmals 
zitieren. 

(Dr. Vogel [SPD]: Er redet immer von 10 Mil- 
liarden!) 

— Bitte erlauben Sie mir das zu zitieren. — Er hat 
gesagt: Für uns bedeutet das, daß auf uns 1988 eine 

zusätzliche finanzielle Belastung von etwa 4 Milliar- 
den DM 

(Dr. Vogel [SPD]: Korrekt!) 

und 1992 von ca. 10 Milliarden DM zukommen 
wird. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und insgesamt über 30! 

Und das hat er nicht gesagt!) 

— Nun, gut; für jedes Jahr. Man sieht ja: es steigt. 

Meine Damen und Herren, ich finde, wir brauchen 
uns dieser Zahlungen doch gar nicht zu schämen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aber sagen müssen wir 
es!) 

Hier ist Europa in Wahrheit zu einer neuen Qualität 
der Solidargemeinschaft geworden. Darum geht es. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich bin der Meinung, es war ein Gewinn für Demokra- 
tie, soziale Gerechtigkeit und Fortschritt, daß die Süd- 
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Bundesminister Genscher 

(A) Staaten Europas der Europäischen Gemeinschaft bei- 
getreten sind. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wir sind doch nicht dage- 
gen! Wer ist denn dagegen?) 

Diese Länder, Griechenland, Portugal, Spanien, ha- 
ben ihre Diktaturen aus eigener Kraft abgeschüttelt. 
Wir haben ihren Demokratien durch die Aufnahme in 
die Europäische Gemeinschaft eine gesunde 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist doch nicht der 
Punkt!) 

und wirtschaftliche und sozial stabile Zukunftschance 
gegeben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ja, gut!) 

Darauf bauen wir auf. Ich sage das, 

(Dr. Vogel [SPD]: Aber wie es finanziert 
wird, wollen wir wissen!) 

Herr Kollege Vogel, damit aus diesen Zahlen nicht der 
Eindruck entsteht — wir haben auch solche Vokabeln 
gehört — , was hier geschieht, sei ein Opfer auf dem 
Altar Europas. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das habe ich gar nicht ge- 
sagt! Die Deckung wollen wir wissen! Wir 
sind ja dafür!) 

Jede Deutsche Mark, die wir in die Strukturfonds zah- 
len, ist eine Investition in unsere eigene Zukunft und 
unsere eigenen Exportinteressen innerhalb des euro- 
päischen Marktes. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Frau Garbe [GRÜNE]: Exportinteressen! Das 
ist es! — Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: 
Natürlich, Exportinteressen!) 

Das, meine Damen und Herren, ist in Wahrheit eine 
weitsichtige, zukunftsorientierte Politik der Schaffung 
auch von sicheren Arbeitsplätzen. 

Nun will ich einmal dem Kollegen Dr. Lippelt sa- 
gen, was der Binnenmarkt an Ersparnissen bringt. 
Herr Kollege Dr. Lippelt, nach Schätzungen des Euro- 
päischen Parlaments auf der Grundlage von Zahlen 
der Kommission werden bei Niederreißung aller Bin- 
nengrenzen steuerlicher und sonstiger Art pro Jahr 
zwischen 24 und 40 Milliarden DM gespart werden 
können. Das ist der Vorteil, den wir für die erhöhten 
Zahlungen in die Europäische Gemeinschaft eintau- 
schen. Und die Liberalisierung der öffentlichen Be- 
schaffungsmärkte wird wiederum Milliardenbeträge 
einsparen, die unserem eigenen wirtschaftlichen 
Wachstum zugute kommen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Richtig! 

Ich habe aber etwas anderes diskutiert!) 

Hier vollzieht sich etwas, was uns in die Lage versetzt, 
durch Produktion am jeweils besten Standort, durch 
Verbesserung der Produktionsstrukturen und vor al- 
lem durch gemeinsame Bewältigung der tiefgreifen- 
den Strukturprobleme das bedrückende Problem 
— Herr Kolege Dr. Vogel, da stimme ich Ihnen voll 
zu — der großen Arbeitslosigkeit in der Europäischen 
Gemeinschaft wirksam anzugehen. 


Die Glaubwürdigkeit dieser Europäischen Gemein- (C) 
Schaft wird ganz wesentlich davon abhängen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

ob wir mit dieser Politik schrittweise — und da darf 
niemand mehr versprechen als erreichbar ist — , 
schrittweise, dazu kommen, daß wir durch den Auf- 
bau neuer Strukturen, durch Produktion an den gün- 
stigsten Plätzen, durch Beseitigung von Regulierun- 
gen, durch einen zwischenstaatlichen Deregulie- 
rungsprozeß von historischen Ausmaßen die struktu- 
rellen Hindernisse dafür zu beseitigen, daß sich der 
Markt von 320 Millionen Verbrauchern voll entfalten 
kann. Das ist die große Chance zur schrittweisen 
Überwindung der Arbeitslosigkeit in Europa. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Dafür ist es notwendig, meine Damen und Herren, 
daß wir auch entscheidende Schritte tun, um Fort- 
schritte in der währungspolitischen Zusammenarbeit 
zu tun. Wenn wir das Ziel des europäischen Binnen- 
marktes für das Jahr 1992 haben, dann müssen wir bis 
1992 die technologische Dimension der Europäischen 
Gemeinschaft entwickeln, wir müssen aber auch die 
währungspolitische Dimension entwickeln. Wir brau- 
chen, um diesen Markt voll funktionsfähig werden zu 
lassen, auch eine Europäische Währungsunion und 
eine Europäische Zentralbank. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Die Voraussetzungen dafür sind günstig. 

Natürlich muß diese Europäische Zentralbank die- 
selbe Unabhängigkeit haben wie die Deutsche Bun- 
desbank. Und natürlich müssen wir dafür sorgen, daß ^ ' 
die Ziele unseres Wachstums- und Stabilitätsgesetzes 
zur Magna Charta europäischer Wirtschafts-, Finanz- 
und Währungspolitik werden. 

Aber das werden wir nicht erreichen, wenn wir uns 
der Europäischen Währungsunion verweigern wür- 
den, sondern wir können es nur erreichen, wenn wir 
es sind, die initiativ darauf hinwirken. Wir haben auch 
in dieser Frage in Frankreich einen konstruktiven 
Partner. Ich glaube, daß hier ein ganz großes Zu- 
kunftsziel für unsere Gemeinschaft vorhanden ist. 

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren: 
Erkennen wir die Chancen, die in Europa liegen. Se- 
hen wir die Notwendigkeit, dafür zu sorgen, daß das 
große Ziel, das wir, nach unserer Verfassung, in unse- 
rem Land schrittweise erreicht haben, nämlich die 
Gleichheit der Lebensverhältnisse anzustreben, auch 
in der Europäischen Gemeinschaft erreichen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Scheer? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Nein, 
ich möchte keine Fragen mehr zulassen, weil ich 
gleich zu Ende kommen will. 

Wenn wir, Frau Kollegin, die Sie hier soeben für die 
deutsche Landwirtschaft gesprochen haben — — 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: „über" 
die deutsche Landwirtschaft, nicht „für" die 
deutsche Landwirtschaft! — Dr. Feldmann 
[FDP]: Dazu hat sie kein Mandat!) 
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Bundesminister Genscher 

(A) — Über die deutsche Landwirtschaft. — Herr Kollege, 

ich will Ihnen ganz offen sagen: Ich billige jedem Kol- 
legen in diesem Hause zu, daß er aus seiner Sicht das 
Beste will. Und dann können wir noch darüber strei- 
ten, wer die richtige Auffassung hat und wer die fal- 
sche. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. Vogel 
[SPD]) 

Ich möchte Ihnen noch eines sagen: Alles das, was 
notwendig ist, um dem bäuerlichen Familienbetrieb 
eine Zukunftschance zu geben, muß getan werden. 
Nur, was ich nicht billigen kann, ist, daß Sie einen 
Gegensatz aufstellen und sagen: Damit die Absatz- 
chancen der Großunternehmen gestärkt werden, habt 
ihr in der Landwirtschaft nachgegeben. — Es ging 
nicht um Absatzchancen von Großunternehmen, es 
ging um Arbeitsplätze für deutsche Arbeitnehmer. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das ist 
doch Unsinn) 

Die Probleme, die in der Landwirtschaft durch Abbau 
der Überschüsse entstehen, erfordern allerdings auch, 
daß die anderen Wirtschaftszweige, die aus dem grö- 
ßeren Markt Vorteile ziehen, in einer Solidargemein- 
schaft innerhalb unserer Gesellschaft bereit sind, die 
Mittel zur Verfügung zu stellen, die wir den bäuerli- 
chen Familienbetrieben zur Überwindung der Anpas- 
sungsprobleme gewähren müssen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Spielen wir die gesellschaftlichen Gruppen in unse- 
rem Land nicht gegeneinander aus, sondern sorgen 
wir dafür, daß wir unserem Land durch moderne 
Strukturen der Wirtschaft, und zwar in allen Berei- 
chen einschließlich der Landwirtschaft, eine Zu- 
kunftschance in der Europäischen Gemeinschaft ge- 
ben, die das ermöglicht, was uns unser Grundgesetz 
vorschreibt: einen sozialen Rechtsstaat zu schaffen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Lebhafte Zurufe von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Wieczorek-Zeul. 


Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich denke, was sich zum Abschluß des euro- 
päischen Sondergipfels sagen läßt, ist: Die Europäi- 
sche Gemeinschaft ist noch einmal davongekommen. 
Nach den beiden gescheiterten Gipfeln von Brüssel 
und Kopenhagen ist jedenfalls das Wichtigste, daß es 
überhaupt zu einem Kompromiß um das Delors- Paket 
gekommen ist und daß eine schwere Krise der Ge- 
meinschaft vermieden wurde. Aber was die Ergeb- 
nisse für die Gemeinschaft und für ihre Mitgliedslän- 
der langfristig wirklich bedeuten, muß sich erst zei- 
gen. Denn wir haben ja schon gestern von ersten 
Schwierigkeiten gehört. Der Finanzministerrat hat 
sich ohne eine Einigung über den Haushalt für 1988 
wegen schwerwiegender unterschiedlicher Auffas- 


sungen über die Auslegung der Beschlüsse des euro- (C) 
päischen Sondergipfels ohne Ergebnis vertagt. 

Ich möchte bei der Bewertung der Ergebnisse des 
Europäischen Gipfels mit einer Entscheidung begin- 
nen, die wir am positivsten einschätzen, nämlich die 
Einigung über die Verdoppelung der Mittel für die 
Strukturfonds. Hier nehmen wir mit Freude zur 
Kenntnis, daß die Bundesregierung auf die Position 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion einge- 
schwenkt ist, 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist ja auch keine 
Schande!) 

denn Sie, Herr Genscher, haben noch bei der Debatte 
am 10. Dezember auf unsere Diskussion hin gesagt 
— ich zitiere — : 

Es wäre falsch — meine Kollegen von der SPD, 

Sie sollten hier Ihre Meinung noch einmal über- 
prüfen — , wenn wir den gesamten Strukturfonds 
verdoppeln würden. 

(Bundesminister Genscher: Wir haben ihn 
nicht verdoppelt!) 

Noch eine Woche — ich sage nur: noch eine Wo- 
che — vor dem europäischen Sondergipfel hat die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine An- 
frage der SPD-Bundestagsfraktion zu den Vorhaben 
der EG-Ratspräsidentschaft folgendes geantwortet: 
„Eine reale Verdoppelung der Fondsmittel insgesamt 
hält sie auch mit Blick auf die schwierige Finanzsitua- 
tion der Gemeinschaft nicht für den richtigen Weg. " 

Wir halten die Verdoppelung für den richtigen Weg. 

Ich kann nur einem der vielen Kommentatoren des (D) 
Brüsseler Gipfels zustimmen, der dies als einen Ein- 
stieg in einen regionalen Ausgleich auch zwischen 
wirtschaftsstärkeren und wirtschaftsschwächeren 
Ländern in der Europäischen Gemeinschaft bezeich- 
net und der sagt — ich zitiere — : „Der Begriff Finanz- 
ausgleich, der im Nationalstaat zwischen ärmeren und 
reicheren Ländern selbstverständlich ist, kann in ei- 
nem echten Binnenmarkt keine unverständliche Vo- 
kabel bleiben. " — Dem ist wirklich zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was uns bedenklich stimmt, ist also nicht das Ergeb- 
nis und die Tatsache, daß die Bundesregierung ihre 
Haltung in bezug auf die Strukturfonds geändert hat, 
sondern daß sich zeigt, daß die Bundesregierung of- 
fensichtlich eine völlig konfuse, eine völlig unklare 
oder sogar eine falsche Strategie hatte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sehen Sie 
falsch!) 

als sie sich eine Verdoppelung der Mittel für die 
Strukturfonds hat abhandeln lassen, statt sie offensiv 
als Angebot an die südeuropäischen Länder zu richten 
und damit die Zustimmung auch zu anderen Fragen, 
z. B. für die Erweiterung der Rechte des Europäischen 
Parlaments, zu erreichen. 

Ein zweiter Punkt, der uns in diesem Zusammen- 
hang bedenklich stimmt — ich nenne hier das Stich- 
wort „mangelnde handwerkliche Fähigkeiten" — , ist, 
daß die Regierungschefs bei der Festlegung der Prio- 
ritäten für die Strukturfonds schlicht vergessen ha- 
ben, über die erste Priorität hinauszugehen. Die erste 
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Frau Wieczorek-Zeul 

(A) Priorität ist die eben geschilderte, nämlich für die wirt- 
schaftsschwächeren Länder. Aber die restlichen Prio- 
ritäten sind schlicht unter den Tisch gefallen. Dabei 
geht es — man merke auf — um die von Krisen betrof- 
fenen Industrieregionen, also z. B. die Montanregion, 
und um das sogenannte Resider-Programm für die 
Stahlregionen. Das ist schlicht vergessen worden. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sage: Es ist skan- 
dalös, daß auf diese Art und Weise die Interessen der 
Menschen in diesen Regionen beim Gipfel unter den 
Tisch gefallen und schlicht vergessen worden sind. 
Das ist einfach unglaublich. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Die Begrenzung des jährlichen Anstiegs der Agrar- 
ausgaben und die Festlegung der Produktionsober- 
grenzen begrüßen wir zwar, aber wir sagen auch 
dazu, daß die Überproduktion in dem jetzt beschlos- 
senen Rahmen nicht gesenkt werden kann. Maximal 
ist ein langsameres Ansteigen zu erwarten. 

(Susset [CDU/CSU]: Stabilisiert!) 

Auch die beschlossene Garantieobergrenze für Ge- 
treide von 160 Millionen Tonnen für die Zeit bis 1992 
ist jedenfalls nicht geeignet, Preissenkungen zu errei- 
chen. Wer so argumentiert, argumentiert mit gezink- 
ten Karten; denn in den letzten Jahren ist die Getrei- 
deernte unter dieser Obergrenze geblieben, und doch 
hat sich der europäische Getreideberg kontinuierlich 
erhöht. 

Das umstrittene Flächenstillegungsprogramm ist 
g. aus unserer Sicht wegen seiner bescheidenen Finanz- 
ausstattung und auch wegen der mangelnden Kon- 
trollmöglichkeiten kaum dazu angetan, die Überpro- 
duktion in der Landwirtschaft zu beschränken. Im 
Gegenteil: Die Gefahr einer ökologisch schädlichen 
intensiveren Flächenbearbeitung ist sogar gewach- 
sen. 

Wir begrüßen jedenfalls die geschaffene Möglich- 
keit direkter Einkommensbeihilfen für Landwirte. 

Wir haben das als SPD immer wieder gefordert, weil 
wir darin ein Instrument sehen, die Existenz von 
Landwirten wirklich zu sichern und vor allen Dingen 
auch sinnvolle Umweltaufgaben zu bewältigen. Aber 
wir würden von der Bundesregierung gern wissen, 
wie sie sich eigentlich die konkrete Gestaltung und 
vor allen Dingen auch die konkrete Finanzierung die- 
ses Instrumentes vorstellt. Das würden wir bei einer 
solchen Diskussion auch gern mit ansprechen. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Mit einem neuen gerechteren System der Eigenmit- 
tel, das sich stärker am Bruttosozialprodukt orientie- 
ren soll, sollten die EG-Finanzen auf dem Sondergip- 
fel dauerhaft gesichert werden. Hier setzt trotz unse- 
rer grundsätzlichen Zustimmung zu diesem System 
jedoch einer unserer Kritikpunkte an; denn es ist 
völlig unklar — der Vorsitzende der sozialdemokrati- 
schen Fraktion Vogel hat das vorhin ja sehr deutlich 
gesagt — , welche finanziellen Konsequenzen sich ei- 
gentlich aus diesen Beschlüssen ergeben. Ich halte es 
nachgerade für skandalös, daß sich Herr Stoltenberg 
zwar in einem Interview der „Süddeutschen Zeitung" 
vom 23. Februar 1988 über allgemeine Konsequenzen 


ergeht, aber heute morgen noch nicht einmal hier (C) 
gestanden hat, um zu sagen, welches denn wirklich 
die finanziellen Konsequenzen sind. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Das wäre wichtiger gewesen als manche wolkige 
Rede, die wir heute morgen zur allgemeinen europäi- 
schen Politik gehört haben. 

Im übrigen wird von Opfern für die Europäische 
Gemeinschaft gesprochen. Ich sage an die Adresse 
der Bundesregierung: Man schadet dem Ansehen der 
Europäischen Gemeinschaft, wenn man sie vor- 
schiebt, um eigene Verhandlungsfehler und eigene 
Politikfehler zu kaschieren. Es ist eine Tatsache, daß 
das Festklammern am falschen Agrarkonzept und das 
Scheitern beim Kopenhagener Gipfel den jetzigen 
Kompromiß wahnsinnig viel teurer gemacht haben, 
als er beim Kopenhagener Gipfel zu haben gewesen 
wäre. Es ist also kein Opfer für Europa, sondern es ist 
ein Opfer für eine falsche Verhandlungsstrategie und 
ein falsches Politikkonzept der jetzigen Bundesregie- 
rung. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord- 
strand] [CDU/CSU]: Das ist doch Unsinn!) 

Nicht nur aus deutscher Sicht ist es schlimm, daß auf 
dem Sondergipfel Gemeinschaftsaufgaben wie die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit keine Rolle gespielt 
haben. Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf, 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Ent- 
wicklung eines sozialen Europas zum Schwerpunkt 
des nächsten Gipfels Ende Juni in Hannover zu ma- 
chen. 

(D) 

Bundeskanzler Kohl hat mit seinen bekannten ex- 
temporierenden Bemerkungen außerhalb des Rede- 
textes bei seiner Rede zum 125jährigen Jubiläum der 
Farbwerke Hoechst deutlich gemacht, daß er in einem 
EG-Binnenmarkt eine Absenkung sozialer Standards 
anstrebt. Ich sage Ihnen, liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen, solche Äußerungen sind mehr dazu angetan, 
Anti-EG- Stimmungen zu schaffen, als es tausend 
Anti-Europäer schaffen würden. Das muß sehr deut- 
lich gesagt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir meinen jedenfalls: Der Binnenmarkt wird nur 
dann kommen, wenn auch die Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen erwarten können, daß ihre Rechte in 
ihm gesichert und daß sie ausgebaut werden und 
wenn dem kapitalistischen Wirtschaftsraum der Euro- 
päischen Gemeinschaft auch ein wirklicher Sozial- 
raum gegenübergestellt wird. Ohne dieses Element 
wird der europäische Binnenmarkt keine Chance ha- 
ben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es war heute morgen schon verwunder- 
lich, daß in der Regierungserklärung des Bundes- 
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Müntefering 

(A) kanzlers zu Brüssel das Thema Stahl und Montanre- 
gionen nur als Leerzeile vorkam. Der Bundeskanzler 
hat in der Aufzählung der wichtigen Aufgaben für das 
erste Halbjahr 1988 das Thema Stahl ausdrücklich 
nicht angesprochen. Herr Dregger hat sich zur Situa- 
tion in den Montanregionen und zu den Ergebnissen 
der Montankonferenz von gestern mühsam zwei, drei 
Sätze abgerungen. Aber auch er ist nicht konkret ge- 
worden bezüglich der Frage: Wie wird es mit dem 
Stahl weitergehen? 

Wenn man aber den europäischen Binnenmarkt be- 
grüßt und sagt, man wolle ihn — wir wollen ihn 
auch — , dann muß man wissen, daß die Frage nach 
der Stahlpolitik geklärt werden muß, und zwar sehr 
bald. Anderenfalls werden wir noch in diesem Jahr 
erleben, daß es in den deutschen Stahlstandorten 
nicht bei dem bleibt, was wir jetzt schon als Probleme 
kennen, sondern die Probleme werden riesengroß, so 
daß sie für uns auf der nationalen Ebene unlösbar 
sind. Es ist deshalb nötig, in dieser Debatte ein paar 
Anmerkungen zur Zukunft der Stahlpolitik in Europa 
und zur Zukunft der Montanregionen überhaupt zu 
machen. 

Gestern hat die Montankonferenz stattgefunden. 
Wir begrüßen, daß sie zustande gekommen ist. Sie 
kam zwar spät, aber es war ein richtiger Schritt in die 
richtige Richtung. Der Bundeskanzler hat dort Anmer- 
kungen zur Stahlpolitik gemacht, allerdings ohne 
ganz konkret zu werden. Es wäre heute eine gute 
Gelegenheit für den Bundeskanzler gewesen, vor 
dem deutschen Parlament das, was er gestern in der 
Montankonferenz angedeutet hat, als seine Vorstel- 
lung darzulegen, was er als Bundeskanzler in den 
nächsten Monaten für die deutsche Stahlindustrie tun 
will. Diese Situation hat er leider nicht genutzt; diese 
Gelgenheit hat er leider Vorbeigehen lassen, ohne hier 
im Parlament dazu klare Worte zu sagen. 

Die gestrige Konferenz war ein erster Schritt. Alle, 
die heute sagen, sie sei kein Erfolg gewesen, sie habe 
nichts gebracht, irren sich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer sagt das 
denn?) 

— Lesen Sie mal die Zeitungen. 

Es irren sich aber auch alle sehr, die heute sagen: 
Damit ist das Problem gelöst. Es wird nötig sein, daß 
sehr schnell weitere Schritte folgen und wir nicht bei 
dem stehenbleiben, was gestern zugesagt, vereinbart, 
angekündigt worden ist. Es bleiben eine ganze 
Menge Fragen, Erwartungen und Forderungen an die 
Bundesregierung. Dazu muß schnell Stellung genom- 
men werden. 

Der erste Punkt betrifft die Kohle. Es gibt die Ver- 
einbarung vom Dezember, die eine Chance für eine 
vernünftige Entwicklung in diesem Bereich darstellt. 
Aber solange nicht zugesagt ist, daß der Verstro- 
mungsanteil der Kohle bestehen bleibt und man nicht 
am Kohlepfennig manipuliert, kann man keineswegs 
sicher sein, daß die Kohle schon über den Berg ist, und 
zwar auf der Linie dessen, was im Dezember verein- 
bart wurde. 

(Beifall bei der SPD) 


Der zweite Punkt betrifft die Finanzhilfen. Es ist ja (C) 
unerklärlich, weshalb sich die Bundesregierung ge- 
stern geweigert hat, ebenso wie in anderen Situatio- 
nen auch für die Montanregionen nach Art. 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes Finanzhilfen zu geben. Mit 
diesen Finanzhilfen kann man die Zukunftsinitiative 
Montanregionen, die in Nordrhein-Westfalen gut be- 
gonnen hat, ausbauen und verstärken. Dazu fehlt bis- 
her noch jede Aussage der Bundesregierung. Das 
kann nicht das letzte Wort gewesen sein. 

Ein dritter Punkt ist die Situation in den Städten und 
Gemeinden der Montanregionen. Wie soll denn ei- 
gentlich Aufbruchstimmung aufkommen, wie sollen 
die Gemeinden Anstoß geben, Aufträge geben, Ar- 
beitsplätze schaffen können, wenn ihnen durch die 
Politik der Bundesregierung die Investitionskraft im- 
mer weiter zusammengestrichen wird? Es ist ganz 
dringend erforderlich und eine zentrale Aufgabe, 
wenn man über die Zukunft der Montanregionen 
spricht, die Belastung der Kommunen, insbesondere 
die Belastung durch die Sozialhilfe, wegzunehmen 
und ihnen damit mehr Investitionskraft zu geben, da- 
mit sie bei dem Bemühen um eine Verbesserung der 
Strukturen in den Montanregionen mitmachen kön- 
nen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nun zum Stahl und zu Europa. Da fallen bis zum 
Sommer wichtige Entscheidungen. Wir erwarten, daß 
die Bundesregierung in Brüssel für die nationale 
Stahlbasis kämpft, nicht nur hingeht und darüber 
spricht, daß man da auch Interessen habe, sondern 
dafür kämpft, 

(Beifall bei der SPD) (D) 

so wie die Stahlarbeiter in Solidarität mit allen Arbeit- 
nehmern in den Stahlregionen das seit Monaten getan 
haben. Das heißt, die EG-Produktionsquoten müssen 
für mindestens drei Jahre verlängert werden, und das 
heißt, es muß einen reellen Wettbewerb zwischen den 
Stahlunternehmen in unserem Land und in Europa 
geben. Die deutschen Stahlunternehmen und die 
deutschen Stahlarbeiter haben doch keine Angst vor 
dem reellen Wettbewerb, aber es muß ein reeller 
Wettbewerb sein. Es dürfen nicht da Investitionen flie- 
ßen, gegen die wir hier machtlos ankämpfen. Das ist 
der Punkt, um den in Europa gekämpft werden 
muß. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nun hat Herr Kommissar Narjes in Ankündigungs- 
laune schon gesagt: Das wird wohl alles nichts mehr; 

Da wird nicht genug gestrichen, und so werden wir 
wohl die Produktionsquoten nicht fortsetzen können. 

Herr Bangemann hat einige Male von dieser Stelle 
gesagt, daß sei alles sehr schwierig und werde wohl 
nichts mehr werden. Deshalb müssen wir heute hier 
den Bundeskanzler auffordern, es nicht bei den Wor- 
ten von gestern zu belassen, sondern die Sache wirk- 
lich selbst in die Hand zu nehmen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Er muß dafür sorgen, daß in der Zeit seiner Präsident- 
schaft geklärt wird, daß das Produktionsquotensystem 
fortgeführt und der Wettbewerb hergestellt wird. Wer 
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Müntefering 

(A) in Sachen Butter zwei Tage lang stahlhart verhandelt, 
der darf in Sachen Stahl nicht butterweich sein. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Damit es nun kein Mißverständnis gibt — Herr 
Blüm hört interessiert zu, Herr Lammert auch — : 

(Frau Unruh [GRÜNE] : Der ist ja auch butter- 
weich! Samaritertyp!) 

Was gestern in der Montankonferenz erarbeitet wor- 
den ist, ist etwas, was wir gemeinsam in einer großen 
Kooperation umsetzen müssen. Diese Umsetzung ist 
etwas ganz Entscheidendes für die nächsten Monate, 
und da machen die Sozialdemokraten mit. Dafür brau- 
chen wir mutige Unternehmer — die haben wir in 
Nordrhein- Westfalen — , denen müssen wir helfen, 
den kleinen in ganz besonderer Weise. Die müssen 
bei der Innovation, bei der Entwicklung von Produk- 
ten, beim Marketing Unterstützung bekommen. Wir 
haben in Nordrhein-Westfalen mutige Unternehmer, 
das haben die letzten Jahre schon gezeigt: 20 000 
neue Unternehmen gab es innerhalb von zwei Jahren. 
Von 17% der Unternehmen wissen wir, daß sie sich 
ortsnah verbessern, verändern, vergrößern wollen. Da 
muß es Hilfe geben, und zwar unbürokratische Hilfe, 
wirkungsvolle Hilfe. Daran wollen wir mitarbeiten. 

Es muß möglich sein, daß in den nächsten Monaten 
ein Aufbruch erfolgt, der, aufbauend auf dem, was es 
an guten Voraussetzungen in Nordrhein-Westfalen 
gibt, dazu beiträgt, daß diese alte Industrielandschaft, 
alte Industrieregion eine moderne Industrieland- 
Schaft, eine moderne Industrieregion wird. Alle Vor- 
aussetzungen sind dafür gegeben. Wir werden als 
Sozialdemokraten dabei mitwirken. 

Wir hoffen, daß jetzt Schluß ist mit der Beschimp- 
fung und Abqualifizierung Nordrhein-Westfalens, 
wie das immer im politischen Raum angeklungen ist. 
Herr Blüm — ich sehe, daß Sie sich fertigmachen, 
doch noch zu antworten — , wir sind mit der Bitte an 
Sie herangetreten — und ich will das hier gerne wie- 
derholen — , daß Sie auch dazu beitragen, Nordrhein- 
Westfalen nicht durch leichtfertiges Reden abzuquali- 
fizieren. Ich will auf einen konkreten Punkt kommen: 
Sie sprechen seit Wochen und Monaten an, in den 
nächsten zehn Jahren müsse der Moloch Bürokratie 
in Nordrhein-Westfalen klein gemacht werden. Ich 
sage: nicht erst in zehn Jahren; wo es der Moloch ist, 
soll er ganz weg. Wir sind auch dafür, daß wir Büro- 
kratie da, wo sie ist — die gibt es in Nordrhein-West- 
falen, die gibt es auch anderswo — , kleiner machen, 
als sie heute ist. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Filz vor 
allem!) 

Aber bitte schön, Herr Blüm, werden Sie konkret. Sa- 
gen Sie, wo Sie die Hemmnisse sehen. Wir sind bereit, 
mit Ihnen zusammen daran zu arbeiten. Aber wenn 
die Tür quietscht, muß man wissen, wo sie quietscht, 
damit man hobeln und ölen kann. Das wollen wir gern 
tun. Also helfen Sie dabei mit! Reden Sie nicht nur 
allgemein darüber, da stimme irgend etwas nicht, son- 
dern sagen Sie, wo es hakt. Dann machen wir das 
miteinander klar, zum Nutzen unseres Landes und 
zum Nutzen der Menschen in Nordrhein-Westfalen 


und speziell in der Montanregion, und das alles im (C) 
Sinne von Johannes Rau: verliebt ins Gelingen! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
bedanke mich bei der Opposition, daß sie das Ergeb- 
nis der gestrigen Revier-Runde begrüßt, so daß Ge- 
meinsamkeit möglich ist; denn ich glaube, mit Kon- 
frontation sind die Probleme an Rhein und Ruhr nicht 
zu lösen. Auf den Barrikaden entstehen keine neuen 
Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb sollten wir alle mitwirken, daß die Chance 
der Kooperation wächst. So war es auch nach dem 
Krieg; da waren die Probleme nicht geringer. Durch 
Gemeinsamkeit haben wir den Wiederaufbau ge- 
schafft. Das ist auch unser Rezept für Nordrhein-West- 
falen. 

Nur, glaube ich, eines darf heute auch festgestellt 
werden: Wer jetzt noch behauptet, diese Regierung 
würde Nordrhein-Westfalen nicht helfen, 

(Müntefering [SPD]: Meinen Sie die Landes- 
regierung?) 

dem ist überhaupt nicht zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) (D) 

Wer jetzt noch behauptet, Nordrhein-Westfalen 
würde im Stich gelassen, der behauptet es wider bes- 
seres Wissen, der kann nicht in Nordrhein-Westfalen 
und auch nicht ins Gelingen verliebt sein. 

Nach der Kohlerunde, nach der Frankfurter Verein- 
barung und nach der gestrigen Montanrunde bieten 
wir nicht Zusagen, sondern handfeste Programme an: 

Eine halbe Milliarde DM bringen wir auf die Waag- 
schale. Wenn jetzt auch das Land noch eine halbe 
Milliarde DM hinzulegt, haben wir eine Milli- 
arde DM. Das kann zu einer Kette von Investitionen 
führen mit neuen Arbeitsplätzen. 

Zu den ganz konkreten Hilfen für das Revier gehört 
auch die Zusage, daß die Post ihre Investitionen auf- 
stockt. 10 Milliarden DM gehen in den nächsten zwei 
Jahren nach Nordrhein-Westfalen; es wurden 
500 Millionen DM aufgestockt. 

Ferner wurde beschlossen, daß aus dem Verkehrs- 
bereich Flächen für Neuansiedlungen zur Verfügung 
gestellt werden — nicht nur ein paar Quadratmeter, 
sondern in Hohenbudberg sind es zum Beispiel 
70 Hektar, die die Bundesbahn zur Verfügung 
stellt — , daß der Hafen in Duisburg Freihafen wird, 
daß die Hafengesellschaft ihr Kapital aufstocken kann 
unter Beteiligung des Bundes, daß in der Umwelttech- 
nologie auch in Nordrhein-Westfalen neue Verfahren 
ausprobiert werden, daß wir überbetrieblichen Aus- 
bildungsstätten auch in Rheinhausen unter die Arme 
greifen und daß das Raumfahrtzentrum nach Nord- 
rhein-Westfalen kommt, das ist ganz handfest, kein 
langes Reden. 
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Bundesminister Dr. Blüm 

(A) Wenn Sie fragen: Warum kommt die Konferenz so 
spät? — antworte ich Ihnen: vor dieser gab es eine 
solche Konferenz überhaupt nicht. Die Probleme sind 
aber nicht erst 1982 entstanden. 

Lassen Sie uns gemeinsam den Versuch machen, 
Nordrhein-Westfalen aus dem Tal herauszubringen! 
Dort leben fleißige Arbeitnehmer und tüchtige Unter- 
nehmer. Wenn alle mitmachen, Unternehmer, Ge- 
werkschaften, Landesregierung und Bundesregie- 
rung, werden wir es schaffen. 

Lassen Sie uns auch — ich wiederhole es hier — 
Bürokratie entrümpeln. Lieber Herr Müntefering, fra- 
gen Sie doch einmal ein paar Unternehmer, wie das in 
Nordrhein-Westfalen ist: Bevor sie einen Stein ver- 
mauern können, müssen sie zwei Meter Formulare 
ausgefüllt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nordrhein-Westfalen ist das Musterland der Bürokra- 
tie. 

(Zuruf von der SPD: Herr Blüm, jetzt werden 
Sie einmal vernünftig!) 

Das zweite: Laßt die Planungen, die beschlossen 
sind, nicht im Grünen enden! Soll ich Ihnen die Auto- 
bahnen nennen, die im Grünen enden? 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja, in der Tat, da muß ein Staat auch beweisen, daß 
er zu seinen Vorhaben steht. Auch das hat etwas mit 
Struktur zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Noch ganz kurz etwas zu Kohle und Stahl: Zur Klar- 
heit und Wahrheit gehört auch, den Leuten nicht nach 
dem Mund zu reden. Ich sage: Der Kohle kann nicht 
geholfen werden, wenn sie sich nicht mit der Kern- 
energie verbündet. Kohle ohne Mischkalkulation mit 
der Kernenergie hat keine Zukunft. Auch das gehört 
zur Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Zum Stahl: Herr Müntefering, ich stehe mit Ihnen, 
mit der ganzen Bundesregierung dazu, daß die deut- 
schen Stahlkocher zu Recht eine faire Wettbewerbs- 
chance verlangen können. Wir haben den Subven- 
tionskodex durchgesetzt. Jetzt muß dafür gesorgt 
werden, daß das, was auf dem Papier steht, die Praxis 
erreicht. Der Bundeskanzler hat ausdrücklich versi- 
chert, daß er die neu gewonnene Position, das euro- 
päische Ansehen, das wir uns in Brüssel erarbeitet 
haben, auch in der Konferenz unter unserer Präsident- 
schaft für die Stahlarbeiter einsetzen wird. Wir brau- 
chen auch eine Verlängerung des Quotensystems. 

Meine Damen und Herren, heute ist nicht der Tag 
für kleinliche Hader ei. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr gut!) 

Gestern war ein Tag mit guten Meldungen für Nord- 
rhein-Westfalen. Lassen Sie uns den guten Meldun- 
gen einen größeren Verbreitungsgrad wünschen! Ma- 
chen wir das Land nicht schlecht, helfen wir den Leu- 
ten! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, (C) 
ich schließe die Aussprache, Die vereinbarte Redezeit 
wurde soeben überschritten. 

Wir kommen zunächst zu den Entschließungsanträ- 
gen der SPD auf den Drucksachen 11/1869, 11/1870 
und 11/1886. Es ist beantragt worden, die Entschlie- 
ßungsanträge an den Auswärtigen Ausschuß zu über- 
weisen. Sind Sie damit einverstanden? — Ich sehe kei- 
nen Widerspruch. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 

Wir stimmen nunmehr über den Entschließungsan- 
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/1874 ab. Wer stimmt für diesen Entschließungsan- 
trag? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — 
Dann ist dieser Entschließungsantrag mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/1875. Es ist 
beantragt worden, diesen Entschließungsantrag zur 
federführenden Beratung an den Auswärtigen Aus- 
schuß und zur Mitberatung an den Verteidigungsaus- 
schuß zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? 

— Das scheint der Fall zu sein. Dann ist die Überwei- 
sung so beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 2 c auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Nehm, Dr. Apel, Diller, Esters, Kühbacher, 
Purps, Sieler (Amberg), Frau Simonis, 

Dr. Struck, Waltemathe, Walther, Wieczorek 
(Duisburg), Würtz, Zander, Andres, Frau Bul- 
mahn, Daubertshäuser, Dreßler, Ewen, 

Dr. Gautier, Dr. Hauchler, Schmidt (Salzgitter), (D) 
Seidenthal, Frau Ganseforth, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 

Privatisierung der Anteile des Bundes an der 
Volkswagen AG 

— Drucksache 11/1111 — 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Ich sehe 
dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos- 
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Andres. 

Andres (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
einen Entschließungsantrag eingebracht, mit dem der 
Deutsche Bundestag aufgefordert wird, die geplante 
Privatisierung von Anteilen des Bundes an der Volks- 
wagen AG abzulehnen und diese geplante Privatisie- 
rung zu unterlassen. Seit Antritt dieser Regierungsko- 
alition plant die Bundesregierung die Einschränkung 
staatlicher unternehmerischer Beteiligung und ver- 
stärkte Beteiligung privaten Kapitals bei den Unter- 
nehmensbeteiligungen in öffentlicher Hand. Seit die- 
ser Zeit sind, wie Herr Dr. Stoltenberg am 15. Septem- 
ber 1986 in Berlin vor Vorständen von Bundesunter- 
nehmen stolz erklärte, in 51 Fällen Bundesbeteihgun- 
gen veräußert, verringert oder aufgegeben worden. 
Rechnet man die Veba-Tranche vom letzten Jahr 
hinzu, sind es 52 Fälle. 

Nach Beschluß der Bundesregierung vom 1. Juli 
1986 wurde der Verkauf der Bundesanteile der VW 
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(A) AG, die noch 1985 20% betrugen, aber durch Nicht- 
beteiligung an der Kapitalerhöhung 1986 auf 16% 
gesunken sind, im Haushalt 1987 vorgesehen. Daß die 
geplante Veräußerung nach langem Hin und Her bis- 
her nicht zustande kam, wird von meiner Fraktion 
ausdrücklich begrüßt. Die SPD lehnt die Privatisie- 
rungspläne dieser Bundesregierung ab, weil sie ord- 
nungspolitisch nicht sinnvoll sind und darüber hinaus 
die katastrophale Fehlentwicklung der Haushaltspoli- 
tik und das vorprogrammierte Scheitern der Steuerre- 
form verdecken sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

So schreibt der Finanzminister im „Schleswig-Hol- 
stein-Kurier" 3/85 zu den Privatisierungsplänen: 

Dabei geht es mir nicht so sehr darum, aus der 
Veräußerung Einnahmen zu erzielen. Im Vorder- 
grund steht vielmehr unsere ordnungspolitische 
Aufgabe, den Staat auf seine wesentlichen Auf- 
gaben zurückzuführen. Die Privatisierung ist ein 
Teil der Gesamtstrategie der Bundesregierung. 

Nun aber mußte er erkennen, daß er die Einnahmen 
doch sehr wohl braucht, nicht, wie er versprochen hat, 
um eine Senkung der Steuerbelastung zu erreichen 
— die wird über höhere Schulden oder über Steuerer- 
höhungen finanziert — , sondern um die Haushaltslö- 
cher zu stopfen. Die Veräußerung von Teilen des Bun- 
desvermögens ausschließlich zur Haushaltsfinanzie- 
rung ist für die Zukunft des industriellen Bundesver- 
mögens kein Konzept. Besonders die Privatisierung 
der Bundesanteile der VW AG erweist sich bei nähe- 
rem Hinsehen als Bubenstück erster Ordnung. 

(Zander [SPD]: Nur weil Geld in der Kasse 
fehlt!) 

Nicht nur wurde die VW- Privatisierung doppelt ver- 
anschlagt — im vorigen Haushalt stand sie schon, und 
im Haushaltsplan für 1988 ebenfalls — , es wurde auch 
vernachlässigt, wie dies alles mit der „Stiftung Volks- 
wagen-Werk" abgewickelt werden muß und was da- 
bei an Entwicklungen auf den Bundeshaushalt zu- 
kommt. 

(Zander [SPD]: Schlampige Arbeit im 
Finanzministerium I ) 

Nach der Satzung der „Stiftung Volkswagen- 
Werk" von 1961 ist der Bund verpflichtet, bei Veräu- 
ßerung entweder den Veräußerungsgewinn an die 
Stiftung abzuführen oder auch in künftigen Jahren 
einen großen Anteil der Dividende, die dem Bund 
zusteht, der Stiftung zur Verfügung zu stellen. Das 
heißt, der Bund muß auch in Zukunft aus den mögli- 
chen Dividenden, die das Volkswagen-Werk erwirt- 
schaftet, 67% an die Stiftung abführen. Wenn man 
das hochrechnet — der Bund hat dies in seiner mittel- 
fristigen Finanzplanung vorgesehen — , bedeutet es 
für die nächsten zehn Jahre bei veranschlagten etwa 
34 Millionen DM 340 Millionen DM, die in zehn Jah- 
ren an die Stiftung abzuführen sind. Bestand noch im 
Sommer 1987 die Erwartung, durch eine Veräußerung 
des 16%igen Kapitalanteils einen Erlös von rund 
1,7 Milliarden DM zu erzielen, kann jetzt nach der 
jüngsten Börsenentwicklung davon ausgegangen 
werden, daß dies längst Illusion ist. Rechnet man die 
Zahlungen, die aus dem Bundeshaushalt an die Stif- 


tung zu leisten sind, hoch, so ergibt sich bei der Ver- (C) 
äußerung des Bundesanteils im Grunde mittelfristig 
ein Nullsummen-Spiel, und langfristig gerechnet 
zahlt der Bund drauf. 

Man kann eine solche Politik und eine solche Posi- 
tion nur — wie es mein Fraktionskollege Hans Apel 
getan hat — als Notschlachtung bezeichnen; Not- 
schlachtung deshalb, weil hier aus kurzfristigen 
Haushaltsgründen Bundesvermögen versilbert wird, 
um Haushaltslöcher zu stopfen. Eine solche Politik ist 
in unseren Augen unverantwortlich. 

(Beifall bei der SPD — Zander [SPD]: Das 
Vieh ist doch noch gesund!) 

In meinem Wahlkreis in Hannover liegt ein Volks- 
wagen-Werk mit rund 19 000 Beschäftigten. Daher 
sind mir die Sorgen und Nöte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die in diesem Volkswagen-Werk 
beschäftigt sind, ein wichtiges Anliegen für meine 
politische Arbeit. 

Dies gilt auch für meine Kollegen Carl Ewen in 
Emden, Bodo Seidenthal in Wolfsburg, Wilhelm 
Schmidt in Salzgitter, Klaus-Dieter Kühbacher in 
Braunschweig und Albert Nehm in Kassel, die eben- 
falls große VW-Standorte in ihren Wahlkreisen ha- 
ben. 

Im Herbst 1987 haben die Belegschaften in mehre- 
ren Werken massiv gegen die Privatisierungsabsich- 
ten des Bundes protestiert. Allein in Hannover haben 
über 10 000 Arbeitnehmer mit spontaner Arbeitsnie- 
derlegung gegen diese Privatisierung demonstriert. 

Sie alle wissen, daß in der Vergangenheit durch die pj 
Vertreter des Bundes und des Landes Niedersachsen 
im Aufsichtsrat mit den Arbeitnehmern Entscheidun- 
gen möglich waren, die von arbeitsmarkt- und struk- 
turpolitischer Verantwortung getragen waren. Es ist 
klar, daß die Ansiedlungen der Werke in Emden, Kas- 
sel und Salzgitter ganz wesentlich auch Maßnahmen 
regionaler Strukturpolitik waren. Es ist klar, daß in der 
Vergangenheit die Standortsicherung der Werke in 
Wolfsburg, Hannover, Braunschweig, Ingolstadt und 
Neckarsulm sowie die Sicherung des Konzernsitzes in 
Wolfsburg auch unter diesem Aspekt zu sehen sind. 

Es ist klar, daß die Standorte Salzgitter, Emden und 
Neckarsulm während der Krise 1974/75 zur Disposi- 
tion standen und aufgegeben worden wären, wenn es 
ausschließlich nach privaten Gewinninteressen ge- 
gangen wäre. 

(Richtig! bei der SPD) 

In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen 
werden, daß die niedersächsische Finanzministerin, 

Frau Breuel, die bekanntermaßen bei keinem Privati- 
sierungscoup fehlt, von ihrer eigenen Landtagsfrak- 
tion eine Abfuhr erteilt bekam. Die niedersächsische 
CDU-Landtagsfraktion hat bisher alle Privatisierungs- 
absichten bei VW von Frau Breuel vereitelt. Ich kann 
alle Kolleginnen und Kollegen der CDU-Bundestags- 
fraktion nur auffordern, diesem Beispiel zu folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Von Franz Steinkühler, dem Vorsitzenden der IG- 
Metall, stammt das Wort: „Kapital kennt keine Natio- 
nalität. " Das ist sicher richtig. Aber wir alle wissen 
auch — spätestens seit dem öffentlichen Auftreten des 
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(A) iranischen Ministers in Rheinhausen — , daß Kapital- 
vertreter sehr wohl eine Nationalität haben und daß 
insbesondere politische Verpflichtungen vorhanden 
sind, wenn diese Kapitalvertreter vom Bund oder von 
den Ländern gestellt werden. Daß es den Beschäftig- 
ten in VW-Stan dorten nicht gleichgültig ist, wer ihre 
Kapitalvertreter sind, dürfte ebenfalls klar sein. Denn 
in den Aufsichtsorganen des Unternehmens wird ent- 
schieden, welche Zukunft diese Arbeitnehmer und 
ihre Familien haben. Gerade für Hannover, für mei- 
nen Wahlkreis, gibt es warnende Beispiele, beispiels- 
weise die Firma Telefunken, die nach der Übernahme 
durch die französische Gruppe Thomson/Brandt vor 
der Schließung steht. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

In den nächsten Jahren wird es im Automobilsektor 
weltweit wichtige Veränderungen geben. Diese Ver- 
änderungen werden ihre Auswirkungen sicher auch 
bei VW haben. Vor diesem Hintergrund ist politisch 
verantwortliches Handeln gefordert. Die Auseinan- 
dersetzungen bei Stahl, Kohle, in der Landwirtschaft 
und in anderen Bereichen machen dies deutlich. Des- 
halb kann ein Rückzug des Bundes — und damit die 
Flucht — aus der beschäftigungspolitischen und 
strukturpolitischen Verantwortung nicht hingenom- 
men werden. 

Aus diesen Gründen hat die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion den vorliegenden Antrag in den 
Bundestag eingebracht. Wir bitten alle verantwortli- 
chen Kolleginnen und Kollegen dieses Hauses, unse- 
rem Antrag zuzustimmen. Ich sage dies insbesondere 
vor folgendem Hintergrund: Wenn mir ein Kollege der 

(B) CDU noch eine Stunde vor dieser Debatte hier im 
Haus sagt, daß die Fraktionen in einem Kreistag oder 
in Stadträten in der vorigen Woche einstimmige Be- 
schlüsse gefaßt haben, die Privatisierung zu unterlas- 
sen, diese Kollegen vor Ort also eine solche Position 
einnehmen, hier im Hause aber diese Privatisierungs- 
pläne aus ideologischen Gründen mitmachen, dann 
halte ich dies für beschämend. Ich fordere insbeson- 
dere die niedersächsischen CDU-Kolleginnen und 
-Kollegen auf, hier Farbe zu bekennen und die Ver- 
antwortung für ihre Standorte deutlich zu machen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Fraktion beantragt für die folgende Abstim- 
mung über den Entschließungsantrag namentliche 
Abstimmung. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Roth (Gießen). 


Roth (Gießen) (CDU/CSU); Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es kann über- 
haupt keine Frage sein, daß die Bundesregierung bei 
der Verwirklichung ihrer jetzigen wie auch der seit- 
herigen Privatisierungsvorhaben die volle, ja sogar 
die drängende Unterstützung der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat. 


Privatisierung ist Teil unserer marktwirtschaftli- (C) 
chen Erneuerungspolitik. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Sie soll helfen, den Staat auf den Kern seiner Aufga- 
ben zurückzuführen. Privatisierung ist also marktwirt- 
schaftliche Vitalisierung 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ach Gott!) 
und nützt allen Bürgern, auch dem Staat. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Weil dies, meine Damen und Herren, in besonderer 
Weise auch für die jetzt anstehende Restprivatisie- 
rung der VW-Beteiligung des Bundes gilt, lehnen wir 
den auf Verhinderung abzielenden Antrag der SPD 
entschieden ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
vom 4. Mai 1983 heißt es: „Eine Wirtschaftsordnung 
ist um so erfolgreicher, je mehr sich der Staat zurück- 
hält und dem einzelnen seine Freiheit läßt. Wir wollen 
nicht mehr Staat, sondern weniger. Wir wollen nicht 
weniger, sondern mehr persönliche Freiheit. " Meine 
Damen und Herren, dieser ordnungspolitische Grund- 
satz ist für diese Koalition tragend, und das wird so 
bleiben. 

Schon die bloßen Zahlen sprechen gegen die immer 
wieder — auch jetzt vom Kollegen Andres — aufge- 
tischte Behauptung, mit dieser Privatisierungspolitik 
würden Haushaltslöcher gestopft. 

(Zuruf von der SPD; Er hat recht!) 

1984 wurden 770 Millionen DM aus Privatisierungs- P) 
erlösen vereinnahmt, 1985 nichts. 1986 war es 1 Mil- 
liarde DM, und 1987 waren es 2,4 Milliarden DM. 

Also, das war selbst in diesem besten Jahr noch deut- 
lich weniger als 1 % des Bundeshaushalts. 

Die Veräußerung von Bundesbeteiligungen ist kein 
Finanzierungsinstrument des Bundeshaushalts. 

(Jungmann [SPD]; Wohin tun Sie denn das 
Geld? — Weitere Zurufe von der SPD) 

Sie ist aber auch, meine Damen und Herren, kein Sub- 
stanzverlust. Denn sie sichert aus dem realisierten 
Erlös eine attraktive und fortdauernde Zinsersparnis. 

Aus dieser Zinsersparnis und diesem Konsolidie- 
rungsvorteil heraus lassen sich beispielsweise auch 
rechtliche Verpflichtungen wie die gegenüber der 
Stiftung Volkswagenwerk mehr als abdecken. Natür- 
lich geht der Staat auch sonst nicht leer aus. Private 
Dividendenempfänger sind ja schließlich gute Steuer- 
zahler. Auch hier ist der Staat — wie im Gesamtbe- 
reich der gewerblichen Wirtschaft — an der Ertrags- 
kraft unserer Wirtschaft beteiligt. 

Der SPD-Antrag, so er denn mehr als eine fragwür- 
dige Pflichtübung sein soll, offenbart nur eines: Sie 
haben als Opposition die Zeichen der Zeit nicht ver- 
standen. Es ist nicht Aufgabe des Staates, unterneh- 
merisch in den privatwirtschaftlichen Wettbewerb 
einzutreten, schon gar nicht im Bereich der Automo- 
bilwirtschaft. 

Muß ich Ihnen eigentlich eigens in Erinnerung ru- 
fen — weil hier soeben das Stichwort „Nullsummen- 
spieP' gekommen ist — , wie kostspielig für den Bun- 
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(A) deshaushalt dieses unternehmerische Rollenspiel des 
Bundes in der sozialdemokratischen Regierungszeit 
im Zeitraum 1970 bis 1982 gewesen ist? Wenn man 
saldiert, was der Bund damals an Kapitalzuführungen 
an die Beteiligungsunternehmen des Bundes und der 
Sondervermögen aus dem Bundeshaushalt gegenü- 
ber den Haushaltseinnahmen aus Gewinn-Ausschüt- 
tungen und Dividenden aufgewandt hat, dann hat 
sich am Ende eine gewaltige Nettobelastung ergeben, 
nämlich sage und schreibe 4,2 Milliarden DM. Meine 
Damen und Herren, das muß man einfach wissen, 
wenn man sich mit den Ansichten der Opposition aus- 
einandersetzt, wie sie hier wieder vorgetragen wor- 
den sind. 

Ich sage, es war eine herausragende Leistung der 
neuen Bundesregierung und des Bundesfinanzmini- 
sters Stoltenberg, daß es gelungen ist, mehrere Bun- 
desbeteiligungen 

(Andres [SPD]: Zu versilbern!) 

wieder in eine Erfolgszone geholt zu haben. Der Ver- 
lustausgleich aus der Bundeskasse wurde um hun- 
derte von Millionen DM zurückgeführt. Das hat die 
SPD sogar noch als eine Rückführung der Investitions- 
tätigkeit der Bundesregierung kritisiert. Meine Da- 
men und Herren, Sie sind mit Ihrer Argumentation 
gescheitert. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Es wäre eigentlich nur angemessen, wenn Sie dies 
hier auch einmal eingestehen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere Forderung bleibt: Alle Beteiligungen des 
Bundes müssen in regelmäßigen Abständen überprüft 
werden, ob es überhaupt noch ein wichtiges Interesse 
des Bundes an ihrer Aufrechterhaltung gibt. Ist dies 
nicht länger der Fall und erlaubt die konkrete Unter- 
nehmenssituation eine Privatisierung, dann ist diese 
Privatisierung auch zu vollziehen. In allen übrigen 
Fällen — dies ergibt sich aus den Grundsätzen für die 
Führung von Beteiligungen des Bundes — muß durch 
marktwirtschaftsgerechte Betriebsführung dafür ge- 
sorgt werden, daß zu einem späteren Zeitpunkt eine 
erfolgreiche Privatisierung möglich bleibt. 

Lassen Sie mich zum Schluß auf die angeblichen 
Nachteile einer VW-Privatisierung eingehen, wie sie 
hier von der SPD behauptet worden sind. Durch die 
Privatisierung der restlichen 16 % -Beteiligung bei 
VW wird nicht nur kein wichtiges Interesse des Bun- 
des berührt, sondern es sind natürlich auch keine Ar- 
beitnehmerrechte betroffen. Außerdem, Herr Kollege 
Andres, werden auch die der Stiftung Volkswagen- 
werk aus der Stiftungsurkunde und der Stiftungssat- 
zung zustehenden Dividendenansprüche in vollem 
Umfang erfüllt, und zwar, wie vereinbart, in Form 
einer sogenannten Als-ob-Dividende. Sie haben hier 
ja selbst ausgeführt, daß dafür im Bundeshaushalt 
1988 eine Summe von über 34 Millionen DM veran- 
schlagt worden ist. Es ergeben sich für die Stiftung 
Volkswagenwerk demnach weder rechtliche noch 
materielle Nachteile. 

Zu der ins Feld geführten Frage der Standort- und 
Beschäftigungssicherung kann ich nur folgendes sa- 
gen: Der langfristige Unternehmenserfolg des Hauses 


VW hängt am allerwenigsten von Art und Umfang (C) 
einer staatlichen Beteiligung auf der Kapitalseite ab. 
Fahrzeugtechnik, Marktpolitik und moderne Be- 
triebsführung, zu der auch ein angemessenes Control- 
ling gehört — dies alles bei Wahrung der Mitbestim- 
mungsrechte auf der Arbeitnehmers eite — , sind die 
erfolgbestimmenden Instrumente der Unternehmens- 
politik. Wäre es anders, müßte es ja, meine Damen 
und Herren, sehr schlimm bestellt sein um die übrigen 
deutschen Automobilfabriken, die weder über eine 
Bundes- noch über eine Landesbeteiligung verfü- 
gen. 

Das Fazit, meine Damen und Herren: Die Privatisie- 
rung der noch verbliebenen Bundesbeteiligung an 
VW in Höhe von 240 Millionen DM ist wirtschafts- und 
ordnungspolitisch geboten. Sie wird von der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion aus diesem Grund mit allem 
Nachdruck unterstützt. Der Stiftung Volkswagenwerk 
und den Arbeitnehmern in allen VW-Betrieben ent- 
stehen keinerlei Nachteile. 

(Zuruf von der SPD: Wart's doch mal ab!) 

Aus diesen Gründen lehnt die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion den vorliegenden Antrag der SPD ab. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Hüser. 

Hüser (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Angetreten mit dem Versprechen, die Ver- 
schuldung des Bundes abzubauen, hat uns diese Bun- 
desregierung zur höchsten Neuverschuldung, die es 
jemals gab, geführt. Ein Ende ist nicht abzusehen. 
Wenn in den Vorjahren die Nettokreditaufnahme 
nicht so hoch war, lag dies einerseits an den immensen 
Bundesbankgewinnen, andererseits aber auch an den 
Einnahmen aus der Privatisierung. Der Verdacht, daß 
der Verkauf von Bundesvermögen vor allem der 
Haushaltssanierung dient, liegt auf der Hand. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ein solcher Ausverkauf ist dann jedoch als Wählertäu- 
schung zu bezeichnen. Alle anderen vorgeschobenen 
sogenannten wirtschaftspolitischen Ziele sind nur 
noch Makulatur. 

Daß es sich hierbei um einen Panikverkauf handelt, 
belegt auch die Tatsache, daß der Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages gerade erst mit den Stim- 
men der Regierungskoalition noch einmal mehr als 
eine halbe Million DM für Untersuchungen über Pri- 
vatisierungsmöglichkeiten bereitgestellt hat. 

(Glos [CDU/CSU]: Sie reden unter Ihrem 
Niveau!) 

Wozu solch ein teures Gutachten, wenn schon laufend 
Fakten geschaffen werden? Oder umgekehrt: Warum 
jetzt weitere Privatisierungen, wenn deren Ange- 
brachtheit erst noch wissenschaftlich untersucht wer- 
den soll? 

Eine Privatisierung der Bundesanteile an der Volks- 
wagen AG widerspricht darüber hinaus zum jetzigen 
Zeitpunkt jedem wirtschaftlichen Sachverstand. Es 
würde mich interessieren, welcher Teufel Sie geritten 
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(A) hat, daß Sie die VW-Aktie, deren Kurs seit dem Bör- 
senkrach vom Vorjahr, aber auch auf Grund der fir- 
meninternen Devisenaffäre zur Zeit besonders niedrig 
ist, gerade jetzt verscherbeln. Wenn es Ihr Ziel ist, 
durch den Verkauf Einnahmen für die Haushaltskon- 
solidierung zu beschaffen, wäre es eine Selbstver- 
ständlichkeit, abzuwarten, bis der Wert der Aktien 
wieder ansteigt, vorausgesetzt natürlich. Sie trauen 
Ihren eigenen optimistischen Voraussagen. Aber zu 
solchen einfachen Schlußfolgerungen sind Sie an- 
scheinend nicht mehr in der Lage. Es kommt eher der 
Verdacht auf, daß die Aktien zu einem besonders gün- 
stigen Kurs einigen Großanlegern angedient werden 
sollen. Daß Sie nebenbei den Aktienmarkt durch zu- 
sätzliche Verkäufe noch erheblich unter Druck brin- 
gen, belegt aufs Neue, daß Ihr Handeln nicht von 
einem Konzept geprägt ist, sondern von zufälligen 
Tagesentscheidungen. 

Schwerwiegender ist unseres Erachtens aber die 
Tatsache, daß Sie durch den Verkauf des Volkswa- 
genwerkes jede mögliche positive Einflußnahme auf 
die Geschäfts entwicklung aufgeben. Die Eigentums- 
verhältnisse beim Volkswagenwerk sind natürlich 
kein wesentliches Instrument z. B. der Verkehrspoli- 
tik; dennoch bleibt zu erwähnen, daß die Bundesre- 
gierung über ihre dortige Beteiligung Zeichen setzen 
könnte und sollte, etwa hinsichtlich der Abgasentgif- 
tung, der Entwicklung umweltfreundlicher alterna- 
tiver Antriebsformen, des Sicherheitsstandards in 
Kraftfahrzeugen und auch der Humanisierung der Ar- 
beitsplätze. 

Aus den vorgenannten und auch aus anderen Grün- 
den, zu denen ich hier leider nicht mehr Stellung neh- 
men kann, lehnen wir die Privatisierung des Bundes- 
anteils am VW-Konzern ab und werden dem Antrag 
der SPD-Fraktion zustimmen. 

Es wäre natürlich etwas anderes, wenn die Bundes- 
regierung ein Konzept Vorschlägen würde, mit dem 
die Bundesbeteiligung und konsequenterweise auch 
der Länderanteil in einen Belegschaftsfonds überge- 
hen würden. Dieser Fonds könnte dann vom Betriebs- 
rat oder einem anderen von der Belegschaft gewähl- 
ten Gremium vertreten werden; somit wäre ein erster 
Schritt in Richtung auf Mitarbeitergesellschaften ge- 
tan, und dies wäre auch eine sinnvolle Beteiligung 
von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen am Pro- 
duktivvermögen mit ersten wirklichen Mitentschei- 
dungsrechten. 

In diesem Sinne werden die GRÜNEN Weiterarbei- 
ten, und es wäre zu begrüßen, wenn solche Optionen 
auch in die Gedanken der Bundesregierung Einlaß 
finden würden, statt daß man unsinnige Privatisierun- 
gen vornimmt. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Abgeord- 
nete Weng (Gerlingen). 


Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! „Eine Wirtschafts- 


ordnung ist um so erfolgreicher, je mehr sich der Staat (C) 
zurückhält und dem einzelnen seine Freiheit läßt. “ 

(Dr. Penner [SPD]: Und je mehr Polizei er 
hat!) 

„Wir führen den Staat auf den Kern seiner Aufgaben 
zurück, damit sie wirklich zuverlässig erfüllt werden 
können. 

Diese Aussagen des Herrn Bundeskanzlers aus der 
Regierungserklärung sind die Basis einer Konzeption 
der Koalition, öffentliche Beteiligungen zurückzufüh- 
ren. Ich verhehle nicht, daß die seitherigen Regie- 
rungsvorlagen im Umfang hinter dem zurückgeblie- 
ben sind, was sich die FDP vorgestellt hat. Wer sich an 
das Gesamtkonzept aus der vergangenen Wahlpe- 
riode erinnert und sich dies vor Augen hält, muß er- 
kennen, daß es mit seiner Verwirklichung im Augen- 
blick ein wenig zäh vorangeht, daß es aus ganz unter- 
schiedlichen Gründen nicht im wünschenswerten 
Maße vorankommt. 

Ich meine aber, zumindest da, wo die Überprüfung 
die grundsätzliche Privatisierbarkei t ergeben hat, 
sollte es und könnte es zügiger vorangehen. Ich darf 
hier an die Privatisierungspläne bei der Deutschen 
Bundesbahn bezüglich der Deutschen Verkehrskre- 
ditbank, der Spedition Schenker und anderer Beteili- 
gungen erinnern. 

Auch der Beschluß unserer Fraktion, Kapitalerhö- 
hungen mit Bundesbeteiligung bei Unternehmen aus 

Haushaltsmitteln nicht mitzutragen, hatte ja das Ziel, 
den Beteiligungsanteil des Bundes zu reduzieren, 
wenn es zu solchen Kapitalerhöhungen kam, wie z. B. 
bei der Deutschen Lufthansa. (1^) 

(Zuruf von der SPD: Es war kein Geld da! Das 
war der Punkt!) 

Hier hätte eine echte Teilprivatisierung stattfinden 
können. Daß hier statt des Bundes dann indirekt das 
Land Bayern eingestiegen ist, ist ja nun kein Rückzug 
des Staates; deshalb ist es sicherlich auch nicht wün- 
schenswert gewesen. 

(Frau Traupe [SPD]: Tibetanische Gebets- 
mühlen, Herr Kollege!) 

Unsere fortbestehenden Forderungen betreffen 
auch den Dienstleistungsbereich. Meine Damen und 
Herren, gerade gestern abend hat die Aktionsgemein- 
schaft Wirtschaftlicher Mittelstand einen parlamenta- 
rischen Abend mit Vertretern der Pächter von Bundes- 
wehrkantinen veranstaltet. Das Ergebnis dieses parla- 
mentarischen Abends muß ein Appell an uns selbst, 
an die Koalitionsfraktionen, sein, künftig bei der Ge- 
staltung der Pachtverträge mit dem Verteidigungsmi- 
nisterium verbesserte Partnerschaft mit den Pächtern 
zu finden. Einige Auflagen für diese Kantinenpächter 
sind nicht vom partnerschaftlichen Geist bestimmt. 

(Zuruf von der SPD: Was hat denn das mit 
VW zu tun?) 

Meine Damen und Herren, zurück zum Antrag der 
SPD bezüglich des Volkswagenwerks. Nach § 65 der 
Bundeshaushaltsordnung soll sich der Bund an Unter- 
nehmen nur beteiligen, wenn ein wichtiges Interesse 
des Bundes vorliegt und sich der angestrebte wirt- 
schaftliche Zweck nicht auf andere Weise erreichen 
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Dr. Weng (Gerlingen) 

(A) läßt. Hier muß der Umkehrschluß erlaubt sein — er ist 
ja ganz naheliegend — : Der Bund sollte auf alle ande- 
ren Beteiligungen verzichten. 

Wer die Begründung des SPD-Antrags liest, der 
kann sich über die völlige Umkehrung der Argumen- 
tation nur wundern. Es hat nach meiner Auffassung in 
der Vergangenheit überhaupt nie ein wichtiges Inter- 
esse des Bundes an der VW-Beteiligung bestanden. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch nicht zu fas- 
sen!) 

Deshalb hätte die Beteiligung am Volkswagenwerk 
längst abgegeben werden können. Die an die Stiftung 
Volkswagenwerk fließenden Erträge könnten we- 
sentlich wirtschaftlicher, außerdem auch gleichmäßi- 
ger und damit ja sinnvoller als in der augenblicklichen 
Konzeption aus dem Bundeshaushalt bezahlt werden. 
So wird es vermutlich ja auch werden. 

Meine Damen und Herren, mit der Begründung der 
SPD-Fraktion ausgestattet, müßte der Finanzminister 
eigentlich umgehend sämtliche Autofabriken in der 
Bundesrepublik Deutschland aufkaufen. Aber es hat 
sich in der Vergangenheit immer wieder gezeigt, daß 
Beschäftigungssicherung durch staatliche Beteili- 
gung an Wirtschaftsunternehmen die teuerste Ar- 
beitsmarktpolitik ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Glos [CDU/CSU]: Siehe Neue Heimat!) 

Auf diese Weise können wir unserem Ziel, einen 
Staat mit Sozialer Marktwirtschaft zu verwirklichen, 
sicher nicht näher kommen. Wer soll die SPD-Begrün- 
dung, der sich verschärfende Konkurrenzkampf in der 
.g. Weltautomobilindustrie mache den Einfluß des Bun- 
des auf die Standortsicherung eines inländischen Au- 
tomobilherstellers unabdingbar, nachvollziehen? Sol- 
len denn, meine Damen und Herren, für den Fall von 
Absatzproblemen in der Autoindustrie dann künftig 
Überschußprodukte des Volkswagenwerks zu einer 
staatlich finanzierten Automobilhalde werden? Das 
kann ja wohl nicht sein. 

Die Politik der Entstaatlichung ist ein richtiger 
Weg. Viele andere Länder, z. B. England und Frank- 
reich, beschreiten diesen Weg wesentlich konsequen- 
ter als wir. 

(Zuruf von der SPD: Das Ergebnis können 
wir sehen!) 

Die Annahme des SPD-Antrags wäre ein Schritt in 
die völlig falsche Richtung. Deswegen lehnen wir ihn 
ab. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich bitte um Aufmerksamkeit für den letzten Redner 
dieser Debatte. 

Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesministerium der Finanzen, Herr Voss. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Die Bundesregierung hat im März 1985 festge- 
stellt, wichtige Interessen stünden einer weiteren Ab- 
senkung der Bundesbeteiligung an VW nicht entge- 
gen, an Kapitalerhöhungen werde der Bund nicht teil- 


nehmen ; zu gegebener Zeit werde die weitere Verrin- (C) 
gerung der Bundesbeteiligung vorgeschlagen. 

Im Juli 1986 hat die Bundesregierung beschlossen, 
den Bundesanteil an VW zu veräußern. Dieses Vorha- 
ben wurde mit den Bundeshaushalten 1987 und 1988 
in die parlamentarische Beratung eingebracht und 
gebilligt. Die VW- Privatisierung wird noch in diesem 
Jahr zu einem geeigneten Zeitpunkt durchgeführt 
werden. Eine stichhaltige Begründung für ein gesamt- 
staatliches Interesse, das eine dauerhafte Beteiligung 
des Bundes an VW gemäß den Vorschriften der Bun- 
deshaushaltsordnung rechtfertigen würde, gibt es 
nicht mehr. Sie ist auch in der Begründung des Antra- 
ges der SPD nicht zu finden. 

Im Wandel des nationalen und internationalen Um- 
feldes haben die ursprünglichen Gründe für eine ge- 
samtstaatliche Beteiligung an VW in der Nachkriegs- 
zeit immer mehr an Gewicht verloren. VW hat in den 
letzten Jahrzehnten seine Marktposition im inländi- 
schen und ausländischen Wettbewerb festigen und 
ausbauen können. Das Unternehmen gehört zur Spit- 
zengruppe der Automobilindustrie in der Welt. Die 
Verschärfung des internationalen Wettbewerbs ist 
kein Grund, eine Bundesbeteiligung aufrechtzuerhal- 
ten. Es ist vielmehr Aufgabe von Vorstand und Auf- 
sichtsrat, sich wie schon bisher mit unternehmeri- 
schen Mitteln in diesem Wettbewerb zu behaupten 
und durchzusetzen, und dies unter gleichen Bedin- 
gungen wie die anderen deutschen Wettbewerber, 
d. h. ohne bundesstaatliche Beteiligung. Der Bund ist 
an keinem der anderen Fahrzeughersteller in der 
Bundesrepublik beteiligt, wie hier bereits gesagt wor- 
den ist, weder an Daimler-Benz noch an BMW oder (O) 
Porsche, weder an Ford noch an Opel. 

Die negative Haltung der Gewerkschaften zur VW- 

Privatisierung ist für mich unglaubwürdig und wider- 
sprüchlich. Die deutschen Gewerkschaften ziehen 
nämlich in ihrem eigenen Bereich aus der Verände- 
rung der wirtschaftlichen Gegebenheiten ganz an- 
dere Konsequenzen; sie privatisieren ebenfalls: Die 
Mehrheit an der Bank für Gemeinwirtschaft ist bereits 
an einen privaten Versicherungskonzern verkauft 
worden. 

(Zander [SPD]: Wo war denn die BfG jemals 
staatlich?) 

Die Aktien der Coop AG wurden im letzten Herbst 
zum Handel an den Börsen eingeführt. Auch die 
Mehrheit der gewerkschaftseigenen Versicherung 
Volksfürsorge wird verkauft. 

Die Gewerkschaften haben im Zusammenhang mit 
diesen Verkäufen das „wichtige gewerkschaftliche 
Interesse", 

(Zander [SPD]: Seit wann waren denn die 
Gewerkschaften staatlich?) 

die Grundsätze ihrer gemeinschaftlichen Aktivitäten, 
neu definiert. Genauso, wie die Gewerkschaften frei 
sind, ihre Interessen zu definieren, muß man dem 
Bund zubilligen, seine Vorstellungen von einer markt- 
wirtschaftlichen Beteiligungspolitik zu verwirkli- 
chen. 

Ein Wort noch zur Volkswagenstiftung. Die VW- 
Stiftung erleidet gegenüber ihrem bisherigen Status 
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Pari. Staatssekretär Dr. Voss 

(A) keinerlei Nachteil. Sie bekommt, wie das vertraglich 
vereinbart ist, eine „Als-ob-Dividende'\ d. h. Zahlun- 
gen in Höhe der jeweiligen VW-Dividende auf die 
entsprechenden bisherigen Aktien. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag 
der SPD auf Drucksache 11/1111. Die Fraktion der 
SPD verlangt hierzu gemäß § 52 unserer Geschäfts- 
ordnung namentliche Abstimmung. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. 

Darf ich die Kollegen um ein bißchen Aufmerksam- 
keit bitten. Wir fahren anschließend mit der Beratung 
derjenigen Punkte fort, die ohne Debatte behandelt 
werden. Die Debatte über den Punkt „Humanitäre 
Hilfe findet nach der Fragestunde um 15.30 Uhr 
statt. — 

Meine Damen und Herren, ist noch jemand im Ple- 
narsaal, der an der Abstimmung teilnehmen möchte? 
Er möge das jetzt tun. — 

Ich mache noch einmal darauf aufmerksam, daß 
anschließend eine Reihe von Abstimmungen stattfin- 
det, allerdings keine namentlichen. 

Ich stelle fest, daß alle Abgeordneten, die an der 
Abstimmung teilzunehmen wünschten, das inzwi- 
schen getan haben. 

Ich schließe die Abstimmung. Ich bitte die Schrift- 

(B) führer, mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis 
der namentlichen Abstimmung gebe ich später be- 
kannt. * ) 

Ich habe bereits gesagt, daß wir mit den Tagesord- 
nungspunkten fortfahren wollen, für die keine De- 
batte vorgesehen ist. Deswegen wird der Tagesord- 
nungspunkt 14 — Humanitäre Hilfe — auf den Nach- 
mittag vertagt. 

Ich rufe die Punkte 4 und 5 der Tagesordnung 
auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Europäische wirtschaftliche 
Interessenvereinigung (EWIVG) 

— Drucksache 11/352 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts- 
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 11/1807 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Hörster 
Schmidt (München) 

(Erste Beratung 20. Sitzung) 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 25. Oktober 1982 über den Beitritt der Re- 
publik Griechenland zum Übereinkommen 


*) Ergebnis Seite 4204 A 


Über die gerichtliche Zuständigkeit und Voll- (C) 
Streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zi- 
vil- und Handelssachen sowie zum Protokoll 
betreffend die Auslegung dieses Übereinkom- 
mens durch den Gerichtshof in der Fassung des 
Übereinkommens über den Beitritt des Königs- 
reichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland 

— Drucksache 11/350 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts- 
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 11/1800 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Hörster 
Stiegler 

(Erste Beratung 20. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zunächst zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über den Gesetzentwurf zur Europäischen 
wirtschaftlichen Interessenvereinigung. Ich rufe die 
§§ 1 bis 19, Einleitung und Überschrift in der Aus- 
schußfassung auf. 

Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei einer einzi- 
gen Enthaltung sind die auf gerufenen Vorschriften 
angenommen worden. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. (D) 

Wer den Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist 
einstimmig bei einer Enthaltung angenommen wor- 
den. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent- 
wurf zu dem internationalen Übereinkommen, in dem 
die Republik Griechenland ihren Beitritt zum EWG- 
Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen 
erklärt. 

Ich rufe den Gesetzentwurf mit seinen Art. 1 bis 3, 
Einleitung und Überschrift auf. 

Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltun- 
gen ist der Gesetzentwurf angenommen. 


Ich rufe die Punkte 6 und 7 der Tagesordnung 
auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers der 
Finanzen 

Entlastung der Bundesregierung für das Haus- 
haltsjahr 1986 — Vorlage der Haushaltsrech- 
nung und Vermögensrechnung des Bundes 
(Jahresrechnung 1986) 

— Drucksache 11/1572 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Beratung des Antrags des Bundesministers der 

Finanzen 

Einwilligung in die Veräußerung bundeseige- 
ner Grundstücke in Mannheim- Schönau ge- 
mäß § 64 Abs. 2 BHO 

— Drucksache 11/1715 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 
Haushaltsausschuß 

Auch hier ist eine Aussprache nicht vorgesehen. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen an den 
Haushaltsausschuß zu überweisen. Sind Sie damit 
einverstanden? — Kein Widerspruch. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 


Ich rufe die Punkte 8 bis 1 1 und den Zusatzpunkt 2 
der Tagesordnung auf: 

8. Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Verkehr (14. Aus- 
schuß) zu der Unterrichtung durch das Europäi- 
sche Parlament 

Entschließung zur Liberalisierung und Har- 
monisierung im Verkehrssektor 

- Drucksachen 10/6131, 11/1751 - 
Berichterstatter: Abgeordneter Haungs 

9. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 25 02 
Titel 642 01 

— Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz — 

— Drucksachen 11/1192, 11/1646 — 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Schroeder (Freiburg) 

Nehm 

10. a) Beratung der Sammelübersicht 43 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über An- 
träge zu Petitionen 
— Drucksache 11/1769 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 44 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über An- 
träge zu Petitionen mit Statistik über die 
beim Deutschen Bundestag in der Zeit vom 
18. Februar 1987 bis 31. Dezember 1987 
eingegangenen Petitionen 


Entschließung des Deutschen Bundestages (C) 
vom 17. April 1986 bei Verabschiedung des 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Tierschutz- 
gesetzes 

— Drucksache 11/1866 — 

Auch hier ist eine Aussprache nicht vorgesehen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Über 
Punkt 11 bitte extra abstimmen!) 

— Sie wünschen, über Punkt 11 extra abzustimmen. 

Wir kommen dann zu den Abstimmungen. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Verkehr zur Liberalisierung und 
Harmonisierung im Verkehrssektor auf Drucksa- 
che 11/1751? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 
gen? — Dann ist die Beschlußempfehlung bei einer 
Enthaltung so angenommen. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses zu einer überplanmäßigen Ausgabe 
auf Drucksache 11/1646? Ich bitte um das Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enhaltungen? — 
Diese Beschlußempfehlung ist einstimmig angenom- 
men worden. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlungen zu den 
Sammelübersichten 43 und 44? Ich bitte um ein Hand- 
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 

Bei einigen Enthaltungen sind diese Beschlußempfeh- 
lungen angenommen. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung zu dem Antrag auf Genehmigung zur Durch- 
führung eines Strafverfahrens auf Drucksache 
11/1795? Ichbitte um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung ist 
die Beschlußempfehlung angenommen. 

Wer stimmt für den Antrag der Fraktionen der CDU/ 

CSU, FDP und SPD auf Drucksache 1 1/1866? Ich bitte 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Gegen zwei Stimmen ist dieser Antrag ange- 
nommen worden. 

Meine Damen und Herren, nun können wir in die 
Mittagspause eintreten. Das Ergebnis der namentli- 
chen Abstimmung werden wir am Nachmittag be- 
kanntgeben. 

Die Sitzung wird um 14 Uhr mit der Fragestunde 
fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 12.54 bis 14.00 Uhr) 


— Drucksache 11/1770 — 

11. Beratung der Beschlußempfehlung des Aus- Vizepräsident Stücklen: Die unterbrochene Sitzung 
Schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge- "^rd fortgesetzt, 
schäftsordnung (1. Ausschuß) 

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 

eines Strafverfahrens Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

— Drucksache 11/1795 — Fragestunde 

Berichterstatter: Abgeordneter Buschborn _ Drucksache 11/1842 — 

ZP 2 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ Zur Beantwortung der Fragen aus dem Geschäfts- 
CSU, SPD und FDP bereich des Bundesministers der Finanzen steht uns 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Februar 1988 


4189 


Vizepräsident Stücklen 

(A) Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Voss zur 
Verfügung. 

Ich rufe Frage 61 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hauchler auf; 

Treffen nach Auffassung der Bundesregierung Berechnungen 
des niedersächsischen Ministerpräsidenten zu, daß durch ver- 
mehrte Sozialhilfeleistungen die finanz- und wirtschaftsschwa- 
chen Länder, zu denen auch Niedersachsen zählt, insgesamt 
rund 4,1 Milliarden DM höhere Folgekosten aus der Arbeits- 
losigkeit zu tragen haben? 

Bitte sehr. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Dr. Hauchler, soweit der 
Bundesregierung bekannt ist, hat der niedersächsi- 
sche Ministerpräsident keine Zurechnung von Folge- 
kosten aus der Arbeitslosigkeit vorgenommen, die 
den in der Frage genannten Betrag ergibt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung dies dann nachgeholt und die Fol- 
gekosten berechnet, denn es ist doch eindeutig, daß 
durch die Erhöhung der Arbeitslosigkeit in der Bun- 
desrepublik seit der Regierungsübernahme durch die 
jetzige Bundesregierung auf die Gemeinden tatsäch- 
lich eine sehr große zusätzliche Belastung auf Grund 
der Gewährung von Sozialhilfe hinzugekommen ist? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Hauch- 
ler, es gibt bereits eine Untersuchung, die vom Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung bei der Bun- 
desanstalt für Arbeit und den kommunalen Spitzen- 
verbänden gemeinsam im Jahre 1985 durchgeführt 
wurde. Danach beliefen sich die durch Arbeitslosig- 
keit bedingten Sozialhilfeausgaben im gesamten 
Bundesgebiet auf 2,2 Milliarden DM. Auch eine Aus- 
arbeitung der norddeutschen Länder geht von dieser 
Zahl aus und bezeichnet 10 bis 15% der Sozialhilfe- 
ausgaben im Bundesgebiet als durch Arbeitslosigkeit 
bedingt; das entspricht 2 bis 3 Milliarden DM. 

Die Bundesregierung kann diese Berechnungen 
nicht überprüfen. Aber aus diesen Berechnungen er- 
gibt sich, daß die Zahl von 4,1 Milliarden DM allein für 
die norddeutschen Länder in jedem Fall überhöht 
ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Hauchler (SPD); Herr Staatssekretär, können Sie 
mir angeben, um wieviel die durch Arbeitslosigkeit 
bedingten Sozialhilfeleistungen in den vier nördli- 
chen Ländern der Bundesrepublik stärker als im 
Durchschnitt der Bundesrepublik angestiegen sind? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege, außer 
dem, was ich Ihnen hier gerade vorgetragen habe 
— wobei es nach der Berechnung, die ich soeben zi- 
tiert habe, auf eine Zahl von 2 bis 3 Milliarden DM 
hinausliefe — , hat die Bundesregierung keine Be- 
rechnungen dieser Art. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Andres, bitte. 


Andres (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie in (C) 
der gestrigen Fragerunde geantwortet haben. Sie hät- 
ten alle Veröffentlichungen nachgelesen, und mir hier 
ein Presseartikel aus dem „Kölner Stadtanzeiger'' 
vom 15. Januar 1988 vorliegt, in dem folgendes aus- 
geführt ist — ich zitiere — : 

Die Forderung nach Beteiligung des Bundes an 
den Sozialhilfekosten soll zwar für alle Länder 
gelten. Aber auch hier sieht Albrecht die nördli- 
chen und westlichen besonders belastet, weil sie 
aus Strukturschwäche höhere Arbeitslosigkeit 
und somit höhere Sozialleistungen hätten. Der 
Ministerpräsident hat errechnet, daß die genann- 
ten Länder jährlich 4,1 Milliarden DM mehr 
Sozialhilfe ausgeben müßten als die reichen Län- 
der Hessen, Baden-Württemberg und Bayern, 
stelle ich fest, daß der Ministerpräsident eine solche 
Zahl — wie in der Frage erwähnt — offensichtlich 
doch genannt hat, oder Sie haben nicht alles nachge- 
lesen. Ich hätte gerne gewußt, wie Sie zu der Zahl 
stehen, die dort genannt ist. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe gestern gesagt, daß ich die einschlägigen Pres- 
seartikel kenne; dabei bleibe ich auch. Aber ich habe 
Ihnen soeben auf die Frage des Kollegen Hauchler 
auch gesagt, daß die Bundesregierung diese Zahl 
nicht bestätigen kann. Ob die Pressemeldung richtig 
oder nicht richtig ist, vermag ich nicht zu sagen. Ich 
kann Ihnen auf Grund der Erkenntnisse, die wir ha- 
ben, nur sagen, daß diese Zahl von 4,1 Milliarden DM 
nach unserer Meinung nicht stimmen kann, wenn 
man sie nur auf den nördlichen Teil des Bundesge- 
biets bezieht. Mehr kann ich dazu nicht sagen. Ich 
kann hier nicht jede Presseveröffentlichung qualifi- 
zieren, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Dann rufe ich die Frage 62 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hauchler auf: 

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung — insbeson- 
dere in Wirtschafts- und finanzpolitischer Hinsicht — , um die 
Belastungen durch vermehrte Sozialhilfeleistungen von Län- 
dern wie Niedersachsen auszugleichen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Hauch- 
ler, die Bundesregierung hat in der Vergangenheit 
durch eigene Maßnahmen dazu beigetragen, den An- 
stieg der Sozialhilfeausgaben in Grenzen zu halten. 

Zu nennen sind insbesondere die mehrfache Verlän- 
gerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes, die 
mehrfachen Verbesserungen beim Wohngeld, die 
Einführung eines Kindergeldzuschlags für geringver- 
dienende Eltern und die Wiedereinführung des Kin- 
dergeldes für arbeitslose Jugendliche. 

Die Bundesregierung hält die Entwicklung der 
Sozialhilfeausgaben in den einzelnen Ländern und 
Gemeinden für ein ernst zu nehmendes Problem. Sie 
ist bereit, alle sich darauf beziehenden Vorschläge zu 
prüfen. Ich wiederhole aber, daß einer der wesentli- 
chen Gesichtspunkte für den Bund angesichts seines 
eigenen Finanzbedarfs die Finanzierbarkeit derarti- 
ger Vorschläge sein muß. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 
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(A) Dr. Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir nicht auch der Meinung, daß die Hauptlast, 
die die Gemeinden durch die steigenden Sozialhilfe- 
ausgaben zu tragen haben, durch eine Politik ausge- 
löst ist, die nur auf nationaler Ebene zu entscheiden 
ist, d. h. daß nach Ihren Aussagen die Gemeinden die 
Konsequenzen zu tragen haben, die letzten Endes von 
der Bundesregierung zu verantworten sind? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär; Nein, Herr Kollege, 
ich bin absolut nicht dieser Meinung. Hier ist eine 
große Palette von Gründen — über einen langen Zeit- 
raum von Jahren — heranzuziehen, wenn man zu 
einer Analyse kommen will. Das, was Sie eben ge- 
nannt haben, ist bei weitem zu kurz gesprungen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, wäre es 
angesichts der Tatsache, daß die geplante Einführung 
der Quellensteuer die Gemeinden zusätzlich belastet, 
und zwar zweifach — einmal durch die Abführung 
praktisch einer neuen Steuer auf die Kapitalerträge, 
zum anderen dadurch, daß die Gemeinden nicht in 
den Genuß der Erträge kommen — , nicht angebracht, 
wenigstens in diesem Umfang auf seiten des Bundes 
eine Hilfe für die Gemeinden ins Auge zu fassen oder 
aber zugunsten der Gemeinden auf diesen Teil der 
neuen Steuer zu verzichten? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Hauch- 
ler, Sie werden den Austausch von Meinungen ken- 
nen, den ich und auch andere beispielsweise mit dem 
Präsidenten des Deutschen Städtetages gehabt ha- 

(B) ben. Sie werden daraus erkennen, daß die Bundesre- 
gierung immer wieder gesagt hat — dazu steht sie 
auch — , daß die Gemeinden durch die Steuerreform 
und durch die Entlastung der Bürger, die diese Steu- 
erreform mit sich bringt, nur in dem Maße belastet 
werden, wie sie auch andererseits an den Einnahmen 
teilhaben werden, daß also keine Überbeanspru- 
chung und keine Überbelastung der Gemeinden 
durch die Steuerreform zu befürchten sein wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie eben dankenswerterweise die sozialen Flankie- 
rungen für Arbeitnehmer genannt haben, die arbeits- 
los werden — wie z. B. Verlängerung von Arbeitslo- 
sengeld — : Stimmen Sie mir zu, daß das nicht das 
Problem ist — denn Sozialhilfeleistungen erfolgen im- 
mer erst nach Bezug von Arbeitslosenhilfe und nicht 
von Arbeitslosengeld — , und meinen Sie, daß etwa 
das, was der Bundeskanzler in dem gestrigen Ge- 
spräch zum Thema Montanregion in wirtschaftspoliti- 
scher Hinsicht mit NRW vereinbart hat, ein Ansatz 
sein könnte, wirtschaftspolitische Konzeptionen, z. B. 
Städtebauförderung, für die norddeutschen Länder 
zusätzlich aufzulegen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Natürlich, Herr Kol- 
lege Kühbacher, ist das, was der Bundeskanzler in der 
Konferenz gesagt hat, ein guter Ansatzpunkt, hier zu 
helfen. Aber wir haben bei dem, worüber wir im Mo- 
ment in der Fragestunde diskutieren, einen etwas an- 
deren Ansatzpunkt. Das, was ich eben genannt habe. 


ist natürlich eine Hilfe zur Begrenzung der Sozialhilfe- (C) 
ausgaben. Das ist unbestreitbar, Herr Kollege. Auch 
eine Verlängerung der Zahlung des Arbeitslosengel- 
des wirkt sich letztlich auf die Sozialhilfe aus, weil die 
Arbeitslosenhilfe hierdurch tangiert wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Andres. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
eben geantwortet haben, daß weitere flankierende 
Maßnahmen insbesondere unter dem Gesichtspunkt 
der Finanzierbarkeit zu beachten sind, frage ich Sie: 

Wie bewerten Sie die Vorschläge des niedersächsi- 
schen Ministerpräsidenten — insbesondere die Finan- 
zierungsvorschläge, die er unterbreitet hat — , um die 
Gemeinden von 50 % der Sozialhilfe zu entlasten? Ich 
bitte Sie herzlich — ich hatte Sie eben nicht gefragt, ob 
der Artikel stimmt oder nicht, sondern ich hatte Sie 
nach der Zahl gefragt — , auch auf diese Frage einzu- 
gehen. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe eben auf Ihre Frage geantwortet, daß die Zahl 
nach unseren Erkenntnissen nicht stimmt. 

Ich kann Ihnen zu der weiteren Frage sagen, daß 
der Vorschlag, der vom niedersächsischen Minister- 
präsidenten gemacht wird — das habe ich auch schon 
gestern gesagt — , natürlich eine gewaltige Umvertei- 
lung darstellt und daß in diesem Zusammenhang ge- 
prüft werden muß, ob das überhaupt durchführbar ist, 
und daß geprüft werden muß, wie auch diese Maß- 
nahme auf andere Länder wirkt. (D) 

Ich darf Sie an den bayerischen Finanzminister erin- 
nern, der hier schon seine Bedenken geltend gemacht 
hat. Nun habe ich in der Presse gelesen, daß auch der 
baden-württembergische Ministerpräsident und sein 
Finanzminister Palm ihre Bedenken geltend gemacht 
haben. 

Das alles ist im Zusammenhang mit der Finanzier- 
barkeit im größeren Rahmen zu prüfen. Darüber be- 
reits jetzt ein Urteil abzugeben, wäre ein sehr vor- 
schneller Schuß, der unverantwortlich wäre, Herr Kol- 
lege. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe die Frage 63 des Abgeordneten Küchba- 
cher auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Niedersächsi- 
schen Ministerpräsidenten, daß die strukturschwachen Länder, 
zu denen Niedersachsen gehört, u. a. durch erhöhte Sozialhilfe- 
leistungen, vermehrte Schuldendienste und unterdurchschnitt- 
liche Berücksichtigung bei öffentlichen Aufträgen (Forschung, 

Post, Bundeswehr) insgesamt in Höhe von rund 30 Milliar- 
den DM benachteiligt seien? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Kühba- 
cher, die der Bundesregierung vorliegenden Daten 
lassen eine Bestätigung der von Ihnen genannten 
Zahl nicht zu. Im übrigen ist es mit den geltenden 
Vergaberegelungen nicht zu vereinbaren, regional- 
wirtschaftliche Belange in öffentliche Ausschreibun- 
gen einzubeziehen. Das Haushaltsrecht des Bundes 
und die Verdingungsordnungen sowie EG-Recht 
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Pari. Staatssekretär Dr. Voss 

(A) schreiben vor, daß Auftragsvergaben im Wettbewerb 
erfolgen müssen. 

Vizepräsident Stücklen; Zusatzfrage, bitte. 


Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun- 
(B) desregierung auch bereit, bei der weiteren Festle- 
gung beispielsweise von Forschungsförderungsmit- 
teln und von Investitionsmitteln der Deutschen Bun- 
despost und der Bundesbahn, die ja nicht unmittelbar 
beeinflußt werden, mit Gesprächen auf den jeweili- 
gen Vorstandsebenen darauf zu drängen, daß auch 
diese ihre Investitionen in der jetzigen Zeit in den 
strukturschwachen Gebieten Norddeutschlands vor- 
ziehen? 

Sind Sie als Finanzministerium bereit, beim For- 
schungsminister darauf hinzuwirken, daß For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben im Forschungs- 
bereich zunächst einmal bevorzugt im norddeutschen 
Bereich angesiedelt werden? 


sehr lobenswertes Ergebnis der Montankonferenz von 
gestern erwähnt, daß das Raumfahrtzentrum nach 
Nordrhein-Westfalen komme. Nun steht ja seitens der 
Bundesregierung die Gründung des Bundesinstituts 
für Strahlenschutz und Reaktorsicherheit an. Teilen 
Sie meine Meinung, daß es sinnvoll wäre, dieses Bun- 
desinstitut in Niedersachsen zu errichten? 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Ja! - Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU) 

— Das letztere hab ich nicht gefragt. 

Vizepräsident Stücklen: Wir haben hier im Hause 
die Übung, daß der Angesprochene von der Bundes- 
regierung Antwort gibt. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ich bin der Meinung, 
Herr Kollege Gautier, daß das, was Sie gerade gefragt 
haben, etwas über den Rahmen dessen hinausgeht, 
was wir hier behandeln. Das ist just in dem Vorschlag, 
den der niedersächsische Ministerpräsident gemacht 
hat, nicht enthalten. 

Ich kann Ihnen aber sagen, daß die Bundesregie- 
rung im Rahmen ihres Auftrags, einheitliche Lebens- 
verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland her- 
zustellen, dies natürlich prüfen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter An- 
dres, bitte schön. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, mir liegt eine 
offizielle Drucksache des Finanzministeriums Nieder- 
sachsen vor. In der ist eine Statistik enthalten. Darin 
wird ausgewiesen, daß man nach dem Regionalanteil 
je Einwohner in DM die Aufträge von Bundeswehr, 
Bundespost, Bundesbahn so aufschlüsseln kann, daß 
auf den Norden 690 DM pro Kopf entfallen, auf den 
Westen 360 DM, auf den Süden 900 DM. Ich zitiere 
noch einmal den eben genannten Artikel aus dem 
„Kölner Stadtanzeiger", in dem nachzulesen ist: „Al- 
brecht ließ ausrechnen, was die Benachteiligung des 
Nordens und des Westens kostet. " Neben den Sozial- 
hilfekosten hätten diese Länder höhere Zinsen wegen 
ständiger Neuverschuldung. Sie müßten Defizite bei 
den Investitionen hinnehmen und gingen bei der Auf- 
tragsvergabe des Bundes leer aus. Diese Benachteili- 
gungen ergäben jährlich 30 Milliarden DM. — Halten 
Sie eine solche Bezifferung durch den niedersächsi- 
schen Ministerpräsidenten für korrekt oder für nicht 
korrekt? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es steht 
mir hier nicht an, eine Bezifferung, eine Ausrechnung, 
eine Ausarbeitung, die der niedersäsische Minister- 
präsident zitiert oder die die niedersächsische Lan- 
desregierung ausgearbeitet hat, zu beurteilen. Ich 
habe nur eben auf die Frage des Kollegen Kühbacher 
erklärt, daß ich diese 30 Milliarden DM aus den Er- 
kenntnissen, die die Bundesregierung hat, nicht be- 
stätigen kann, und dabei muß ich bleiben. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. Ich rufe die Frage 64 des Herrn Abgeordneten 
Würtz auf: 


Dr. Voss, Pari, Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
mich etwas wiederholen. Das ist im Rahmen der Vor- 
gaben, die wir zu beachten haben, möglich. Man kann 
in diesem Zusammenhang die Verdingungsordnung 
und die Haushaltsordnung nicht außer Betracht las- 
sen. Man muß die Kriterien, die dort aufgestellt sind, 
beachten. 

In diesem Zusammenhang und unter Berücksichti- 
gung der besonderen Schwierigkeiten im Norden hat, 
glaube ich, die Bundesregierung einiges gezeigt, daß 
sie dazu bereit ist. Sie ist auch weiter dazu bereit, das 
zu tun, was hier möglich ist. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gautier. 

Dr. Gautier (SPD): Herr Staatssekretär, in der De- 
batte heute morgen hat Bundesminister Blüm als ein 


Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, ich unter- 
stelle bei Ihrer Antwort, daß Ihnen das Problem der 
Disparitäten bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
insgesamt bekannt ist. Ist die Bundesregierung bereit, 
dort, wo sie allein durch die Plazierung von Haushalts- 
vorhaben, z. B. im Verteidigungsressort, im For- 
schungsressort, durchaus Schwerpunkte setzen kann, 
dies zu tun? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren jährlichen 
Haushaltsverhandlungen — ich meine explizit die 
Haushaltsverhandlungen für das Haushaltsjahr 
1989 — bei der Festlegung von Investitionsmitteln 
darauf hinzuwirken, daß es eine stärkere Investition in 
den strukturschwachen Ländern gibt und man sich 
dort Zurückhaltung auferlegt, wo wir ohnehin eine 
niedrige Arbeitslosigkeit zu verzeichnen haben? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, unter 
den Kriterien, die ich eben genannt habe, ist die Bun- 
desregierung dazu bereit. Das zeigt beispielsweise 
das Ergebnis der gestrigen Montankonferenz. Hier 
liegt ein Ansatzpunkt, das, was sich im nördlichen 
Bereich an Problemen besonders zeigt, im Rahmen 
der Möglichkeiten entsprechend zu würdigen. 


Welche Maßnahmen gedenken die zuständigen Bundesmini- 
stehen und die Bundesregierung insgesamt zu ergreifen, um im 
Sinne der Kritik des Niedersächsischen Ministerpräsidenten 
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Vizepräsident Stücklen 

(A) und unter Berücksichtigung ihres Auftrages nach dem Grund- 

gesetz eine besondere Förderung finanz- und strukturschwa- 
cher Länder wie Niedersachsen vorzunehmen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Würtz, 
die Bundesregierung macht von ihren Finanzierungs- 
möglichkeiten im Rahmen der Finanzhilfen, der Ge- 
meinschaftsaufgaben und der sektoralen Wirtschafts- 
förderung in erheblichem Umfang zur Bewältigung 
besonderer regionaler Probleme Gebrauch. Darüber 
hinaus hat sie im Rahmen des vertikalen und horizon- 
talen Finanzausgleichs Ländern und Gemeinden er- 
hebliche Finanzmittel zur Verfügung gestellt. Die 
Bundesregierung steht darüber hinaus in Kontakt mit 
dem niedersächsischen Ministerpräsidenten, um über 
seine Vorschläge zu diskutieren. Einer der wesentli- 
chen Gesichtspunkte ist angesichts des eigenen 
Finanzbedarfs des Bundes die Finanzierbarkeit derar- 
tiger Überlegungen, wie ich bereits mehrmals auf die 
entsprechenden Fragen geantwortet habe. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich denn Ihre 
Antwort so verstehen, daß die Bundesregierung die 
Kritik des niedersächsischen Ministerpräsidenten 
nicht aufnehmen wird? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Würtz, 
ich sehe in dem, was der niedersächsische Minister- 
präsident hier hat verlauten lassen, und in dem, was er 
hat ausarbeiten lassen oder selbst ausgearbeitet hat, 
weniger eine Kritik als einen Vorschlag, Probleme, die 
in diesem Bereich sind, bewältigen zu helfen. Die Kri- 
tik, die hier anklingt, scheint mir doch von sehr unter- 
geordneter Bedeutung zu sein. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, welche Maßnah- 
men werden Sie denn zukünftig ergreifen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Würtz, 
ich bedauere, mich in diesem Zusammenhang wie- 
derholen zu müssen. Ich habe gesagt, daß hier Vor- 
schläge auf dem Tisch liegen, von denen gesagt wor- 
den ist, daß sie wohlwollend geprüft werden. Ich kann 
nur bestätigen, daß diese Prüfung erfolgen wird und 
man das Ergebnis dieser Prüfung abwarten muß, um 
sagen zu können, ob es möglich ist oder nicht möglich 
sein wird. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hauchler. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
Ihren Äußerungen zum Thema Finanzierbarkeit ent- 
nehmen, daß Sie den regionalen Arbeitsmarktbelan- 
gen in einigen Ländern der Republik weniger Bedeu- 
tung beimessen als beispielsweise den Hilfen für die 
Landwirtschaft, wofür ja diese Regierung in den letz- 
ten Jahren Milliarden um Milliarden ausgegeben 
hat? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die Be- 
antwortung der Frage dürfte Ihnen schon bei Stellung 
klar sein: Ein klares Nein. 


Vizepräsident Stücklen: Herr Parlamentarischer (C) 
Staatssekretär, das Nein ist ohnedies hier viel zuwe- 
nig genutzt, ebenso wie die Antwort ja. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
darf Ihnen sagen, daß ich in der gestrigen Frage- 
stunde just wegen meiner kurzen Antworten gerügt 
worden bin; allerdings gab es da einen anderen Vor- 
sitz. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Dann rufe ich die Frage 65 des Herrn Abgeordneten 
Seidenthal auf: 

Gibt es Zusagen der Bundesregierung, daß die finanz- und 
strukturschwachen Länder, insbesondere Niedersachsen, be- 
sondere Finanzhilfen über die Neuregelung des bundesstaat- 
lichen Finanzausgleichs hinaus erhalten, und, wenn ja, handelt 
es sich bei den Zusagen für diese Zahlungen um einen Aus- 
gleich für höhere Sozialhilfelasten der betroffenen Regionen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Seiden- 
thal, wären Sie damit einverstanden, daß ich Ihre bei- 
den Fragen im Zusammenhang beantworte? 

Vizepräsident Stücklen: Beide Fragen? Also die Fra- 
gen 65 und 66. Können sie zusammen beantwortet 
werden? 

Seidenthal (SPD): Ich habe dann vier Zusatzfra- 
gen? 

Vizepräsident Stücklen: Jawohl, Sie haben vier Zu- 
satzfragen. 

Seidenthal (SPD): Gut, dann bin ich damit einver- 
standen. 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich auch die 
Frage 66 auf: 

Wenn nein, wie wird die Bundesregierung die finanz- und 
damit in der Regel strukturschwachen Länder, insbesondere 
Niedersachsen, von den hohen Sozialhilfeausgaben entlasten? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Ich bedanke mich bei 
Ihnen. 

Herr Kollege, die Bundesregierung steht mit den 
Ländern in einem Gedankenaustausch über die im 
Zusammenhang mit regional unterschiedlichen Wirt- 
schaftsentwicklungen auftretenden Fragen. Einer der 
wesentlichen Gesichtspunkte ist die Finanzierbarkeit 
der Vorschläge. Dabei muß der eigene Finanzbedarf 
des Bundes berücksichtigt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mit mir überein, daß dies keine Beantwortung meiner 
Frage war? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
ich stimme nicht mit Ihnen überein. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
lasse diese Zusatzfrage nicht zu. 

Sie haben eine zweite Zusatzfrage. Bitte schön. 

Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, laut Ankün- 
digung des Ministerpräsidenten Dr. Albrecht wird die 
Bundesregierung mit einer fundamentalen Neuorien- 
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Seidenthal 

(A) tierung, die der Bundeskanzler zu seiner eigenen Auf- 
gabe und Angelegenheit machen wolle, die Finanz- 
verteilung unter den Bundesländern neu ordnen. 
Albrecht sagte, dazu gehöre auch eine gerechtere 
Verteilung der Soziallasten. Stimmen Sie mir zu, daß 
es eine Absprache zwischen dem Herrn Bundeskanz- 
ler und dem Herrn Mihisterpräsidenten geben muß? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es hat 
bereits ein Gespräch gegeben. Bei diesem Gespräch 
hat der Herr Bundeskanzler, wie ich bereits mehrmals 
gesagt habe, eine Prüfung der Vorschläge des nieder- 
sächsischen Ministerpräsidenten zugesagt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mir zu, daß es sich bei der Erhöhung der GA-Mittel um 
500 Millionen DM nicht um Zahlungen zum Aus- 
gleich für höhere Sozialhilfelasten handelt, da eine 
Berechnung mit Zahlen des 16. Rahmenplans für Nie- 
dersachsen ein Minus von rund 915 Millionen DM für 
den Zeitraum 1987 bis 1991 ergibt? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
stimme Ihnen nicht zu. Ich habe gestern bereits aus- 
geführt, daß die Erhöhung der GA um 500 Millionen 
DM ab 1990 im Zusammenhang mit der Aufhebung 
des Investitionszulagengesetzes steht, weil die Bun- 
desregierung der Meinung ist, daß die Wirkung dieses 
Investitionszulagengesetzes nicht derart ist, daß man 
damit zufrieden sein kann. 

Ich habe bereits gestern ausgeführt, daß die Mit- 

(B) nahmeeffekte hier in einer Größenordnung zu erwar- 
ten sind, die nicht mehr erträglich ist, und daß von 
daher bessere Mittel gesucht und gewählt werden 
müssen, um hier entsprechend zu helfen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß eine Er- 
höhung der GA in dieser Größenordnung von 500 Mil- 
lionen DM ein besseres Instrument ist, nicht zuletzt 
auch deshalb, weil die Länder natürlich auch hier eine 
bessere Möglichkeit haben mitzuwirken. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir diese Mittel nennen, insbesondere die Auswir- 
kungen auf Niedersachsen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege, Sie wis- 
sen, daß im Normalfall der GA, bei der Normal-GA, 
wie man das nennt, die Bevölkerungszahl eine Rolle 
spielt. Auf Niedersachsen würde hier eine Quote von 
28,11 % entfallen. Das macht rund 140 Millionen DM 
aus. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich, was 
die Erhöhung der GA-Mittel angeht, dieses Rechen- 
beispiel so verstehen, daß die Bundesregierung beab- 
sichtigt, auf die im Haushalt 1988 vorhandenen GA- 
Mittel 500 Millionen DM zusätzlich im Haushalt 1989 
auszuweisen, oder muß ich aus Ihrer Antwort befürch- 
ten, daß die Bundesregierung 500 Millionen DM auf 


die im Finanzplan abqesenkten Mittel aufsetzen (C) 
will? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe es schon einmal gesagt: Diese Erhöhung der GA 
um 500 Millionen DM — das ist eine konkrete Zahl, 
wobei hier die Basis keine absolute Rolle spielt — 
(Kühbacher [SPD]: Aber natürlich!) 

— bei der Erhöhung nicht, Herr Kollege, in der Wir- 
kung schon — wird erst 1990 eintreten und wird we- 
gen des Wegfalls der Investitionshilfezulage angeord- 
net werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Andres. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
nun zum wiederholten Male erläutert haben, daß sich 
die niedersächsische Landesregierung und die Bun- 
desregierung in einem regen Gedankenaustausch be- 
finden, die Vorschläge des niedersächsischen Mini- 
sterpräsidenten hinsichtlich ihrer Finanzierbarkeit 
überprüft werden müßten und dabei der Finanzbedarf 
des Bundes eine wichtige Rolle spielt, möchte ich Sie 
fragen, ob Sie größere Ausgabenblöcke sehen, die in 
den letzten zwei Monaten entstanden sind, die einer 
Realisierung der Vorschläge des niedersächsischen 
Ministerpräsidenten entgegenstehen, weil sie beim 
Bund zusätzlich aufgelaufen sind. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, darauf 
kommt es überhaupt nicht an, sondern es kommt auf 
die Gesamtfinanzlage an, die hier zu prüfen ist. Im 
übrigen muß ich hier sagen: Wenn ich mich wieder- (D) 
holen muß, dann liegt das nicht ursächlich an mir, 
sondern an den Fragen, die gestellt werden und die 
immer gleicher Natur sind. Da muß ich natürlich auch 
gleichartige Antworten geben, damit Sie mir nicht 
sagen können, ich würde mir widersprechen. 

(Andres [SPD]: Ich habe etwas anderes ge- 
fragt!) 

Vizepräsident Stücklen: Die Höflichkeit des Herrn 
Parlamentarischen Staatssekretärs ist also nicht zu 
übertreffen; denn er könnte immer darauf verweisen: 
Darauf habe ich bereits eine Antwort gegeben. Das 
wäre durchaus eine nicht nur zulässige, sondern sogar 
zeitsparende Antwort. 

Die Fragen 67 und 68 des Abgeordneten Schütz und 
die Frage 7 1 des Abgeordneten Gansei sollen auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet wer- 
den. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 69 des Abgeordneten Gautier 
auf: 

Welche Maßnahmen der besonderen Wirtschaftsförderung 
beabsichtigt die Bundesregierung im Hinblick auf finanz- und 
strukturschwache Länder wie Niedersachsen, um das vom Nie- 
dersächsischen Ministerpräsidenten festgestellte Investitions- 
defizit gegenüber anderen Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland auszugleichen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Gautier, die 
Bundesregierung steht gegenwärtig mit der nieder- 
sächsischen Landesregierung in einem Gedanken- 
austausch über die von Ihnen genannten Probleme. 



4194 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Februar 1988 


Pari. Staatssekretär Dr. Voss 

(A) Absichten bzw. Verhandlungen in dem von Ihnen ge- 
nannten Sinne gibt es zur Zeit noch nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Gautier (SPD): Schönen Dank für die Antwort, 
daß es noch keine Absichten gibt. 

Ich möchte dann noch einmal auf die Frage zurück- 
kommen, ob es im Zusammenhang mit der Investi- 
tionszulage besondere Investitionsanreize geben 
sollte. Ist Ihnen bekannt, daß sämtliche Industrie- und 
Handelskammern aus allen Zonenrandgebieten eine 
völlig andere Beurteilung haben, als Sie sie gerade 
gegeben haben, daß es sich bei der Investitionszulage 
eben nicht um Mitnahmeeffekte, sondern um ein rela- 
tiv wirksames Regionalförderinstrument handelt? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, mir ist 
bekannt, daß es hier unterschiedliche Meinungen 
gibt, aber ich glaube, daß die überwiegende Meinung 
ist, daß die Mitnahmeeffekte hier in einem bedeuten- 
den Umfang festzustellen sind und daß man aus die- 
sem Grunde nach einer besseren Möglichkeit der För- 
derung suchen sollte. Die Bundesregierung ist der 
Meinung, daß die GA hier die bessere Möglichkeit ist. 
Daher hat sie sich für diese Möglichkeit entschlos- 
sen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfraqe, 
bitte. 

Dr. Gautier (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
gerade noch einmal gesagt, daß Sie im Haushalt 1990 

(B) 500 Millionen DM als zusätzliche GA-Mittel mit der 
Begründung ausweisen wollen, daß dies die bessere 
Fördermöglichkeit sei. Würden Sie mit mir darin über- 
einstimmen, daß zumindest bis zu dem Zeitpunkt An- 
träge nach dem Investitionszulagengesetz gestellt 
werden können, bis 1990 die tatsächliche Erhöhung 
wirksam wird? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Auch hier, Herr Kol- 
lege, gibt es unterschiedliche Meinungen, wann das 
Investitionszulagengesetz auslaufen soll. Hier wer- 
den die Zeitpunkte 1989, 1990 und 1991 genannt. 
Hierüber wird letztendlich noch zu entscheiden sein, 
wenn man von dem abweichen will, was im jetzigen 
Referentenentwurf festgelegt ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, wenn der 
Mitnahmeeffekt nach Meinung der Bundesregierung 
im Investitionszulagenbereich so groß ist, würde denn 
die Bundesregierung die steuertechnische Überle- 
gung anstellen, künftig GA-Mittel nicht mehr mit der 
Steuer zu belasten, wie es heute geschieht? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Frage steht hiermit nicht in direktem Zusammenhang. 
Hier steht zur Debatte, daß wir der Meinung sind und 
dafür auch eine Reihe von Anhaltspunkten haben, 
daß die Mitnahmeeffekte bei der Investitionszulage 
einen immer größeren Umfang annehmen. Daher war 
es, glaube ich, sachgerecht, hier nach einer Ersatz- 


möglichkeit zu suchen, die, wie ich eben geschildert (C) 
habe, dann ins Auge gefaßt worden ist. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hauchler. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, ob ein Bundesland oder mehrere Bundeslän- 
der gegen die Streichung des Investitionszulagenge- 
setzes Einspruch erhoben haben? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Mir ist bekannt, Herr 
Kollege, daß von einigen Bundesländern und auch aus 
den Reihen der Kollegen in diesem Haus Bedenken 
geltend gemacht worden sind. Es kommt ganz darauf 
an, wo sie herkommen und wie sie dieses Institut auf 
Grund ihrer regionalen oder örtlichen Erfahrung zu 
werten gelernt haben. Aber ich glaube, daß insgesamt 
doch die Ansicht vorherrscht, daß Mitnahmeeffekte in 
einem sehr großen Umfang festzustellen waren und 
daß man darüber nicht ohne weiteres hinweggehen 
kann. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 70 des Herrn Abgeordneten Gau- 
tier auf: 

Gibt es Verhandlungen mit der Niedersächsischen Landes- 
regierung oder Zusagen an die Niedersächsische Landesregie- 
rung, durch besondere Leistungen der Bundesregierung die 
vom Niedersächsischen Ministerpräsidenten festgestellte Be- 
nachteiligung der Wirtschaftsregion Niedersachsen auszuglei- 
chen? 

P) 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Gautier, 
wie ich bereits mehrmals gesagt habe, steht die Bun- 
desregierung gegenwärtig in einem Gedankenaus- 
tausch mit der niedersächsischen Landesregierung 
über die von Ihnen genannten Probleme. Verhandlun- 
gen oder Zusagen in dem von Ihnen genannten Sinn 
gibt es noch nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Gautier (SPD) : Herr Staatssekretär, wir haben ja 
festgestellt, daß es sehr schwierig ist in der Frage- 
stunde, die Gedanken der Bundesregierung ausfindig 
zu machen. Aber können Sie vielleicht einmal in sich 
gehen und sagen: Wäre es für Sie auch denkbar, daß 
angesichts der erheblichen Probleme, die auch in den 
niedersächsischen Montanstandorten bestehen, eine 
Montankonferenz auch für Niedersachsen stattfindet, 
ähnlich dem, was gestern für das Ruhrgebiet stattge- 
funden hat? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
werden aus den Ergebnissen festgestellt haben, daß 
insgesamt für die Montanregion etwas Zusätzliches 
getan werden soll und daß hier das Land Nordrhein- 
Westfalen nur einen Teil, wenngleich einen großen 
Teil, beansprucht. Aber ich sehe die gestrigen Be- 
schlüsse derart, daß die Montanregionen insgesamt 
durch die neuen Maßnahmen gefördert werden sol- 
len. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 
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(A) Dr. Gautier (SPD): Herr Staatssekretär, ich muß zu- 
geben, Sie haben mich dadurch etwas in Verwirrung 
gebracht, daß die 500 Millionen GA-Mittel, die dort 
angesprochen waren, nicht nur für das Ruhrgebiet, 
sondern offensichtlich auch für andere Gebiete wa- 
ren. Das führt mich zu der Frage: Sind diese 500 Mil- 
lionen, die gestern im Raum standen, vielleicht zufäl- 
lig identisch mit den anderen 500 Millionen für die 
Aufstockung der GA-Mittel im Zusammenhang mit 
dem Wegfall der Investitionszulage? 


Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, der Vorschlag, den der niedersächsische Mi- 
nisterpräsident gemacht hat, ist von einer derartigen 
(B) Qualität, daß es, wenn man dessen Durchschlagskraft 
nicht mindern will, falsch wäre, hier weitere Punkte 
anzumerken. Dieser Vorschlag, der hier auf dem Tisch 
liegt, ist von so großer substantieller Qualität, daß er 
isoliert und als Unikat diskutiert werden sollte. Ich 
glaube, wenn Sie das bei Ihrer Veranstaltung tun, 
werden Sie damit die Zeit, die zur Verfügung stehen 
wird, voll ausfüllen können. 

(Kühbacher [SPD]: Ein Nordlicht dankt den 
Bayern!) 


Bundesregierung das getan werden soll, was notwen- 
dig ist, um die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
in der Bundesrepublik Deutschland aufrechtzuerhal- 
ten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Wortmel- 
dungen. Damit ist der Niedersachsen-Teil der Frage- 
stunde beendet. Herr Parlamentarischer Staatssekre- 
tär, ich bedanke mich. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns Herr Staatsminister Dr. Staven- 
hagen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Ver- 
heugen auf: 

In welcher Eigenschaft und mit welchem Auftrag hat sich die 
Parlamentarische Staatssekretärin im Bundeskanzleramt und 
Berlin-Beauftragte der Bundesregierung, Frau Berger, in diesem 
Monat in Südafrika aufgehalten? 

Dr, Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz- 
ler: Herr Kollege Verheugen, Frau Kollegin Berger 
hat sich während ihres Urlaubs zu einem privaten 

Informationsaufenthalt in Südafrika aufgehalten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Verheugen (SPD): Herr Staatsminister, hat die Par- 
lamentarische Staatssekretärin bei diesem privaten 
Informationsbesuch Gespräche mit offiziellen Vertre- 
tern der Republik Südafrika oder Ministerpräsidenten 
sogenannter südafrikanischer Homelands geführt? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, sie 
hat im Rahmen ihres privaten Informationsaufenthalts 
eine Reihe von privaten Informationsgesprächen ge- 
führt; das ist zutreffend. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Verheugen (SPD): Ist der Bundeskanzler unterrich- 
tet gewesen, daß eine Parlamentarische Staatssekre- 
tärin seines Amtes in der jetzigen politischen Situation 
nach Südafrika gereist ist, zwar privat, aber doch in 
der Absicht, dort politische Gespräche zu führen? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Der Bundeskanz- 
ler ist davon unterrichtet worden, daß Frau Kollegin 
Berger während ihres Urlaubs eine private Reise nach 
Südafrika unternimmt, mehr nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen be- 
kannt, ob der Bundeskanzler bei Privatreisen der 
Staatssekretärin im Bundeskanzleramt andere Maß- 
stäbe anlegt als bei beabsichtigten Reisen des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung, Blüm? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Dies ist mir nicht 
bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hauchler. 


Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Küh- 
bacher, die Ironie haben Sie schon verstanden, nicht 
wahr? 

(Kühbacher [SPD]: Ich habe ja als Nordlicht 
den Bayern gedankt!) 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Hornhues. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
werden doch sicher bestätigen können, daß der Herr 
Bundeskanzler gestern angekündigt hat, daß er mit 
dem Land Niedersachsen vergleichbare Verhandlun- 
gen wie gestern mit Nordrhein-Westfalen in aller 
Kürze führen wird? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann das nur voll bestätigen. Das ergibt sich ja auch 
bereits aus dem, was ich in der gestrigen und in der 
heutigen Fragestunde gesagt habe. Was hier als Vor- 
schlag auf dem Tisch liegt, hat natürlich in der Sache 
und bei den einzelnen Maßnahmen eine etwas andere 
Qualität als das, was gestern beschlossen worden ist, 
aber zeigt doch, daß auch in diesem Bereich von der 


Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege; 
ich wollte Sie nicht in Verwirrung bringen, und ich 
glaube, ich habe Sie auch nicht in Verwirrung ge- 
bracht. Hier sind zweierlei Paar Schuhe zu verzeich- 
nen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Staatssekretär, hat der nie- 
dersächsische Ministerpräsident der Bundesregie- 
rung einen Vorschlagskatalog über zusätzliche Fi- 
nanzhilfen auf den verschiedensten Gebieten vorge- 
legt, und können wir niedersächsischen Abgeordne- 
ten für unser heutiges Abendbrot mit dem Minister- 
präsidenten und für das morgige Frühstück der CDU- 
Kollegen mit dem Ministerpräsidenten darauf reflek- 
tieren, daß Sie diesen Vorschlagskatalog intensiv dis- 
kutieren? 
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(A) Dr. Hauchler (SPD) : Herr Staatsminister, können Sie 
mir sagen, ob der Herr Bundeskanzler vor der Reise 
seiner Parlamentarischen Staatssekretärin von deren 
späterem Aufenthalt sowie davon gewußt hat, daß sie 
auch beabsichtigte, politische Gespräche zu führen? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister; Herr Kollege, sie 
hat keine politischen Gespräche geführt. Denn sie ist 
zu einem privaten Informationsbesuch während ihres 
Urlaubs gereist. Sie hat dem Bundeskanzler vor ihrer 
Reise mitgeteilt, daß sie während ihres Urlaubs einen 
privaten Informationsbesuch zu machen gedenkt, 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, in welcher 
Weise ist den offiziellen südafrikanischen Gesprächs- 
partnern deutlich gemacht worden, daß es sich um 
einen privaten Besuch handelt? Ich frage mich, wie 
man diese Art moderner Schizophrenie deutlich ma- 
chen kann. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, es 
gab keine offiziellen Gesprächspartner; denn Frau 
Kollegin Berger war privat dort. 

(Lachen bei der SPD) 

Die Bundesregierung war weder mit der Vorbereitung 
und Durchführung noch mit irgendwelchen infra- 
strukturellen Elementen dieser privaten Informations- 
reise befaßt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
ßj Abgeordneter Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatsmini- 
ster, entwickelt sich hier eine neue Doktrin der Staats- 
kanzlei, bei Besuchen in etwas schwierigen Gegen- 
den immer die Teile, die öffentlich schlecht zu recht- 
fertigen sind, zu privatisieren? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie 
meinen das Bundeskanzleramt, nicht die Staatskanz- 
lei. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ich bitte 
um Entschuldigung, natürlich!) 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
kann Ihre Frage mit Nein beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatsminister, ist es üblich, 
daß die Damen und Herren Staatssekretäre aus dem 
Bundeskanzleramt private Reisen ins Ausland derge- 
stalt unternehmen, daß sie ihre privaten Gespräche im 
Ausland dann mit Politikern dieses Landes führen, 
und auf welche Weise ist dann dafür Sorge getragen, 
daß diese Gespräche privat und nicht politisch sind? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Frau Kollegin, ich 
würde Ihre Frage dahin gehend beantworten, daß dies 
nicht üblich ist. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 


Ich rufe auf — (C) 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]; Doch, doch, 
ich stehe hier schon ganz lange!) 

— Frau Abgeordnete Hamm-Brücher, bitte sehr. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident, ich 
bitte um Vergebung, bei mir ist immer das Licht aus- 
gegangen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Hamm- 
Brücher, Sie sind — von mir aus gesehen — so weit 
auf dem rechten Flügel, daß ich Sie also nicht sofort 
wahrnehmen konnte. 

(Kühbacher [SPD]: Ja, gibt es das, rechts von 
Stücklen? — Weitere Zurufe von der SPD) 

Bitte sehr. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatsminister, 
ich würde Sie gern fragen, ob die deutsche Botschaft 
ein offizielles Essen für die Frau Staatssekretärin ge- 
geben hat oder nicht. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Meines Wissen 
nein, Frau Kollegin. Ich bin aber darüber nicht ab- 
schließend informiert. Ich werde der Frage gern nach- 
gehen. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Das war ein Privat- 
essen!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Andres, 

(D) 

Andres (SPD): Können Sie mir sagen, ob zu dieser 
privaten Reise von Frau Berger irgendwelche öffentli- 
chen Mittel hinzugegeben wurden, ob die aus irgend- 
einem Etat bezuschußt oder bezahlt wurde? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister; Sie meinen, aus 
einem — 

Andres (SPD): Ich frage, ob aus irgendeinem Teil 
des Bundesetats dazu Gelder zur Verfügung gestellt 
wurden oder ob inklusive Sachleistung irgend etwas 
geleistet worden ist. Weil es ja eine private Reise ist, ist 
das eine ganz wichtige Frage. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Frage kann ich mit Nein beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe die Frage 2 des Herrn Abgeordneten Ver- 
heugen auf: 

Ist die Meldung des südafrikanischen Rundfunks zutreffend, 
daß die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundeskanzler- 
amt und Berlin-Beauftragte der Bundesregierung, Frau Berger, 
sich in diesem Monat auf Einladung der südafrikanischen Regie- 
rung in Südafrika aufgehalten hat? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, Frau 
Berger hat sich nicht auf Einladung der südafrikani- 
schen Regierung in Südafrika aufgehalten. Wenn es 
eine solche Meldung gibt, ist sie nicht zutreffend. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 
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(A) Verheugen (SPD) : Ist Ihnen bekannt, Herr Staatsmi- 

nister, daß sich der römisch-katholische Bischof von 
Windhuk in Namibia in dieser Woche an den Bundes- 
kanzler gewandt und ihn gefragt hat, in welcher Ei- 
genschaft die Parlamentarische Staatssekretärin Frau 
Berger in Begleitung des Mitarbeiters des Bundes- 
kanzleramtes Dr. Burr Gespräche in diesem Monat in 
Namibia geführt hat? Wie war die Antwort? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Die Tatsache, daß 
sich die von Ihnen angesprochene Persönlichkeit an 
den Bundeskanzler gewandt hat, ist mir nicht be- 
kannt. Deswegen ist mir auch die Antwort nicht be- 
kannt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Verheugen (SPD): Dann muß ich fragen, ob Ihnen 
bekannt ist, ob die Parlamentarische Staatssekretärin 
Frau Berger in Begleitung eines Mitarbeiters des Bun- 
deskanzleramtes namens Dr. Burr im Monat Februar 
politische Gespräche in Namibia geführt hat. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, es 
ist bekannt, daß Herr Dr. Burr, der Mitglied der Deut- 
schen Afrikastiftung ist und ihr Geschäftsführer war, 
ebenfalls an dieser privaten Informationsreise teilge- 
nommen hat. Politische Gespräche konnte weder Frau 
Berger noch Herr Burr führen, weil sie dazu keinen 
Auftrag hatten. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lippelt. 

Dr, Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatsmini- 
ster, ist denn Herr Dr. Burr auch rein privat gefahren, 
oder ist er aus Mitteln des Bundeskanzleramtes bei 
dieser Reise unterstützt worden? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Ich kann den 
zweiten Teil Ihrer Frage mit Nein und den ersten Teil 
Ihrer Frage mit Ja beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, ist denn die- 
ser Herr Dr. Burr, dessen Namen ich zum ersten Mal 
höre, außer seiner Tätigkeit für die Südafrikagesell- 
schaft Mitarbeiter des Bundeskanzleramtes? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Dr. Burr ist 
stellvertretender Leiter der Rechts- und Verwaltungs- 
abteilung des Bundeskanzleramtes. 

(Verheugen [SPD]: Das ist unglaublich! — 

Dr. Hirsch [FDP]: Und auch er war in priva- 
tem Urlaub?!) 

— Herr Burr hatte einen ordnungsgemäßen Urlaubs- 
antrag gestellt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hauchler. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Staatsminister, treffen In- 
formationen zu, nach denen auch ein Kollege dieses 
Hauses, Herr Carstens, in diesem Zusammenhang mit 
in Namibia/Südafrika war? 


Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Hauch- (C) 
1er, wir hören es gar nicht gerne, daß Abgeordnete die 
Bundesregierung fragen, was wir tun, wir Abgeord- 
nete. Halten Sie die Frage aufrecht? 

Dr. Hauchler (SPD): Ich habe die Frage gestellt. 

Vizepräsident Stücklen: Ja, bitte schön. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Es ist zutreffend, 
ja. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Wer war denn noch 
mit? — Heiterkeit bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 

Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatsminister, 
ich möchte Sie gern einmal fragen, ob öfters Parla- 
mentarische Staatssekretäre mit Mitarbeitern des 
Bundeskanzlers gemeinsam solche privaten Reisen 
antreten. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Frau Kollegin, 
darüber habe ich keinen vollständigen Überblick, 
weil ich für die Urlaubsgestaltung der Bundesregie- 
rung nicht die Zuständigkeit habe. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Olms. 

Frau Olms (GRÜNE): Ich habe ja den Eindruck, daß 
es sich hier um eine Gruppenreise gehandelt hat. Kön- 
nen Sie mir bitte sagen, wer sich an dieser Reise noch 
beteiligt hat? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Frau Kollegin, 
nach meiner Übersicht niemand. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen? — Damit ist dieser Teil der Fragestunde abge- 
schlossen. 

Ich habe eine Mitteilung zu machen. Der Ältesten- 
rat hat vereinbart, daß auch bei einem vorzeitigen 
Ende der Fragestunde die Beratungen unmittelbar 
fortgesetzt werden. Ich werde in diesem Falle deshalb 
den Tagesordnungspunkt 14 ohne Unterbrechung 
der Sitzung aufrufen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Staatsminister Schäfer zur Verfü- 
gung. 

Herr Staatsminister, die Fragen 30 und 31 der Frau 
Abgeordneten Ganseforth sowie die Fragen 34 und 35 
des Herrn Abgeordneten Böhm (Melsungen) sollen 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Die Fragen 36 und 37 des Abgeordneten Dr. Mech- 
tersheimer, 39 des Abgeordneten Müller (Pleisweiler) 
sowie 40 und 41 der Abgeordneten Frau Dr. Götte 
werden auf Grund der Richtlinien für die Fragestunde 
— Nr. 2 Abs. 2 — schriftlich beantwortet. Die Antwor- 
ten werden als Anlagen abgedruckt. 
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Vizepräsident Stückten 

(A) Ich rufe die Frage 32 der Frau Abgeordneten Nik- 
keis auf: 

Ist der Bundesregierung die von der Comision Nacional Sobre 
la Desparicion de Personas (CONADEP) zusammengestellte 
Liste von über 1 300 Folterern aus der Zeit der Militärdiktatur in 
Argentinien von 1976 bis 1983 inzwischen bekannt, und hat sie 
in Erfahrung gebracht, welche dieser Personen inzwischen in 
den diplomatischen Dienst übernommen worden sind? 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Frau 
Kollegin, die in der Anfrage erwähnte Liste ist nicht 
von CONADEP publiziert worden; CONADEP hat 
sich vielmehr von ihr distanziert. Nach Angaben des 
Menschenrechtsstaatssekretärs des argentinischen 
Präsidialamtes handelt es sich um eine Zusammen- 
stellung der Namen nicht nur von Personen, denen 
Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen wurden, 
sondern auch anderer, die in Zeugenaussagen von der 
CONADEP erwähnt worden sein sollen. 

Eine Beteiligung von Angehörigen des auswärtigen 
Dienstes Argentiniens an Verletzungen von Men- 
schenrechten konnte bisher weder von offiziellen ar- 
gentinischen Stellen noch von argentinischen Organi- 
sationen zur Verteidigung der Menschenrechte nach- 
gewiesen werden. 

Vizepräsident Stückien: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Staatssekretär, re- 
spektiert die Bundesregierung die interne Entschei- 
dung der argentinischen Streitkräfte, auf die verfas- 
sungsmäßige Regierung der Republik Argentinien 
und auf das argentinische Parlament so lange Druck 

(B) auszuüben, bis diese Amnestiegesetze für Unifor- 
mierte, die für Menschenrechtsverletzungen verant- 
wortlich sind, erlassen, wie es mit dem Punto-final- 
Gesetz und dem Obediencia-debida-Gesetz gesche- 
hen ist, und wird die Bundesregierung die Amnestie- 
rung der Chefs der Militärjunta, die rechtskräftig ver- 
urteilt sind, respektieren? Ich stelle diese Frage auch 
auf Grund der aktuellen Anlässe, die wir erst vor kur- 
zem erlebt haben. 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, die Bundes- 
regierung wird sich nicht in die Gesetzgebungspro- 
zesse des argentinischen Parlaments einzumischen 
versuchen. Es ist Angelegenheit des argentinischen 
Parlaments, Gesetze zu beschließen, und wir können 
von einem demokratisch gewählten Parlament oder 
von einer demokratisch gewählten Regierung nicht 
verlangen, irgendwelche Gesetze zu ändern, weil Sie 
der Auffassung sind, wir müßten intervenieren. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Ich habe gefragt, ob 
Sie das respektieren!) 

Vizepräsident Stückien: Eine weitere Zusatzfrage? 
— Bitte sehr. 

Frau Nickels (GRÜNE): Die Frage war nicht beant- 
wortet, aber ich habe noch eine Zusatzfrage. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland in Argenti- 
nien, daß rechtsgerichtete Militärkreise ihre Forde- 
rungen zunehmend ungeniert äußern und daß des- 
halb Einschüchterungen von Menschenrechtsorgani- 
sationen zu verzeichnen sind, und wie beurteilen Sie, 


falls Sie diese Einschätzung der deutschen Botschaft (C) 
in Argentinien teilen, die Tatsache, daß es von seiten 
der Bundesrepublik eine militärische Zusammenar- 
beit mit den argentinischen Streitkräften gibt, wo man 
doch eigentlich mäßigend auf die genannten Militär- 
kreise einwirken sollte? 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, ich glaube, 
es kommt darauf an, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land bzw. die Bundesregierung Beziehungen zur Re- 
gierung Argentiniens unterhält, nicht zu militärischen 
Streitkräften, und daß wir die Politik der argentini- 
schen Regierung, mit der wir freundschaftlich Zusam- 
menarbeiten, respektieren. Wir sind aber immer be- 
müht, Einzelfälle, die uns — etwa im Zusammenhang 
mit Deutschen — bekanntwerden, jederzeit mit der 
argentinischen Regierung zu erörtern. Wir sehen al- 
lerdings keine Veranlassung, uns in innere argentini- 
sche Angelegenheiten einzumischen. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Das ist aber nicht die 
Kohl-Linie!) 

Vizepräsident Stückien: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen? — Dann kommen wir zu Frage 33. Oder doch 
noch eine Zusatzfrage zu Frage 32? Das würde aber 
bei Frage 33 auch noch hineinpassen. — Gut, bitte 
sehr, Herr Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Es ist wirklich 
eine Anschlußfrage hierzu: Herr Staatsminister, es 
gibt doch aber eine militärische Zusammenarbeit, es 
gibt doch Projekte, und es gibt doch zumindest eine 
rüstungstechnische Zusammenarbeit mit den argenti- 
nischen Streitkräften. (D) 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich mache 
darauf aufmerksam, daß jede Zusammenarbeit, die es 
zwischen Staaten gibt, zwischen Regierungen ge- 
schieht und daß es nicht eine rüstungstechnische Zu- 
sammenarbeit zwischen der Bundesregierung und 
dem argentinischen Militär geben kann, sondern nur 
eine mit der argentinischen Regierung. 

Im übrigen, Herr Präsident, darf ich darauf auf- 
merksam machen, daß wir jetzt weiß Gott völhg von 
den Fragen, die hier gestellt waren, abweichen. Wir 
kommen jetzt plötzlich zu Rüstungsangelegenheiten, 
und die waren in der Frage von Frau Nickels meines 
Wissens in keiner Weise erwähnt. 

Vizepräsident Stückien: Eine weitere Zusatzfrage, 

Frau Abgeordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Besteht möglicherweise ein 
Zusammenhang zwischen dem Respekt der Bundes- 
regierung vor dem Obediencia-debida-Gesetz in Ar- 
gentinien und der Tatsache, daß zahlreiche deutsche 
Nazi-Kriegsverbrecher unter Berufung auf den Be- 
fehlsnotstand einer Strafverfolgung entgangen sind? 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, Ihre Frage 
muß ich als abwegig bezeichnen. Ich wiederhole, daß 
der Versuch, den Sie hier unternehmen, nämhch ein 
in Argentinien beschlossenes Gesetz zu diskreditieren 
und uns aufzufordern, ein von der Mehrheit des ar- 
gentinischen Parlaments, eines demokratisch gewähl- 
ten Parlaments, beschlossenes Gesetz hier öffentlich 
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Staatsminister Schäfer 

(A) der Kritik zu unterziehen, nicht mit den Praktiken die- 
ser Bundesregierung und aller Bundesregierungen 
übereinstimmt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe die Frage 33 der Frau Abgeordneten Nik- 
keis auf: 

Mit welchen Schritten hat die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten bislang zur Aufklärung der Schicksale der 
72 deutschen und deutschstämmigen Verschwundenen beige- 
tragen, und welche weiteren Schritte gedenkt sie zu unterneh- 
men? 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, die Bundes- 
regierung hat sich seit langem und auf verschiedenen 
Ebenen für die Aufklärung des Schicksals deutscher 
und deutschstämmiger Verschwundener eingesetzt. 
Über die Botschaft in Buenos Aires steht sie in ständi- 
gem Kontakt zu den deutschstämmigen Müttern und 
Verwandten sowie deren Anwälten, die sie nach 
Kräften bei der anwaltschaftlichen und politischen 
Durchsetzung ihrer Anliegen unterstützt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Nickels (GRÜNE); Herr Staatsminister, besteht 
Ihrer Meinung nach irgendein Argument dafür oder 
kann man eine Begründung dafür finden, daß Straf- 
prozesse, die wegen der genannten Gesetze nicht 
mehr durchgeführt werden können, nur noch wenige 
neue Tatsachen über das Schicksal der Verschwunde- 
nen aufgedeckt hätten? Ich frage das anschließend an 

(B) eine Kleine Anfrage, die ich gestellt habe und die 
Ihnen ja bekannt ist 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, ich weise 
darauf hin, daß das, was wir in Argentinien im Rah- 
men der dort geltenden Gesetze tun können, von uns 
in der Verfolgung des Schicksals verschwundener 
Deutscher in Zusammenarbeit mit Rechtsanwälten 
und in Zusammenarbeit mit den Angehörigen getan 
wird. Aber wir vermögen nicht in Argentinien Gesetze 
zu ändern. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Nickels (GRÜNE): Daran anknüpfend frage 
ich Sie, Herr Staatsminiser, ob der Bundesregierung 
bekannt ist, daß das argentinische oberste Gericht in 
jedem Fall prüfen muß, ob Strafverfahren oder Pakete 
von Strafverfahren gegen Menschenrechtsverletzer 
unter die Anwendung des Obediencia-debida- Geset- 
zes fallen, und welche konkreten Schritte unternimmt 
die Bundesregierung zur Zeit in Vorbereitung auf die 
entsprechende Prüfung im Falle der 72 deutschen und 
deutschstämmigen Verschwundenen? 

Schäfer, Staatsminister: Ich kann nur sagen, daß wir 
— das habe ich vorhin schon einmal gesagt — das tun, 
was in unseren Möglichkeiten steht. Die deutsche Bot- 
schaft nutzt dabei die Rechtsmittel aus, die ihr zur 
Verfügung stehen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Lippelt. 


Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE); Herr Staatsmini- (C) 
Ster, ist Ihnen bekannt, ob und, wenn ja, wie viele 
unter diesen deutschstämmigen Verschwundenen 
Personen jüdischen Glaubens sind? 

Schäfer, Staatsminister: Das ist mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, 

Frau Abgeordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Ist der Bundesregierung be- 
kannt, ob sich unter den 1 350 verschwundenen jüdi- 
schen Argentiniern oder Argentinierinnen auch Ver- 
folgte des Naziregimes befinden? 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, ich habe 
vorhin bereits gesagt, daß die genannten Zahlen um- 
stritten sind. Ich kann nur davon ausgehen, daß wir 
uns bemühen und in der Vergangenheit, insbeson- 
dere bevor Argentinien zur Demokratie zurückgefun- 
den hat, bemüht haben, uns um das Schicksal dieser 
Menschen zu bekümmern. Ich kann Ihnen hier keine 
Zahlen und Unterteilungen nennen, wer nun jüdi- 
schen Glaubens oder nicht-jüdischen Glaubens ist; es 
tut mir leid. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 

Frau Abgeordnete Olms. 

Frau Olms (GRÜNE): Herr Staatsminister, welche 
der von den Nazi Verbrechern gegründeten oder be- 
einflußten rechtsextremen argentinischen Organisa- 
tionen wie Partido Nacionalista Integral, Alianza Li- 
bertadora Nacional, Movimiento Nacional Social, 
Frente Nacional Revolucionario und Acciön Nacional 
sind in das Verschwindenlassen von Menschen unter 
der Militärdiktatur von 1976 bis 1983, insbesondere in 
das Verschwindenlassen der 72 Deutschen und 
Deutschstämmigen verwickelt? 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, ich wäre Ih- 
nen sehr dankbar gewesen, wenn Sie diese Frage ein- 
gereicht hätten. Denn Sie kommen nun ständig mit 
neuen Behauptungen, mit neuen Namen und mit 
neuen Fragen, die aber mit der ursächlichen Frage 
nicht mehr im Zusammenhang stehen 

(Frau Olms [GRÜNE]: Sicherlich!) 
oder nur in einem sehr weiten Zusammenhang ste- 
hen. Sie können ja nun nicht hier eine Fragestunde 
veranstalten, in der Sie plötzlich neue Themen mit 
neuen Fakten aufwerfen. Ich bitte Sie, uns diese Frage 
einzureichen. Wir werden dann dazu antworten. Nur, 

Sie können von mir nicht verlangen, daß ich auf eine 
Frage von Ihnen, die weit über das hinausgeht, was 
aus der Frage von Frau Nickels zu erkennen war, nun- 
mehr eine Antwort gebe. Reichen Sie bitte die Frage 
ein. Wir können sie dann beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe die Frage 38 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Uelhoff auf: 

Trifft es zu, daß die deutsche Botschaft in Colombo im Herbst 
1987 dem späteren Brandstifter der Frankfurter Oper den Rück- 
flug von Sri Lanka in die Bundesrepublik Deutschland bezahlt 
und ihn darüber hinaus mit 1 000 DM Zehrgeld ausgestattet hat, 
obwohl der Mann schon in Deutschland u. a. wegen Zechprel- 
lerei polizeibekannt war? 
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(A) Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, es trifft zu, 
daß der spätere Brandstifter der Frankfurter Oper für 
die Heimführung in die Bundesrepublik Deutschland 
von der Botschaft in Colombo eine Hilfe gemäß § 5 des 
Konsulargesetzes erhielt. Diese betrug insgesamt 
879,20 DM, worin ein Zehrgeld bis zum Abflug in 
Höhe von 1 500 Sri-Lanka-Rupien, nach deutschem 
Geld 86,20 DM, enthalten war. Die polizeilichen Er- 
kenntnisse u. a. wegen Zechprellerei waren der Bot- 
schaft zu diesem Zeitpunkt nicht bekannt. Die gesetz- 
lichen Voraussetzungen für eine Heimführung waren 
damals aber erfüllt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Uelhoff (CDU/CSU): Ist es generell üblich, daß 
man deutschen Staatsbürgern im Ausland ohne Rück- 
koppelung und Rückfragen nach ihrem polizeibe- 
kannten Vorleben in dieser Größenordnung hilfreich 
zur Seite steht? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, die Größen- 
ordnung von 86 DM, die für ein Zehrgeld zur Verfü- 
gung gestellt worden sind, ist sicher noch zu verkraf- 
ten. Die Heimführung mußte nach den üblichen kon- 
sularischen Praktiken erfolgen, wenn ein Deutscher in 
Not geraten ist. Da der Betreffende ursprünglich aus 
der DDR stammte, waren Nachprüfungen über dessen 
Vergangenheit — Zechprellerei u. ä. — der deut- 
schen Botschaft verständlicherweise nicht möglich. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, wenn 
er die 86 DM nicht bekommen hätte, hätte er wieder 

(B) mit der Zechprellerei begonnen. — Zusatzfrage. 

Dr. Uelhoff (CDU/CSU): Sie können also bestätigen, 
daß die Meldung in der Zeitung falsch war, wo von 
1 000 DM die Rede war? 

Schäfer, Staatsminister: Das ist falsch. Es ist offen- 
sichtlich eine Verwechslung zwischen Rupien (Sri 
Lanka) und D-Mark erfolgt. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Damit ist dieser Geschäfts- 
bereich abgeschlossen. Vielen Dank. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Die Fragen 72 und 73 des Abgeord- 
neten Hinsken und die Frage 74 des Abgeordneten 
Stiegler sollen auf Wunsch der Fragesteller schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als Anla- 
gen abgedruckt. Damit ist dieser Geschäftsbereich 
erledigt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Die Fragen 78 des 
Abgeordneten Menzel, 79 und 80 des Abgeordneten 
Schreiner sowie 81 und 82 des Abgeordneten 
Dr. Meyer zu Bentrup sollen auf Wunsch der Frage- 
steller schriftlich beantwortet werden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. Damit ist auch dieser 
Geschäftsbereich abgeschlossen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. 
Zur Beantwortung der Fragen steht uns Herr Parla- 
mentarischer Staatssekretär Grüner zur Verfügung. 


Die Fragen 83 und 84 der Abgeordneten Frau (C) 
Dr. Dobberthien sowie 85 und 86 der Abgeordneten 
Frau Hämmerle sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 87 der Frau Abgeordneten 
Wollny auf: 

Für welche Atomkraftwerke und sonstigen Atomanlagen in 
der Bundesrepublik Deutschland wird mit welchen Zwischen- 
lagern bzw. Endlagern der Entsorgungsnachweis gemäß den 
„Grundsätzen zur Entsorgungsvorsorge für Kernkraftwerke" 
geführt? 

Bitte sehr. 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau 
Kollegin, die Grundsätze zur Entsorgungsvorsorge 
fordern nur für Kernkraftwerke und nicht für sonstige 
kerntechnische Anlagen den Nachweis über den si- 
cheren Verbleib der abgebrannten Brennelemente 
für sechs Jahre im voraus. Dieser Nachweis ist für 
abgebrannte Brennelemente aus Leichtwasserreakto- 
ren durch kraftwerksinterne oder -externe Zwischen- 
lagerung sowie mit der Wiederaufarbeitung zu füh- 
ren. Im Hinblick auf den im Atomgesetz festgelegten 
Grundsatz, radioaktive Reststoffe vorrangig schadlos 
zu verwerten, wiederaufzuarbeiten, gehen für abge- 
brannte Brennelemente aus Leichtwasserreaktoren 
Endlager nicht in den Entsorgungsnachweis ein. 

Für den Entsorgungsvorsorgenachweis von abge- 
brannten Brennelementen aus Leichtwasserreaktoren 
sind nach den Ergebnissen der Länderumfrage vom (D) 
31. Dezember 1986 kraftwerksexterne Zwischenlager 
noch nicht in Anspruch genommen worden. 

Für die abgebrannten Brennelemente aus den Pro- 
totypanlagen der Hochtemperaturreaktoren können 
nach den Entsorgungsgrundsätzen besondere Entsor- 
gungsvorsorgeregelungen festgelegt werden. Für den 
Leistungsversuchsbetrieb des THTR 300 enthält die 
Genehmigung der Landesregierung von Nordrhein- 
Westfalen die Auflage, daß der Betrieb über 600 Voll- 
lasttage hinaus nur dann fortgeführt werden darf, 
wenn nach den Grundsätzen zur Entsorgungsvor- 
sorge entsprechende Nachweise vorgelegt werden. 

Dies wird etwa ab Mitte 1989 notwendig sein. 

Wie die Bundesregierung in ihrem Entsorgungsbe- 
richt vom 13. Januar 1988 dargelegt hat, sollen die 
abgebrannten Brennelemente des THTR 300 bis zu 
ihrer direkten Endlagerung im geplanten Endlager 
Gorleben zunächst kraftwerksintern und danach 
-extern zwischengelagert werden. Die abgebrannten 
Brennelemente aus dem Betrieb des Atomversuchsre- 
aktors Jülich sollen bis zu ihrer direkten Endlagerung 
im geplanten Endlager Gorleben auf dem Gelände 
der Kernforschungsanlage Jülich zwischengelagert 
werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Wollny (GRÜNE): Welchen Stellenwert haben 
die Grundsätze zur Entsorgungsvorsorge? Haben sie 
Gesetzeskraft, oder sind es Absichtserklärungen? 
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(A) Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich verweise auf den 
eben gerade dem Parlament vorgelegten Entsor- 
gungsbericht vom Januar 1988. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Das geht daraus 
nicht hervor!) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Wollny, 
eine weitere Zusatzfrage? 

Frau Wollny (GRÜNE): Nein. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Nickels, 
möchten Sie dazu eine Zusatzfrage stellen? — Ja, 
bitte. 

Frau Nickels (GRÜNE): Ich möchte gerne wissen, 
welche Zwischenlager und Endlager vorgesehen sind 
und laut Betriebsgenehmigung als Entsorgungsnach- 
weis dienen, und zwar für folgende Anlagen: Bruns- 
büttel, Brokdorf, Unterweser, Stade, Krümmel, 
Grohnde, Würgassen, Emsland, Kalkar, Jülich, 
Hammuentrop, Mülheim-Kärlich, Biblis, Grafenrhein- 
feld, Obrigheim, Neckarwestheim, Philippsburg, 
Karlsruhe, Gundremmingen und Isar. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich habe diese Antwort 
gerade eben auf die Frage von Frau Wollny schon 
gegeben. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Die war mir nicht 
vollständig genug!) 

— Damit müssen Sie sich abfinden. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das ist auch eine 
Antwort! — Frau Olms [GRÜNE]: Was sind 
(ß) das hier für Belehrungen? Ein bißchen mehr 

Respekt!) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Wollny, 
Sie haben noch eine Zwischenfrage, wenn Sie sie 
wünschen. 

Frau Wollny (GRÜNE): Danke schön. Die ist nach 
dem, was wir gehört haben, sinnlos. Darauf gibt es 
sowieso keine Antwort. 

Vizepräsident Stücklen: Diese Bemerkung muß ich 
natürlich zurückweisen, Frau Abgeordnete. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Sie haben nur zu 
Endlagern etwas gesagt! Aber es hat ja 
keinen Zweck!) 

— Auch bei Ihnen, Frau Abgeordnete Nickels. 

Keine weiteren Zusatzfragen zu dieser Frage? — 
Frau Abgeordnete Olms. 

Frau Olms (GRÜNE) : Sind die zur Zeit in Schweden 
lagernden Brennelemente und der Atommüll in dem 
Entsorgungsbericht der Bundesregierung berücksich- 
tigt? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Sie sind insoweit er- 
faßt, als es sich um abgebrannte Brennelemente han- 
deln sollte. Im übrigen werden über schwach- und 
mittelradioaktive Stoffe, die aus- oder eingeführt wer- 
den, im Ausland keine Möglichkeiten der mengenmä- 
ßigen Angaben gesehen. Aber hinsichtlich Ein- und 
Ausfuhr liegen Angaben vor. Es ist also nicht möglich, 
über etwaige — ich weiß das nicht — schwach- oder 


mittelradioaktive Abfälle in Schweden eine Auskunft (C) 
zu geben. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. — Dann rufe ich die Frage 88 der Frau Abgeord- 
neten Wollny auf: 

Welche Mengen radioaktiven Materials aus deutschen Atom- 
anlagen lagern zur Zeit wo im Ausland, und unter welchen ver- 
traglichen Bedingungen werden sie dort gelagert? 

Bitte. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Auf Grund der Entsor- 
gungsvorsorgegrundsätze für Kernkraftwerke sind 
Menge und Verbleib von abgebrannten Brennele- 
menten im einzelnen bekannt. Das gilt auch für dieje- 
nigen Brennelemente, die zum Zweck der Wiederauf- 
arbeitung ins Ausland verbracht werden. Wie die 
Bundesregierung in ihrem Entsorgungsbericht vom 
13. Januar 1988 dargelegt hat, wurden von den Betrei- 
bern der Kernkraftwerke in der Bundesrepublik bis 
31. Dezember 1986 ca. 1 700 Tonnen abgebrannter 
Brennelemente zur Wiederaufarbeitung an ausländi- 
sche Vertragspartner geliefert. Bei den Verträgen zur 
Zwischenlagerung und Wiederaufarbeitung der ab- 
gebrannten Brennelemente handelt es sich um privat- 
rechtliche Verträge, denen die Bundesregierung im 
Jahre 1979 ausdrücklich zugestimmt hat. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Wollny (GRÜNE): Weiß die Bundesregierung, 
wieviel Atommüll — nicht abgebrannte Brennele- 
mente — mittlerweile in Schweden lagert, und wird 
dieses Material dort konditioniert oder anderweitig 
verarbeitet? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Es ist — wenn ich das 
noch einmal sagen darf — zwischen abgebrannten 
Brennelementen, bei denen exakte Aufzeichnungen 
bestehen, und schwach- oder mittelradioaktiven Ab- 
fällen zu unterscheiden, bei denen die Aufzeichnung 
anderer Art ist, wo über Aus- und Einfuhrgenehmi- 
gungen die Größenordnungen allerdings bekannt 
sind, nicht jedoch etwaige Lagerung im Ausland. Ich 
bin über die Spezialfrage, die Sie hier einführen, was 
etwa mit Schweden zu tun hat, nicht informiert. Ich 
wäre dankbar, wenn solche Fragen vorher formuliert 
würden. Dann wäre auch eine Antwort möglich. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Wollny (GRÜNE): Konnte die Bundesregie- 
rung in der Vergangenheit den Transport nach 
Schweden nach Inhalt und Qualität überprüfen, und 
wieviel Atommüll wurde bisher in Schweden kondi- 
tioniert und in die Bundesrepublik zurücktranspor- 
tiert? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ja, durch Aus- und 
Einfuhrgenehmigungen ist eine Überprüfung mög- 
lich. 

Da Sie nicht nach Schweden gefragt hatten, bin ich 
aus dem Stand nicht in der Lage, hier Auskunft zu 
geben. Ich nehme an, daß wir eine umfangreiche 
Rückfrage bei den Ländern machen müßten, um einer 
solchen Frage nachzugehen. 
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(A) Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, da Sie aber nun vorher unterschieden und gesagt 
haben, bei den Brennelementen sei es sehr viel klarer, 
darf ich ganz generell fragen: Sind denn die nach 
Oskarshamn transportierten MOX-Brennelemente 
dort zur Zwischenlagerung oder zur Endlagerung hin- 
gegangen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich kann 
Ihnen die Frage aus dem Stand nicht beantworten, 
weil ich das einfach nicht auswendig weiß. Aber ich 
bin gerne bereit. Ihnen die Frage schriftlich zu beant- 
worten. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Darum 
würde ich bitten!) 

Vizepräsident Stücklen: Also schriftliche Beantwor- 
tung dieser Zusatzfragen, die in der ursprünglichen 
Frage nicht enthalten waren. 

Eine weitere Zusatzfrage, Frau Abgeordnete 
Olms. 

Frau Olms (GRÜNE): Wo lagert in der Bundesrepu- 
blik aus Schweden zurücktransportierter Atommüll, 
und kann die Bundesregierung ausschließen, daß es 
zu ähnlichen Vorkommnissen gekommen ist wie in 
Mol? 

(B) Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Bezeichnung 
„Atommüll" ist sehr unpräzise. Wenn Sie damit 
schwach- und mittelradioaktive Abfälle meinen, so 
sind wir im Augenblick dabei, die Kontrolle über diese 
Abfälle und ihre Entsorgung zu überprüfen, etwaige 
Fehlerquellen und Mißstände aufzudecken. Und die 
beziehen sich selbstverständlich auf alle Bereiche von 
schwach- und mittelradioaktiven Abfällen. 

Ganz anders sieht es mit abgebrannten Brennele- 
menten aus, wo eine vollkommene, in der staatlichen 
Hand befindliche Kontrolle besteht und deshalb auch, 
nach den bisherigen Ergebnissen, nicht mit Nichtein- 
haltung von Vorschriften zu rechnen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Frau Ab- 
geordnete Beer. 

Frau Beer (GRÜNE) : Ich würde gerne wissen, ob die 
zur Zeit in Schweden lagernden Brennelemente und 
der Atommüll — ich sage wieder „-müll" und bitte um 
sehr breite Beantwortung im Hinblick auf alle Formen 
von Atommüll — im Entsorgungsbericht der Bundes- 
regierung berücksichtigt sind? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, wir ha- 
ben uns nicht im Detail mit Schweden beschäftigt. Ich 
bin aber gerne bereit, da offenbar hier an Schweden 
Interesse besteht, alle diese Fragen zu beantworten. 

Es wäre für uns sehr viel einfacher, wenn die Hin- 
tergründe solcher Fragen vorher schriftlich formuliert 
würden, dann könnte man eine befriedigende Ant- 
wort geben. Aber aus Ihrer Fragestellung war bisher 


nicht erkennbar, daß etwa speziell Schweden für Sie (C) 
interessant ist. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Entschuldigen Sie, das 
ist keine Frage bezüglich ) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, das ist 
in der Fragestunde nicht möglich. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Ich möchte die 
Frage ) 

— Ja, ich weiß schon, was Sie fragen wollen. Aber das 
geht nicht mehr. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Ich wollte sie konkreti- 
sieren!) 

Frau Abgeordnete Nickels, Sie haben zu einer Zu- 
satzfrage das Wort. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Es geht darum ) 

— Frau Kollegin Beer, dann müssen Sie eine andere 
Form der politischen Auseinandersetzung hier su- 
chen. 

Bitte sehr. 

Frau Nickels (GRÜNE): Entschuldigung, Herr Präsi- 
dent, da wir mündliche Fragen laut Geschäftsordnung 
nur kurz formulieren dürfen, müssen wir in Zukunft 
die Fragen kurz formulieren, aber gleichzeitig ein Be- 
gleitschreiben an das Ministerium schicken, damit so 
etwas nicht mehr passiert. Das ist einfach die Schwie- 
rigkeit, Herr Staatssekretär. — Vielleicht haben Sie 
bei meiner Frage die gleiche Schwierigkeit wieder. 
Wenn es aus den genannten Gründen nicht geht, sie 
zu beantworten, bitte ich, auch die schriftlich zu be- 
antworten. (D) 

Meine Frage: Es sind ca. 70 t Atommüll der Reaktor- 
Brennelement Union und ca. 350 1 radioaktiver 
Schrott aus Würgassen nach Schweden gegangen. 

Sind die noch in Schweden, und wenn nicht, wo sind 
sie heute? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, ist das 
so schwer zu verstehen, daß man eine solche Spezial- 
frage, die nicht angekündigt worden ist, hier nicht aus 
dem Stand beantworten kann? Ich gebe es Ihnen 
gerne schriftlich. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Ja, bitte!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe Frage 89 des Herrn Abgeordneten Kreuz- 
eder auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Es wird 
so verfahren, wie es in der Geschäftsordnung vorge- 
sehen ist. 

Ich rufe Frage 90 des Herrn Abgeordneten Dr. Lip- 
pelt (Hannover) auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, trotz des Urteils des Bun- 
desverfassungsgerichtes vom 11, Februar 1988 zum Transport- 
behälterlager Gorleben das Lager in Betrieb zu nehmen, und 
welche zwingenden Gründe sprechen für eine baldige Inbe- 
triebnahme des Transportbehälterlagers Gorleben? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Frage unterstellt, 
daß die am 11. Februar 1988 bekanntgegebene Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
26. Januar 1988 eine Anordnung der sofortigen Voll- 
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Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) Ziehung der erteilten atomrechtlichen Genehmigung 
vom 5. September 1983 verbietet. Dies ist sowohl dem 
Tenor als auch den Entscheidungsgründen nach un- 
zutreffend. 

Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt wird 
daher in Kürze über den Antrag der DWK auf Anord- 
nung der sofortigen Vollziehung zu entscheiden ha- 
ben. Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichts- 
ordnung kann der sofortige Vollzug in Fällen ange- 
ordnet werden, in denen die sofortige Vollziehung im 
öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Inter- 
esse eines Beteiligten liegt. Dabei wird zu berücksich- 
tigen sein, daß das von den Regierungschefs von Bund 
und Ländern mit Beschluß vom 28. September 1979 
bestätigte Entsorgungskonzept mit kraftwerksexter- 
ner Zwischenlagerung und Wiederaufarbeitung ab- 
gebrannter Brennelemente zügig zu realisieren ist. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, welche Entsorgungsmöglichkeiten existieren für 
den Fall der Inbetriebnahme des Transportbehälterla- 
gers? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich verweise hier auf 
den Entsorgungsbericht der Bundesregierung vom 
Januar dieses Jahres. 

Vizepräsident Stücklen: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Darf ich dann fra- 
gen: Steht die jetzt noch so zügig vorangetriebene 
Inbetriebnahme des Transportbehälterlagers in Zu- 
sammenhang mit dem Bau der Pilotkonditionierungs- 
anlage? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Wir, die Bundesregie- 
rung, sind an der Inbetriebnahme dieses Lagers sehr 
interessiert, weil sie Teil unseres Entsorgungskonzep- 
tes ist. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Wollny, 
bitte sehr. 

Frau Wollny (GRÜNE): Sollen im Zwischenlager, 
Transportbehälterlager als Eingangslager für die Kon- 
ditionierungsanlage unkonditionierte Brennelemente 
eingelagert werden, und ist das Zwischenlager als 
Ausgangslager für konditionierte Brennelemente aus 
der Konditionierungsanlage vorgesehen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär; Frau Kollegin, auch 
hier möchte ich auf die Darstellung im Entsorgungs- 
bericht der Bundesregierung vom Januar dieses Jah- 
res verweisen. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Schönen Dank!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe Frage 91 des Herrn Abgeordneten Dr. Lip- 
pelt (Hannover) auf: 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung von Überlegun- 
gen seitens der Atomindustrie, ein neues Entsorgungskonzept 
zu entwickeln, und welche Veränderungen beabsichtigt die 
Bundesregierung an ihrem eigenen Entsorgungskonzept vorzu- 
nehmen? 


Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung (C) 
hat in ihrem Entsorgungsbericht vom 13. Januar 1988 
deutlich gemacht: Das mit dem Beschluß der Regie- 
rungschefs von Bund und Ländern vom 28. September 
1979 bestätigte und von der Bundesregierung ver- 
folgte integrierte Entsorgungskonzept mit der Wie- 
deraufarbeitung ist nach wie vor richtig. Überzeu- 
gende Alternativen hierzu sind nicht vorhanden. 

Wie die Bundesregierung in ihrem Entsorgungsbe- 
richt ebenfalls dargelegt hat, haben die Ereignisse um 
die Konditionierung und den Transport schwach- und 
mittelradioaktiver Abfälle allerdings die Notwendig- 
keit deutlich gemacht, in diesem Bereich die staatli- 
che Kontrolle durch die Aufsichtsbehörden zu intensi- 
vieren. Hierzu wird die Bundesregierung, wie in ih- 
rem Entsorgungsbericht angekündigt, in Kürze ein 
Konzept zur Verbesserung der Struktur bei der Ent- 
sorgung von schwach- und mittelradioaktiven Abfäl- 
len festlegen und nach Abstimmung mit den Ländern 
eine Richtlinie zur Behandlung und zum Transport 
schwach- und mittelradioaktiver Abfälle erlassen. 

Die Abfallverursacher sind vom Bundesumweltmi- 
nister Professor Töpfer aufgefordert worden, ihrerseits 
Verbesserungsvorschläge in diesem Bereich vorzule- 
gen. Diese Verbesserungsvorschläge die wir erwar- 
ten, stehen noch aus. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE); Herr Staatssekre- 
tär, nachdem Sie von einer Richtlinie sprechen, deren 
Erlaß Sie beabsichtigen, möchte ich wissen; Wäre 
dann die Frage, ob die Bundesregierung eine Ände- 
rung des Atomgesetzes für nötig hält oder plant, mit (D) 
Nein zu beantworten? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich glaube nicht, daß 
es dazu kommen wird. Aber, Herr Kollege, wir wollen 
tatsächlich die Ergebnisse der Untersuchungen, die ja 
laufen, mit in diese Überlegungen einbeziehen. Ich 
schließe nicht aus, daß auch gesetzliche Konsequen- 
zen notwendig sein können. Aber es ist verfrüht, dar- 
über eine Aussage zu machen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 

Frau Abgeordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Ist dem Herrn Staatssekre- 
tär eine Meldung in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" vom 18. Februar 1988 bekannt, in der Frau 
Gräfin Brockdorff, Sozialministerin von Schleswig- 
Holstein, verlautbart oder ankündigt, daß die Betrei- 
ber der Kernkraftwerke in Kürze ein neues Entsor- 
gungskonzept vorlegen würden? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Nein, diese Äußerung 
ist mir nicht bekannt. Aber ich bringe sie in Zusam- 
menhang mit den von uns angeforderten Entsor- 
gungsnachweisen und den von uns erwarteten Vor- 
schlägen der Kernkraftwerksindustrie. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. — Damit ist auch Ihr Geschäftsbereich abge- 
schlossen. Vielen Dank, Herr Staatssekretär, 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. Die Fragen 92 und 93 des Abge- 
ordneten Eylmann, 96 und 97 der Abgeordneten Frau 
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Vizepräsident Stücklen 


Fuchs (Verl) und 98 des Abgeordneten Müller (Pleis- 

Reimann 

Nein 

weiler) werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich 

Frau Renger 

Reschke 


beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab- 

Reuter 

CDU/CSU 

gedruckt. 


Rixe 

Schäfer (Offenburg) 

Dr. Abelein 

Die Fragen 94 und 95 der Abgeordneten Frau Beer 

Schanz 

Bauer 

werden gemäß Nr. 2 Abs, 2 der Richtlinien für die Fra- 

Dr. Scheer 

Bayha 

gestunde schriftlich beantwortet. 

Scherrer 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berhn) 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde. 

Schmidt (Salzgitter) 

Dr. Schmude 

Dr. Biedenkopf 

Biehle 

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, gebe ich 

Dr. Schöfberger 

Srhütz 

Dr. Blank 

das von den Schriftführern ermittelte Ergebnis der 

Seidenthal 

Böhm (Melsungen) 

namentlichen Abstimmung bekannt. 417 Abgeord- 

Frau Seuster 

Börnsen (Bönstrup) 

nete haben ihre Stimme abgegeben. Davon ist keine 

Sielaff 

Dr. Bötsch 

ungültig. Mit Ja haben 177, mit Nein haben 240 Ab- 
geordnete gestimmt. Keine Enthaltungen. 

Singer 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr. Soell 

Bohlsen 

Borchert 

Breuer 



Dr. Sperling 

Bühler (Bruchsal) 



Stahl (Kempen) 

Buschbom 



Steiner 

Carstens (Emstek) 



Frau Steinhauer 

Carstensen (Nordstrand) 

Endgültiges Ergebnis 

Stiegler 

Clemens 



Stobbe 

Dr. Czaja 

Abgegebene Stimmen 414; 


Dr. Struck 

Dr. Daniels (Bonn) 

ja: 176 


Frau Terborg 

Frau Dempwolf 


Tietjen 

Dörflinger 

nein: 238 


Frau Dr. Timm 

Dr. DoUinger 


Toetemeyer 

Doss 



Frau Traupe 

Dr. Dregger 

Ja 


Urbaniak 

Echternach 

Heimann 

Vahlberg 

Ehrbar 


Heistermann 

Walther 

Eigen 

SPD 

Heyenn 

Wartenberg (Berlin) 

Engelsberger 


Dr. Holtz 

Weiermann 

Eylmann 

Dr. Ahrens 

Hom 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Faltlhauser 

Andres 

Huonker 

Westphal 

Feilcke 

Antretter 

Ibrügger 

Frau Weyel 

Dr. FeU 

Dr. Apel 

Jahn (Marburg) 

Dr. Wieczorek 

Fellner 

Bachmaier 

Dr. Jens 

Frau Wieczorek-Zeul 

Frau Fischer 

Bahr 

Jungmann 

Wimmer (Neuötting) 
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Damit ist der Entschließungsantrag auf Drucksa- (C) 
che 11/1111 abgelehnt. 


Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung 

Bericht der Bundesregierung über die deut- 
sche Humanitäre Hilfe im Ausland 1982 bis 
1985 

— Drucksachen 10/6564, 11/1719 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Höffkes 
Frau Luuk 

Interfraktionell ist vereinbart worden, diesen Ta- 
gesordnungspunkt schon jetzt zu beraten. Der Älte- 
stenrat schlägt eine Beratungszeit von 30 Minuten 
vor. Ich sehe und höre keinen Widerspruch. — Es ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Höffkes. 


Höffkes (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesregierung hat am 25. Novem- 
ber vergangenen Jahres den dritten Bericht über die 
deutsche humanitäre Hilfe im Ausland für 1982 bis 
1985 vorgelegt. Nach Studium dieses Berichtes kann 
ich leider nur das wiederholen, was ich zum zweiten 
Bericht über die Jahre 1978 bis 1981 im Plenum vor- 
getragen habe: Der Bericht der Bundesregierung ist 
eine Bilanz der Hilfe und offenbart gleichzeitig in er- 
schreckender Weise weltweit das Elend unzähliger 
Menschen. Hunger und Flucht, Verzweiflung, Elend 
und Tod stehen in tausendfacher Weise vor unseren 
Augen, wenn wir diesen Bericht zur Kenntnis neh- 
men. 

Im Mittelpunkt der humanitären Hilfe steht der not- 
leidende Mensch ohne Berücksichtigung des politi- 
schen und sozialen Systems, in dem er lebt. Daher 
wird humanitäre Hilfe ohne politische Bedingungen, 
ohne Gegenleistungen und ohne Rücksicht auf den 
ideologischen Standort der Regierung des Empfän- 
gerlandes geleistet. Humanitäre Hilfe ist Ausdruck 
spontaner Solidarität in akuten Notlagen. 

Humanitäre Hilfe umfaßt Maßnahmen, die auf die 
sofortige oder zumindest kurzfristige Beseitigung der 
Folgen von Naturkatastrophen oder anderen Notsi- 
tuationen abzielen: Sofortlhilfe zur Lebenserhaltung, 
medizinische Hilfe, Wiederherstellung notwendiger 
Infrastruktur, Wiederingangsetzung der Nahrungs- 
mittelproduktion. Nur in wenigen Fällen sind Natur- 
katastrophen als auslösendes Moment gegeben. In 
großer Zahl sind politische Machtverhältnisse, kriege- 
rische Auseinandersetzungen, Machtkämpfe, politi- 
sche Indoktrination, falsche Wirtschaftspolitik, kurz- 
sichtige Landwirtschaftspolitik und Mißachtung der 
ökologischen Umweltbedingungen und die damit ver- 
bundene Vernichtung des Lebensraumes die Ursache 
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(A) für die Zerstörung der Lebensgrundlagen von Millio- 
nen von Menschen. 

Unruhen und Bürgerkriege lösten neue Flücht- 
lingsbewegungen aus, wobei die größte Zahl der 
Flüchtlinge kaum eine Chance hatte, in übersehbarer 
Zeit in ihre Heimatländer zurückzukehren. 5 Millio- 
nen Afghanen, über ein Drittel der Gesamtbevölke- 
rung Afghanistans, leben im Ausland. Ähnlich ist die 
Situation der Flüchtlinge aus Vietnam, aus Kamput- 
schea und Zentralamerika. Hieran hat sich leider bis 
heute nichts geändert, wenn sich auch die Schwer- 
punkte der Hilfe von Asien 1982/83 nach Afrika in den 
Jahren 1984/85 verlagert haben. Der Libanon, An- 
gola, Mosambik, Äthiopien und der Sudan waren die 
Hauptkrisenländer. 

Nicht vergessen sein soll hier die Polenhilfe des 
Jahres 1982/83. Die Postgebühren für Geschenkpa- 
kete in die Volksrepublik Polen wurden mit einem 
Kostenaufwand von 174 Millionen DM übernommen. 
Dies waren zwei Drittel der Gesamtaufwendungen für 
die humanitäre Hilfe. 

Durchgeführt wird die humanitäre Hilfe bilateral als 
Soforthilfe — vor allem nach Naturkatastrophen — 
und multilateral, vor allem zur Linderung der Not von 
Flüchtlingen. Bei der Durchführung eigener Hilfs- 
maßnahmen wie der Lieferung von Hilfsgütern, dem 
Einsatz von Fachleuten, Transporthilfen und ähnli- 
chem arbeitet das Auswärtige Amt mit den Bundesmi- 
nisterien des Innern, der Verteidigung, für Verkehr, 
für Landwirtschaft und Forsten, wie ich meine, vor- 
bildlich zusammen. Hierfür möchte ich ausdrücklich 
Dank und Anerkennung aussprechen, zumal diese 
Leistungen von einer kleinen Zahl motivierter Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter erbracht wurden. 

Ein besonderer Abschnitt in der Berichterstattung 
ist den humanitären Hilfsmaßnahmen privater deut- 
scher Hilfsorganisationen gewidmet. Ein großer Teil 
der Hilfe wäre ohne sie nicht möglich gewesen. Daher 
gebühren besonderer Dank und Anerkennung seitens 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion dem Deutschen 
Caritasverband, dem Diakonischen Werk, dem Deut- 
schen Roten Kreuz, dem Deutschen Komitee Notärzte 
e. V., Soforthilfe e. V. und HELP — Hilfe zur Selbst- 
hilfe e. V. An dieser Stelle sei auch den vielen unge- 
nannten Organisationen, Spendern und Helfern Dank 
gesagt. Ein herzliches Dankeschön auch der Bundes- 
wehr und dem Technischen Hilfswerk. 

Die Tätigkeit der internationalen Institutionen und 
der Europäischen Gemeinschaft möchte ich in den 
Dank mit einschließen. 

Zum Abschluß mögen noch einige Zahlen einen 
Eindruck von der deutschen humanitären Hilfe von 
1982 bis 1985 vermitteln. Weltweit wurden 374 Millio- 
nen DM aufgewendet. Davon entfallen auf Europa 
182 Millionen DM, auf Afrika 72 Millionen DM, auf 
Amerika 18 Millionen DM und auf Asien 101 Millio- 
nen DM. Diese Finanzhilfe wurde in folgender Weise 
geleistet: über internationale Organisationen 137 Mil- 
lionen DM, über deutsche private Hilfsorganisationen 
35 Millionen DM, über Direktmaßnahmen der Bun- 
desregierung 26 Millionen DM und für die Paketak- 
tion für Polen, die ich bereits erwähnte, 174 Millio- 
nen DM. 


An Hilfsmaßnahmen sind in Afrika 39, in Amerika (C) 
16, in Asien 21, in Australien 3 und in Europa 6 Pro- 
jekte ausgeführt worden. 

1982 bis 1985 wurden außerdem 8 500 Flüchtlinge 
in die Bundesrepublik aufgenommen. Hierfür wurden 
14 Millionen DM aufgewendet. 

Die Bundeswehr hat Transportleistungen — insbe- 
sondere in Äthiopien und im Sudan — für 55 Millionen 
DM erbracht. Aus Überschußbeständen und Ausrü- 
stungshilfe leistete die Bundeswehr Warenhilfe im 
Wert von 4 Millionen DM, und das Technische Hilfs- 
werk erbrachte über 8 000 Helfertage in einem Wert 
von mehr als 2 Millionen DM. Die Leistungen der pri- 
vaten deutschen Hilfsorganisationen: Caritasverband 
175 Millionen DM — hiervon 17 Millionen DM Bun- 
desmittel — , das Diakonische Werk 58 Millionen DM 
mit einem Bundesanteil von 1,8 Millionen DM, das 
Deutsche Rote Kreuz 99 Millionen DM, die Welthun- 
gerhilfe 77 Millionen DM und HELP — Hilfe zur 
Selbsthilfe e. V. 4 Millionen DM. 

Noch wenige Worte zur Europäischen Gemein- 
schaft. Die Soforthilfe der Europäischen Gemeinschaft 
betrug 1,596 Milliarden DM. Hieran war die Bundes- 
republik Deutschland mit 407 Millionen DM beteiligt. 

Die Sofortnahrungsmittelhilfe der EG betrug 164 Mil- 
lionen DM mit einem Bundesanteil von 45 Millionen 
DM. Im Sonderprogramm der Europäischen Gemein- 
schaft, dem sogenannten Plan von Dublin, wurden 
928 Millionen DM mit einem Bundesanteil von 
223 Millionen DM geleistet. 

Meine Damen und Herren, dem Gesagten ist zu ent- 
nehmen, daß die Bundesrepublik Deutschland außer- 
ordentliche Anstrengungen zur Beseitigung der Not- (D) 
stände unternommen hat. Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion bittet darum, in dem Bemühen um die Lösung 
und die Linderung der Not von Hungernden und 
Flüchtlingen nicht nachzulassen. Wir bitten auch um 
Ihre Zustimmung zur Beschlußempfehlung des Aus- 
wärtigen Ausschusses. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Luuk. 

Frau Luuk (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der dritte Bericht über humanitäre Hilfsmaß- 
nahmen der Bundesrepublik für den Zeitraum von 
1982 bis 1985 spiegelt wie die beiden vorangegange- 
nen Berichte Elend und Not in der Welt wider. Die 
Liste der Notsituationen und der Katastrophen^ in 
denen die Bundesrepublik, aber auch die privaten 
deutschen Hilfsorganisationen, bilateral oder durch 
Leistungen an internationale Organisationen humani- 
täre Hilfe geleistet haben, wird immer länger. Wir 
haben Hilfe geleistet bei Naturkatastrophen, bei Erd- 
beben — ich erinnere an Mexiko — , Vulkanausbrü- 
chen — jeder wird sich an die Bilder aus Kolumbien 
erinnern können — , bei Wirbelstürmen, Über- 
schwemmungen und anderen Notlagen, in denen die 
Menschen hilflos und wehrlos ihrer Not ausgesetzt 
waren. Dürre und Hunger in Afrika haben alle Men- 
schen auch bei uns geschockt. 
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(A) Die Ursachen für diese Katastrophen sind u. a. auch 
darin zu sehen, daß die Menschen nicht vorsichtig 
genug mit der Natur umgehen. Die Ausbreitung von 
Wüsten, Steppen, Dürren und Überschwemmungen 
haben auch von Menschenhand verursachte 
Gründe. 

Immer umfangreicher werden die Katastrophen als 
Folge neuer Konflikte und Bürgerkriege und dem sich 
daraus ergebenden Flüchtlingselend. Wir müssen 
eine weltweite Zunahme der Flüchtlingszahlen be- 
sonders in der Dritten Welt zur Kenntnis nehmen. Für 
die Flüchtlinge ist aber in zunehmendem Maße eine 
schnelle Rückkehr in das Heimatland nicht möglich. 
Mehr als die Hälfte der humanitären Hilfe entfiel auf 
die Finanzierung von Maßnahmen der Flüchtlings- 
hilfe. Über 15 Millionen Menschen waren während 
des Berichtszeitraumes auf der Flucht. Wir müssen 
dort Unterstützung leisten, wo eine schnelle Rückkehr 
der Flüchtlinge in die Heimatländer nicht möglich ist 
und, wo möglich, bei einer Integration im Aufnahme- 
land helfen. 

Mit großem Respekt möchte ich hier anmerken, daß 
viele Staaten trotz schwerer eigener wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten große Flüchtlingskontingente aufge- 
nommen haben. Ich meine, wir sind aufgefordert, 
diese Bereitschaft mit Hilfe zu unterstützten. Ich wie- 
derhole, was auch Herr HÖffkes gesagt hat, daß 5 Mil- 
lionen Afghanen, mehr als ein Drittel der Bevölke- 
rung, außerhalb des Landes leben. Flüchtlinge aus 
Vietnam und Kamputschea, in Südostasien und in 
Zentralamerika können nicht damit rechnen, bald in 
ihre Heimatländer zurückzukehren. 

Ich meine, daß wir an dieser Stelle auch darüber 
nachdenken müssen, ob die humanitäre Hilfe dem 
Charakter der Soforthilfe, den sie haben soll, beson- 
ders im Flüchtlingsbereich genug Rechnung trägt. 
Denn wenn Menschen über einen Zeitraum von mehr 
als fünf Jahren und sogar zehn Jahren in Flüchtlings- 
lagern leben und dort vom UNHCR und anderen Ein- 
richtungen, ich darf sagen: „betreut" werden, dann 
muß ihnen geholfen werden, damit sie nicht nur über- 
leben, sondern damit ihre Fähigkeiten zu arbeiten, 
innovativ und kreativ zu sein, weiter organisieren zu 
können, erhalten bleiben. Das heißt, es müssen dann 
Schulen und Ausbildung dazukommen. Den Klagen 
aus dem Bereich des UNHCR, daß dieses mit den vor- 
handenen Mitteln nicht mehr bezahlt werden kann, 
sollten wir unsere Ohren Öffnen. 

Mehr aber als Naturkatastrophen sind es Kriege 
und innere Konflikte, die Tod und Elend für Millionen 
von Menschen in der Welt bedeuten. Wir müssen uns 
verstärkt im internationalen Rahmen um Beiträge zur 
Lösung äußerer und innerer Konflikte bemühen und 
durch eine aktive Entwicklungszusammenarbeit als 
ein Teil der weltweiten Friedenspolitik den Ursachen 
der Not von Flüchtlingen und Konfliktopfern entge- 
genwirken. 

Die Bereitschaft zur Leistung humanitärer Hilfe ist 
in der internationalen Gemeinschaft, aber auch in der 
Bundesrepublik gewachsen. Die Fähigkeit, solche 
Hilfsmaßnahmen zu organisieren, hat sich weiterhin 
verbessert. Die Vereinten Nationen und die Europäi- 
sche Gemeinschaft bemühen sich, ihre Hilfsmaßnah- 
men aufeinander abzustimmen. Die in dem Bericht 


genannten privaten Hilfsorganistionen haben nicht (C) 
nur vielfach und unbürokratisch geholfen, sondern 
auch ihre beachtlichen Erfahrungen bei der Abwick- 
lung von Hilfsprogrammen eingebracht. Den vielen 
hochmotivierten und engagierten Helfern in diesen 
Organisationen möchte ich auch im Namen der SPD- 
Fraktion für die von ihnen geleistete Hilfe für notlei- 
dende Menschen meinen ausdrücklichen Dank aus- 
sprechen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Den Hilfsorganisationen ist es auch gelungen, die 
Anteilnahme der Öffentlichkeit am Schicksal der not- 
leidenden Menschen vor allen Dingen in der Dritten 
Welt zu erhöhen und die Spendenbereitschaft in un- 
serem Lande deutlich zu steigern. Ich erwähne hier, 
daß die Afrika- Sammlungen von 1984 und 1985 Spen- 
den von über 150 Millionen DM erbracht haben. Un- 
ser Dank gilt auch den Spendern. 

Mir ist es wichtig, noch einmal zu verdeutlichen, 
daß humanitäre Hilfe ohne politische Vorbedingung 
und Rücksicht auf den ideologischen Standort der Re- 
gierung des betroffenen Empfängerlandes, ohne Ge- 
genleistungen und ohne Berücksichtigung des politi- 
schen und sozialen Systems geleistet wird. Wir müs- 
sen aber auch sicherstellen, daß besonders bei bürger- 
kriegsähnlichen Zutänden diese Hilfe alle, die sie 
dringend benötigen, auch erreicht. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir müssen unsere Phantasie und auch den nötigen 
Nachdruck einsetzen, damit z. B. bei der Hunger- 
katastrophe in Äthiopien diejenigen, die in dem 
eritreischen Teil des Landes wohnen, von der Hilfe 
erreicht werden können, die wir für sie vorgesehen 
haben. 

Ich möchte noch ein kritisches Wort zu dem Stich- 
wort Nahrungsmittelhilfe anbringen: Butterberge, 
Milchseen und Getreidesilos in Europa, Hungerregio- 
nen in Afrika und Lateinamerika sowie in weiten Tei- 
len Asiens. Immer noch glauben viele Menschen, daß 
mit unseren Nahrungsmittelüberschüssen der Hunger 
in der Dritten Welt bekämpft werden kann. Nah- 
rungsmittelhilfe kann auch das süße Gift in der Ent- 
wicklungshilfe sein und die Agrarproduzenten in der 
Dritten Welt entmutigen. Sie kann zu einer verstärk- 
ten Abhängigkeit führen, und letztlich verhindert sie 
auch die Umorientierung im agrarpolitischen Bereich 
im Norden wie im Süden. Letztlich bringt sie mehr 
Gefahren als Nutzen. Nur für die Ärmsten der Armen 
und für jene, die von akuten Katastrophen betroffen 
sind, ist sie unentbehrlich, wenn sie rechtzeitig erstat- 
tet wird, die richtigen Adressaten erreicht, nicht durch 
Verteilungsdefizite entwertet wird oder zur Verände- 
rung von Nahrungsgewohnheiten führt. Längerfristig 
sollte die Ernährungssicherung absoluten Vorrang 
haben. 

Mich bewegt — darauf möchte ich am Ende einge- 
hen — , daß der tödliche Ernst einer Lage oft viel zu 
spät erkannt wird. Ich erwähne hier das Beispiel 
Äthiopien. Bei langsam entstehenden Katastrophen 
und kriegerischen Handlungen kommt es auf die 
frühzeitige Wahrnehmung solcher Entwicklungen an, 
damit man Vorsorge treffen und die Hilfe zur rechten 
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(A) Zeit besser wirksam werden lassen kann. Aber es ist 
nicht zu leugnen, daß oft erst der Schock des gefilmten 
oder abfotographierten Hungersterbens, besonders 
von Kindern, das dann auch bis in unser Wohnzimmer 
dringt, Aufmerksamkeit und Hilfsbereitschaft auslöst, 
und die Spendenfreudigkeit ebbt oft dann ab, wenn 
die schrecklichen Bilder verblassen, obwohl Not und 
Hunger weiter bestehen oder an anderer Stelle neu 
entstehen. Wir gewöhnen uns an Katastrophen und 
kommen manchmal sehenden Auges zu spät. Wir Po- 
htiker, meine ich, aber auch Journalisten, haben die 
Pflicht, unserer Grundsätze von Menschlichkeit, 
Nächstenliebe und Solidarität an Hand der Realität 
ständig zu überprüfen und dies ständig zum Thema zu 
machen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir heute 
über den Bericht der Bundesregierung über die huma- 
nitäre Hilfe im Ausland seit 1982 eine leider sehr 
kurze Debatte führen, möchte ich drei Aspekte zu die- 
ser Thematik vortragen, zwei positive Aspekte und 
einen etwas kritischeren Aspekt. 

Erstens. Der Bericht und die Anlagen zu diesem 
Bericht erweisen sehr eindringlich, wie wichtig es ist, 
daß es diese Einrichtung der humanitären Hilfe als 
ein Hilfsinstrument der Außenpolitik gibt. Humani- 
täre Hilfe erfolgt immer mit dem Blick auf spätere not- 
wendige entwicklungspolitische Zusammenarbeit, 
denn sie kann nur das akute Elend, die größte Not 
lindern und muß, wenn sie einen Sinn haben soll, 
eigentlich gleich anschließend in entwicklungspoliti- 
sche Maßnahmen übergehen. Aber hier scheint nicht 
immer der richtige und nötige Anschluß gefunden zu 
werden. 

Positiv ist — das ist aus den Anlagen zu ersehen — , 
daß der multilaterale Anteil unserer humanitären 
Hilfe ziemlich konstant bei 70% aller Mittel liegt. Ich 
glaube, es ist ein wichtiger Aspekt der internationalen 
Solidargemeinschaft, daß wir unsere Mittel nicht nur 
bilateral geben — wir geben sie nur zu einem kleinen 
Anteil bilateral — , sondern überwiegend versuchen, 
als Völkergemeinschaft Not und Elend zu lindern. 

Der zweite Aspekt ist — ich glaube, das ist ein groß- 
artiger Teil unserer humanitären Hilfe — , daß wir 
weitgehend und vielleicht in Zukunft noch mehr 
nicht-staatlicher private, karitative, kirchliche Hilfs- 
organisationen mit öffentlichen Mitteln in den Stand 
setzen, ein Mehrfaches zu leisten, als es direkt gege- 
bene öffentliche Hilfe vermag. Denn unsere Organisa- 
tionen, die da seit Jahren einen sehr engagierten Ein- 
satz leisten, haben es in den letzten Jahren ausge- 
zeichnet verstanden, auch unsere Bürger auf diese 
Verantwortung, auf diese Verpflichtung aufmerksam 
zu machen, so daß jede Mark öffentlicher Mittel mitt- 
lerweile schon mit einem Mehrfachen an Spenden aus 
privaten Taschen ergänzt werden kann. Hier gebührt, 
glaube ich, unser besonderer Dank noch einmal all 
den Organisationen, die das mit vielen Freiwilligen 


tun, aber auch den Spendern, die zu dieser Vermeh- (C) 
rung von Mitteln beitragen. 

Eine Bemerkung, die etwas kritischer ist: Hier 
wurde die Addition von Zahlen aus vier Jahren ge- 
nannt. Das darf uns nicht die Frage ersparen: Leisten 
wir eigentlich auch nur annähernd genug humanitäre 
Hilfe? Wenn man das, was wir uns sonst leisten, mit 
dem vergleicht, was wir für Elend und Not, denen wir 
begegnen wollen, leisten, dann ist das eindeutig nicht 
genug. Da wende ich mich nicht nur an die Adresse 
des Auswärtigen Amts, das sich ja redlich um mehr 
Mittel bemüht, sondern auch an das Finanzministe- 
rium, das hier leider nicht anwesend ist. Wenn Sie sich 
diese Zahlen nämlich einmal ganz genau ansehen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, ist festzustellen, daß 
Sie natürlich die Polen-Hilfe abziehen müssen und 
daß auch dann die Zahlen stagnieren und für einige 
Kontinente sogar rückläufig sind. Das ist kein gutes 
Zeichen. Hier sollen wir eine gemeinsame Anstren- 
gung unternehmen. 

Auch die schöne Formel, daß man die Ursachen der 
Flüchtlingsströme bekämpfen muß, um vorzubeugen, 
ist weithin eine Formel geblieben. Ich nenne nur ein 
ganz konkretes Beispiel. Die Rüchtlingsströme aus 
Vietnam, die „boat's people", werden gottlob weni- 
ger. Aber die wirtschaftliche Situation in Vietnam ist 
nach wie vor so unendlich schlecht, daß wir mit ganz 
großen Mitteln und Projekten in die entwicklungs- 
politische Zusammenarbeit einsteigen müssen, damit 
nicht neue Ströme von Wirtschaftsflüchtlingen auf uns 
zukommen. Daher klappt das schöne Konzept eben 
nicht: humanitäre Hilfe als erste Hilfe, der entwick- 
lungspolitische Hilfe folgen muß. Dieses Konzept ist 
durchaus verbesserungswürdig. 

Eine Schlußbemerkung — bei mir blinkt schon das 
rote Licht. Trotz aller geschäftsmäßigen Abwicklung 
einer solchen Debatte erinnere ich kurz auch daran, 
daß wir über diesen Bericht heute in der Fastenzeit 
debattieren. Fasten bedeutet ja nicht nur Verzicht auf 
leibliche Genüsse, sondern auch die Bereitschaft, ma- 
terielle Opfer zu bringen — nicht als Almosen, son- 
dern als einen echten Beitrag, der auch dem einzelnen 
ein Opfer abverlangt. Ich richte meinen Appell nicht 
nur an den Finanzminister und die Bundesregierung, 
sondern dieser Appell, für die Linderung der ärgsten 
Not und der ärgsten Schmerzen auf dieser Welt auch 
ein persönliches Opfer zu bringen, das sollte ein Ap- 
pell an uns alle sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Olms. 

Frau Olms (GRÜNE): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Humanitäre Hilfe, das ist ein ebenso 
wunderbarer wie verschleiernder Begriff. Er sugge- 
riert Großzügigkeit, Warmherzigkeit, Hilfsbereit- 
schaft, Solidarität, „Ohne politische Vorbedingungen, 
ohne Gegenleistungen", so ist der Beschlußempfeh- 
lung des Auswärtigen Ausschusses zu entnehmen, sei 
die Bundesrepublik zu humanitären Leistungen be- 
reit. Das klingt großzügig. Doch in Wahrheit ist diese 
Feststellung verlogen. 
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Frau Olms 

(A) Hat die Bundesrepublik überhaupt moralisch das 
Recht, den Empfängern ihrer sogenannten humanitä- 
ren Hilfe „Vorbedingungen" und „Gegenleistungen" 
abzuverlangen? Wäre es nicht weit zutreffender, die 
entsprechenden Mittel als Reparationsleistungen zu 
deklarieren? Zugegeben: Dies wäre nur unter der 
Voraussetzung gerechtfertigt, daß zuvor eine drasti- 
sche Erhöhung der sogenannten humanitären Hilfe 
erfolgt, eine Erhöhung, deren Ausmaß von dem Aus- 
maß der Verantwortung bestimmt wird, das die Bun- 
desregierung für die ökologischen, sozialen, ökonomi- 
schen und kriegerischen Katastrophen in der Dritten 
Welt trägt. 

Der Umfang der heutigen humanitären Hilfe ist le- 
diglich ein Bruchteil von dem, was die Bundesrepu- 
blik in der Form ungleicher Wirtschaftsbeziehungen 
den Gesellschaften der Dritten Welt raubt. Verglichen 
mit der Not, die sich als Folge der Politik der führen- 
den Industriestaaten gegenüber der Dritten Welt ein- 
stellt, handelt es sich bei der humanitären Hilfe ledig- 
lich um Almosen. Sofern humanitäre Hilfe fließt, soll 
sie primär verhindern, daß die Katastrophen in der 
Dritten Welt auf ihre Verursacher Zurückschlagen. 

Nehmen wir nur ein Beispiel, um den systemkurie- 
renden Charakter und die strukturelle Scheinheilig- 
keit humanitärer Hilfe zu belegen: Der den Staaten 
der Dritten Welt auferlegte Zwang zum hemmungslo- 
sen Agrarexport, der diesen Nahrungsgrundlagen 
entzieht und Pestizideinsätze und weiteres erforder- 
lich macht, erzeugt Umweltkatastrophen und Flucht- 
bewegungen, die dann mit humanitärer Hilfe verpfla- 
stert werden. 

(B) Nach dem gleichen Muster werden Konflikte zwi- 
schen den Staaten der Dritten Welt und innerhalb die- 
ser Staaten von außen angeheizt — etwa durch die 
Lieferung von Waffen — , um dann gleichzeitig zu er- 
klären — und jetzt zitiere ich aus der Beschlußvor- 
lage -: 

Es muß versucht werden, geduldig und beharr- 
lich auf internationaler Basis Beiträge zur Lösung 
äußerer und innerer Konflikte zu leisten und 
durch aktive Entwicklungszusammenarbeit als 
Teil einer weltweiten Friedenspolitik den Ursa- 
chen der Not von Flüchtlingen und Konflikt- 
opfern entgegenzuwirken. 

(Lummer [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dies hört sich gut an. Dies könnten wir glatt unter- 
schreiben. 

(Höffkes [CDU/CSU]: Aber sicher!) 

Doch die Realität ist, daß die Bundesrepublik beharr- 
lich Waffen an beide Parteien im Golfkrieg liefert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Warum stellt die Bundesregierung diese Waffenliefe- 
rungen nicht einfach ein, anstatt auf die internationale 
Ebene abzuheben? 

ln dem Bericht der Bundesregierung werden die 
Empfehlungen einer Expertengruppe zitiert, zu denen 
u. a. das Gebot, keine Flüchtlings ströme zu erzeugen, 
zählt, ln Anbetracht der Strukturen des Weltwirt- 
schafts- und Weltmilitärsystems ist dieses Gebot purer 
Hohn. Würde dieses Gebot befolgt, so käme unser 
Wirtschaftssystem inklusive seiner Rüstungsindustrie 


erheblich ins Schleudern, und die humanitäre Geste (C) 
würde als das entlarvt, was sie ist: eine Verschlei- 
erung der wahren Sachverhalte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine weitere Frage ist, welche Verwendung die so- 
genannten humanitären Hilfeleistungen finden. Bei 
den Verbündeten der Bundesregierung in der Dritten 
Welt handelt es sich oftmals um korrupte Regime, 
Statthalter der Politik der reichen Industriestaaten. So 
landen Medikamente, die z. B. nach El Salvador gelie- 
fert werden, nicht dort, wo sie am dringendsten benö- 
tigt werden, nämlich in den ländlichen Konfliktregio- 
nen, sondern füllen stattdessen die Schränke der 
Krankenhäuser der Hauptstadt San Salvador. Das 
korrupte Verhalten hat System: So soll die mit den 
Befreiungsbewegungen verbündete verarmte Land- 
bevölkerung dazu genötigt werden, das Land zu ver- 
lassen und in die Stadt zu ziehen, auf daß die Armee 
eine freie Wildbahn bekommt. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Hier verweist der Bericht der Bundesregierung dar- 
auf, daß die Flüchtlingshilfe über kurzfristige Hilfs- 
maßnahmen hinauszugehen hat, da Flüchtlinge halt 
länger auf der Flucht bleiben. 

Die GRÜNEN verweigern der Beschlußempfehlung 
bezüglich der bundesdeutschen humanitären Hilfe 
ihre Zustimmung. Dies tun wir nicht etwa, weil wir der 
Auffassung wären, daß umfangreiche Reparations- 
zahlungen an die Dritte Welt nicht angebracht wären. 

Doch dieser Gedanke findet sich in der Beschlußemp- 
fehlung und in der Praxis der bundesdeutschen huma- 
nitären Hilfe nicht wieder. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Beer 

[GRÜNE]: Das sollte sich Herr Kohl einmal 
anhören!) 


Vizepräsident Stücklen; Ich erteile das Wort dem 
Herrn Staatsminister Schäfer. 


Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin, 
ich darf zunächst nur ganz kurz sagen: Bei allem Ver- 
ständnis dafür, daß Sie Konflikte in der Welt nach 
einem Schwarz-Weiß-Schema und der Vorstellung zu 
lösen bemüht sind, daß man diese Konflikte durch 
guten Willen auf bequeme Weise beseitigen könne: 
Wenn Sie sich um diese Fragen etwas mehr beküm- 
mern, dann werden Sie, so befürchte ich, feststellen, 
daß es leider nicht so einfach geht, wie Sie sich das 
vorstellen. Wir würden Ihren Vorstellungen gern ent- 
sprechen. Aber solange Konflikte nicht ausschließlich 
auf uns zurückzuführen sind — und das werden Sie ja 
hoffentlich nicht unterstellen — , 

(Frau Olms [GRÜNE]: Aber der größte 
Teil!) 

wollen wir die humanitäre Hilfe weiter leisten. Ich 
glaube, das werden Sie uns wohl doch zugestehen. Ich 
verstehe die Ablehnung durch die GRÜNEN mit der 
Argumentation, wie Sie sie gerade vorgetragen ha- 
ben, nicht ganz. 
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Staatsminister Schäfer 

(A) Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
schließt mit dem vorliegenden Bericht über die deut- 
sche humanitäre Hilfe im Ausland in den Jahren 1982 
bis 1985 an den vorausgegangenen Vierjahresbericht 
1978 bis 1981 an. Die Bundesregierung kommt damit 
einem Wunsch des Bundestages nach. Sie begrüßt das 
Interesse und die Unterstützung, die der Bundestag 
hinsichtlich der Bemühungen unserer humanitären 
Hilfe in der Welt bisher schon geleistet hat, 

Der kontinuierliche und sachkundige Dialog im Un- 
terausschuß für Humanitäre Hilfe, der seit dieser Le- 
gislaturperiode auch für Menschenrechte zuständig 
ist, ist für die Bundesregierung nützlich und hilfreich. 
Ich möchte hinzufügen, daß ich es als besonders er- 
freulich empfinde, daß zahlreiche Kollegen aus die- 
sem Hause Gelegenheit nehmen, Projekte der huma- 
nitären Hilfe auch in entfernten Notgebieten aufzusu- 
chen und kennenzulernen. Frau Kollegin Hamm-Brü- 
cher, vielleicht wäre entsprechend Ihrer Anregung 
Vietnam auch einmal eine Reise wert, weil dort sicher 
einiges im Begriff ist sich zu ändern. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Das wäre 
ein Modell, wenn man es möglich machen 
könnte!) 

Die Prinzipien unserer humanitären Hilfe sind un- 
verändert. Sie haben sich bewährt. Im Mittelpunkt 
stehen die notleidenden und hilfesuchenden Men- 
schen. Eine Regierung, die dem Schutz der Men- 
schenwürde und den Menschenrechten verpflichtet 
ist, kann sich gegenüber akuten Notlagen nicht ver- 
sagen. Bei ihrer Hilfe folgt die Bundesregierung daher 

(B) der Überzeugung, daß Menschen in extremer Not 
ohne Rücksicht auf Politik und Ideologie Anspruch auf 
Solidarität haben. Gleichzeitig ist spontane Hilfe in 
akuten Notlagen auch Pflege unserer freundschaftli- 
chen Beziehungen zu anderen Ländern und Völkern, 
und sie wird als solche anerkannt. 

Der Ihnen vorliegende Bericht ist im Unterausschuß 
für Humanitäre Hilfe wie auch zur Mitberatung im 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit, im In- 
nen- und im Haushaltsausschuß intensiv behandelt 
worden. Die Beschußempfehlung liegt Ihnen vor. Die 
Bundesregierung wird die Anregungen aufgreifen 
und bemüht sein, sie umzusetzen. 

Die humanitäre Hilfe ist Soforthilfe und daher ein 
Instrument, das unbürokratisch, flexibel und rasch 
eingesetzt werden kann. Darin unterscheidet sie sich 
von der Entwicklungshilfe, die strukturell angelegt ist 
und häufig auch humanitären Charakter hat, aber 
naturgemäß nicht mit der gleichen Geschmeidigkeit 
kurzfristig eingesetzt werden kann. Die Unentbehr- 
lichkeit des Instrumentariums der humanitären Hilfe 
ist dem Bericht leicht abzulesen. Opfer von Naturka- 
tastrophen und bewaffneten Konflikten, Hungernde 
und Flüchtlinge können nicht warten. Hier gilt: Wer 
rasch gibt, gibt doppelt. 

Die Situation in Südostasien, in Zentralamerika, im 
Afrika südlich der Sahara oder im Nahen und Mittle- 
ren Osten macht klar: Die Dringlichkeit der humani- 
tären Hilfe von damals besteht weiter. Dies gilt auch 
für das eindrucksvolle Engagement der privaten deut- 
schen Hilfsorganisationen und ihrer Spender. 


Die Bundesregierung leistet im Verein mit anderen (C) 
wichtigen Geberländern auch durch ihr humanitäres 
Engagement einen Beitrag zum Abbau von Spannun- 
gen und zur Friedenssicherung. Die Überlebenshilfe 
aus der Bundesrepublik für die Menschen in den zahl- 
reichen Konfliktzonen vor allem der Dritten Welt will 
zur Minderung und Verhinderung von zwischenstaat- 
licher und innerstaatlicher Konfrontation beitragen. 
Angesichts wachsender Not und fortbestehenden be- 
drohlichen Konfliktpotentials in der ganzen Welt soll- 
ten die relativ bescheidenen Mittel der humanitären 
Hilfe eher verstärkt als gekürzt werden. 

Wir können in diesem Zusammenhang fast täglich 
feststellen: Die humanitäre Hilfe steht im Rampenlicht 
einer kritischen und engagierten Öffentlichkeit. Die 
Bundesregierung muß bereit sein, Vorschläge und 
Wünsche, die vielfältig an sie herangetragen werden, 
anzunehmen und bei ihren Entscheidungen zu be- 
rücksichtigen. 

Wir alle wissen, wie stark uns heute die Medienbe- 
richterstattung — Frau Luuk hat davon gesprochen — 
über akute Notlagen beeinflußt. Bilder und Berichte 
von Hungernden und Notleidenden hinterlassen 
nachhaltige Wirkung. Der Bürger empfindet, daß ak- 
tive Hilfe gefordert ist. Die Bundesregierung muß sich 
den an sie herangetragenen erheblichen Forderungen 
stellen. Dabei darf sie sich aber nicht dazu verleiten 
lassen, sich auf öffentlichkeitswirksame Notlagen zu 
konzentrieren. Wir müssen vor allem an die vielen 
Flüchtlinge denken, an die Menschen in Lagern und 
Elendsquartieren. 

Die Bundesregierung kann die Beschlußempfeh- 
lung des Auswärtigen Ausschusses uneingeschränkt pj 
befürworten. Sie stimmt im wesentlichen überein mit 
derjenigen des Jahres 1984 zum damals vorliegenden 
Bericht. Die Bundesregierung wird ihre humanitäre 
Hilfe dementsprechend in bewährter Weise fortset- 
zen 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Ein bißchen 
mehr!) 

und dabei die Vorschläge und Anregungen des Bun- 
destages aufgreifen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache und komme zur Abstim- 
mung. Wer für die Beschlußempfehlung des Auswär- 
tigen Ausschusses stimmt, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei ei- 
ner Enthaltung und zwei Gegenstimmen aus der 
Fraktion der GRÜNEN ist diese Beschlußempfehlung 
mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne- 
ten Frau Beer, Dr. Mechtersheimer und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Genfer Konferenz über das Verbot biologi- 
scher Waffen 

— Drucksachen 11/819, 11/1445 — 
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Vizepräsident Stücklen 

(A) Hierzu liegen ein Entschließungsantrag der Frak- 
tion DIE GRÜNEN sowie ein Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD auf den Drucksachen 11/1876 
und 1 1/1887 vor. 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat schlägt 
eine Redezeit von je zehn Minuten für jede Fraktion 
vor. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Beer. 


Frau Beer (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Freunde 
und Freundinnen! Sehr geehrte Damen und Herren! 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ach du lieber Gott! 

Ich zähle mich zu den Herren hier!) 

— Das Thema ist eigentlich viel zu ernst dafür, jetzt 
schon dazwischenzurufen! 

Die Genfer Konvention über das Verbot biologi- 
scher Waffen von 1972 war das erste echte Abrü- 
stungsabkommen, das jemals existiert hat. Eine ganze 
Waffenkategorie wurde verboten. Die vorhandenen 
Bestände an biologischen Waffen — und diese waren 
ganz erheblich — wurden vernichtet. 

Zwei politische Aufgaben stellen sich in diesem 
Jahr — ganz neu ist das nicht — im Zusammenhang 
mit diesem wichtigen Vertrag, erstens die Aufgabe, 
den offensichtlichen Mängeln im Bereich der darin 
vorgesehenen Verifikations verfahren abzuhelfen. 
Diese Mängel haben es ermöglicht, daß die Öffent- 
lichkeit über Jahre durch Berichte über angebliche 
russische B-Waffen verunsichert wurde. Da gab es 
den angeblichen B-Waffen-Unfall in Swerdlowsk 
1979, da gab es den gelben Regen, angeblich einen 
Einsatz von Pilzgiften in Laos und Kampuchea seit 
1978. Seit 1984 behaupten die USA offiziell, daß die 
Sowjetunion die Konvention verletzt, und benutzt das 
als propagandistischen Vorwand dafür, ein um- 
fangreiches B-Waffen-Forschungsprogramm aufzu- 
bauen. Die Ausgaben dafür wurden von 1981 bis 1986 
versechsfacht. 

Eine Verbesserung der Verifikationsregelungen ist 
eine wichtige Aufgabe. Das war im Westen und auch 
hier im Bundestag einmal Konsens, und zwar genau so 
lange, wie sich der Warschauer Pakt gegen jedes Ve- 
rifikationsabkommen sperrte. Damals konnte man die 
fehlende Verifikation propagandistisch gegen den 
Osten ins Feld führen. Darum war es für die CDU im 
Jahre 1981 auch leicht, den Antrag einzubringen, der 
der Bundesregierung heute solchen Kummer macht: 
den Auftrag, sich bei der nächsten Gelegenheit für ein 
Verifikationsabkommen zur B-Waffen-Konvention 
stark zu machen. 

Die nächste Gelegenheit war die zweite Überprü- 
fungskonferenz zur B-Waffen-Konvention, die im 

September 1986 in Genf stattfand. Der damalige An- 
trag wurde im Bundestag einstimmJg von sämtlichen 
Fraktionen angenommen; das möchte ich noch einmal 
ausdrücklich betonen. Bekanntlich aber hat die Bun- 
desregierung auf der zweiten Überprüfungskonferenz 
genau das Gegenteil von dem getan, was hier einstim- 
mig gefordert wurde: Sie hat der Konferenz explizit 


das Mandat abgesprochen, über eine Verifikationsre- (C) 
gelung zu beraten. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das ist falsch!) 

Sie hat auch den Vorschlag, den dann ausgerechnet 
die Sowjetunion einbrachte, man solle doch mit den 
Arbeiten wenigstens beginnen, dazu im Frühjahr 
1987 ein erstes Arbeitstreffen abhalten und die Dinge 
dadurch in Gang bringen, in keiner Weise unterstützt, 
sondern im Gegenteil gemeinsam mit den anderen 
NATO-Ländern abgeblockt. 

(Dr. Feldmann [FDP]; Weil es damals kein 
Mandat dazu gab!) 

Jetzt, wo der Osten sie will, hat man plötzlich an der 
Verifikation kein Interesse mehr, und aus den Verei- 
nigten Staaten ist zu hören, man brauche eigentlich 
auch keine Verifikationsregelung im Bereich der B- 
Waffen-Forschung u. ä., weil der Vertrag sowieso 
nicht verifizierbar wäre. 

Die Bundesregierung hat versagt. Sie hat eine wich- 
tige Chance vertan. Schlimm wäre es, wenn sich das- 
selbe bei den laufenden C-Waffen-Verhandlungen 
wiederholen könnte oder würde, wenn nämlich in 
dem Moment, wo der Osten scharfen Verifikations- 
verfahren zustimmt, der Westen das Interesse verlöre 
und das Abkommen scheitern ließe. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vieles deutet im Moment genau darauf hin. 

Bezüglich der B-Waffen-Konvention müssen wir 
jetzt dafür streiten, daß sich dasselbe Trauerspiel auf 
der dritten Überprüfungskonferenz, die im Jahre 1991 (D) 

stattfindet, nicht wiederholt. Die Bundesregierung 
muß ihre Haltung ändern. 

Die zweite große Aufgabe besteht darin, dem wie- 
dererwachten Interesse mancher Militärs an den bio- 
logischen Waffen zu widerstehen. Die Entwicklung 
der Gentechnologie macht es möglich, mit relativ ge- 
ringem Aufwand große Mengen von Toxinen, also 
natürlich erzeugten Giftstoffen, zu gewinnen. Sie 
macht es zumindest grundsätzlich möglich, auch neue 
Krankheitserreger zurechtzuschneidern, deren Ver- 
halten eine militärische Nutzung erleichtert und ge- 
gen die die andere Seite, die politisch gegnerische 
Seite, keine Abwehrmittel hat, weil es eben neue Er- 
reger sind, die bisher in der Natur nicht vorkamen. 

Gegen dieses Interesse der Militärs hilft nur Öffent- 
lichkeit. Es darf keine Geheimhaltung beim soge- 
nannten B-Waffen-Schutz geben, am allerwenigsten 
bei gentechnologischen Vorhaben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es gibt keinen Grund, gentechnologische Vorhaben 
überhaupt aus Mitteln des Verteidigungsministeri- 
ums zu finanzieren. Diese Projekte werden aber derart 
finanziert, was bisher verschwiegen wurde. Entgegen 
den Antworten der Regierung, daß sämtliche Schutz- 
forschung nicht geheim wäre, ist sie dies. Alle Anga- 
ben, die wir bekommen haben, laufen unter Geheim 
und dürfen von uns nicht veröffentlicht werden. Sol- 
che Projekte müssen also, wenn sie überhaupt vertret- 
bar sind, in den zivilen Bereich und in der Öffentlich- 
keit bekannt und auch diskutierbar sein. 
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(A) Unbedingt Schluß sein muß mit der aberwitzigen 
Geheimniskrämerei, die darin gipfelt, daß die Bun- 
desregierung sogar die anderen Vertragsparteien der 
Konvention belügt. Das ist hier keine Unterstellung, 
sondern wir können das schriftlich nachweisen; ich 
möchte darauf ausdrücklich hinweisen. Es sind ge- 
genüber den Vertragspartnern falsche Angaben ge- 
machtworden. Es sind entgegen der schriftlichen Ver- 
einbarung, die festlegt, welche Angaben gemacht 
werden müssen für den Fall, daß solche Forschungen 
stattfinden, eben diese Angaben verschwiegen wor- 
den. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Lügen Sie auch?) 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Nicht-angeben ist ein Verschweigen, das in diesem 
Rahmen auch scharf kritisiert, zurückgewiesen und 
öffentlich gemacht werden muß. Die Bundesregie- 
rung behauptet gegenüber den anderen Vertragspar- 
teien, am Bernhard-Nocht-Institut für Tropenkrank- 
heiten in Hamburg, das eines der beiden Labors mit 
höchster Sicherheitsstufe hat, nämlich der L-3-Stufe, 
würde keine Militärforschung betrieben. Wir können 
auch hier nachweisen, daß mindestens ein Projekt des 
Verteidigungsministeriums gegenwärtig dort läuft. 
Die Bundesregierung hat die anderen Vertragspar- 
teien der Konvention belogen — traurig, aber wahr. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Schon wieder!) 

— Ja, schon wieder. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ob auch Sie lügen, 
habe ich gefragt!) 

- Nein, wir haben es Gott sei Dank nicht nötig, in 
diesem Bereich zu lügen, Herr Kollege. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: In diesem Bereich!) 

Noch etwas: Ich erwähnte die Versechsfachung der 
Ausgaben für den B-Waffen-Schutz in den USA. Sehr 
viel anders ist es auch bei uns leider nicht. Von 1978 
bis 1988 haben sich die Haushaltsansätze in diesem 
Bereich immerhin vervierfacht. 

Meine Damen und Herren, wo es keine B-Waffen 
mehr gibt, wo es vertraglich keine B-Waffen mehr 
geben darf, brauchen wir auch keinen Schutz und 
auch keine Schutzforschung dagegen. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, diesen gan- 
zen Tätigkeitsbereich der Bundeswehr stillzulegen 
und dann damit dazu beizutragen, daß B-Waffen end- 
lich zu Recht aufhören, ein Thema zu sein. Solange Sie 
dieser Forderung nicht nachkommen, werden wir 
nicht lockerlassen und uns weiteren Verschwiegen- 
heiten und Geheimforschungsvorhaben widerset- 
zen. 

Ich möchte hier noch einmal ausdrücklich sagen: 
Jeder Bereich, der diese Forschungen spezialisiert 
und weiter ermöglicht, gibt die Möglichkeit und er- 
höht die Gefahr, daß diese perversen Waffen irgend- 
wann eingesetzt werden; nur dadurch wird es mög- 
lich. 

Kommen Sie unserem Anliegen nach! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, ich habe (C) 
gehört, daß Sie der Bundesregierung unterstellt ha- 
ben, sie lüge. Es ist kein parlamentarischer Stil, in die- 
ser Weise zu argumentieren. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Ich habe es gesagt, das 
ist wahr! — Ronneburger [FDP]: Es ist auch 
kein parlamentarischer Stil, gegen den Präsi- 
denten zu reden!) 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Lummer. 

Lummer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! So bedauerlich leere 
Säle hier sind, so tragen sie doch gelegentlich wohl- 
tuend zur Versachlichung einer Debatte bei. Ich darf 
sagen, daß bis auf diese Entgleisungen mit den nicht 
nachweisbaren Lügen von uns doch Verständnis für 
die Ernsthaftigkeit der Diskussion aufgebracht wird, 
weil es sich um wirklich perverse Waffen handelt, 
Waffen, die möglicherweise nicht einmal im wesentli- 
chen die Soldaten treffen würden, sondern die Zivil- 
bevölkerung. Insofern leugnen wir nicht die Wichtig- 
keit eines solchen Themas, wiewohl auf der anderen 
Seite hinzuzufügen wäre: Neues ist heute nicht gesagt 
worden; alles das haben Sie in Pressekonferenzen 
oder hier auf dem Podium schon gesagt. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Nur, Sie müssen Stel- 
lung nehmen!) 

Insofern kann ich auch keine neuen Argumente hin- 
zufügen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ich weiß 
ja nicht, wie viele von Ihnen unsere Presse- 
konferenzen verfolgen!) 

Aber ich will sagen, daß wir die beiden Anträge, die 
von den Oppositionsfraktionen vorliegen, doch bereit 
sind ernsthaft zu diskutieren, d. h. wir bitten um Über- 
weisung in den Ausschuß, damit dies geschehen 
kann. 

Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik 
Deutschland hat im Hinblick gerade auf die Ächtung 
dieser biologischen Waffen eine Tradition, denn be- 
reits 1954, also lange Zeit vor dem Vertrag, haben wir 
von uns aus darauf verzichtet, solche Waffen zu pro- 
duzieren. 1983 trat die Bundesrepublik Deutschland 
dem Vertragswerk bei und verpflichtete sich damit, 
auf die Entwicklung, Herstellung und Lagerung sol- 
cher Waffen zu verzichten. Seither hat sich die Bun- 
desrepublik Deutschland, und zwar ganz gleich, wer 
hier regiert hat, sehr engagiert und auch mit großem 
Erfolg für die Einhaltung und Stärkung des Abkom- 
mens eingesetzt. Dies bezieht sich einmal auf eine 
umfassende Verifikationsregelung und zum zweiten 
auf einen verstärkten Informationsaustausch. 

Nun wird der Einwand erhoben, die Bundesregie- 
rung habe mit einem Parlamentsbeschluß zu tun, der 
ihr Kummer bereite, und die nächste Gelegenheit 
wäre ja die letzte Konferenz gewesen. Kollege Feld- 
mann hat den zutreffenden Zwischenruf gemacht: Es 
gab dort kein Mandat für die Verwirklichung von Ve- 
rifikationsmaßnahmen. — Aber die bundesdeutschen 
Vorstellungen und Vorschläge haben weitgehend 
Eingang in das Schlußdokument der Überprüfungs- 
konferenz vom September 1986 gefunden. Ich darf 
darauf verweisen, daß im einzelnen z. B. beschlossen 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Februar 1988 


4213 


Lummer 

(A) wurden: besondere Maßnahmen zur Verbesserung 
der Transparenz, zur Stärkung natürlich der Vertrags- 
treue, wie z. B. Informationsaustausch über For- 
schungseinrichtungen, Laboratorien mit besonders 
hohen Sicherheitsstandards, Unterrichtung bei Aus- 
bruch ungewöhnlicher Epidemien, Verbesserung des 
Austauschs relevanter Forschungsergebnisse und 
Verstärkung des Wissenschaftleraustauschs. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Beer? 

Lummer (CDU/CSU); Na ja, weil sie so schön ge- 
wartet hat. Bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Frau Beer. 

Frau Beer (GRÜNE): Das ist nett. 

Sie erwähnten eben, bezugnehmend auf die 
2. Überprüfungskonferenz, daß sie durchaus Erfolge 
erzielt hätte. Ich würde doch gerne einmal von Ihnen 
die Antwort auf eine Frage wissen. Sie kennen den 
einstimmigen Bundestagsbeschluß, daß man für Veri- 
fikationsmaßnahmen eintreten wird. Fakt ist, daß auf 
der 2. Überprüfungskonferenz definitiv keine Verifi- 
kationsmaßnahmen in diesem Sinne beschlossen wur- 
den. Wir haben die Bundesregierung in einer Anfrage 
gefragt, wie sie dies bewertet. Sie hat geantwortet, sie 
bewerte das Ergebnis der 2. Überprüfungskonferenz 
als gut, sie sei damit zufrieden. Dies widerspricht dem 
Auftrag, den die Bundesregierung dort zu vertreten 

(B) hat. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt müssen Sie aber ein 
Fragezeichen machen, Frau Kollegin Beer. 

Frau Beer (GRÜNE) : Ich möchte dazu eine Stellung- 
nahme von dem Kollegen haben. 

Lummer (CDU/CSU): Sehr verehrte Frau Kollegin, 
weil ich diese Frage vermutet habe, habe ich gewis- 
sermaßen das Ergebnis mit der Bemerkung vorweg- 
genommen, daß der Kollege Feldmann bei dieser Pas- 
sage Ihrer Rede den Zwischenruf gemacht hat, daß die 
Bundesregierung davon ausgeht, die damalige Konfe- 
renz hat kein Mandat dafür gehabt. Aber die Bundes- 
regierung bemüht sich doch gleichwohl darum, diese 
Verifikation zu erreichen, aber sie ist mit der letzten 
Konferenz dennoch zufrieden, weil sie einige andere 
Dinge erreicht hat, und die war ich gerade dabei auf- 
zuzählen. 

Das erste hatte ich schon gesagt. Zweitens. Exper- 
tentreffen über die Implementierung dieser Maß- 
nahme, drittens eine Intensivierung der Förderung 
und verstärkter Austausch im Bereich ziviler biologi- 
scher Forschung, viertens Beauftragung der nächsten, 
bis 1991 durchzuführenden Überprüfungskonferenz, 
sich spezifisch mit den Fragen einer Verifikation des 
B-Waffen-Übereinkommens zu befassen. 

Meine Damen und Herren, das halte ich mit der 
Bundesregierung für einen Erfolg, wenn auchr nicht 
für den, den wir uns alle wünschen; gleichwohl ist es 
ein Erfolg. Dafür sollten wir auch dankbar sein. 


Auf den Expertentreffen der zweiten Überprüfungs- (C) 
konferenz im Frühjahr des vergangenen Jahres wur- 
den schließlich dem Mandat der Konferenz entspre- 
chend die Modalitäten für einen Informationsaus- 
tausch vereinbart. Die Bundesrepublik ist ihren damit 
eingegangenen Informations- und Meldepflichten in 
vollem Umfang nachgekommen. Sie bestreiten das. 

Ich sage: Sie hat es getan. Man kann es im einzelnen 
auch darlegen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Nachweise!) 

Darüber hinaus — auch das ist ein nennenswertes 
Beispiel, finde ich — kündigte die Bundesrepubhk als 
einzige der 15 meldenden Nationen die Durchführung 
eines Symposiums auf dem Gebiet des B-Schutzes, 
und zwar in der wehrwissenschaftlichen Dienststelle 
in Munster, für das Frühjahr 1988 an, das Teilnehmern 
aus allen Vertragsstaaten offensteht. Sie können vor 
Ort diskutieren. 

Eine nächste Meldung soll bis zum 15. April dieses 
Jahres in erweiterter Form erfolgen. 

Das alles, denke ich, sind Maßnahmen, die die Ver- 
trauensbildung zwischen den Vertragspartnern för- 
dern und verstärken. Darauf kommt es an, solange die 
weitergehende Aufgabe der Verifikation nicht gelöst 
ist. Das ist aber das, was jetzt als gemeinsame Auf- 
gabe vor uns liegt. Das müssen wir in den Griff be- 
kommen. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Da muß die Bun- 
desregierung was tun!) 

Ich meine nicht, daß es richtig ist zu sagen: Die Bun- 
desregierung muß ihre Haltung ändern, Frau Kolle- 
gin. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Doch!) 

Aber nichtsdestoweniger wollen wir gemeinsam die 
Bundesregierung auf Trab halten. Das finde ich ganz 
vernünftig. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Auf Trab bringen! 

Dann können wir sie halten!) 

Denn in die richtige Richtung geht es schon voran. 

Auf der nächsten Überprüfungskonferenz werden 
also Verifikationsmaßnahmen behandelt werden. 
Hierbei könnte — zumindest teilweise — auf die Vor- 
stellungen zurückgegriffen werden, wie sie bei den 
Genfer Verhandlungen über ein Verbot chemischer 
Waffen erörtert werden. Darüber hinaus muß aller- 
dings ein Kontrollinstrumentarium entwickelt wer- 
den, das der Tatsache der Gefährlichkeit bereits 
kleinster Quantitäten der Krankheitserreger und To- 
xine Rechnung trägt. 

Im übrigen gilt auch im Bereich der B-Waffen, daß 
umfangreiche Vor-Ort-Inspektionen Voraussetzung 
für eine funktionierende Verifikation sind. Die Bun- 
desregierung ist bereit, im Rahmen einer ergänzen- 
den Vereinbarung zum B-Waffen-Übereinkommen 
solche Inspektionen zuzulassen. Das finden wir gut. 
Grundsätzlich sind jegliche Maßnahmen, die zu grö- 
ßerer Transparenz und Offenheit in diesem Bereich 
führen und damit vertrauensbildend wirken, zu unter- 
stützen. 

Meine Damen und Herren, ich will in aller Deutlich- 
keit feststellen, weil immer Zweifel aufkommen, auch 



4214 


Deutscher Bundestag — 1 1. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Februar 1988 


Lummer 

(A) bezogen auf die Bündnispartner: Es gibt in der Bun- 
desrepublik Deutschland keine Forschung, Entwick- 
lung und Erprobung von biologischen Waffen, und es 
wird sie auch nicht geben. Es gibt allerdings — ver- 
tragskonform — eine ausdrücklich zugelassene For- 
schung zur Erkennung von Krankheitserregern, zum 
Schutz der Soldaten und zur Vorbeugung, Diagnose 
und Behandlung von Krankheiten. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Nun defi- 
nieren Sie einmal den Unterschied!) 

— Ich weiß, wie schwierig die Definitionsprobleme 
sind, Herr Kollege. Hier gibt es gar keinen Zweifel. 
Aber eine derartige Forschung ist erforderlich, so- 
lange es keine lückenlose und wasserdichte Verifika- 
tion gibt. Sie stellen das auf den Kopf. Sie sagen, die 
Bundesregierung soll gar nicht mehr forschen, so nach 
dem Motto: Der Vertrag verbietet das, also kann es 
nicht sein, nach Morgenstern „Da nicht sein kann, was 
nicht sein darf" . Ich aber sage: Vertrauen ist gut, Kon- 
trolle ist besser. Ich sage: Erst dann, wenn es zu einer 
soliden Verifikation kommt, ist auch der Zeitpunkt 
gekommen, über die Notwendigkeit der Forschung 
überhaupt zu entscheiden, darüber, ob man darauf 
verzichten kann. Ich meine, das ist dann eine ernst- 
hafte Fragestellung, aber nicht bevor die Verifika- 
tionsfrage angemessen gelöst worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Lippelt? 

Lummer (CDU/CSU): Bitte schön. 

(B) 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Kollege, Sie 
haben eben zu Recht die Schwierigkeit der Definition 
genannt, und Sie haben sich vorhin darauf bezogen, 
daß Sie kennen, was wir dazu verlautbart haben. Ist 
Ihnen aufgefallen, daß wir immer nur von potentieller 
B-Waffen-Forschung gesprochen haben, und würden 
Sie mir unter diesem Aspekt zugeben, daß es genau 
das Problem der Schutzforschung ist, daß dabei neue 
Varietäten erforscht werden, die jederzeit — jeder- 
zeit — aus dem Kühlschrank heraus in B-Waffen um- 
gesetzt werden können? Auf dieses Messers Schneide 
wandeln wir. 

Lummer (CDU/CSU): Ich weiß natürlich, Herr Kol- 
lege, wie Sie, wo das Problem liegt, daß man das, was 
man bekämpfen will, genau kennen muß und dabei 
möglicherweise auch Ergebnisse anfallen, die man, 
wenn man böse genug ist, auch in anderer Weise zu 
verwenden vermag. 

Deshalb bleibe ich dabei: Wir müssen zur Verifika- 
tion kommen, damit möglicherweise auch auf diese 
Art von Forschung wird verzichtet werden können. 
Aber der Zeitpunkt ist nach meinem Dafürhalten noch 
nicht gekommen. Insofern wäre es, finde ich, verant- 
wortungslos, wenn wir jetzt bereits diesen Schritt gin- 
gen. Aber wir werden im Ausschuß, wie gesagt, über 
die Anträge diskutieren. 

Meine Damen und Herren, was wir in diesem Be- 
reich brauchen, ist keine Debatte um Projekte, die 
nach dem Vertrag erlaubt sind, sondern was wir brau- 
chen und wofür sich diese Bundesregierung und die 
Koalition seit langem einsetzen, sind eine lückenlose 


Verifikation, größtmögliche Transparenz und unein- (C) 
geschränkte Kooperationsbereitschaft aller beteilig- 
ten Vertragspartner. Wir sind dazu bereit, diesen Weg 
zu gehen. Und ich denke, wir sollten in gemeinsam 
gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Frau Ab- 
geordnete Fuchs (Verl). 

Frau Fuchs (Verl) (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol- 
legen und Kolleginnen! Schon 1981 hat der Deutsche 
Bundestag auf Antrag der CDU/CSU, wie wir hörten, 
von der Bundesregierung verlangt, für eine wirksame 
Verifizierung des B-Waffen-Verbotes zu sorgen. Wir 
müssen nach der Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage und nach dem Vergleich dieser 
Antwort mit dem Schlußdokument der 2. Überprü- 
fungskonferenz und dem Statement von Botschafter 
Stülpnagel während der Konferenz feststellen, daß die 
Bundesregierung dabei nicht nur keinen Erfolg hatte, 
sondern selbst an der Verhinderung von Verifika- 
tionsregeln mitgewirkt hat. 

Das macht uns sehr betroffen, nicht nur weil dieses 
eine Mißachtung des Parlamentes ist, sondern weil die 
Problematik der B-Waffen und der Kontrolle ihres 
Verbotes heute noch größer ist als 1981. 

Nach wie vor ist das Fehlen jeder Verifikationsrege- 
lung das Hauptproblem der B-Waffen-Konvention. 
Schon in der Debatte am 18. Juni 1980 hatte der Abge- 
ordnete Mertes in diesem Zusammenhang betont: 

Im Bereich der Abrüstung gilt wirklich einmal (D) 
Lenins Wort: Vertrauen ist gut, Kontrolle ist bes- 
ser. Ich möchte hinzufügen: Kontrolle schafft Ver- 
trauen. 

Und in der Tat: Solange es keine Kontrolle gibt, 
können Vorwürfe auf Vertragsverletzung nicht über- 
prüft werden, sondern bleiben unüberprüfbar im 
Raume stehen. Und genau das ist in den vergangenen 
Jahren geschehen. 

Die USA beschuldigten die Sowjetunion 1979 bei 
dem Ausbruch von Milzbrand in Swerdlowsk und 
dem sogenannten „gelben Regen" in Südostasien, 
die B-Waffen-Konvention gebrochen zu haben. Be- 
wiesen werden konnten diese Vorwürfe nie. In der 
amerikanischen Scientific Community gelten sie als 
unbelegt, unwahrscheinlich oder definitiv widerlegt. 
Aber sie haben ein Klima des Mißtrauens geschaffen 
und, fürchte ich, eine geeignete Kulisse für ein erheb- 
liches Anwachsen der amerikanischen B-Waffen-For- 
schung. Hier helfen nur umfassende Verifizierungsre- 
gelungen und ein Ausbau vertrauensbildender und 
kooperativer Maßnahmen. 

In punkto Vertrauensbildung und Konsultationsme- 
chanismen waren die Ergebnisse der 2. Überprü- 
fungskonferenz 1986 ein Fortschritt. Was dort wie- 
derum nicht gelöst wurde, ist das Hauptproblem der 
Verifikation. 

Interessant in diesem Zusammenhang ist, daß bis zu 
dieser Konferenz Verifikationsregelungen immer an 
der Sowjetunion und anderen Warschauer-Vertrags- 
ländern scheiterten. Auf dieser Konferenz nun ver- 
kehrten sich die Fronten. Auf einmal war es die So- 
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Frau Fuchs (Verl) 

(A) wjetunion, die mit Schweden, Pakistan und anderen 
Verifikation forderte, und es war der Westen, der ab- 
lehnte, darüber zu sprechen. Begründung: Dafür habe 
die Konferenz kein Mandat. 

Dieser Vorgang ist um so bemerkenswerter, als er 
zur Zeit eine Parallele bei den C-Waffen-Verhandlun- 
gen findet. Hier wie dort kann der Eindruck aufkom- 
men, daß der Westen nur so lange an einer Verifizie- 
rung interessiert ist, wie er davon ausgehen kann, daß 
der Osten sie ablehnen werde. Dieser Eindruck wäre 
verheerend. Und hier ist die Bundesregierung gefor- 
dert, Klarheit zu schaffen. 

Wie konnte sich der deutsche Botschafter im Namen 
der Bundesregierung der westlichen Erklärung an- 
schließen, es habe kein Verifizierungsmandat gege- 
ben, wenn erstens die Abschlußerklärung der 1. Über- 
prüfungskonferenz sagt, daß die Frage der Verifizie- 
rung zu gegebener Zeit weiter verhandelt werden 
sollte, zweitens der Deutsche Bundestag 1981 aus- 
drücklich forderte, daß dies spätestens gelegentlich 
der 2. Revisionskonferenz zu geschehen habe, und 
drittens infolgedessen alle Parteien davon ausgingen, 
daß sich die Bundesregierung, dem Beschluß folgend, 
für ein Mandat zur Verifizierung eingesetzt hatte und 
dieses gegeben war? Hier gibt es Klärungsbedarf. Ich 
hoffe, daß die Bundesregierung dem nachkommen 
wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das ist vor allem deswegen notwendig, weil wir sonst 
1991 womöglich vor einer ähnlichen Situation stehen 
werden, denn jetzt sagt die Bundesregierung: Das 
Schlußdokument der 2. Überprüfungskonferenz be- 
auftragt die dritte, Verifizierungsmaßnahmen zu be- 
handeln. Bei genauer Durchsicht des Dokuments lese 
ich, die 3. Überprüfungskonferenz solle prüfen, ob 
weitere verbindliche Verbesserungen — sprich: Veri- 
fikationsregeln — notwendig sind. Es steht dort also 
nicht, daß die dritte Konferenz beauftragt ist, Verifika- 
tionsregeln zu erarbeiten, 

(Jungmann [SPD]: Hört! Hört!) 

sondern dort steht, es sei nur zu prüfen, ob sie notwen- 
dig sind. 

Meine lieben Kollegen und Kolleginnen, um uns 
nach der 3. Überprüfungskonferenz eine Debatte wie 
die heutige zu ersparen, fordern wir die Bundesregie- 
rung in unserem Antrag auf, sich auf jeder Ebene 
dafür einzusetzen, daß die 3, Überprüfungskonferenz 
ein klares Mandat für die Ausarbeitung von Verifizie- 
rungsregelungen und deren Einführung in die Kon- 
vention bekommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir meinen — da stimmen wir Herrn Lummer zu; Sie 
sagten das soeben, glaube ich, auch — , daß das Verifi- 
kationsregime einer kommenden C-Waffen-Konven- 
tion — die Kontrollmechanismen genauso wie die in- 
stitutionellen Regelungen — für die Verifikation der 
B-Waffen-Konvention genutzt werden kann. Auf je- 
den Fall werden Verdachtsinspektionen vor Ort mit 
sehr kurzer Anmeldezeit notwendig sein. 

Ich gehe davon aus, daß wir uns hier über das Ziel 
von Verifikationsregelungen im Zusammenhang mit 
der B-Waffen-Konvention nach wie vor einig sind. 


Wenn das so ist, dann muß die Bundesregierung in (C) 
den nächsten zwei Jahren aber wirklich handeln, um 
ein eindeutiges Mandat zur Verifikation für die dritte 
Konferenz sicherzustellen. 

Als das B-Waffen-Verbot beschlossen wurde, war 
der Einsatz biologischer Waffen wenig wahrschein- 
lich, weil die jeweils eigene Bevölkerung und die ei- 
genen Truppen ebenso betroffen worden wären wie 
die gegnerischen. Heute dagegen wird ernsthaft über 
den Einsatz biologischer Waffen nachgedacht. In 
dem Bericht der von Präsident Reagan eingesetzten 
Chemical Warfare Review Commission von Juni 1985 
heißt es z. B.: „Die rapiden Fortschritte in der Gen- 
technologie bieten die vorhersehbare Wahrschein- 
lichkeit, neue Kampfstoffe zu entwickeln, für die 
keine Impfstoffe oder Gegenmittel bekannt oder ver- 
fügbar sind." Und es heißt weiter: „Toxine sind von 
besonderem Interesse, weil sie so entwickelt werden 
können, daß sie hunderte Male tödlicher sind als die 
Kampfstoffe in vorhandener Munition. " — Das heißt 
im Klartext: Die Fortschritte der Gentechnologie ge- 
fährden die Wirksamkeit des B-Waffen-Verbots. 

Obwohl der Deutsche Bundestag, wie ich hoffe, ein- 
mütig am Verbot der B-Waffen festhalten will, hat die 
Bundesregierung dieser neuen Sachlage in keiner 
Weise Rechnung getragen. Nach der B-Waffen-Kon- 
vention ist, wie wir wissen, zwar die Entwicklung, 
Herstellung und Lagerung von bakteriologischen und 
Toxinwaffen verboten, nicht hingegen die Forschung 
auf diesem Gebiet. Ausdrücklich erlaubt ist die Pro- 
duktion biologischer Agenzien und von Toxinen für 
„Vorbeugungs-, Schutz- und sonstige friedliche 
Zwecke " . pj 

Angesichts der heutigen Methoden der Gentechno- 
logie wird diese sogenannte Schutzforschung in dop- 
pelter Hinsicht zum Problem. Erstens. Um Schutzfor- 
schung überhaupt betreiben zu können, müssen über 
die natürlich vorhandenen Erreger und Gifte hinaus 
bisher nicht vorhandene Erreger und Gifte erst völlig 
neu geschaffen werden. Zweitens ist, wie der ameri- 
kanische Autor Jonathan Tucker schreibt, „die Fähig- 
keit, die eigenen Truppen und die eigene Bevölke- 
rung durch Impfung zu schützen, die Voraussetzung 
für den offensiven Gebrauch dieser Waffen". Das 
heißt: Schutzforschung und Forschung zu offensiven 
Zwecken sind nicht mehr zu trennen. Wer Schutzfor- 
schung betreibt, muß Substanzen produzieren, die 
auch offensiv nutzbar sind, und genau dies ist der 
Nährboden für gegenseitiges Mißtrauen und für einen 
neuen Rüstungswettlauf auf diesem Gebiet. 

Solange die Wissenschaft die aktuelle Möglichkeit 
zur Entwicklung biologischer Kampfmittel mit Hilfe 
der Gentechnik noch nicht hat, aber diese auf die 
Dauer nicht ausschließen kann, hat die Politik eine 
Chance, rechtzeitig in diesen Prozeß einzugreifen und 
die verhängnisvolle Entwicklung dieser verheeren- 
den Waffen zu verhindern. Statt dessen spielt die Bun- 
desregierung auf Zeit — ich frage mich: Wie lange 
noch? — , bis man, wie so oft, der wissenschaftlichen 
und technischen Entwicklung hinterherhinkt und mit 
politischen Mitteln die Geister, die gerufen wurden, 
nicht mehr los wird? 

(Zustimmung bei der SPD und den 
GRÜNEN) 
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Frau Fuchs (Verl) 

(A) Hier muß die Frage beantwortet werden, ob die soge- 
nannte Schutzforschung überhaupt noch legitim ist, 
wenn defensive und offensive Zwecke derart eng Zu- 
sammenhängen. 

(Zustimmung bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Auch darauf geht die Bundesregierung in ihrer Ant- 
wort nicht ein. Warum nicht? Weil es in der Bundes- 
republik entsprechende Forschung gibt? Es muß doch 
völhg klar sein — und klargemacht werden — , daß 
gentechnische Forschungen aus Mitteln des Verteidi- 
gungshaushaltes oder gar in Einrichtungen der Bun- 
deswehr nicht in Frage kommen dürfen. 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

Die Bundesregierung muß auch endlich dem Vor- 
schlag der Enquete-Kommission Gentechnologie fol- 
gen — ich fordere dazu noch einmal ausdrücklich 
auf — , sofort alle Forschungen der Bundeswehr in 
diesem Bereich offenzulegen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Langfristig werden nur eine weitreichende Internatio- 
nalisierung dieses hochsensiblen Forschungsberei- 
ches und die Verpflichtung zur lückenlosen Offenle- 
gung aller Forschungen den Mißbrauch der Biologie 
für kriegerische Zwecke verhindern können. 

Die 2. Überprüfungskonferenz hat also einige Fort- 
schritte gebracht. Insgesamt aber macht die Antwort 
der Bundesregierung auf die Große Anfrage klar, daß 
sie vor den neuen Entwicklungen die Augen ver- 
schließt, sie verdrängt und eindeutig mitverantwort- 
lich dafür ist, daß diesen erschreckenden Entwicklun- 

(B) gen nicht rechtzeitig entgegengewirkt wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Frau Beer [GRÜNE]: Und ein Jahr zur Beant- 
wortung der Großen Anfrage gebraucht 
hat!) 

Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Kollegin Fuchs, bei der Kompliziert- 
heit dieses Themas wird Ihnen niemand garantieren 
können, daß wir es nicht noch einmal im Deutschen 
Bundestag behandeln werden. Auch ich hatte bereits 
einmal Gelegenheit, in diesem Haus zu biologischen 
Waffen zu sprechen. Damals, im Dezember 1982, ha- 
ben wir nach einer ausführlichen Debatte einstimmig 
die Ratifizierung des Abkommens über das umfas- 
sende und weltweite Verbot der B-Waffen beschlos- 
sen. 

Die Ratifizierung des Abkommens war nie strittig, 
weil die Bundesrepublik bereits 1954 als erster Staat 
einseitig ihren Verzicht auf Herstellung, Besitz und 
Verfügung atomarer, chemischer und biologischer 
Waffen erklärt und die B-Waffen-Konvention bereits 
1972 unmittelbar nach ihrem Zustandekommen ge- 
zeichnet hatte. Schon in der damaligen Debatte stand 
das von uns angestrebte Abkommen über ein welt- 
weites und angemessen verifizierbares Verbot von 
C-Waffen im Vordergrund. 

(Beifall bei der FDP) 


Heute sind wir einen Schritt weiter. Die Sowjet- (C) 
Union hat sich in der besonders wichtigen Überprü- 
fungsfrage in wesentlichen Punkten auf die Position 
des Westens eingelassen. Daß wir bei C-Waffen trotz- 
dem noch nicht zu einem Erfolg gekommen sind, hegt 
an schwierigen Details und auch an westhcher Unei- 
nigkeit in dieser Frage. Für die FDP hat ein weltweites 
C-Waffen-Verbot höchste Priorität. 

(Beifall bei der FDP) 

C- und B-Waffen haben miteinander gemein, daß 
sie keine Gegenstände und kein Material zerstören, 
sondern „nur" — ich setze das Wort „nur" in Anfüh- 
rungszeichen — menschliches Leben vernichten. 
Bundesaußenminister Genscher hat hierfür den zu- 
treffenden Begriff Menschenvernichtungswaffen ge- 
prägt. 

Sicherheitspolitisch erscheinen diese beiden Waf- 
fenkategorien so unheimlich, weil sie sich so leicht 
heimlich herstellen lassen. Wenn schon bei C-Waffen 
wirklich zuverlässige Kontrollen kaum möglich sind, 
dann ist bei B-Waffen eine hundertprozentige Über- 
prüfung absolut unmöglich. Das ist bedauerlich, aber 
es ist eine Tatsache. 

Das und die damalige Einschätzung, daß B-Waffen 
militärisch kaum einsetzbar seien, waren die Gründe, 

C- und B-Waffen-Verhandlungen voneinander zu 
trennen. Deswegen konnte auch bereits 1972 das 
B-Waffen-Übereinkommen zustande kommen, aller- 
dings ohne jede echte Verifikationsbestimmung. Der 
Deutsche Bundestag hat aber bereits in seiner Ratifi- 
kationsdebatte 1982 den neuen Gefahren Rechnung 
getragen, B-Waffen könnten eines Tages militärisch p) 
eingesetzt werden. Es ist richtig, Frau Kollegin: Der 
Verdacht sowjetischer B-Waffen-Produktion stand 
damals im Raum. 

Der Bundestag hat die Bundesregierung damals 
einstimmig aufgefordert, sich im Rahmen der Über- 
prüfungskonferenzen für eine Nachbesserung in der 
Verifikationsfrage einzusetzen. Es besteht kein Anlaß 
zum Tadel der Bundesregierung. Im Gegenteil: Die 
Bundesregierung ist diesem Auftrag des Parlaments 
in vorbildlicher Weise gefolgt. Ich sage das vor allem 
im Hinblick auf die Angriffe der Kollegin der GRÜ- 
NEN mit Nachdruck. Sie ist leider nicht mehr da. 
Kaum hat sie ihren Beitrag abgeliefert, verläßt sie den 
Raum. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ein menschliches Be- 
dürfnis! Mein Gott!) 

— Jetzt kommt sie wieder herein. Ich begrüße sie aus- 
drücklich. 

Die Bundesregierung hat sich auf der zweiten Über- 
prüfungskonferenz mit Nachdruck für Maßnahmen 
zur Verbesserung im Informationsaustausch einge- 
setzt. Sie hat beim Expertentreffen im Frühjahr 1987 
über die Implementierung dieser Maßnahmen eine 
hervorragende Rolle gespielt. 

Bei der Lösung der schwerwiegenden Probleme, die 
im Zusammenhang mit dem B-Waffen-Abkommen 
immer wieder neu aufgeworfen werden, nimmt die 
Bundesrepublik wie bereits bei den C-Waffen-Ver- 
handlungen eine besonders konstruktive Rolle ein. 

Ich wiederhole, was der Kollege Lummer bereits ge- 
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Dr. Feldmann 

(A) sagt hat: Sie hat für 1988 zu einem Symposion nach 
Munster, der ABC-Schutzstelle, eingeladen. Auch 
dies ist eine vertrauensbildende Maßnahme, die wir 
sehr begrüßen. Auch die FDP ist der Meinung, daß bei 
der spätestens 1991 stattfindenden dritten Überprü- 
fungskonferenz die Verifikationsfrage ein Schwer- 
punktthema sein muß. 


Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Lippelt (Hannover)? 


Dr. Feldmann (FDP): Nein. 

Bei der zweiten Überprüfungskonferenz — Herr 
Lippelt, ich habe das vorhin bereits eingeworfen — 
hatte die Bundesregierung dazu kein Mandat erteilt. 
Wenn das angestrebte C-Waffen-Abkommen steht, 
können von ihm möglicherweise wichtige Hinweise 
für die Verifikation auch im B-Waffen-Bereich abge- 
leitet werden. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ich hätte 

Sie nur um Klärung eines Widerspruchs ge- 
beten!) 

Natürlich kann die B-Waffen-Produktion so lange 
nicht ruhen. Die rasante und, wie ich Ihnen zugebe, 
wenig transparente Entwicklung gibt immer wieder 
Stoff für Befürchtungen und Verdächtigungen. Da 
kann ich Ihnen nicht widersprechen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Lippelt 
[Hannover] [GRÜNE]) 

Diese Befürchtungen und Verdächtigungen schwä- 
chen — und seien sie noch so unbegründet — ein 
Grundelement der Friedenssicherung zwischen Ost 
und West, nämlich den in den letzten Jahren so stark 
geförderten Prozeß der Vertrauensbildung. Meine 
Damen und Herren, ohne Vertrauensbildung gibt es 
keine Sicherheit. 

(Zustimmung des Abg. Cronenberg 
[Arnsberg] [FDP]) 

Deshalb muß es im Interesse aller liegen, dem je- 
weils anderen jeden Anlaß zum Mißtrauen zu neh- 
men, vielmehr Vertrauensbildung zu fördern, auch im 
B-Waffen-Bereich. Vertrauensbildung kann nicht 
besser gefördert werden als durch Transparenz. Herr 
Kollege Lummer, da stimme ich Ihnen voll zu. 

Dazu gehört nicht nur die umfassende und lücken- 
lose Information des Parlaments; dies ist eine Selbst- 
verständlichkeit. Gerade weil wir nichts zu verbergen 
haben, kann Transparenz auch gegenüber der ande- 
ren Seite ein wichtiges Element der Vertrauensbil- 
dung sein. 

Vor diesem Hintergrund, Frau Kollegin Fuchs, muß 
allerdings die Frage erlaubt sein, die auch Sie gestellt 
haben, ob nicht die erlaubte Defensiv- oder Schutzfor- 
schung ein Hindernis für das noch anzustrebende 
Verifikationsregime ist, denn Defensivforschung 
kann leicht als Offensivforschung mißverstanden wer- 
den. Allein diese Möglichkeit schürt Mißtrauen. 

Defensivforschung ist außerdem spekulativ, denn 
sie beruht nur auf der Annahme, daß der Gegner über 
bestimmte Substanzen verfügt. Ob auf Grund dieser 


spekulativen Annahme die richtigen Gegenmittel (C) 
produziert werden, bleibt fraglich. 

Ich möchte noch einen letzten Punkt erwähnen. 
Schon die C-Waffen-Problematik hat gezeigt, daß 
Schutz gegen diese besonders heimtückischen Waf- 
fen nur für einen beschränkten Personenkreis, näm- 
lich die Soldaten, möglich ist. Das Mandat unserer 
Sicherheitspolitik ist aber der Schutz der gesamten 
Bevölkerung. 

Wenn es zu trifft, daß die Defensivforschung die 
Verifikation erschwert und ein Nährboden für wech- 
selseitige Befürchtungen und Verdächtigungen ist, 
dann muß die Frage nach dem Sinn der Defensiv- oder 
Schutzforschung erlaubt sein. Darüber sollten wir uns 
im Ausschuß noch einmal eingehend unterhalten. Es 
wäre schön, wenn wir darüber Einigkeit erzielen 
könnten. 

Ich beantrage daher die Überweisung an die zu- 
ständigen Ausschüsse, nämlich an den Auswärtigen 
Ausschuß und den Verteidigungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Staats- 
minister im Auswärtigen Amt, Herr Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Haltung der 
Bundesregierung zum Verbot von biologischen und 
Toxinwaffen ist eindeutig und in diesem Hause wie- 
derholt dargelegt worden. Daran ändern auch Ver- ^ ^ 
dächtigungen und Unterstellungen nichts, wie sie 
eben wieder zum Ausdruck gekommen sind. Ich ver- 
weise auf die Redebeiträge meines Amtsvorgängers 
im Dezember 1982 und Dezember 1986 sowie die Be- 
antwortung einer ganzen Reihe Kleiner und Großer 
Anfragen der jüngsten Zeit zu diesem Thema. 

Das Übereinkommen über das Verbot der Entwick- 
lung, Herstellung und Lagerung bakteriologischer 
Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernich- 
tung solcher Waffen ist von der Bundesrepublik zu- 
sammen mit über 100 anderen Staaten am 10. April 
1972 unterzeichnet worden. Das Abkommen ist nach 
der Ratifizierung durch den Deutschen Bundestag am 
21. Februar 1983 in der Bundesrepublik Deutschland 
verbindliches Recht geworden. 

Bereits 1954, d. h. 18 Jahre vor Unterzeichnung des 
B-Waffen-Verbotsabkommens, hatte die damalige 
Bundesregierung im Protokoll zur Veränderung und 
Ergänzung des Brüsseler Vertrages auf die Herstel- 
lung atomarer, biologischer und chemischer Waffen 
verzichtet und sich außerdem zu internationalen Kon- 
trollen bereit erklärt. Durch das Gesetz über die Kon- 
trolle von Kriegswaffen aus dem Jahre 1961 werden 
Zuwiderhandlungen mit Strafe bedroht. 

Vom 8. bis 26. September fand in Genf die zweite 
Überprüfungskonferenz zum B-Waffen-Verbotsab- 
kommen statt. Die Bundesrepublik Deutschland war 
erstmalig als Teilnehmerstaat vertreten, nachdem sie 
an der ersten Überprüfungskonferenz im Jahre 1980 
nur als Beobachter teilnehmen konnte und insoweit 
überhaupt keinen Einfluß auf die Gestaltung der 
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Staatsminister Schäfer 

(A) zweiten Konferenz hatte. Die Bundesregierung hat 
aktiv zu den im Schlußdokument der zweiten Über- 
prüfungskonferenz getroffenen Vereinbarungen 
— ich bekräftige das, was Kollege Feldmann vorhin 
gesagt hat — , insbesondere hinsichtlich der Frage der 
Verifikation und der Vertrauensbildung, beigetra- 
gen. 

Im übrigen, Frau Kollegin Fuchs, so einfach, wie Sie 
es sich offensichtlich vorstellen, daß eine internatio- 
nale Konferenz mit über 100 Teilnehmern sofort bereit 
wäre, einem Beschluß des Deutschen Bundestages zu 
folgen, ist es nicht. Da fehlt Ihnen vielleicht etwas 
Konferenzerfahrung. 

(Zurufe von der SPD) 

— Entschuldigen Sie bitte, das haben Sie unterstellt. 
Sie haben gesagt: Wir beschließen das wieder, und 
dann müssen Sie das durchsetzen. Dazu ist Konsens 
notwendig. Wenn Sie einmal die Konferenzprotokolle 
durchsehen, werden Sie feststellen, daß es nicht an 
uns liegt. Das ist nicht zutreffend. 

(Jungmann [SPD]; Sie haben nicht einmal 
versucht, das durchzusetzen!) 

— Entschuldigen Sie bitte, ich weise noch einmal dar- 
auf hin, daß das schlicht und einfach eine Unterstel- 
lung ist. Der Konsens, jetzt schon Verifikationsmaß- 
nahmen zu beschließen, ist überhaupt nicht herzustel- 
len gewesen. Wenn Sie sich die Gründe dafür anse- 
hen, stellen Sie fest, daß es nicht die Bundesrepublik 
ist, die dafür verantwortlich ist. 

(Abg. Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE] mel- 
det sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatsminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Auf 
der zweiten Überprüfungskonferenz bestand bei den 
Teilnehmerstaaten Einvernehmen, daß die ungenü- 
genden Verifikationsbestimmungen ein Schwach- 
punkt des B-Waffen-Verbotsabkommens sind. Da gibt 
es überhaupt keinen Zweifel. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatsminister! 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Nein. 
— Mangels eines Verifikationsinstrumentariums war 
es z. B. auch nicht möglich, Vorwürfe zu klären, die 
Sowjetunion habe wiederholt gegen das Abkommen 
verstoßen. Den Bemühungen zur Schaffung von recht- 
lich verbindlichen vertragsergänzenden Verifika- 
tionsmaßnahmen waren allerdings von vornherein 
Grenzen gesetzt, da eine Änderung der Vertragsbe- 
stimmungen eben nicht unter das Mandat der zweiten 
Überprüfungskonferenz fiel. Es konnte aber — und 
jetzt muß ich das noch einmal unterstreichen, Frau 
Kollegin Fuchs — nicht zuletzt auf Drängen unserer 
Delegation erreicht werden, daß das Schlußdokument 
der zweiten Überprüfungskonferenz grundsätzlich 
die Bedeutung der Verifikationsproblematik aner- 
kannte. Auch Kollege Bötsch weiß das, daß die dritte 
Überprüfungskonferenz, die spätestens 1991 stattfin- 
den muß 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sicher weiß ich 
das!) 


— bitte schön, ich wollte mir nur noch einmal Ihre (C) 
Unterstützung sichern — , in dem Schlußdokument 
beauftragt wird, die Aufnahme von geeigneten ver- 
tragsergänzenden Maßnahmen zu erörtern und dabei 
die Ergebnisse der Verhandlungen über ein CW-Ab- 
kommen, also ein Verbotsabkommen betreffend che- 
mische Waffen, zu berücksichtigen. Wir sind in Genf 
dabei, entsprechende Verifizierungsmaßnahmen zu 
treffen. Sie haben völlig recht, wir bemühen uns sehr 
kräftig, daß niemand hinter das zurückgeht, was 
schon erreicht worden ist. 

Die Teilnehmerstaaten waren sich dabei bewußt, 
daß eine lückenlose Verifikation im B-Waffen-Bereich 
noch schwieriger sein wird als bei C-Waffen. Gering- 
fügigste Mengen, theoretisch sogar ein einzelner nur 
im Mikroskop erkennbarer Keim, können relevant 
sein. Im Gegensatz zu den chemischen Substanzen 
sind keine Keime oder Toxine bekannt, die aus- 
schließlich als Kampfstoffe verwendet werden kön- 
nen. Das heißt, sämtliche in Frage kommenden Sub- 
stanzen sind bivalent, sind also sowohl kampfmäßig 
als auch nicht kampfmäßig einsetzbar. Insofern, Herr 
Kollege Lippelt, ist es sehr schwer, eine völlig ausrei- 
chende Verifikation zustande zu bringen. Auch Ihr 
Sachverstand ist in dieser Frage wie immer gefragt. 

Die Konferenz konzentrierte sich auf Maßnahmen 
zur Stärkung der Transparenz der Vertragstreue, die 
mit sofortiger Wirkung vereinbart werden konnten. 

Ich darf noch einmal auf den Austausch von Daten 
über Forschungszentren und Laboratorien mit höch- 
stem Sicherheitsstandard und über Einrichtungen, die 
auf B-Waffen-Schutzforschung spezialisiert sind, hin- 
weisen. Der Name und der Ort des Labors sowie eine (D) 
Kurzbeschreibung der Aktivitäten sind zu übermit- 
teln. Ich darf hinweisen auf den Austausch von Infor- 
mationen über das Auftreten von ansteckenden 
Krankheiten und ähnlichen durch Toxine verursach- 
ten Erscheinungen, auf die Unterstützung der Publi- 
kation von Ergebnissen biologischer Forschung, die 
direkt mit der Konvention in Verbindung steht, auf die 
Förderung von Kontakten zwischen Wissenschaftlern, 
die auf dem Gebiet der konventionsrelevanten biolo- 
gischen Forschung tätig sind. All das ist beschlossen 
worden. 

Die technischen Einzelheiten des jährlichen Infor- 
mationsaustausches, der mit Hilfe des UN-Generalse- 
kretärs in New York erfolgt, wurden im April 1987 auf 
einem Expertentreffen in Genf festgelegt. Ihm ist ein 
abgestimmter Fragenkatalog zugrunde gelegt, so daß 
sichergestellt ist, daß die einzelnen Staaten vergleich- 
bare Angaben machen. Entsprechend dieser neu ge- 
schaffenen Verpflichtungen hat die Bundesregierung 
im Oktober 1987 als eines der ersten Länder ihre Infor- 
mationen fristgerecht an das UN-Generalsekretariat 
übermittelt. 

Ein weiteres Ergebnis der Überprüfungskonferenz 
war die einhellige Bekräftigung der Vertragspflich- 
ten. Dabei stellten die von verschiedenen Seiten ge- 
äußerten Befürchtungen wegen eines möglichen Miß- 
brauchs neuer Biotechnologien, insbesondere der 
Gentechnologie, für militärische Zwecke ein besonde- 
res Problem dar. Die Konferenz stellte dazu fest, daß 
das B-Waffen-Verbotsübereinkommen jede mögliche 
militärische Nutzung von Mikroorganismen und Toxi- 
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Staatsminister Schäfer 

(A) nen verbietet, auf welche Art auch immer sie herge- 
stellt sind, soweit die Aktivitäten nicht durch friedli- 
che Zwecke gerechtfertigt sind. Dieses gilt auch für 
neue und neueste Technologien. 

Die in diesem Zusammenhang — auch heute wie- 
der — von Ihnen häufig geäußerte ausschließlich ne- 
gative Einschätzung der Gentechnologie wurde von 
den Teilnehmerstaaten der Überprüfungskonferenz 
nicht geteilt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das macht nichts!) 

Mit den auf der zweiten Überprüfungskonferenz 
beschlossenen Maßnahmen konnten nach dem er- 
folgreichen Abschluß der Konferenz über vertrauens- 
und sicherheitsbildende Maßnahmen in Stockholm im 
Herbst 1986 in einem weiteren Bereich wichtige 
Schritte der Vertrauensbildung vereinbart werden. 
Die Bundesregierung wird sich weiterhin für mehr 
Transparenz und verbesserte Möglichkeiten der 
Überprüfung der Einhaltung des Abkommens einset- 
zen. 

Jetzt noch eine Korrektur, um die mich auch Frau 
Kollegin Hürland gebeten hat: Sie haben vorhin be- 
hauptet, daß die Forschungsmittel im Bereich des 
Verteidigungshaushalts für Wehrmedizin und, wie 
Sie gesagt haben, für gentechnologische Forschung 
vervierfacht worden seien. Das ist unzutreffend. Es 
handelt sich dabei um die gesamte Forschung im Be- 
reich der Wehrmedizin. So, wie Sie das gesagt haben, 
kann das nicht stehenbleiben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

(B) 

Vizepräsident Westphai: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen nunmehr zu den Entschließungsanträ- 
gen der Fraktion DIE GRÜNEN und der Fraktion der 
SPD auf den Drucksachen 11/1876 und 11/1887. Es ist 
beantragt worden, diese Entschließungsanträge zur 
federführenden Beratung an den Auswärtigen Aus- 
schuß und zur Mitberatung an den Verteidigungsaus- 
schuß zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? 
— Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so be- 
schlossen. 


Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 

die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der Geldleistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung im Jahre 
1988 

— Drucksache 11/1833 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung zwei Stunden vorgesehen. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung. 


Dr. Biüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord- (C) 
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Renten sind aus dem Gerede. Es gibt wieder Renten- 
sicherheit 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Quatsch!) 

und damit das Ende des Wechselbades zwischen 
Angst und Hoffnung. Die Rente steigt zuverlässig; sie 
nimmt an der Wohlstandsentwicklung teil. Das ist kei- 
neswegs eine Selbstverständlichkeit, denn es gab 
auch andere Zeiten, in denen die Rentenversicherung 
in die Nähe der Zahlungsunfähigkeit geraten war. Wir 
haben die Rentenversicherung wieder in ruhiges 
Fahrwasser gebracht. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Werter Freund, es 
kommt darauf an, wie lange!) 

Wir bauen ihre Reserven wieder auf. Das Markenzei- 
chen ist Solidität. Wir versprechen nicht mehr, als wir 
halten können. 

Am 1. Juli 1988 steigen die Renten — das ist unser 
Vorschlag — aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, die Altersgelder für Landwirte und die Geldlei- 
stungen der gesetzlichen Unfallversicherung um rund 
3 %. Die Steigerung folgt dem Anstieg der Löhne und 
Gehälter im Vorjahr. Deshalb wird der endgültige 
Anpassungssatz im Laufe des Gesetzgebungsverfah- 
rens festgelegt, wenn die Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes über die Einkommensentwicklung 1987 
endgültig vorliegen. 

Wir halten mit der Rentenerhöhung auch 1988, was 
wir immer wieder zugesagt haben: Keine Lohnerhö- 
hung geht an den Rentnern vorbei; Renten und ver- 
fügbare Arbeitnehmereinkommen entwickeln sich im (D) 
Gleichklang. Das Nettorentenniveau nach einem 
vollen Arbeitsleben von 45 Versicherungsjahren 
bleibt mit rund 72% stabil. Eine nominale Rentener- 
höhung allein besagt wenig. Für die Rentner ist die 
entscheidende Frage, ob sie sich bei einer Erhöhung 
der Rente mehr kaufen können. Wir haben weiterhin 
stabile Preise. Deshalb kommt die Rentenerhöhung 
auch tatsächlich bei den Rentnern an. 1988 gibt es für 
die Rentner zum drittenmal hintereinander einen 
realen Kaufkraftgewinn. Allein im vergangenen Jahr 
betrug er 3%. Auch das ist nicht selbstverständlich, 
denn die Rentner haben früher deutliche Kaufkraft- 
verluste hinnehmen müssen. Beispielsweise betrug 
1981 die Preissteigerungsrate 6,1 % bei einer Renten- 
erhöhung von 4%. Die Rentner haben also trotz der 
Rentenerhöhung von 4 % weniger an realer Kaufkraft 
gehabt. Sie waren auf der Verliererseite; jetzt sind sie 
wieder Gewinner. Heute bedeutet die Rentenerhö- 
hung tatsächlich mehr Kaufkraft. Da beweist sich, 

Frau Unruh, daß Preisstabilität die beste Sozialpolitik 
ist. 

Der Sozialbeirat folgt in seinem Anpassungsgutach- 
ten dem Vorschlag der Bundesregierung einstimmig. 

Das ist ein Vertrauensbeweis für solide Rentenpoli- 
tik. 

(Dreßler [SPD]: Na, na, na! Etwas dünnere 
Marmelade!) 

Die Solidität spiegelt sich in der Rücklage der Renten- 
versicherung wider. Obwohl im vergangenen Jahr 
der Beitragssatz zur Rentenversicherung um 0,5 Pro- 
zentpunkte abgesenkt worden ist, was die Beitrags- 
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Bundesminister Dr. Blüm 

(A) Zahler entlastet, baut sich die Schwankungsreserve 
der Rentenversicherung wieder auf. Das Sicherheits- 
polster wird sozusagen dicker. Das ist der beste Be- 
weis für Sicherheit. Seit 1984 sind die Rücklagen von 
9,8 Milliarden DM auf 21 Milliarden DM angestiegen. 
Das sind 1,8 Monatsausgaben. 

(Dreßler [SPD]: Beim Regierungswechsel 
waren wir schon bei 20 Milliarden DM!) 

Das ist die Trendumkehr. Wenn gefragt wird, wo die 
Wende ist; Hier in der Rentenversicherung gibt es 
auch eine Wende. Nach Jahren, in denen die Rück- 
lage Jahr für Jahr geringer wurde, wird sie jetzt wie- 
der höher. 

(Dreßler [SPD]: Herr Blüm, als Sie Ihr Amt 

antraten, gab es eine Rücklage von 20 Milli- 
arden DM!) 

Der Kollege Lummer sagt zu Recht: Die große Wende 
besteht aus vielen kleinen Wenden. In der Rentenver- 
sicherung heißt die Wende: wieder mehr Sicherheit, 
weil wieder mehr Rücklage. Da müssen Sie gar kein 
Rentenpolitiker sein, das leuchtet jedem mit gesun- 
dem Menschenverstand ein. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Jedem Dummen! — 
Heiterkeit) 

— Auch die Frau Unruh — ich beglückwünsche 
mich — weiß: Wenn ich mehr Geld in der Tasche 
habe, habe ich mehr Sicherheit. Wenn die Rentenver- 
sicherung mehr in der Rücklage hat, hat sie mehr 
Sicherheit. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Natürlich, so einfach 
ist das!) 

Bis Anfang der 90er Jahre gibt es bei den Renten- 
finanzen keine Probleme. Das ist allerdings kein Ru- 
hekissen. Ich will ausdrücklich sagen, daß ich diese 
gute Nachricht nicht damit verbinde, daß wir nicht 
handeln müßten; denn die geänderte Alterspyramide 
beginnt sich auch in der Rentenversicherung nachtei- 
lig auszuwirken. Da zeigt sich, daß eine familienfeind- 
liche Welt auch altenfeindlich ist: wo keine Kinder 
sind, gibt es auch keine Beitragszahler. Sie können 
das Rentenversicherungssystem organisieren, wie Sie 
wollen, bezahlt wird es immer aus der Arbeit derjeni- 
gen, die jetzt arbeiten. Insofern bedeutet eine Politik 
für die Familie auch eine Politik für die Sicherheit der 
Alten. 

Wir arbeiten mit Nachdruck an der Strukturreform 
der Rentenversicherung. Wir haben ja auch im Parla- 
ment schon mehrmals über die Grundsätze geredet. In 
dieser Legislaturperiode müssen die Weichen gestellt 
werden, damit die Renten auf Dauer sicher sind. Denn 
Rentensicherheit — das gebe ich ausdrücklich als un- 
sere Position an — ist das A und O der Rentenversi- 
cherung. Lieber geringere Rentensteigerungen, aber 
Sicherheit, als hohe Rentensteigerungen jetzt, aber 
übermorgen Unsicherheit. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ehrlich!) 

Wir verbinden sie auch mit politischen Perspekti- 
ven. Trotz der Konsolidierungsnotwendigkeiten ha- 
ben wir ja bereits Rentenreformen geleistet. Es ist 
nicht so, daß wir jetzt erst beginnen. Erstens nenne ich 

die Gleichstellung von Mann und Frau im Renten- 


recht. Jahrelang hat die Hinterbliebenenrentenreform (C) 
auf sich warten lassen. Wir haben sie durchgeführt. 

Zweitens. Nicht mehr 15 Jahre, sondern schon fünf 
Jahre Beitragszahlung genügen für die Altersrente. 

(Zuruf der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

— Ja, das ist ganz wichtig. Gerade viele Frauen haben 
keine Altersrente erhalten — ich nenne immer meine 
eigene Mutter als Beispiel — , weil sie keine Beitrags- 
zahlung von 15 Jahren hatten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: 250 DM! Das ist kor- 
rekt!) 

Frau Unruh, das sind rund 250 DM mehr als vorher. 
Denn sie hatten vorher nichts bekommen. Ich kann es 
auch in Zahlen sagen: 130 000 alte Menschen erhal- 
ten erstmals überhaupt eine eigene Rente. 90 % davon 
sind Frauen. 

Drittens. Kindererziehung wirkt sich rentenbegrün- 
dend und rentensteigernd aus. Ich bin mit dem Wort 
„Jahrhundertreform'' sparsam; aber die Einführung 
der Anrechnung von Kindererziehungszeiten halte 
ich für eine Jahrhundertreform, nachdem hundert 
Jahre lang die Kindererziehung in der Rentenversi- 
cherung überhaupt keine Rolle gespielt hatte. Jetzt 
sind Erziehungszeiten im Rentenrecht Wirklichkeit. 
Auch die Jahrgänge vor 1921 bekommen jetzt den 
Kinderzuschlag. Bis Ende Januar 1988 sind allein 
918 600, also fast eine Million, Anträge aus diesem 
Personenkreis bei der Rentenversicherung eingegan- 
gen. Fast eine Million! Der durchschnittliche Zuschlag 
beträgt 70 DM pro Monat. Zusätzlich wird 813 000 
nach 1921 geborenen Müttern die Erziehungszeit im 
Rentenrecht angerechnet. Heute erhalten also bereits 
1,7 Millionen Mütter Kindererziehungszeitanrech- 
nung bzw. Kinderzuschlag in der Rentenversiche- 
rung. Auch das ist eine Wende, weil in der Rentenver- 
sicherung bisher Kinder mit Null gerechnet worden 
waren. In der letzten Stufe bis 1990 werden es insge- 
samt 5,5 Millionen Frauen sein, bei denen Kinderer- 
ziehungsleistung in der Rentenversicherung ange- 
rechnet wird. 

Das ist ein rentenpolitischer Durchbruch. Dabei 
geht es nicht nur um Geld. Es geht auch um ein Stück 
verwirklichter Gerechtigkeit, Gerechtigkeit gegen- 
über den Müttern. 

Daß inzwischen so viele Mütter in den Genuß von 
Erziehungszeiten kommen, ist allerdings nicht allein 
das Verdienst des Gesetzgebers. Wir mußten ja bei 
den vor 1921 geborenen Frauen auch unbürokratische 
Wege wählen. Deshalb waren wir darauf angewiesen, 
daß auch sehr viele Sozialämter unbürokratisch ge- 
handelt und geholfen haben und daß sehr viele Sozial- 
verbände und auch die Kirchen mitgewirkt haben. Es 
zeigt sich, daß in unserer Gesellschaft Ehrenamt kei- 
neswegs wirkungslos ist. Deshalb habe ich mich bei 
denjenigen zu bedanken, die unseren älteren Mitbür- 
gern geholfen haben, diese Anträge auszufüllen und 
zu stellen. Ich danke auch den Beschäftigten bei den 
Rentenversicherungsträgern, bei der Bundespost, den 
Versicherungsämtern und sonstigen Behörden, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Hätten Sie es einfa- 
cher und nicht so bürokratisch gemacht!) 
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Bundesminister Dr. Blüm 

(A) Wir wollen den vorliegenden Gesetzentwurf um 
eine wichtige Regelung zur Verfahrens Vereinfa- 
chung ergänzen. Wir folgen damit einer Anregung 
des Bundesrats, die auf das Land Baden-Württemberg 
zurückgeht. In den Fällen, in denen keine Personen- 
standsurkunden mehr vorhanden sind — das ist bei 
vielen Betroffenen so — , soll der Geburtsnachweis 
auch durch sonstige öffentliche Urkunden und notfalls 
durch Glaubhaftmachung zugelassen werden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Das ist eine wichtige Erleichterung. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Zu spät!) 

— Aber wir machen es jetzt, um es zu erleichtern. 

Rentenpolitik braucht Vertrauen, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Natürlich!) 

braucht Gemeinsamkeit. Sie muß langfristig angelegt 
sein. Sie muß auf die Gefühle der Betroffenen Rück- 
sicht nehmen. Deshalb wiederholt die Bundesregie- 
rung ihre Bitte an die Parteien, an alle Organisationen, 
Kraft zu investieren, damit die notwendige Rentenre- 
form uns mit einem Höchstmaß an Übereinstimmung 
und mit einem Minimum an parteipolitischem Streit 
gelingt. Die bisherigen Verlautbarungen lassen ja 
auch hoffen, daß dieser Wille vorhanden ist, daß es 
uns gelingen könnte, Rentenreform auf breiter Basis 
durchzuführen . 

Wenn sich die Alterspyramide einer Gesellschaft 
entscheidend ändert, ist das Alterssicherungssystem 
am unmittelbarsten betroffen. Wir sind bei den Gebur- 
tenzahlen leider das Schlußlicht, und unsere Bürger 

(B) werden Gott sei Dank — das ist die andere Seite; wir 
alle wünschen uns das ja auch selber — immer älter. 
Wir erwarten für die nächsten zehn Jahre einen wei- 
teren Anstieg der Lebenserwartung um zwei Jahre. 
Das ist eine ganz erfreuliche Entwicklung. Nur, sie hat 
natürlich finanzielle Umstellungen auch in der Ren- 
tenversicherung zur Folge. 

In der Rentenpolitik gilt — mehr als anderswo in der 
Sozialpolitik — , daß man nicht beim Nullpunkt begin- 
nen, daß man ein System nicht sozusagen auf den 
Kopf stellen kann, sondern daß man in der Kontinuität 
bleiben muß. Hektisches Umsteuern, jeden Tag eine 
neue Idee — das mag für Gedankenspiele und Uni- 
versitätsseminare ganz gut sein, für die Rentenversi- 
cherung ist das Gift. Rentenversicherung ist das Herz- 
stück der sozialen Sicherheit. Sie soll auch in der Zu- 
kunft garantieren, daß sich ein Arbeitnehmer nach 
einem erfüllten Arbeitsleben im Alter keine Sorgen zu 
machen braucht. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Schön wär's!) 

Die Rente ist der Alterslohn der Lebensleistung, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Geht das schon wie- 
der los? Das stimmt doch nicht! — Gegenrufe 
von der CDU/CSU) 

und das soll so bleiben. Deshalb widersprechen wir 
auch Grundrentenmodellen, die Aussteiger genauso 
behandeln wie diejenigen, die ihre Pflicht Tag für 
Tag, Woche für Woche, Jahr für Jahr erfüllen. In der 
Rentenversicherung konkretisiert sich dieses Prinzip 
des Gebens und Nehmens in geradezu idealer Weise. 
Die Rente bemißt sich nach dem Geben, danach, was 


der einzelne als Beitrag geleistet hat. In dem Maße (C) 
erhält er auch die Solidaritätsleistung der Rentenver- 
sicherung. 

Deshalb: Die Grundstruktur wird erhalten. Aber wir 
müssen auf den veränderten Bevölkerungsaufbau 
antworten. Ich empfehle uns, die Antwort so zu su- 
chen, daß sich — es ist bei Reformen überhaupt immer 
ganz gut, daß man dann, wenn Schwierigkeiten zu 
meistern sind, nicht nur einen Teil, eine Gruppe, son- 
dern alle mit heranzieht — alle an der Umstellung 
beteiligen. Die Lasten, die sich aus der demographi- 
schen Entwicklung ergeben, etwa dadurch, daß wir 
weniger Kinder haben, können also nicht nur die 
Rentner tragen — das würde eine Absenkung des 
Rentenniveaus bedeuten — , können nicht nur die Bei- 
tragszahler tragen — das würde eine Steigerung der 
Beiträge ins Unendhche bedeuten — , sondern hier 
müssen sich alle beteiligen, auch der Bund. Ich sehe 
überhaupt keine Möglichkeit, das jetzige Rentensy- 
stem, das leistungs- und lohnbezogene Rentensystem 
ohne Erhöhung des Bundeszuschusses zu erhalten. 

Wer ja zur leistungsbezogenen Rente sagt, muß auch 
ja zur Erhöhung des Bundeszuschusses sagen. Das hat 
nichts mit Rechthaberei, sondern mit den Gesetzen 
der Mathematik zu tun. 

Zukünftig wird es nicht mehr möglich sein — auch 
das gehört zur Ehrlichkeit und zur Wahrheit ~, daß 
die Renten schneller als die verfügbaren Einkommen 
der Arbeitnehmer steigen. Das war in der Vergangen- 
heit, als die Rentner aufzuholen hatten, zwar berech- 
tigt. Jetzt aber können sich die Rentenanpassungen, 
die Rentenerhöhungen nur an dem messen, was auch 
für den Arbeitnehmer von der Lohnerhöhung übrig- pj 
bleibt, nachdem er Beitrag, nachdem er Steuern ge- 
zahlt hat. 

Auch die Tendenz, immer früher in Rente zu gehen, 
kann so nicht beibehalten werden. Das ist zwar keine 
akute Frage — bei hoher Arbeitslosigkeit wäre das ja 
auch eine kontraproduktive Entscheidung — , 

(Kolb [CDU/CSU]: Das darf nicht belohnt 
werden!) 

aber ich finde, es gehört zur Ehrlichkeit einer Politik, 
daß man sagt, wo es langgeht. Dann kann es nicht wie 
bisher mit der Absenkung des Rentenzugangsalters 
weitergehen, es sei denn, man würde den Zusammen- 
bruch des Rentensystems in Kauf nehmen. Wir wollen 
keine Revolution in der Alterssicherung, sondern ein 
behutsames Umsteuern. Dafür brauchen wir die Be- 
reitschaft aller Beteiligten, sich auf einen solchen Ren- 
tenkonsens zuzubewegen. Ich lade dazu ein. 

Ich bedanke mich ausdrücklich dafür, daß ich die 
Bereitschaft zu dieser rentenpolitischen Einigung 
auch bereits aus dem Kreise der Opposition erfahren 
konnte. Ich bedanke micht ausdrücklich dafür. Inso- 
fern bin ich hoffnungsvoll, daß uns auch diese Reform 
gelingen wird. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Dreßler. 
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(A) Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Rentenanpassungsgesetz 1988 — wie üb- 
rigens jedes Anpassungsgesetz für sich genommen — 
ist gewiß eine erfreuliche Sache. Die Erhöhung von 
3 %, die sich nach den letzten statistischen Daten ab- 
zeichnet, ist den Rentnern sicher aus vollem Herzen 
zu gönnen. 

(Louven [CDU/CSU]: Richtig!) 

Allerdings ist 1988 dann wohl auch mit Sicherheit 
das letzte Jahr, in dem die Bundesregierung den schö- 
nen Schein von der heilen Rentenwelt noch notdürftig 
aufrechterhalten kann. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Die Renten sind aus dem Gerede, sagt der amtierende 
Arbeitsminister. Ich füge hinzu: Insoweit war die Pla- 
kataktion im Sommer 1986 erfolgreich. 

{Bundesminister Dr. Blüm: Sehr gut!) 

Nur, Herr Blüm, Plakate kleben ersetzt keine Politik. 


räumt hat. Heute hätten Sie dazu Gelegenheit gehabt, (C) 
Herr Blüm, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Das ist so selbstver- 
ständlich!) 

wenn Sie klargestellt hätten, daß Sie auch den Kran- 
kenversicherungszuschuß der Rentenversicherung 
entsprechend erhöhen wollen und daß auch künftig 
die Rentenversicherung die Hälfte des Krankenversi- 
cherungsbeitrags tragen soll. Allerdings müssen Sie 
dann auch die politische Verantwortung dafür über- 
nehmen, daß Ihre geplante Krankenversicherungsre- 
form auch in diesem Punkt von geradezu unglaubli- 
cher Schlamperei gekennzeichnet ist. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Hui!) 

Außerdem müssen Sie dann auch offen zugeben, daß 
Sie die Rentenversicherung durch die Erhöhung des 
Krankenversicherungszuschusses jährlich mit rund 
900 Millionen DM belasten wollen und damit die fi- 
nanzielle Situation erheblich verschärfen. 


(Beifall bei der SPD — Bundesminister 
Dr. Blüm: Richtig! - Kolb [CDU/CSU] : Also 
ihr klebt ab sofort keine Plakate mehr! — 
Gegenruf des Abg. Heyenn [SPD]: Die sind 
nicht aus Steuermitteln finanziert!) 

Schon im nächsten Jahr wird der Krankenversiche- 
rungsbeitrag der Rentner drastisch erhöht werden — 
hier kein Wort darüber. 

In dem öffentlich verbreiteten Gesetzentwurf des 
Arbeitsministeriums zur sogenannten Strukturreform 
der Krankenversicherung steht schwarz auf weiß, daß 
(B) die Rentner nicht mehr 11,8% Krankenversicherungs- 
beitrag zahlen sollen, sondern den tatsächlichen 
Durchschnittbeitrag aller Krankenkassen. Das sind 
dann voraussichtlich 12,9 oder gar 13%. Eine gleich- 
zeitige Erhöhung des Krankenversicherungszuschus- 
ses, der zusätzlich zur Rente gezahlt wird, ist in dem 
Gesetzentwurf nicht vorgesehen. Ergebnis: Das Prin- 
zip der hälftigen Teilung des Krankenversicherungs- 
beitrages zwischen Rentnern und Rentenversiche- 
rung wird zu Lasten der Rentner preisgegeben. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Keineswegs!) 

Der Eigenbeitrag der Rentner zur Krankenversiche- 
rung steigt mit einem Schlag von 5,9% auf 7% oder 
sogar noch darüber. 

(von der Wiesche [SPD]: So ist es!) 

Rund 1,8 Milliarden DM zahlen die Rentner zusätzlich 
an die Krankenversicherung. 

Die bevorstehende massive Belastung der Rentner 
ist bisher nahezu unbemerkt geblieben. Es drängt sich 
der Verdacht auf, daß es sich um eine Nacht-und- 
Nebel-Aktion 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU) 

und um einen beispiellos hinterlistigen Versuch han- 
delt, den Rentnern in die Tasche zu greifen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Jedenfalls ist es merkwürdig, meine Damen und 
Herren, daß der Arbeitsminister diesen Verdacht bis- 
her nicht durch eine öffentliche Erklärung ausge- 


Damit kommen wir zu dem wichtigsten und leider 
auch unerfreulicheren Thema unserer Diskussion, 
nämlich der finanziellen Situation der Rentenversi- 
cherung. Der Rentenanpassungsbericht, der dem 
Ausschuß bereits überwiesen worden ist, ist jedenfalls 
eine schlichte Zumutung für das Parlament 


(Frau Traupe [SPD]: Ja!) 


und als Entscheidungssunterlage absolut unzurei- 
chend. Es ist bemerkenswert, daß der amtierende Ar- 
beitsminister zu diesem Produkt heute keinerlei Aus- 
sage gemacht hat. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ja!) 


(D) 


Zwei Dinge sind es, meine Damen und Herren, die 
wir an den Zahlen der Bundesregierung zu kritisieren 
haben: 


Erstens baut der Bericht auf absolut unrealistischen 
Zahlen auf und stellt die Lage, vor allem was die kurz- 
und mittelfristige Entwicklung betrifft, weitaus gün- 
stiger dar, als sie ist. 

Zweitens haben wir die Tatsache zu kritisieren, daß 
nach der geschönten Darstellung des amtlichen Ren- 
tenanpassungsberichts die langfristigen Aussichten 
wahrhaft trostlos sind und daß die Bundesregierung 
gleichwohl nicht fähig oder nicht willens ist, Initiati- 
ven zur Sicherung unserer Altersversorgung zu er- 
greifen und ein Konzept vorzulegen. Man weiß in der 
Tat nicht, was provozierender ist: die Dreistigkeit der 
Verharmlosungsversuche oder die Dickfelligkeit beim 
Versäumnis der elementaren Regierungspflichten. In 
beidem jedenfalls stehen die Bundesminister Blüm 
und Stoltenberg einander in nichts nach und überra- 
schen immer wieder mit neuen, bisher nicht für mög- 
lich gehaltenen Fehlleistungen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, beginnen wir mit den 
amtlichen Zahlen, die schon für sich genommen eine 
desolate Situation beschreiben: Der Fehlbetrag in den 
Rentenkassen, d. h. die Differenz zwischen dem vor- 
aussichtlichen Vermögens- bzw. Schuldenstand und 
der vorgeschriebenen Mindestschwankungsreserve, 
wird sich im Prognosezeitraum bis 2001 in astrono- 
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Dreßler 

(A) mische Höhen aufsummieren, und zwar auf rund 
225 Milliarden DM in der allergünstigsten Variante, 
Herr Scharrenbroich, 

(Kolb [CDU/CSU]: Dann rechnen Sie mal 
nach, was Sie 1977 gerechnet haben!) 

bzw. auf rund 360 Milliarden DM in der ungünstig- 
sten Variante. — Herr Kolb, Ihrem Zwischenruf ent- 
nehme ich, daß für Sie diese Summe unvorstellbar ist, 
übrigens auch für uns. 

(Kolb [CDU/CSU]: Rechnen kann ich!) 

Mit anderen Worten: Daß Sie bei solchen finanziellen 
Aussichten hier noch grinsend sitzen, Herr Kolb, ist 
wirklich beschämend. 

(Beifall bei der SPD - Kolb [CDU/CSU]: 

Weil ich weiß, was Sie 1977 gesagt haben!) 

Meine Damen und Herren, nach keiner einzigen 
der errechneten Varianten wird die Rentenversiche- 
rung das Jahr 2001 mit einem Beitragssatz von unter 
20% erreichen. Je nach den getroffenen Annahmen 
liegt das Minimum bei 20,7 % , das Maximum bei über 
21%. Selbst bei diesen Beitragssätzen werden am 
Ende des Prognosezeitraums — was aus dem Zahlen- 
werk allerdings nicht offen erkennbar ist — schon 
wieder Defizite auftreten, die sich wahrscheinlich in 
der Größenordnung von 15 bis 25 Milliarden DM pro 
Jahr bewegen werden. Das präsentiert die Bundes- 
regierung, ohne konkret sagen zu können, was sie zu 
tun gedenkt. Daß der Bundesarbeitsminister dabei 
nicht schamrot wird, dokumentiert einen Tiefstand 
der politischen Kultur. 

(B) (Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 

CSU) 

In Wahrheit, Herr Blüm, ist die Lage aber noch 
schlimmer, als der Rentenanpassungsbericht sie dar- 
stellt. Das betrifft vor allem die mittelfristige Perspek- 
tive. Tatsache ist, daß wir unmittelbar am Vorabend 
einer akuten Rentenkrise stehen. Kein Mensch wird 
heute glauben, daß die Zahl der Beschäftigten im lau- 
fenden Jahr, 1988, um 0,5 % und in den drei Folgejah- 
ren, bis 1991, gar um 1 % zunehmen wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wieso?) 

Das glaubt kein Mensch, der Ahnung hat. Herr Kolb, 
daß Sie das glauben, ist klar. 

(Heiterkeit bei der SPD - Kolb [CDU/CSU]: 

Ich kann vor Arbeitnehmern noch reden! Da 
haben Sie Schwierigkeiten!) 

Trotzdem baut die Bundesregierung ihre mittelfri- 
stige Rentenpolitik auf diesen Annahmen auf. Dabei 
sind die Zahlen, die die Bundesregierung in der ersten 
Variante ihrer mittelfristigen Rechnung verwendet, 
der reine Witz, ln den Jahren des angeblich so groß- 
artigen wirtschaftlichen Aufschwungs, nämlich von 
1982 bis 1986, hat die Zahl der Erwerbstätigen im 
Jahresdurchschnitt noch nicht einmal um Vio % zuge- 
nommen. Wir erwarten in der heutigen Debatte drin- 
gend die Erläuterungen des Herrn Arbeitsministers, 
mit welchen beschäftigungspolitischen Wundermit- 
teln er den Anstieg der Erwerbstätigenzahl auf einmal 
verzehnfachen will, obwohl sich alle Welt darüber im 
klaren ist, daß international ein Konjunkturrückgang 
bevorsteht. Wenn Sie es nicht erläutern können, Herr 


Blüm, sollten Sie Ihren Rentenanpassungsbericht zu- (C) 
rückziehen und überarbeiten; das wäre seriös. 

Wenn man die mittelfristige Finanzentwicklung 
der Rentenversicherung realistisch einschätzen will, 
muß man den bevorstehenden Konjunkturrückgang 
mit einkalkulieren. Man muß sich beispielsweise vor 
Augen führen, daß das Institut der Deutschen Wirt- 
schaft damit rechnet, daß in diesem Jahr die Zahl der 
Erwerbstätigen um 0,4 % abnimmt. Wenn das reale 
Wachstum im laufenden Jahr 1 % beträgt, der Produk- 
tivitätszuwachs 2% und die Arbeitszeitverkürzung 
1%, haben wir für 1988 mit annähernd konstanter 
Beschäftigung zu rechnen. Das ist noch immer optimi- 
stischer als die Rechnung des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft. In den beiden Folgejahren müssen wir, 
wenn wir uns nicht in die Tasche lügen wollen, vor- 
sichtshalber mit Nullwachstum rechnen. Bei 1,5% 
Produktivitätszuwachs und 0,5% Arbeitszeitverkür- 
zung ist demnach für 1988 und 1989 ein Beschäfti- 
gungsrückgang um je 1 % möglich. 

Richtet man sich auf eine solche Entwicklung ein, 
dann sieht die Rechnung ganz anders aus als die der 
Bundesregierung. Allein auf Grund der ungünstige- 
ren Arbeitsmarktsituation fehlen gegenüber der er- 
sten mittelfristigen Variante des Rentenanpassungs- 
berichts bis Ende dieses Jahres bereits rund 0,7 Mil- 
liarden DM; bis Ende 1989, Herr Blüm, fehlen 4,1 Mil- 
liarden DM, bis Ende 1990 5,5 Milliarden DM. Dabei 
ist schon eingerechnet, daß die Bundesanstalt für Ar- 
beit höhere Rentenversicherungsbeiträge zahlen 
muß, weil sich unter den genannten Bedingungen die 
Zahl der registrierten Arbeitslosen bis 1990 gegen- 
über den Projektionen der Bundesregierung um mehr (D) 
als 500 000 erhöhen wird. 

Dazu kommen die Mehrausgaben für die Kranken- 
versicherungszuschüsse, die fällig werden, falls die 
Regierung nicht doch noch die Rentner so massiv zur 
Kasse bitten wird, wie es im Referentenentwurf zur 
Krankenversicherungsreform vorgesehen ist. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Gnade uns Gott!) 

Dadurch fehlen bis Ende 1989 rund 0,5 Milliarden DM 
und bis Ende 1990 rund 1,4 Milliarden DM. Wenn 
außerdem die Nominallöhne in den Jahren 1989 und 
1990 nicht, wie in der ersten Variante des Rentenan- 
passungsberichts projektiert, um 3,5%, sondern um 
nur 3 % steigen, dann fehlen dadurch außerdem bis 
Ende 1989 rund 0,8 Milliarden DM, bis Ende 1990 
rund 1,8 Milliarden DM. 

Alles in allem vermindert sich dadurch einschließ- 
lich der Zins- und Kumulationseffekte die Schwan- 
kungsreserve der Rentenversicherung gegenüber der 
ersten Variante des Rentenanpassungsberichts wie 
folgt: bis Ende 1988 um rund 0,7 Milliarden DM, bis 
Ende 1989 um rund 5,3 Milliarden DM, bis Ende 1990 
um rund 13,7 Milliarden DM. Das heißt, bereits ab 
1989 wird möglicherweise das Reservepolster der 
Rentenversicherung wieder abgebaut, und zwar in 
rapidem Tempo. 

Während uns die Bundesregierung in ihrem Ren- 
tenanpassungsbericht das Märchen auftischen will, 
daß die Schwankungsreserve im Jahre 1991 noch 
1,7 Monatsausgaben betragen wird, könnte bereits 
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Dreßler 

(A) 1990 der Ofen aus und das gesetzlich vorgeschriebene 
Minimum unterschritten sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie auch bei 
euch!) 

Was heißt das alles? Nichts anderes, als daß es fünf 
Minuten vor zwölf ist und daß die Hinhalte- und Ver- 
harmlosungstaktik vor dem Zusammenbruch steht. 
Zu dem finanzpolitischen Offenbarungseid auf Raten, 
den wir in den letzten Wochen miterlebt haben und 
weiter erleben werden, wird binnen kurzer Frist der 
rentenpohtische hinzukommen. 

Die SPD-Fraktion hat der Bundesregierung wieder- 
holt gemeinsames Vorgehen zur Sicherung der Ren- 
ten angeboten. Wir haben das getan, obwohl wir mei- 
nen, daß es neben Übereinstimmung auch Trennen- 
des gibt und daß wir dabei auch Abstriche von unse- 
ren Positionen machen müßten. Wir sind für Gemein- 
samkeit, weil die Probleme zu groß sind, als daß sie 
mit schwachen Mehrheiten gelöst werden können. 
Die Bundesregierung hat unser Angebot verbal auf- 
gegriffen; aber Taten sind so gut wie nicht erfolgt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Gott sei Dank, da bin 
ich ja beruhigt!) 

Wenn die Bundesregierung fortfährt, die Lage zu 
verharmlosen, die notwendigen Entscheidungen hin- 
auszuzögern und uns über ihre Absichten im unklaren 
zu lassen, 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie wissen doch alles, ha- 
ben Sie eben gesagt!) 

(B) 

dann sehen wir darin einen zentralen Gegensatz zu 
der öffentlich bekundeten Absicht, Gemeinsamkeit zu 
suchen. 

Die Sozialdemokratische Partei und die SPD-Bun- 
destagsfraktion werden sich auf diese Weise nicht ver- 
schaukeln lassen. Wir werden uns nicht zu Kompro- 
missen mit der Bundesregierung bereitfinden, wenn 
man den Plan verfolgen sollte, uns nach einer Phase 
des Hinhaltens unter dem Druck einer sich schnell 
zuspitzenden Liquiditätskrise und kurz vor den Bun- 
destags- oder wichtigen Landtagswahlen mit einem 
hastig zusammengebastelten Sanierungsgesetz zu 
überraschen. 

Damit Sie nun nicht glauben, das Ganze sei ein so- 
zialdemokratisches Szenario, will ich Ihnen einmal 
eine Stellungnahme des Verbandes Deutscher Ren- 
tenversicherungsträger von heute morgen vortragen; 
vielleicht macht diese Sie endlich nachdenklicher. 
Der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
hat die Bundesregierung heute morgen aufgefordert, 
mögüchst rasch die Eckdaten für die Rentenreform 
vorzulegen. Die finanzielle Situation werde — so der 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger — ab 
1991 zunehmend schwieriger. Mit anderen Worten: 
Schwierig ist sie schon heute. Der Gesetzgeber wird 
daher vom Verband Deutscher Rentenversicherungs- 
träger aufgefordert, für die Reform des Rentenversi- 
cherungsrechts nicht mehr viel Zeit in Anspruch zu 
nehmen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wir wollen sorgfältig ar- 
beiten!) 


Also, Herr Kolb, wenn Sie so sorgfältig arbeiten wie 
bei der Quellensteuer, wenn Sie so sorgfältig arbeiten 
wie bei der Krankenversicherungsreform, 

(Beifall bei der SPD) 

dann, muß ich Ihnen sagen, bekomme ich schon jetzt 
das kalte Grausen. 

Deshalb sage ich von dieser Stelle: Angesichts der 
zunehmend kritischen Lage werden wir unser Ge- 
meinsamkeitsangebot nur noch begrenzte Zeit auf- 
rechterhalten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist aber eine 
schlimme Drohung!) 

Wenn nicht bald die notwendigen Signale der Bun- 
desregierung kommen, vor allem eine definitive Zusi- 
cherung über den Umfang, in dem sich der Bund künf- 
tig an der Finanzierung der Rentenversicherung zu 
beteiligen gedenkt, werden wir es zurückziehen und 
eine eigene parlamentarische Initiative ergreifen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Na also!) 

Die Regierungskoalition wird dann Gelegenheit ha- 
ben, 

(Kolb [CDU/CSU]: Dann fürchten wir uns!) 

durch ihr Abstimmungsverhalten zu dokumentieren, 
wie sie es mit der Rentenreform halten will. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Abgeord- 
nete Cronenberg (Arnsberg). 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! Ver- 
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Rudolf 
Dreßler hat in einem Punkt — ich befürchte, ich muß 
sagen: in nur einem Punkt — recht, nämlich wenn er 
sagt: Plakate kleben ersetzt keine Politik. — Aber der 
Kollege Rudolf Dreßler sollte sich auch den Satz mer- 
ken: Meckerei und Miesmacherei auch nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 

— Frau Traupe [SPD]: Ach Gott, Dieter! Ich 
denke. Sie können rechnen!) 

Prinzipiell ist es auch für Oppositionspolitiker keine 
Schande, Richtiges und Gutes positiv darzustellen. 
Kollege Dreßler, die Ausgangslage ist positiv: Renten- 
erhöhungen um 3%, hervorragende Preisstabilität 

— die zu erwähnen Sie wohl bewußt vergessen ha- 
ben — kommen Rentnern de facto durch reale Erhö- 
hungen zugute. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ihnen aber auch!) 

— In der Tat, hoffentlich allen, Frau Unruh; auch Ih- 
nen. Freuen wir uns gemeinsam! 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nur haben Sie es 
nicht nötig!) 

Die Stimmungslage der Opposition scheint mehr 
Verärgerung denn wirklich kritische Begleitung zu 
sein. Warum das Erreichte einfach miesmachen? 
Warum nicht einmal anerkennen, daß die Rücklagen 
gestiegen sind? Warum nicht einmal den Mut haben, 
zuzugeben, daß sich positive Entwicklungen ergeben 
haben? Darauf, daß wir Probleme haben, werden wir 
gleich eingehen. Das ist überhaupt keine Frage; die 
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Cronenberg (Arnsberg) 

(A) kann man sogar gemeinsam lösen, wenn man will, nur 
nicht so, wie Sie gesprochen haben. Das Wohl der 
Rentner, so habe ich den Eindruck, interessiert Sie viel 
weniger als die politische Stimmungsmache um eines 
bestimmten Wahlkampfes willen. Das ist die Aus- 
gangstage. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 

— Abg. Dreßler meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP) : Wenn sie nicht ange- 
rechnet wird. 

Vizepräsident Westphal: Ich verstehe schon. — Also 
bitte schön, Herr Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Kollege Cronenberg, stimmen 
Sie mir zu, daß bei Amtsantritt des amtierenden Bun- 
desministers die Rentenkasse 20 Milliarden DM stark 
war und daß der Bundesarbeitsminister, wenn er hier 
heute erklärt, er komme jetzt langsam wieder auf 
21 Milliarden DM, nichts anderes getan hat als das, 
was Sozialdemokraten — übrigens mit Ihnen — hin- 
terlassen haben, wieder aufzubauen? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Sehen Sie, ich habe 
mich immer bemüht, eine objektive Bewertung dieser 
ganzen Sachverhalte vorzunehmen. Es gehört zur ob- 
jektiven Bewertung, daß die Beiträge inzwischen ein- 
iß) mal um ein halbes Prozent gesenkt worden sind, daß 
wir einmal ein bißchen weniger Rücklagen gehabt 
haben, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Bemessungsgrund- 
lage angehoben!) 

daß wir wieder ansteigende Rücklagen haben und 
daß, wie Sie sagen, wenn wir nichts tun, in der Tat 
Befürchtungen zu hegen sind. Deshalb sagt der Bun- 
desarbeitsminister, sagen Sie, sagen wir: Wir müssen 
dieses Gebäude reformieren. — Ich werde gleich noch 
darauf eingehen. Aber man kann nicht sozusagen als 
Prognosefetischist hergehen, ohne zu berücksichti- 
gen, daß Änderungsmöglichkeiten vorhanden und 
notwendig sind, das Ganze total zerreden 

(Dreßler [SPD]: Das steht im Rentenanpas- 
sungsbericht des Ministers drin, was ich ge- 
sagt habe!) 

und bewußte Verunsicherungen betreiben. Das ist 
das, was ich schon früher beklagt habe. Insofern gibt 
es eine Kontinuität im Oppositionsverhalten; das muß 
ich einmal mit Bedauern feststellen. 

(Dreßler [SPD]: Du bist ausgewichen. Junge, 
schwer ausgewichen!) 

Die Stimmung wird erzeugt. Die Menschen, die Rent- 
ner werden mißbraucht, um Wahlkämpfe zu betrei- 
ben. Dafür sollte man sich schämen. Das ist es. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Motto: Koste es, was es wolle, es wird ans Zeug ge- 
flickt. 

Vor hundert Jahren, 1888, ist im Reichstag ein Ge- 
setzentwurf betreffend die Alters- und Invalidenversi- 


cherung eingebracht worden. Vergleichen Sie die Si- (C) 
tuation von damals mit der von heute. Das ist nicht wie 
Manna vom Himmel gefallen, sondern das ist das Er- 
gebnis harter Arbeit. Wir werden das System der so- 
zialen Sicherheit auf Dauer nur dann finanzierbar er- 
halten — auch Sie, Kollege Dreßler — , wenn wir wei- 
terhin zu Leistung und Mehrarbeit bereit sind. Ob es 
Ihnen paßt oder nicht: Fehlende Wirtschaftskraft 
kann nicht durch ein Mehr an Umverteilung ersetzt 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer immer mehr Umverteilung verlangt, wie Sie das 
offensichtlich tun, überfordert das System und über- 
fordert die soziale Marktwirtschaft. 

(Reimann [SPD]: Aber Sie verteilen zur Zeit 
zu Ihren Gunsten!) 

— Aber sicher nicht, Herr Kollege Reimann. 

(Heyenn [SPD]: Die Zahlen weisen das 
aus!) 

Es sind verschiedentlich Modellrechnungen aus 
dem Rentenanpassungsbericht von Ihnen, Kollege 
Dreßler, zitiert worden, 

(Heyenn [SPD]: Zu Recht zitiert worden!) 

fast wie von einem Prognosefetischisten. Deswegen 
möchte ich Ihnen einmal ein Zitat eines Ihnen nicht 
unbekannten Zeitgenossen zur Kenntnis geben. 

(Zuruf von der SPD: Karl Marx!) 

Er hat gesagt: 

Ich weiß heute aus Erfahrung, daß die Prognosen ^^) 
in Zeiten des weltweiten wirtschaftlichen Um- 
bruchs überhaupt nie stimmen können, daß sie 
nicht einmal die gleiche Tr eff Wahrscheinlichkeit 
für sich haben wie die allabendlichen Wettervor- 
hersagen im Fernsehen für den folgenden Tag, 
die uns häufig genug irreführen. 

So hat sich Helmut Schmidt 1978 zutreffenderweise zu 
Prognosen geäußert. 

(Dreßler [SPD]: Das war ein guter Mann! — 

Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das war also nicht 
nur ein Zeitgenosse, sondern auch ein 
Genosse!) 

— Das ist in der Tat, Kollege Bötsch, nicht nur ein 
Zeitgenosse, sondern auch ein Genosse, aber, wie ich 
meine, ein Genosse, der immer den Blick für die Rea- 
lität behalten hat. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das kann man im 
großen und ganzen sagen!) 

Ihre Prognosen, wie Sie sie uns geschildert haben, 
unterstellen null Kraft in die Reformfähigkeit des Sy- 
stems und der Handelnden einschließhch Sie selber; 
denn Sie sind eingeladen mitzumachen. Deswegen, 
muß ich sagen, ist es Mangel an Vertrauen in die 
eigene Leistungsfähigkeit, was Sie uns hier heute prä- 
sentiert haben. Das bedaure ich sehr. 

(Reimann [SPD]: Sie brauchen nur unsere 
Vorschläge zu übernehmen!) 

— Auch darauf gehe ich ein, Kollege Reimann. 
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(A) Es liegt nahe, die Rentenversicherung mit einem 
altehrwürdigen, auf soliden Grundmauern errichte- 
ten, aber renovierungsbedürftigen und renovierungs- 
fähigen Gemäuer zu vergleichen. Wir wissen aus ei- 
gener Erfahrung, wie unterschiedlich die Sachver- 
ständigen die Standfestigkeit alter Gebäude beurtei- 
len können. Wir haben da leidvolle Erfahrungen. Aber 
ich bin in diesem Fall nicht für Abreißen, sondern für 
Erneuern, für gründliches Durchsanieren. 

Wenn Sie behaupten, Sie hätten ein Konzept vorge- 
legt, Sie hätten den großen Wurf getan, dann möchte 
ich an ein paar Dinge erinnern, wo, mit Verlaub zu 
sagen, Konzept nicht zu erkennen ist. Wollen Sie nun 
eigentlich eine Wertschöpfungsabgabe, oder wollen 
Sie keine? Wollen Sie eine Umbasierung der Arbeit- 
geberbeiträge, oder wollen Sie sie nicht? Das ist in 
dem Konzept aus meiner Sicht bisher nicht erkennbar. 
Worauf es ankommt, ist, alle Instrumente, die vorhan- 
den sind — Rentenniveau, Beitragshöhe, Lebensar- 
beitszeit, Bewertung von versicherungsfreien Zeiten 

(Kolb [CDU/CSU]: Mehr Rentenfälle!) 

und versicherungsminderen Zeiten, Bundeszuschuß, 
Neubewertung von Ausbildungszeiten — , sinnvoll 
und richtig einzusetzen. Das heißt, wir haben ein gro- 
ßes Instrumentarium. Deswegen ist es um so unver- 
ständlicher — weil Sie das gleiche Instrumentarium 
einzusetzen gedenken — , daß Sie durch Ton und In- 
halt Ihrer Rede den Versuch unternehmen, die mögli- 
chen und notwendigen Gemeinsamkeiten zu verspie- 
len. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Was soll das denn?) 

(ß) Dieses Rentenversicherungssystem — ich sage das 
mit allem Ernst und gegenüber allen Beteiligten — 

(Dreßler [SPD]: Daß der FDP das nicht paßt, 
glaube ich!) 

hängt auch von der Akzeptanz ab. Gemeinsamkeit 
und Akzeptanz, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, sind ein Stück Solidität dieses Systems. Des- 
wegen dürfen wir nicht so leichtsinnig mit den Dingen 
umgehen, wie das eben bedauerlicherweise, so muß 
ich sagen, geschehen ist. 

(Dreßler [SPD]: Wer leichtsinnig damit um- 
geht, seid ihr! Bei diesem Loch noch hochzu- 
rechnen, das ist leichtsinnig!) 

— Nein, nein, der Rentenanpassungsbericht geht 
doch von null Reform aus; muß er ja auch, ist auch 
richtig so; er kann doch nur Beschlossenes berück- 
sichtigen. Aber das muß ich doch dem Fachmann 
Dreßler nicht erklären. Es tut mir schrecklich leid; Das 
ist doch zu primitiv. Das wissen doch auch Sie. 

(Heyenn [SPD]; Wo sind die Vorschläge?) 

Erwecken Sie doch bitte nicht einen solchen Ein- 
druck. 

Wer so argumentiert wie Sie, müßte im Moment her- 
gehen und die Beiträge sofort auf 20, 21% erhöhen, 
was sicher falsch wäre, auch aus gesamtwirtschaftli- 
chen Gründen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die Bundeskasse 
zahlt!) 


Sie müssen auch die Belastungshöhe der einzelnen (C) 
und die Höhe der für den einzelnen insgesamt er- 
brachten Beiträge sehen. Kolleginnen und Kollegen, 
man muß sich bewußt machen, daß für einen Brutto- 
jahresverdienst von 54 000 DM inzwischen 
20 000 DM an Versicherungsbeiträgen, Renten-, 
Kranken- und Arbeitslosenversicherung — ohne Be- 
rufsgenossenschaftsbeiträge — abgeführt werden 
müssen. Für denjenigen, der in allen Systemen 
Höchstbeiträge zahlt, werden inzwischen 24 000 DM 
gezahlt, 2 000 DM pro Monat. 

Wenn man nicht bereit ist, dies in das Gesamtsze- 
nario einzubauen und zu berücksichtigen, dann, sage 
ich Ihnen, kommt man zu einer Taschengeldgesell- 
schaft, wird den Menschen nur noch das ausgezahlt, 
was übrigbleibt, nicht das, was sie verdient haben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]; Nur nicht den Beam- 
ten!) 

Steuern und Versicherungsbeiträge sind dann höher 
als der Nettolohn. Es ist aus unserer Sicht und, ich 
meine, auch aus Ihrer Sicht, die Sie Arbeitnehmerin- 
teressen vorgeblich vertreten wollen, unerläßlich, sol- 
ches zu vermeiden. 

(Beifall bei der FDP — Dreßler [SPD]: Was 
wollen Sie damit sagen?) 

Auch hier ein Zitat von Helmut Schmidt: 

Wer gegenwärtig eine weitere Anhebung der So- 
zialleistungen fordert, der muß wissen, daß er 
zwangsläufig Belastungen der aktiven Arbeit- 
nehmer verstärkt und daß es psychologische und 
politische Grenzen für solche Mehrbelastungen 
gibt, die man nicht überschreiten kann. 

Ich komme mir fast vor, ein größerer Verteidiger des 
ehemaligen Kanzlers Helmut Schmidt zu sein als Sie 
und Ihre ganze Fraktion zusammen, mit Verlaub zu 
sagen. 

(Frau Traupe [SPD]: Da kommen einem die 
Tränen! Deshalb haben Sie ihn abge- 
wählt?) 

Für uns ist die Stärkung des Versicherungsprinzips 
wichtig. Wir halten — und da möchte ich mich bei 
beiden großen Fraktionen bedanken — die Abkehr 
von der Bruttoanpassung für unerläßlich. Als wir 1979 
zum erstenmal in Form eines Programms verdeutlicht 
haben, daß man Renten, wie jetzt erfreulicherweise 
der Bundesarbeitsminister gesagt hat und wie das er- 
freulicherweise auch aus den Reihen der SPD zu hö- 
ren ist, nur noch so steigern kann, wie die frei verfüg- 
baren Einkommen der aktiv Tätigen steigen, sind wir 
mit „soziale Kälte'' „eiskalte Kapitalisten", „Unter- 
nehmermentalität" beschimpft worden. 

(Reimann [SPD]: Das war doch nie anders!) 

— Ist doch nicht wahr! 

Inzwischen ist das Gott sei Dank in die Programme 
der großen Parteien übernommen worden. Ich werte 
das positiv, weil es ein Stück Gemeinsamkeit ist, auf 
dem wir gemeinsam reformieren können, auf dem wir 
uns gemeinsam bemühen müssen. 

Bevor meine Zeit abgelaufen ist, möchte ich noch 
auf einen Punkt, der mir sehr wichtig erscheint, ein- 
gehen. Der Bundesarbeitsminister hat es gesagt, und 
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(A) die Opposition hat es auch gesagt: Wir brauchen für 
die Reform einen zuverlässigen Bundeszuschuß. Wir 
müssen diesen Bundeszuschuß auch haben, um ein 
ordentliches Reformwerk vorzulegen. Da möchte ich 
eigentlich, weil vom Finanzministerium niemand hier 
ist, den Bundesarbeitsminister bitten, er möge den 
Bundesfinanzminister doch unter dem Sauerländer 
Motto „Jetzt muß unbedingt mal Butter bei die Fi> 
sehe" auffordern, bald überzukommen; denn wir kön- 
nen in der Kommission und in den Beratungen nicht 
mehr weitermachen, wenn wir nicht beizeiten anstän- 
dige, normale, klare Vorgaben bekommen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Je öfter der Herr Rau 
kommt, desto kleiner wird der Bundeszu- 
schuß!) 

— Ja, das ist in der Tat richtig. 

In diesem Zusammenhang habe ich erhebliche Be- 
denken, daß wir, wenn wir so weitermachen, unsere 
Hausaufgaben nicht erfüllen können. 

Ich möchte auch ein Wort zu der Bewertung der 
beitragsgeminderten und beitragslosen Zeiten sa- 
gen. Auch in diesem Punkt sind wir sozusagen ein- 
same Spitze. Bis zu 13 Ausfalljahre haben wir in unse- 
rem System. In unserem Nachbarland Österreich hat 
inzwischen ein sozialistischer, noch nicht einmal, ein 
sozialdemokratischer Arbeitsminister einen Reform- 
entwurf durchgedrückt, der die Zeiten, die dort bisher 
sechs Jahre betrugen, stufenweise fast auf null 
bringt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist das Geheimrezept 
Dreßler!) 

Das ist nicht unsere Vorstellung. Aber eine Korrektur 
in diesem Bereich ist unerläßlich. 

Zu den liberalen Forderungen gehört auch, den 
Übergang vom Arbeitsleben in den Ruhestand flexib- 
ler zu gestalten. Gleitender Übergang, wie ihn schon 
verschiedene Tarifverträge vorsehen, Teilrente, Teil- 
arbeitszeit sind die entsprechenden Stichworte 
dazu. 

Diese Lösung muß man aber im Zusammenhang mit 
der Rentenstrukturreform zur Verbesserung der Rela- 
tion zwischen Rentenlaufzeiten und Beitragszeiten 
sehen und nicht in andere, falsche Zusammenhänge 

— dies sei auch an die CDU-Seite des Hauses gesagt 

— stellen. Späterer Berufseintritt, vorzeitiges Aus- 
scheiden aus dem Arbeitsleben und längere Lebens- 
erwartung: All das zusammen ist auf Dauer nicht fi- 
nanzierbar. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir wollen die Wahlmöglichkeiten des einzelnen, 
wann er in den Ruhestand tritt, nicht einschränken. 
Ich darf in diesem Zusammenhang an die 32 Thesen 
zur Alterssicherung meiner Partei aus dem Jahre 1979 
erinnern, in denen wir auch damals schon diese Posi- 
tionen — nicht mit dem Beifall beider großen Fraktio- 
nen versehen — vertreten haben. Wer früher in die 
Rente gehen will, soll und muß dies auch in Zukunft 
tun können, allerdings nicht zu Lasten der Solidarge- 
meinschaft der Rentenversicherung und der Beitrags- 
zahler. 

(Beifall des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Das ist der entscheidende Satz, auf den wir hier hin- 
weisen müssen. 


Nachdrücklich möchte ich davor warnen, die Bei- (C) 
trags- und Leistungsbezogenheit der Rente durch 
Vermischung mit der Sozialhilfe in Frage zu stellen. 

Wer hier den Anfang macht, macht einen Schritt hin 
zur bedürftigkeitsorientierten Rente. Und darüber 
müssen Sie sich klar sein: Das ist mit uns nicht zu 
machen. 

(Hoss [GRÜNE]: Ist das auch die Meinung 
von Herrn Bangemann?) 

— Es gibt da auch eindeutige Beschlüsse, in diesem 
Punkt sogar sehr eindeutige Beschlüsse. — Allerdings 

— auch dies möchte ich wiederholen — halte ich bei 
der Sozialhilfe Korrekturen im Bereich Schonvermö- 
gen und anderer Dinge für unerläßlich, wenn ich diese 
Position glaubhaft vertreten will. Denn es ist ein ein- 
klagbarer Rechtsanspruch gegenüber der gesamten 
Volksgemeinschaft, eine ordentliche Minimal Versor- 
gung zu garantieren. Das ist keine Fürsorgeleistung. 
Sozialhilfe ist — das ist der Wille aller Fraktionen 
gewesen — ein einklagbarer Rechtsanspruch. Mit an- 
deren Worten: Es ist auch keine Schande, jemanden 
dorthin zu verweisen, wenn er — aus welchen Grün- 
den auch immer, unverschuldet oder verschuldet — in 
Not geraten ist. 

Unsere Rentenstrukturreform für die nächsten Jahr- 
zehnte muß darauf abzielen, die notwendigen Opfer 
möglichst gerecht zu verteilen. Dabei gebührt nach 
meiner Auffassung der Rentensicherheit der Vorrang 
vor hohen Anpassungen nach dem Motto: Ein wenig 
weniger ist mehr, solider, und darauf kommt es an. 

Wer es mit dem Generationenvertrag tatsächlich ernst 
meint, für wen das nicht ein leeres Wort ist, darf nicht (D) 
heute Leistungen versprechen und Zusagen, die un- 
sere Kinder und Enkel morgen nicht bezahlen und 
erwirtschaften können. Unsere Generation — ich bitte 
die Sozialdemokraten, insbesondere die Kollegen aus 
den Gewerkschaften, zuzuhören — , die über wesent- 
lich höhere Realeinkommen als frühere Generationen 
verfügt — 

(Frau Traupe [SPD]: Einige!) 

so hat Alfred Schmidt vom DGB, den ich hier zitiere, 
gesagt — , sollte jetzt das solide Fundament für die 
Rentenversicherung des Jahres 2000 und später 
schaffen. Trotz der verbalen Aufkündigung oder 
Halbaufkündigung des Konsenses von Rudolf Dreßler 
eben gebe ich die Hoffnung nicht auf, daß es uns 
gelingt, auch bei unterschiedlicher Bewertung einzel- 
ner Positionen in Zusammenarbeit mit mindestens 
drei Fraktionen — denn die so entscheidend unter- 
schiedlichen Positionen, Frau Kollegin Unruh, lassen 
die Einbeziehung 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Warten Sie mal ab!) 

— Wenn Sie für die leistungsbezogene Rente sind, 
würde ich um einer soliden Rentenversicherung wil- 
len noch nicht einmal die Zusammenarbeit mit Ihnen 
scheuen. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU — 
von der Wiesche [SPD]: Jetzt wird er aber 
leichtsinnig! — Weiterer Zuruf von der SPD: 

Jetzt wird der Abgeordnete Cronenberg 
übermütig!) 
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— Ja, in der Tat. Kolleg von der Wiesche, ich muß 
auch sagen; Ich muß mir sehr überlegen, was ich da 
gesagt habe. 

Wie dem auch sei: Mir geht es wirklich darum, 
heute und hier kein Prozellan kaputtzuschlagen. Das 
haben weder unsere Rentner noch die Parteien, so 
meine ich, auf Grund ihrer bisherigen Äußerungen 
verdient; denn mit Verlaub zu sagen: Bisher, bis heute 
hatte ich den Eindruck, daß der gute Wille und der 
Wille zur Zusammenarbeit auf allen Seiten nicht nur 
verbal und vordergründig, sondern wirklich vorhan- 
den ist. Ich bitte deswegen, Kollege Dreßler, im Proto- 
koll vielleicht noch einige Schärfen zu streichen, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Hier wird nichts ge- 
strichen!) 

damit zum Schluß nicht festgestellt werden muß, daß 
heute mehr Prozellan als nötig kaputtgeschlagen wor- 
den ist. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Unruh. 


Frau Unruh (GRÜNE): Herr Präsident! Volksvertre- 
ter und -innen! 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

— Ja, ich habe jetzt etwas Zeit. Das verdanke ich 
natürlich der grünen Fraktion, die mir die Zeit einge- 
räumt hat. Ich bin glücklich, daß ich in dieser Fraktion 
sitzen darf. Ich wäre unglücklich, wenn ich bei den 
Christen säße. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wir wären 
auch unglücklich!) 

Ich wäre unglücklich, wenn ich bei der FDP säße. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Das beruht 
auf Gegenseitigkeit!) 

Ich bin Rudolf Dreßler dankbar, der endlich Hin- 
weise gegeben hat — natürlich aus seiner ganz hohen 
Qualifikation heraus. Ich nehme Herrn Dreßler 
ernst. 

(Zuruf von der FDP: Ist das jetzt die neue 
Liebe?) 

Weil Sie das so schön gesagt haben, Herr Cronenberg, 
und ihn etwas in Schrecken versetzen wollten: Lieber 
Herr Dreßler, ich werde dafür sorgen, daß die GRÜ- 
NEN noch besser werden. Dann gehen wir zusam- 
men, 

(Dreßler [SPD]: Ja, wir Wuppertaler!) 

und dann werden Sie Arbeitsminister. Dann schaffen 
wir das bißchen. 

(Heiterkeit) 

Sie haben dann nur eins vor sich, Herr Dreßler: Sie 
müssen dann die Karre aus dem Dreck holen. 


Was Herr Blüm jetzt so von sich gegeben hat, hat (C) 
mich erschüttert. 

(Zuruf von der SPD: Erblast!) 

Es geht doch um die Rentner heute. Sie reden immer 
von morgen, von übermorgen, von überübermorgen. 

Nur, wissen Sie überhaupt, wie die jetzigen Renten 
aussehen? 

(Louven [CDU/CSU]: Besser als vor vier Jah- 
ren!) 

40% der männlichen Arbeiter haben weniger als 
1 200 DM. 20 % der männlichen Angestellten haben 
weniger als 1 200 DM. 

(Kolb [CDU/CSU]: Der Rentner!) 

— Wir sprechen doch von Renten. Bitte! 70% der 
Arbeiterinnen — in Rente natürlich — haben weniger 
als 600 DM. 38 % der weiblichen Angestellten, die 
jetzt in Rente sind, haben weniger als 600 DM. 

(Louven [CDU/CSU]: Sie müssen doch mal 
fragen, warum!) 

Nun nehmen Sie doch bitte einmal folgendes zur 
Kenntnis. Es hat mich sehr begeistert, daß Herr Gen- 
scher heute morgen einen sozialen Rechtsstaat ent- 
deckte. Überlegen Sie sich einmal, wie die Leute mit 
den Renten jetzt eigenthch leben. Sie lenken doch ab 
ins Jahr 2000. Sie wissen wie ich — Sie können ja 
besonders gut rechnen, Herr Kolb — : 1 % nach oben 
oder unten bedeutet 300 Milliarden DM. Wir haben 
das ja im Ausschuß gemacht. 

(Kolb [CDU/CSU]: Mit Zinsen hat er gerech- 
net!) 

Wir leben also in einer sozial verpflichteten Gesell- 
schaft. Sie haben vorhin so schön gesagt. Sie hätten 
zehn Jahre Abgeordnetensessel. Da haben Sie ja eine 
tolle Pension, nicht? 

(Kolb [CDU/CSU]; Wenn ich so alt werde!) 

Hat man Ihnen schon einmal etwas abgezogen? Wo ist 
denn Ihre Solidarität mit denen, für die ich gerade 
konstatieren muß, daß sie wahnsinnig geschuftet ha- 
ben? Nur, verehrter Herr Minister Blüm, das ist dann 
der Alterslohn für Lebensleistung. Haben Sie über- 
haupt schon einmal zur Kenntnis genommen, daß es 
solche Renten gibt? Haben Sie das, Herr Cronenberg 

— Sie wollen ja auch immer ein soziales Herz ha- 
ben — , jemals zur Kenntnis genommen? Ist Ihnen 
überhaupt einmal eingefallen, daß man da etwas an- 
deres in die Struktur reinbringen könnte? 

Da danke ich doch meinen grünen Kollegen und 
Kolleginnen. Die haben sich mit ihren jungen Köpfen 
andere Sorgen um die Alten gemacht, als Sie, Herr 
christlicher Minister mit Ihren christlichen Grundwer- 
ten, es bis heute überhaupt geschafft haben. Ich war, 
glaube ich, vorgestern das erste Mal im CDU/CSU- 
Fraktionssaal. Da hängt ein Kreuz an der Wand. Ich 
habe gedacht: Das darf doch nicht wahr sein! Und das 
ist der Rentenminister? 

Nein, das Kreuz hängen Sie mal zu. Es ist Fasten- 
zeit. Das Kreuz hängen Sie mal ganz schön zu. 

(Louven [CDU/CSU]: Warum das denn?) 

— Das kann ich Ihnen jetzt sogar sagen, warum: ein- 
mal wegen der Renten, bis Sie endlich darauf kom- 
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men, daß die erhöht werden müssen, und zum zweiten 
deswegen, weil Sie die Altmütter mit einer Sterbetafel 
versehen haben und ihnen nicht die 27 DM pro Le- 
bendgeburt gönnen. Das ist das „Schinanteste“, was 
der ganze christliche Flügel auch in der Täuschung 
zur Senioren-Union hin begangen hat, zur gesamten 
Senioren-Union. Ich spreche gar nicht mehr von dem 
sozialen KAB-Flügel dort. 

(Frau Traupe [SPD]: Den gibt es ja auch gar 
nicht!) 

— Es gibt einen, einen täuschungs-sozialen Flügel. 
Aber Sie haben sich ja was einfallen lassen, daß Sie 
Ihre eigenen Alten in der CDU in den Griff kriegen; da 
machen Sie eine Senioren-Union. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

— Nehmen Sie sich daran einmal ein Beispiel. Sie 
haben doch eine tolle Pension. Ihre eigenen Senioren- 
Union will, daß die Altmütter alle sofort ihre 27 DM 
bekommen. Warum denn nicht? 

Wir Grauen Panther haben uns als Zeichen vorge- 
stern an die Friedhofsmauer von Bonn hinstellen müs- 
sen. Jetzt hören Sie bitte zu. 

(Zuruf der Abg. Frau Limbach [CDU/CSU]) 

— Jetzt sind Sie auch ruhig. Sie haben auch einen 
festen Posten, und Sie haben eine wunderbare Pen- 
sion. 


(Frau Limbach [CDU/CSU]: Sie sind hier 
doch nicht meine Lehrerin! — Louven [CDU/ 
CSU]: Wissen Sie, wieviel Pension Dreßler 
kriegt?) 

Wir haben 100 m Sterbeanzeigen gezeigt, allein aus 
einer Bonner Zeitung; 800 Sterbeanzeigen in Bonn. 
Diese alten Mütter sind voriges Jahr, also 1987, ge- 
storben, ohne in den Genuß der 27 DM gekommen zu 
sein. 

Schämen Sie sich in Grund und Boden! Sie hätten 
etwas von Ihren Diäten, von Ihrer Pension abtreten 
können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieviel haben Sie 
denn abgetreten?) 

Sie von der SPD hätten auch Zeichen setzen können. 
Wir gönnen gern den Beamten ihre Pension bis zu 
3 500 DM, aber dann, Herr Minister, muß harmoni- 
siert werden. Das ist hier ja bald schon ein Kasperle- 
theater, 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Das ist wahr!) 

wie Sie sich hinstellen, abgesichert mit Ihren dicken 
Pensionen, und knüngeln hier bei solchen Renten 
rum, obwohl doch nur — hören Sie gut zu! — 10 % der 
Rentner aus der Arbeiter- und Angestelltenversiche- 
rung über 1 500 DM haben. Die Beamten-Mindest- 
pension hegt nach 35 Dienstjahren bei 1 645 DM. 

Machen Sie hier doch mal eine Strukturreform; ma- 
chen Sie es doch endlich einmal! 

(Kolb [CDU/CSU]: Und wie ist es bei A 6 oder 
A7?) 

Wir vermissen Ihre Vorschläge. Sie wissen, daß Sie 
gegen die Bundesverfassung verstoßen. Die einen bit- 
ten Sie 40, 45 Jahre zur Kasse, dann haben diese Leute 


Renten in der Höhe, die ich eben genannt habe, und (C) 
die anderen, schön im weichen Sessel, bekommen 
ohne eigene Einzahlung nach 35 Jahren 1 645 DM. 

Wo ist denn da der Gleichheitsgrundsatz? Fangen Sie 
mit Ihrem Strukturdenken doch bitte da an, daß dies 
auch das Mindeste für das andere Volk sein müßte, 
auch wenn das andere Volk bezahlen müßte. 

Denken Sie an Ihre Diäten. Ich denke natürlich auch 
an meine. Wir brauchen für unsere Pension nichts zu 
bezahlen, die ja schön saftig ist. Es wird immer von der 
großen Solidarität gesprochen. Warum fangen wir 
dann nicht bei uns an? Warum fangen wir denn nicht 
bei den Pensionen ab 3 500 DM an, daß wir sie ein- 
frieren? Meine Kollegen und Kolleginnen von den 
GRÜNEN, unter denen sehr viele Lehrer sind, beken- 
nen sich voll dazu. Sie aber täuschen nur rum und 
lenken immer ab auf die Ärmsten der armen Rent- 
ner. 


Ich kann Ihnen Briefe vorlegen. Ich habe mir Aus- 
züge aus ein paar Briefen gemacht, und dann wird 
vielleicht auch Herrn Dr. Blüm etwas mulmig um sein 
Samariterherz. 


(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Überhaupt nicht, 

Frau Unruh!) 

— Wenn Ihnen überhaupt nicht mulmig wird, dann 
weiß ich nicht, warum Sie Sozialminister sind. 


(Kolb [CDU/CSU]: Einen kühlen Kopf muß 
man behalten!) 


Sie können das alles in meinem Büro einsehen. Sie 
haben das neulich bezweifelt. 

(Louven [CDU/CSU]: Wir kommen morgen 
vorbei!) 


(D) 


— Ja, bmühen Sie sich. Dann kommen Ihnen endlich 
vielleicht einmal im Leben die Tränen, Sie christlicher 
Mensch. Der Herr Blüm zieht durch die Lande und 
verkündet die christlichen Grundwerte. Wo hängen 
die denn? 


(Louven [CDU/CSU]: Aber Sie entscheiden 
darüber, wer Christ ist?) 

— Aber selbstverständlich. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Christliche Grundwerte, das heißt doch: Teile mit dei- 
nem Nächsten, habe doch das Ohr offen für deinen 
Nächsten, und was du selbst nicht willst, das man dir 
tu', das füg' auch keinem anderen zu. Ich möchte mal 
Herrn Blüm mit seiner Ehefrau sehen, wenn er vom 
17. Lebensjahr an geschuftet hätte und dann als 
65jähriger 750 DM Rente hätte. Da möchte ich doch 
mal Herrn Blüm erleben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist doch eine Sonder- 
konstruktion! — Eigen [CDU/CSU]: Das gibt 
es überhaupt nicht!) 

— Verzeihen Sie, dieser 65jährige war sogar 17 Jahre 
im Krieg einschließlich russischer Gefangenschaft, 
Herr Kolb. Sind Sie so ein junger Bursche, daß Sie das 
nicht nachvollziehen können? 

(Kolb [CDU/CSU]: Ich kann gut rechnen!) 
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(A) Die einen, die jetzt im Staatsdienst sind, haben nach 
5 Jahren Anspruch auf ihre Pension, 

(Kolb [CDU/CSU]: Frau Unruh, bringen Sie 

uns den Fall, wir werden ihn nachprüfen!) 

die anderen haben ihre Knochen hingehalten und 
hängen da als 65jährige mit 750 DM. 

Ein anderer 62jähriger, der mit 13 Jahren von den 
Russen verschleppt wurde, dann aber von 1949 bis 
1980 unentwegt gearbeitet hat, hat eine Rente von 
900 DM. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wo?) 

— Der hat vielleicht als Straßenkehrer gearbeitet. Hat 
ein Straßenkehrer nicht auch seine Existenz mit 65 
Jahren verdient? 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Straßen- 
kehrer ist ja im öffentlichen Dienst, und den 
bekämpfen Sie doch immer!) 

— Ich habe Ihren Einwurf nicht gehört. Wollen Sie 
Ihre halbe Pension abführen, dann ist alles in Ord- 
nung. 

Jetzt komme ich noch einmal zu den christlichen 
Grundwerten. Eine 68jährige, die als Diakonieschwe- 
ster bis zum Gehtnichtmehr verschlissen worden ist, 
hat heute eine Rente von 601,87 DM. 

(Louven [CDU/CSU]: Wann hat sie denn an- 
gefangen zu arbeiten?) 

Ist Ihnen das alles nicht bekannt? 

(Louven [CDU/CSU]: Wann hat sie angefan- 
gen?) 

— Ich weiß nicht, ob Sie wissen, was eine Diakonie- 
schwester ist, die für Gotteslohn, für 175 DM im Mo- 
nat, jede Woche 70 Stunden geschuftet hat. Diese 
Frau steht nun da mit so einer Rente. Das kann man 
nicht so lassen, wenn man von Strukturreformen zu 
reden wagt. Ich gebe es nicht auf. Ihnen ständig und 
ständig die große Bitte vorzutragen: Wenn Sie — die 
SPD ist da eingeschlossen — an Strukturreformen ge- 
hen, muß es einen existenzfähigen Mindestsatz au- 
ßerhalb des Sozialamtes geben. 

Herr Kolb, ich weiß. Sie sind das nächste Mai nicht 
mehr an der Regierung, dann haben wir das auch 
schon erledigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Sie nicht 
mehr im Bundestag!) 

Heute ist hier so einiges gelaufen, und das habe ich 
mir aufgeschrieben. Der Herr Kohl sprach heute auch 
von sozialer Gerechtigkeit für den Binnenmarkt. Die 
Leute schreiben mir, da werde immer gesagt, sie soll- 
ten etwas kaufen. Die wissen nur nicht, wovon. Wenn 
wir den Binnenmarkt ankurbeln wollen, dann geben 
wir doch bitte das Geld an die Menschen, die es sofort 
in Kaufkraft umsetzen werden. 

Jetzt zum Schluß noch einmal Sie, Herr Sozialmini- 
ster. Sie sprachen vom Jahrhundertvertrag. Gut, Sie 
haben das Kindererziehungszeitengeld eingeführt, 
nur möchte ich die Mütter ab 1921 aufklären: Ca. 50 
Prozent bekommen nichts. Das hört man draußen ein- 
fach nicht. Es wird damit hausieren gegangen, daß 


alle Mütter, weil ja Mutter Mutter ist, ihr Babygeld, ihr (C) 
Erziehungsgeld bekommen. 

(Louven [CDU/CSU]; Bei den Sozis kriegten 
100% nichts!) 

Ach, wissen Sie, Sie sind so primitiv und wissen noch 
nicht einmal, wie das zusammenhängt, als Sie das 
Gesetz verabschiedet haben. — Ich werde Ihnen ein 
Gutachten bringen. Leider hat die SPD die Normen- 
kontrollklage nicht mitgemacht. Die GRÜNEN waren 
wieder einmal so gut und haben 20 000 DM auf den 
Tisch gelegt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben es ja 
auch!) 

— Was haben sie denn? Die haben überhaupt nichts; 

Sie ersticken im Geld, Mensch! — Wagen Sie es nicht, 
im Wahlkampf so falsch zu spielen! Ich werde dafür 
sorgen, daß Sie nicht mehr wiedergewähit werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Fuchtel. 


Fuchtel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst ist nicht weg- 
zudiskutieren, daß zum 1. Juli 1988 die Renten um fast 
genau 3 % erhöht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für die Rentner und überhaupt für die Menschen im 
Land ist dies nicht nur eine sehr gute Entwicklung, 
sondern auch eine Nachricht, die sie weitgehend als 
selbstverständlich betrachten. Das zeigt: Die Bevölke- 
rung setzt festes Vertrauen in unsere Alterssiche- 
rungssysteme und in die Teilhabe des alten Menschen 
an der allgemeinen Einkommensentwicklung. 

Und was macht die Opposition? Wie in jeder Ren- 
tendebatte der letzten Jahre spielt sie in leichtfertiger 
Weise mit diesem Vertrauen der Menschen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie mißbrauchen 
es!) 

Dabei würden es die Bürger begrüßen, wenn die Ren- 
tenfrage stärker aus dem Parteienstreit herausgehal- 
ten werden könnte. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das hättest du wohl 
gerne, was?) 

Oppositionspolitiker wie Sie, Herr Dreßler — bleiben 
Sie nur da, wenn ich mich jetzt zur Sache und mit 
Ihnen befassen möchte — , müßten natürlich erst ein- 
mal über den Schatten springen und zugeben: Dieser 
Bundesarbeitsminister Blüm hat den schwerkranken 
Patienten Rentenversicherung wieder gesund ge- 
macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Frau Traupe 
[SPD]: Das ist doch Schwachsinn!) 

Zunächst Notoperation, dann Nachbehandlung, jetzt 
Stabilisierung. Wo waren Sie eigentlich die ganze Zeit 
über? Sie sitzen im Wartezimmer und werden nicht 
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(A) müde, Ihre Phantasien von Armut und Niedergang 
auszumalen. So ist es nämlich. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Da haben Sie vorhin 

nicht zugehört! — Abg. Dreßler [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage I) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 

Fuchtel (CDU/CSU): Die Zwischenfragen machen 
wir in der zweiten und dritten Lesung. 

Das Gedächtnis der SPD ist offenbar kürzer als das 
der Bürger. Deswegen muß ich folgendes noch einmal 
in Erinnerung bringen: 4 % Erhöhung bei 5,3 % Infla- 
tion, 4 % Erhöhung bei 6,3 % Inflation, zwischendurch 
noch eine Null-Runde. War das eigentlich der soziale 
Fortschritt? Das war sozialer Rückschritt! Jetzt heißt 
die Zahl: Um 3% Erhöhung bei 1% Preissteigerung, 
netto 2 % Zuwachs. Auch schon in den letzten beiden 
Jahren gab es netto mehr, bei hoher Preis- und Geld- 
wertstabilität. Das ist sozialer Fortschritt! 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Hinzu kommt — dies ist viel bedeutsamer — , daß 
auch all diejenigen Frauen in den vollen Genuß der 
Rentenerhöhung kommen, die seit 1984 nur noch fünf 
Versicherungsjahre für einen Rentenanspruch gegen- 
über bis dahin 15 Jahren benötigen und somit auf 
Grund entsprechender Beitragszeiten einschließlich 
anrechenbarer Zeiten für die Kindererziehung eine 
Rente erhalten werden. 

(B) Viel wichtiger ist weiter, daß die Rentenerhöhung 
Müttern zugute kommt, die vor 1921 geboren sind und 
sukzessive eine Leistung für frühere Kindererzie- 
hungszeiten erhalten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: 800 gestorben in 
Bonn!) 

Ein Teil dieser Mütter hatte bisher mit erheblichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen, um die erforderlichen 
Urkunden zu beschaffen. Hier wird auf Antrag des 
Landes Baden-Württemberg im Bundesrat eine Er- 
leichterung des Verwaltungsverfahrens angestrebt. 
Die Koalitionsfraktionen werden dies im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens aufgreifen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: 50 000 tot!) 

Meine Damen und Herren, wie geht es nun weiter 
mit der Rentenpolitik, und welche Rolle spielt dabei 
der Rentenanpassungsbericht? Der vorliegende Ren- 
tenanpassungsbericht — das hätte ich gern dem Kol- 
legen Dreßler doch noch selber gesagt — gibt jeden- 
falls keinen Grund für ein Untergangszenario, wie es 
eben vorgeführt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine seriöse Betrachtung kommt doch nicht daran vor- 
bei, daß sich die Schwankungsreserve bis Dezember 
1987 auf 1,8 Monatsausgaben aufgebaut hat. Daher 
ist das kein Fall für Unruhe; die Renten sind sicher. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nein!) 

— Ich habe ja gesagt: „kein Fall für Unruhe". 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie hat „Unruh" ge- 
hört!) 


Da der Kollege Dreßler von der SPD, obwohl er es (C) 
eigentlich besser wissen müßte, heute wieder seine 
alte Platte aufgelegt hat, frage ich mich, was er damit 
eigentlich bezwecken will. Will er „nur" den Rentnern 
Angst einjagen, oder paßt es ihm nicht, daß die Rent- 
ner die Sicherheit der Renten auf Grund ihrer leidvol- 
len Erfahrung mit der SPD bei dieser Regierung bes- 
ser gewahrt wissen als bei der SPD? Will er vor allem 
zu Lasten der Beitragszahler und damit der Arbeit- 
nehmer die Lebensstandardsicherung für die langjäh- 
rig Versicherten langfristig in eine Grundsicherung 
für alle umbauen? Ist ihm klar, daß dies zu einem kata- 
strophalen Leistungsabbau führen muß? Wenn er sich 
dabei auf den Rentenanpassungsbericht stützt, wie 
vorhin getan, wird dies unsere Diskussion nicht viel 
voranbringen. 

Jeder Auszubildende bei einer Versicherungsan- 
stalt bekommt schon mit, daß die in dem Rentenan- 
passungsbericht enthaltenen 15jährigen Vorausbe- 
rechnungen keine Prognosen sind. Nur der sozial- 
politische Sprecher der SPD will dies nicht wahrha- 
ben. Es handelt sich ausschließlich um Modellberech- 
nungen; sie können nur Hinweise auf mögliche Ent- 
wicklungen geben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nehmen Sie das Mo- 
dell der GRÜNEN, dann sind Sie richtig!) 

Die tatsächlichen Entwicklungen verlaufen regelmä- 
ßig anders, wie die Erfahrungen zeigen, und jeder 
weiß: Prognosen gehen eben oft auch in die Hosen. 

Wenn solche Modellrechnungen am Ende ein Defi- 
zit zwischen 220 und 330 Milliarden DM aufzeigen, 
dann muß hier einmal ein Fakt ganz deutlich heraus- 
gestellt werden: Eine jährliche Unter- oder Überschät- 
zung bei den Steigerungsraten der Beitragseinnah- 
men oder der Rentenausgaben von nur einem einzi- 
gen Prozent in den Berechnungen für einen 15-Jah- 
res-Zeitraum führt zu rund 300 Milliarden DM Unter- 
schied. Dies zeigt, wenn man nur lesen und verstehen 
will, was die 15jährigen Vorausberechnungen eigent- 
lich leisten können und was sie nicht leisten können. 

Aber nun wissen wir ja: Früher kam man für Kritik ins 
Gefängnis, heute kommt man dafür ins Fernsehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP - Kolb [CDU/CSU]: Und je unsach- 
licher, desto länger! — Zurufe von den GRÜ- 
NEN) 

Was macht die Opposition also in dieser Lage? Sie 
benutzt eine Delle in der Wirtschaftsentwicklung, um 
daraus nach Möglichkeit erschreckende Nachrichten 
zu produzieren. Dabei müßte doch Einverständnis 
darüber zu erzielen sein, daß Schwankungen in der 
wirtschaftlichen Entwicklung etwas völlig Normales 
sind. Selbstverständlich — das betone ich — muß man 
sie beachten und in geeigneter Weise darauf reagie- 
ren. Aber dies geschieht bereits seit Beginn dieser 
Legislaturperiode. Wenn Sie so wollen, kommt jetzt 
nach der Notoperation, nach der Nachbehandlung, 
nach der Stabilisierung die Vorsorgephase, die mit der 
Strukturreform in der Rentenversicherung rechtzeitig 
abgeschlossen werden wird. 

Für die CDU/CSU-Fraktion erkläre ich hier aus- 
drücklich nochmals unsere Bereitschaft zu einer ge- 
meinsamen Sachpolitik in der Rentenfrage. Die Aus- 
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(A) gangspunkte von Koalition und SPD für die Rentenre- 
form scheinen sich noch zu entsprechen, Erhaltung 
der Rentenversicherung als lohn- und beitragsbezo- 
gene Lebensstandardsicherung, aber der Rest wird, 
wie ich feststellen mußte, bereits schwierig. So haben 
Sie, Herr Kollege Dreßler, erst vor kurzem, am 9. Ja- 
nuar 1988, vor dem sogenannten Kocheier Kreis zur 
Rentenreform gesprochen und dabei ausgeführt; 
Erstens. Es müssen Besitzstände innerhalb des Alters- 
sicherungssystems umverteilt werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Diese Terminologie deutet bereits auf die Absicht der 
Gleichmacherei hin und ist mit uns nicht zu ma- 
chen. 

(Dreßler [SPD]: Ihr Problem ist: Sie haben 
nichts verstanden!) 

Zweitens. So geht es dann auch gleich weiter im 
Text: Das Alterssicherungssystem müsse sich weitge- 
hend von dem herkömmlichen berufsständischen 
Ordnungsmodell lösen. Alle Bürger sollten in einem 
Alterssicherungssystem erfaßt werden, führen Sie 
weiter aus. Hierzu sagen wir: Bemühungen um eine 
Harmonisierung der Alterssicherung: ja; Vereinheit- 
hchung und damit Zerschlagung der heutigen Gliede- 
rung: nein. 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Richtig! — Reimann 

[SPD]: Zwischen Gleichschaltung und 
Gleichmacherei ist ein Unterschied!) 

Drittens wird dann der Wertschöpfungsbeitrag der 

(B) Arbeitgeber gefordert, auch Maschinensteuer ge- 
nannt. Dieser Vorschlag läuft auf eine Behinderung 
der Rationalisierung und des technischen Fortschritts 
hinaus. Der Vorschlag verwundert aber überhaupt 
nicht, denn er liegt ganz in der Linie der SPD-Politik 
und deren Programmatik. Der Vorschlag ist nicht nur 
ungeeignet, sondern auch gefährlich. Seine Verwirk- 
lichung würde nämlich im Endergebnis Arbeitsplätze 
gefährden und vernichten und genau jener Entwick- 
lung entgegenwirken, die wir dringend benötigen, 
um die Probleme zu bewältigen, die sich aus der de- 
mographischen Entwicklung ergeben. 

Der Vorschlag einer Maschinensteuer ist ebenso 
kontraproduküv wie der Versuch, Arbeitszeitverkür- 
zungen herbeizuführen, die nach aller Erfahrung 
nicht oder nur unter großen sozialen Spannungen re- 
versibel sind. Ich meine die Wochenarbeitszeitver- 
kürzung. 

Viertens. Wer diese beiden Vorschläge — Maschi- 
nensteuer und Wochenarbeitszeitverkürzung — ver- 
ficht, belegt somit seine Unfähigkeit zur Bewältigung 
der Herausforderungen in der Alterssicherung. In die- 
sen Tagen wird es in der Diskussion wieder deutlich, 
wo es um die Frage der Wochenarbeitszeitverkürzung 
geht und diese durch einen Streik erzwungen werden 
soll. Das wird sich auf jeden Fall auf die Rentenversi- 
cherung und den Rentner auswirken, und zwar nega- 
tiv und bereits in den nächsten Jahren. Denn diese 
Arbeitszeitverkürzung überführt Zuwächse der Pro- 
duktivität zumindest teilweise nicht in höhere Ein- 
kommen, sondern lediglich in ein Mehr an Freizeit. 


Hieraus werden aber keine Beiträge zu den Sozialver- (C) 
Sicherungssystemen geleistet. 

(Beifall des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Dieses Beitragsmanko hat sich bereits auszuwirken 
begonnen. Wenn man nach den weiteren Ursachen 
sucht, so findet man hier eine der ungünstigen Ent- 
wicklungen schon in der mittelfristigen Finanzierung 
der Rentenversicherung begründet. 

Fünftens wird dann die Einführung einer umfassen- 
den sozialen Grundsicherung gefordert. Demgegen- 
über formuliert die Koalitionsvereinbarung ausdrück- 
lich eine Absage an die Einheitsrente, an eine Grund- 
rente oder an eine bedarfsabhängige Rente. Bei allem, 
was wir diskutieren, muß vor einer gefährlichen Ver- 
mischung des Rentensystems gewarnt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Heyenn? 

Fuchtel (CDU/CSU): Ich habe vorhin schon gesagt: 

Das machen wir bei der zweiten und dritten Lesung; 
dann haben wir noch mal Gelegenheit. 

Das Rentensystem beruht eben auf dem Versiche- 
rungsgedanken, und die Sozialhilfe beruht auf dem 
Fürsorgegedanken. Das ist der Unterschied. Durch 
eine Vermischung wird, gewollt oder ungewollt, der 
Gedanke der Einheitsversorgung gestärkt. Es wäre 
verfassungsrechtlich zumindest bedenklich, sozusa- 
gen eine schlechte und eine bessere Sozialhilfe zu 
gewähren. 

Ich möchte nun noch einige Bemerkungen zum 
Bundeszuschuß machen. Der Bundeszuschuß muß (D) 
dazu beitragen, die entstehenden Belastungen in der 
Rentenversicherung auf Bund, Beitragszahler und 
Rentner ausgewogen zu verteilen. Über den Bundes- 
zuschuß trägt der Steuerzahler an den Lasten be- 
kanntlich mit. Eine übermäßige und damit nicht mehr 
ausgewogene Bemessung des Bundeszuschusses 
kann es aber nicht geben. Dadurch würde die Beteili- 
gung der Allgemeinheit an den Leistungen der Ren- 
tenversicherung — also Grundsicherungs-Vorstellun- 
gen — gefördert. Die Vorschläge des Verbands deut- 
scher Rentenversicherungsträger, wonach der Bun- 
deszuschuß auf mindestens 20 % der Rentenausgaben 
angehoben werden sollte, sind bei einer Abwägung 
nicht von der Hand zu weisen. Das möchte ich hier 
deutlich sagen. Der Bundeszuschuß sollte ferner aber 
gemäß der Entwicklung der Rentenausgaben und der 
Beitragssätze fortgeschrieben werden, damit sich 
Bundeszuschuß und Rentenausgaben nicht erneut, 
wie in der Vergangenheit geschehen, auseinander- 
entwickeln können. 

Nun noch ein Wort zur Lebensarbeitszeit. Daß die 
Finanzsituation der Rentenversicherung immer wie- 
der in der politischen Diskussion war und ist, hängt 
besonders mit den langen Rentenlaufzeiten zusam- 
men. Das durchschnittliche Renteneintrittsalter 
wurde immer niedriger, die Lebenserwartung immer 
höher — trotz der Umwelthysterie. Selbstverständlich 
verkenne ich nicht das Spannungsverhältnis zwi- 
schen Renteneintrittsalter und dem bestehenden Ni- 
veau der Arbeitslosigkeit. Aber nach einem mittelfri- 
stigen Zeitraum wird dieser Gesichtspunkt immer 
mehr an Bedeutung verlieren. Die Rentenlaufzeiten 
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(A) — oder, anders gesagt: das Rentenvolumen in der 

Gesamtlaufzeit — werden dann abnehmen müssen. 
Unter dieser Voraussetzung werden flexible Über- 
gänge vom Arbeitsleben in den Ruhestand kräftig an 
Bedeutung gewinnen. 

Aber hier liegen nicht nur Herausforderungen in- 
nerhalb der Rentenversicherung, sondern ebenso hin- 
sichtlich der Gestaltung der Arbeitswelt. Ein allmäh- 
liches Herausgleiten aus dem Berufsleben muß nicht 
nur — einseitig — finanziell, sondern vor allem auch 
im Gewinn an Lebensqualität attraktiv werden. Bei 
aller Klarheit, die im Zusammenhang mit der Lebens- 
arbeitszeit in Zukunft geschaffen werden muß, damit 
sich die Betroffenen langfristig einrichten können, 
darf das Thema nicht einseitig unter dem finanziellen 
Aspekt behandelt werden. Heute klagen viele über 
den abrupten Übergang in den Ruhestand und 
— selbst bei finanziell guter Ausstattung — über den 
das Empfinden verletzenden Umstand, lange vor der 
Zeit zum „alten Eisen"' aussortiert zu sein. 

Hier liegen Chancen für Verbesserungen im Sinne 
von mehr Humanität, wie wir das Augenmerk über- 
haupt viel stärker auf die Chancen richten sollten, die 
jeder Wandel — so auch dieser — enthält. Wir werden 
eine funktionsfähige Alterssicherung nicht nur be- 
wahren, sondern die Herausforderungen der Demo- 
graphie auch in Verbesserungen der Lebenssituation 
des einzelnen umlenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Andres [SPD]: Wie beim Vorruhestand, herz- 
lichen Glückwünsch! — Weitere Zurufe von 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Heyenn. 

Heyenn (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Kollege Fuchtel hat mit den amtlichen 
Zahlen des Rentenanpassungsberichts etwas eigenar- 
tig argumentiert. Er wirft uns vor, daß wir diese Zahlen 
verwenden. Er sagt aber gleichzeitig, das seien Mo- 
dellrechnungen, die möglich seien. Wenn nun ein So- 
zialdemokrat davor warnt, möglicherweise in fünf- 
zehn Jahren Defizite von mehr als 300 Milliarden DM 
aufzutürmen, 

(Dreßler [SPD]: 350 Milliarden DM, Herr Kol- 
lege!) 

wie die Regierung es uns in einer amtlichen Drucksa- 
che vorlegt, dann spielen wir in leichtfertiger Weise 
mit dem Vertrauen der Versicherten! Herr Kollege 
Fuchtel, ich glaube, das ist eine schlimme Polemik, die 
Sie sich hier haben zuschulden kommen lassen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben die falschen Aussagen des Bundesar- 
beitsministers wiederholt, die Renten seien sicher. Sie 
haben sich dann auf Zahlen hinsichtlich der Mindest- 
schwankungsreserve aus den Jahren 1987 und 1988 
bezogen. Herr Kollege Fuchtel, warum sind Sie nicht 
auf die Zahlen von 1990 und 1991 eingegangen? Das 
sind doch die Zahlen, die uns heute interessieren müs- 
sen, wenn wir die Renten sicher machen wollen. 

(Zuruf des Bundesministers Dr. Blüm) 


— Ja, Herr Kollege Blüm, es reicht halt nicht, etwas in (C) 
die Regierungserklärung hineinzuschreiben, anzu- 
kündigen und die Vorlage dann Monat für Monat hin- 
auszuschieben und das Parlament sowie die Öffent- 
lichkeit im ungewissen zu lassen, weil Sie auf Grund 
der Finanzpolitik von Herrn Stoltenberg keinerlei Zu- 
sage zu machen in der Lage sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - Wi- 
derspruch bei der CDU/CSU und der FDP 
— Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Zwei Jahre 
haben wir noch Zeit!) 

Ich will noch einmal betonen, daß die Rentensteige- 
rung um knapp 3 % zum 1. Juli diesen Jahres von uns 
begrüßt wird; das ist gut. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die ist sehr hoch!) 

Aber kann uns das, lieber Herr Kollege Kolb, über die 
desolate Finanzlage in der Rentenversicherung hin- 
wegtäuschen? „Desolat" sage ich nicht nur, Herr 
Fuchtel, weil die finanzielle Situation kontinuierlich 
schwieriger wird, sondern vor allem auch, weil — wie 
Ihr Nichtstun beweist — die Bundesregierung als 
Folge früherer Fehlentscheidungen die Kontrolle über 
ihre eigene Rentenpolitik zunehmend verliert. 

(Dreßler [SPD]: Leider wahr!) 

Ich will das begründen. Mit insgesamt vier Kür- 
zungsgesetzen hat diese Regierung seit 1982 an den 
Renten herumlaboriert. Dabei wurden an den Rent- 
nern Milliarden eingespart. Allein durch die Verschie- 
bung der Anpassung, die Aktualisierung der allge- 
meinen Bemessungsgrundlage und durch den Rent- 
ner-Krankenversicherungsbeitrag werden im laufen- 
den Jahr 1988 nicht weniger als 17 Milliarden DM 
weniger ausgegeben, als nach früherem Recht fällig 
gewesen wären. Andere, im Einzelfall viel höhere Ein- 
schnitte wie die Streichung von Ansprüchen auf Er- 
werbsunfähigkeitsrenten habe ich dabei nicht mitge- 
rechnet. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Heyenn, 

Sie gestatten eine Zwischenfrage? — Bitte schön. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Kollege 
Heyenn, können Sie bestätigen, daß, wenn ein 
Gleichklang von frei verfügbaren Arbeitnehmerein- 
kommen und Rentensteigerungen richtig ist — so wie 
Sie es ja auch verlangen — , in dieser Zeit genau die- 
ses geschehen ist oder, anders ausgedrückt: daß nur, 
wenn ich bei einer uneingeschränkten bruttolohnbe- 
zogenen Anpassung geblieben wäre, Ihre Rechnung 
richtig ist? 

Heyenn (SPD): Herr Kollege Cronenberg, es han- 
delte sich nicht nur um den Gleichklang, sondern um 
die Verschiebung der Anpassung. Es handelte sich 
um die Aktualisierung. Es handelte sich letztendlich 
auch darum — ich will das mit aller Deutlichkeit sa- 
gen — , daß diese Entlastungen sinnlos gewesen sind; 
denn diese Regierung hat sie nicht zurückgelegt, um 
den Problemen der Rentenversicherung gerecht zu 
werden, sondern sie hat sie für Vermögensteuersen- 
kung, für die Steuerreform ausgegeben. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Aus der Ren- 
tenversicherung nun wirklich nicht! — Kolb 
[CDU/CSU]: Das kann man nun wirklich 
nicht sagen!) 
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(A) Vizepräsident Frau Renger; Eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Blüm. 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Herr Abgeordneter Heyenn, 
wenn wir nicht gespart hätten, wären die Rentenfi- 
nanzen dann besser oder schlechter? 

Heyenn (SPD): Herr Kollege Blüm, Sie haben doch 
gespart, z. B. durch die Kürzung der Beiträge der Ar- 
beitslosen an die Rentenversicherung, 

(Dreßler [SPD]: Sehr wahr!) 
um den eigenen Haushalt zu sanieren, um eine Um- 
verteilung von unten nach oben durchzuführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben den Bundeshaushalt entlastet. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage, Herr Kollege Heyenn? 

Heyenn (SPD): Ja. 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Habe ich Sie richtig verstan- 
den? 17 Milliarden DM, sagen Sie, fehlen den Rent- 
nern durch die Sparmaßnahmen. Deshalb wiederhole 
ich meine Frage: Hätten wir in der Rentenversiche- 
rung nicht die 17 Milliarden DM gespart, die Sie be- 
klagen, wären die Finanzen dann besser oder schlech- 
ter? Ich bitte Sie, diese Frage zu beantworten. 

(B) Heyenn (SPD): Herr Kollege Blüm, Sie haben um 
17 Milliarden DM gekürzt. Einen Teil dieser Kürzun- 
gen halten wir für richtig. Wir halten es aber nicht für 
richtig — ich wiederhole mich — , daß Sie den Bundes- 
haushalt um Milliardenbeträge entlastet haben zur 
Umverteilung in der Gesellschaft und zu Lasten der 
Rentner. 

(Beifall bei der SPD — Dreßler [SPD]: Setzen! 

Fünf!) 

Wenn wir dieses Geld noch in den Kassen hätten ohne 
den Aderlaß der Rentenversicherung, wären die 
Rücklagen heute wesentlich höher. 

(Dreßler [SPD]: Wohl wahr!) 

Aber trotz der massiven Einschnitte steht uns die 
Rentenkrise noch bevor, und sie rückt immer näher. 
Damit kommt mit Sicherheit auch die Stunde der 
Wahrheit für Ihre Rentenpolitik, Herr Blüm. In dem 
Umfang, in dem im Verlauf des Konjunkturabschwun- 
ges das Vermögen der Rentenversicherung zusam- 
menschmelzen wird, wird sich das bewahrheiten, was 
ich soeben gesagt habe, daß nämlich ein Großteil der 
Konsolidierungsmaßnahmen in der Vergangenheit 
verbraucht wurde. Die Zumutbarkeiten für die Bei- 
tragszahler sind durch die zurückliegenden Sparge- 
setze weitgehend ausgeschöpft, ebenso für die Rent- 
ner. Bei Rentnern und Beitragszahlern ist nicht mehr 
zu holen, wenn in zwei Jahren endgültig die Phase 
Stark ansteigender Belastungen des Rentensystems 
beginnt. 

Der Dreh- und Angelpunkt der Reform ist nun, in- 
wieweit der Bundeshaushalt in größerem Umfang zur 
Finanzierung beitragen kann. Wir brauchen einen 


wesentlich höheren Bundeszuschuß. Wie soll sich (C) 
aber der Finanzminister dieser Koalitionsregierung 
dazu bereitfinden können? 

(Kolb [CDU/CSU]: Jeder Finanzminister!) 

Bei explosiver Schuldenaufnahme — allein 1988 vor- 
aussichtlich weit mehr als 45 Milliarden DM, weit 
mehr als 15 Milliarden DM Plus gegenüber dem erst 
vor drei Monaten verabschiedeten Haushaltsplan — , 
bei zunehmender Arbeitslosigkeit, bei abzusehenden 
Defiziten in Milliardenhöhe bei der Bundesanstalt für 
Arbeit in Nürnberg, bei steigenden Krankenversiche- 
rungsbeiträgen, bei ungelösten Agrarproblemen und 
bei zunehmenden, bei anzuhebenden Beiträgen zur 
Europäischen Gemeinschaft, bei den Problemen im 
Bereich Kohle und Stahl und bei den bereits fest ein- 
geplanten Steuersenkungen gibt es — so behaupte 
ich hier — für eine aktive und gestaltende Sozialpoli- 
tik, zu der die Erhöhung des Bundeszuschusses ein- 
deutig gehören würde, nicht mehr den geringsten 
Spielraum. 

(Dreßler [SPD]: So ist es!) 

Der Arbeitsminister hat, so meine ich, weil er die 
Einsparungen anderweitig durch diese Regierung hat 
verpulvern lassen, eine abenteuerlich leichtfertige 
Rentenpolitik betrieben, und das rächt sich jetzt. Nor- 
bert Blüm hat die Rentenkassen zum Blutspender für 
die wirtschaftsliberale Haushalts- und Steuersen- 
kungspolitik herunterkommen lassen. Er hat es ver- 
säumt, rechtzeitig die umfassende und langfristig tra- 
gende Rentenreform auf die Beine zu stellen; das 
wäre aber möglich gewesen, als die Finanzlage des 
Bundes noch günstiger war, als die Spielräume noch 
nicht für die steuerpolitischen Abenteuer des Herrn 
Stoltenberg verplant waren. 

Wir haben immer eine umfassende Reform gefor- 
dert. Wir haben sie vergeblich gefordert. Der Arbeits- 
minister hat sie vertagt und verschoben. Er hat statt 
dessen seine Zuflucht in kurzfristigen Manipulationen 
gesucht. Jetzt wird derselbe Arbeitsminister erleben, 
daß seine immer wieder angekündigte Rentenreform 
— immer und immer wieder angekündigt, ohne daß 
dem Taten gefolgt sind — in den Strudel der Haus- 
haltskrise hineingezogen und zerrieben wird. 

Eine Rentenreform, die diesen Namen verdient, ist 
noch möglich. Sie setzt aber voraus, daß diese Regie- 
rung gleichzeitig ihre gesamte Steuer-, Finanz- und 
Wirtschaftspolitik revidiert. Und es handelt sich nur 
dann um eine Reform, wenn sich dieses Gesetz nicht 
darauf beschränkt, Löcher zu stopfen, sondern wenn 
das Alterssicherungssystem insgesamt in seinen 
Strukturen reformiert wird. 

Wir haben Ihnen — der Kollege Dreßler hat darauf 
hingewiesen — wiederholt Gemeinsamkeit angebo- 
ten. Noch stehen wir zu diesem Angebot, 

(Kolb [CDU/CSU]: Nicht schon wieder kün- 
digen!) 

obwohl von seiten des Arbeitsministers bisher nichts 
Konkretes vorgelegt wurde. Werden Sie konkret, Herr 
Bundesarbeitsminister, und besorgen Sie sich die Zu- 
sage zur erforderlichen Anhebung des Bundeszu- 
schusses! 

(Dreßler [SPD]: Richtig!) 
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Heyenn 

(A) Ich sehe ein, es wird nicht leicht sein, einem nackten 
Finanzminister in die Tasche zu greifen, 

(Dreßler [SPD]: Besonders wenn er aus 

Schleswig-Holstein kommt!) 

Aber ich möchte Sie auch warnen: Wenn dieses 
Kunststück nicht gelingt, dann stehen die Bieden- 
köpfe auf der Matte; der Vertrag der Generationen 
wird zerstört; 100 Jahre solidarische Rentenversiche- 
rung stehen auf dem Spiel, sie werden dann Vergan- 
genheit sein, und die Alterssicherung der Mehrheit 
unserer Bevölkerung wird für höhere Einkommen ei- 
ner begüterten Minderheit geopfert worden sein. 

Lassen Sie mich einiges zu unseren Vorstellungen 
sagen. Folgende Ziele muß eine Strukturreform um- 
fassen: 

Erstens. 

(Zuruf von der SPD: Blüm muß weg!) 

Die lohn- und beitragsbezogene Alterssicherung 

muß langfristig erhalten werden. 

(Zustimmung des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Kolb, ich möchte darum bitten, daß die 
CDU hier nicht zur Begriffsverwirrung bei den Rent- 
nern beiträgt, 

(Dreßler [SPD]: Sehr richtig!) 

indem sie in Programmentwürfen neuerdings von 
„leistungsgerechter Rente" spricht, nicht mehr von 
beitrags- und lohnbezogener Rente. 

(Dreßler [SPD]: Hört! Hört!) 

(B) Vielleicht sollten Sie, Herr Bundesarbeitsminister, 
einmal das lesen, was Ihre Partei veröffentlicht. 

Das zweite Ziel: Wir wollen künftige finanzielle Be- 
lastungen ausgewogen auf Beitragszahler, Rentner 
und Staat verteilen. Ich erwarte Beifall, Herr Kolb, 
denn da stimmen wir überein. 

Wir wollen aber drittens das Rentensystem so weit 
wir möglich vorbeugend vor dem Einfluß wirtschaftli- 
cher Schwankungen abschirmen und vor politischer 
Willkür schützen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Dann müssen wir Rückla- 
gen schaffen!) 

Wir wollen viertens die Einkommenssituation 
schlecht versorgter älterer Mitbürger und Mitbürge- 
rinnen gezielt und nachhaltig verbessern. 

(Beifall des Abg. Dreßler [SPD]) 

Wir wollen fünftens mehr Gerechtigkeit im Verhält- 
nis zwischen den unterschiedlichen Alterssiche- 
rungssystemen, und zwar wollen wir sie herstellen mit 
dem Ziel, daß unter Wahrung der jeweiligen Eigen- 
ständigkeit gleiche soziale Tatbestände auch gleich 
behandelt werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir wollen, daß alle Bürgerinnen und Bürger bei glei- 
cher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit zur Finanzie- 
rung herangezogen werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es geht uns bei der finanziellen Stabilisierung auch 
um die Wiederherstellung der vollen Rentenversiche- 


rungsbeiträge der Bundesanstalt für Arbeit. Wichtig (C) 
ist eine neue Rentenformel, die die Funktionsfähig- 
keit des Generationenvertrages auch für den Fall ei- 
ner sich verändernden Relation von Beitragszahlern 
und Rentnern weiter sichert. Wir müssen den Bundes- 
zuschuß mit der Beitragssatzentwicklung verknüpfen, 
und es ist notwendig, den Bundeszuschuß zunächst 
auf mindestens 20% der Rentenausgaben anzuhe- 
ben. 

Erforderlich ist weiter eine Neuordnung der bei- 
tragslosen Zeiten, wobei wir das früher weitgehend 
anerkannte Beitragsdichtemodell nochmals im Hin- 
blick auf seine problematischen Verteilungs Wirkun- 
gen überprüfen wollen. 

Darüber hinaus sind notwendig: Ausbau der Rente 
nach Mindesteinkommen, Teilkorrektur der Ver- 
schlechterung bei Berufs- und Erwerbsunfähigkeits- 
renten, Aufhebung der Geringfügigkeitsgrenze, Wie- 
deranhebung der zu leistenden Rentenversicherungs- 
beiträge für Schwerbehinderte in Werkstätten und der 
Einstieg in die Anrechnung von Pflegezeiten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und was kostet das alles 
zusammen? — Frau Garbe [GRÜNE]: Wenn 
Sie ein paar Panzer weniger bauen, ist das 
alles zu realisieren!) 

Zentrale Bedeutung hat für uns der Ausbau einer 
zuverlässigen Grund- oder Mindestsicherung, und 
zwar ohne Inanspruchnahme der Institution Sozial- 
hilfe und auch innerhalb des regulären Alterssiche- 
rungssystems. Dafür gibt es drei Begründungen. 

Erstens. Nur durch eine zuverlässige Grundsiche- 
rung läßt sich Altersarmut verhindern, die andernfalls 
als Folge der Strukturveränderungen auf dem Ar- 
beitsmarkt und des Umbruchs im Familienmuster 
zwangsläufig an wachsen würde. 

Zweitens. Die Verstärkung von Mindestsicherungs- 
elementen im Rentensystem ist die notwendige so- 
ziale Flankierung für die Begrenzung des Nettoren- 
tenniveaus auf den heutigen Stand. 

Drittens. Wenn das beitrags- und lohnbezogene 
Versicherungssystem in Zukunft in immer größerem 
Umfang — siehe Bundeszuschuß — durch Einsatz von 
Steuermitteln finanziell gestützt wird, dann ist dies 
verteilungspolitisch auf die Dauer überhaupt nur zu 
vertreten, wenn der Staat gleichzeitig jedem Bürger 
und jeder Bürgerin wenigstens ein Alterseinkommen 
in einer angemessenen Höhe garantiert. 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber doch nicht Rente! 

Das ist doch dann nicht beitragsbezogen!) 

— Dazu komme ich. 

Wir haben unser Konzept präzisiert und der Öffent- 
lichkeit vorgestellt. Erfreulicherweise treffen wir auf 
Zustimmung bei einer Minderheit der Union und der 
FDP, und Frau Unruh, mit den GRÜNEN haben wir 
Berührungspunkte. Um so wichtiger wäre es, daß sich 
nun endlich auch der Bundesarbeitsminister und die 
etablierten Sozialpolitiker der Koalition wie Elmar 
Kolb ernsthaft, Elmar, und ohne ideologische Scheu- 
klappen mit unseren Vorschlägen befassen. 

(Dreßler [SPD]: Das wäre gut!) 



4236 


Deutscher Bundestag — 1 1. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Februar 1988 


Heyenn 

(A) Sie sollten, meine Damen und Herren, endlich einmal 
zur Kenntnis nehmen, daß die soziale Grundsicherung 
nach unseren Vorstellungen in keinem Fall die durch 
Beiträge erworbenen Rentenansprüche antastet. 

(Dreßler [SPD]: Sehr richtig!) 

Die soziale Grundsicherung soll als eigenständige 
und steuerfinanzierte Sozialleistung des Bundes aus- 
gestaltet werden. Sie wird lediglich von der Renten- 
versicherung im Auftrag durchgeführt. Vorwürfe, daß 
damit das Versicherungsprinzip gefährdet sei, Herr 
Kollege Cronenberg, sind, wie wir meinen, deshalb 
völlig haltlos. 

(Zustimmung des Abg. Dreßler [SPD]) 

Herr Geißler hat das erkannt. Herr Blüm hat es noch 
nicht gemerkt. Im Programmentwurf der Union für 
Ihren Parteitag im Jahre 1988 wird unsere Forderung 
nach einer sozialen Grundsicherung aufgegriffen. 
Wenn die CDU dem zustimmt — vielleicht fehlt an 
dem Tag dann ja der Herr Blüm — , dann will ich herz- 
lich gratulieren, denn dann haben Sie hier schnell von 
allen anderen, die dies fordern, gelernt. 

Für uns ist ein wesentliches Reformelement auch 
die Einführung eines Wertschöpfungsbeitrages. Da- 
bei geht es einerseits um die Flankierung der Alters- 
versorgung gegenüber den Risiken der technolo- 
gischen Entwicklung. Zum anderen dürfen die zusätz- 
hchen Belastungen des Generationenvertrages nicht 
allein, Herr Kollege Fuchtel, dem Faktor Arbeit zuge- 
rechnet werden, dürfen nicht allein in steigende Ver- 
sicherungsbeiträge umgelegt werden. Deshalb muß 
unser Versicherungssystem unbedingt zusätzlich ab- 

(B) gestützt werden, um die lohnbezogenen direkten Bei- 
träge in erträglichen Grenzen zu halten. Das muß 
durch den Wertschöpfungsbeitrag, das muß aber auch 
durch einen höheren Bundeszuschuß geschehen. 

Ob es nun eine langfristig wirklich tragfähige Re- 
form der Alterssicherung gibt, das entscheidet sich 
nicht zuletzt bei der Frage der Alterssicherungssy- 
steme und ihrer Harmonisierung. Die Verschiebun- 
gen im Altersaufbau — da habe ich von Herrn Blüm, 
von Herrn Fuchtel und von Herrn Cronenberg nichts 
gehört; die stellen sich den Problemen nicht — betref- 
fen nicht nur Arbeiter und Angestellte, sondern die 
gesamte Gesellschaft. 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Deshalb müssen die Angehörigen der verschiedenen 
Altersicherungssysteme solidarisch zur Sicherung der 
Altersversorgung beitragen, zumal in den Sondersy- 
stemen häufig ohnehin eine bessere Versorgung ge- 
boten wird, oftmals ohne eigene Beitragsleistungen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Konkret sagen, was das 
ist!) 

— Ich komme dazu. — Denn nur wenn die Lasten auf 
möglichst viele Schultern verteilt werden, wird das 
System der einkommens- und beitragsbezogenen Al- 
terssicherung auf lange Sicht überleben können. 

Folgende Schritte — Herr Kollege Kolb, es wird 
konkreter — zur Harmonisierung möchte ich zur Dis- 
kussion stellen: 

Erstens. Schrittweise Einführung eines offenen Al- 
tersversorgungsbeitrages der Beamten entsprechend 


dem Arbeitnehmerbeitrag zur Rentenversicherung, (C) 
jedoch ohne Beitragsbemessungsgrenze und verbun- 
den mit einem nach Besoldungsgruppen gestaffelten 
Bruttoausgleich. 

Zweitens. Linearisierung der Pensionsformel in 

der Beamtenversorgung mit einem einheitlichen Stei- 
gerungssatz, der bewirkt, daß die volle Höchstpension 
von 75% erst nach 45 Dienstjahren erreicht wird, bei 
gleichzeitiger Einführung einer vollen Zurechnungs- 
zeit und der vollen Anerkennung von sonstigen bei- 
tragslosen Zeiten wie in der Rentenversicherung. 

Drittens. Angleichung der Altersgrenzen und der 
Nebenverdienstgrenzen. 

Viertens. Einführung eines Rechtsanspruchs auf 
medizinische und berufliche Rehabilitation und des 
Grundsatzes „Rehabilitation vor Versorgung“ und die 
Angleichung des Begriffes „Dienstunfähigkeit" an 
den Begriff „Berufsunfähigkeit" in der Rentenversi- 
cherung. 

Fünftens. Vermeidung von Doppelmitgliedschaf- 
ten in Beamtenversorgung und Rentenversicherung 

und Wegfall der Notwendigkeit, Pensionen und Ren- 
ten nach § 55 des Beamtenversorgungsgesetzes zu 
verrechnen. 

Sechstens. Reform der Altershilfe der Landwirte 
durch Angliederung des Beitrags- und Leistungs- 
rechts an die allgemeine Rentenversicherung — Herr 
Eigen horcht auf — und Umwandlung der heute in 
diesem System versteckt gezahlten massiven Einkom- 
menssubventionen in einen offenen und sozial gestaf- 
feiten Beitragszuschuß an Landwirte — keine Kür- 
zung der heute zur Verfügung stehenden Mittel. 

In der Bundesrepublik, meine Damen und Herren, 
gibt es Massenarbeitslosigkeit; keiner wird das leug- 
nen. Deshalb ist es unverantwortlich, bei 2,5 Millio- 
nen registrierten Arbeitslosen heute aus finanziellen 
Erwägungen über eine Verlängerung der Lebensar- 
beitszeit zu sprechen. 

(Kolb [CDU/CSU]; Vorsicht!) 

Es ist doch aberwitzig, mit einer solchen Maßnahme 
Löcher in der Rentenversicherung stopfen zu wollen 
und andere Löcher im Bereich der Arbeitslosigkeit 
aufzureißen. Mit uns — das sage ich ganz deutlich — 
kann über eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
so lange nicht einmal diskutiert werden, wie hier in 
der Bundesrepublik Massenarbeitslosigkeit besteht. 

Wir erwarten — leider hat die heutige Debatte nicht 
dazu geführt, weil wir Vorstellungen von der Regie- 
rungskoalition und vom Bundesarbeitsminister nur in 
Andeutungen gehört haben — eine Auseinanderset- 
zung mit unseren Vorschlägen. Wir erwarten den in 
der Rentenversicherung angekündigten höheren 
Bundeszuschuß. Wir sagen: Dieser muß 1990 wirksam 
werden. Wenn das nicht zu schaffen ist, wird unsere 
solidarische Rentenversicherung zerstört; dann wird, 
so meinen wir, eine Rentenversicherung zerstört, die 
Bestandteil der Lebensplanung jedes einzelnen ist 
und somit einen erheblichen Beitrag zur individuellen 
Freiheit leistet. 
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Heyenn 

(A) Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Alle Jahre wieder — so 
könnte man sagen — wird das gleiche Ritual abgezo- 
gen; Herr Dreßler, ich meine auch Sie damit. Die Ar- 
gumente und Argumentationshilfen ließen sich ei- 
gentlich schon numerieren. Ich sage das jetzt nicht für 
die eine oder andere Partei. Man könnte, betrachtet 
man die Rentendebatten der letzten zehn Jahre, sa- 
gen: Die jeweilige Opposition hat die einen Argu- 
mente gebracht, die wir heute gehört haben, und die 
jeweilige Regierung hat die anderen gebracht, die wir 
heute auch gehört haben. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Das war eine 
ehrliche Bemerkung!) 

Die Regierung hat sich stets bemüht — das muß man 
deutlich sagen — , das, was war, besser zu verpacken, 
und die jeweilige Opposition hat versucht, diese Ver- 
packung auseinanderzureißen. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren 

— ich möchte damit das aufnehmen, was der Kollege 
Heyenn eben gesagt hat — , haben wir uns eigentlich 
alle einmal verantwortungsvoll hier hingestellt und 
uns bemüht, die Langfristigkeit gemeinsam anzuge- 

(B) hen? Lieber Herr Dreßler, da habe ich aus der letzten 
Gesundheitsdebatte noch in Erinnerung, daß Sie er- 
klärt haben: Es gibt eine AOK mit 16,6%. 

(Dreßler [SPD]: 16,2!) 

Heute sagen Sie: Jetzt wollt ihr die Rentner mit einem 
höheren Beitrag beteiligen. Gehen Sie heute in eine 
AOK-Versammlung, sagt Ihnen der jeweilige Ge- 
schäftsführer: Würden wir nicht die überhöhten Lei- 
stungen für die Rentner bezahlen müssen, hätten wir 
3 bis 4 Prozentpunkte weniger Beiträge für die Akti- 
ven. 

(von der Wiesche [SPD]: Das stimmt ja nicht 
mehr!) 

Da kommen sie schon in eine gewisse Diskussion. 

(Dreßler [SPD]: Darum geht es doch gar 
nicht! — von der Wiesche [SPD]: Die Rentner 
gehen in den Bundesausgleich! Das muß 
man wissen, Elmar!) 

— Ich habe gesagt: 3 Prozentpunkte, erklären die, 
müssen die Aktiven als Ausgleich zusätzlich bezah- 
len. Das stimmt. 

Herr Dreßler, zu den astronomischen Zahlen, die Sie 
vorgerechnet haben. 

(Dreßler [SPD]: Aber die stehen beim Blüm 
im Bericht! Haben Sie sie gelesen?) 

Von 1982 bis heute 

(Dreßler [SPD]: Das sind nicht meine Zahlen, 
das sind Blüms Zahlen!) 

— man sollte einmal zuhören, auch wenn es einem 
nicht gefällt — hat sich die Zahl der Rentenfälle um 


1,9 Millionen erhöht. Selbst wenn Sie nur 500 DM pro (C) 
Rentenfall rechnen würden, ist das eine jährliche 
Mehrbelastung von 10 Milliarden DM. Wenn Sie mit 
1 000 DM rechnen, sind das 20 Milliarden DM. Weil 
immer so mit 0,1 Punkten hantiert wird: 0,1 Prozent- 
punkte, Frau Unruh — nicht mit Zinsen gerechnet — 
ergeben in zehn Jahren eine Mehrbelastung oder ein 
Weniger von 10 Milliarden DM. Bei einem Prozent- 
punkt — deswegen gestern meine Frage zu den Zin- 
sen — wären es nach meiner Rechnung 100 Milliar- 
den DM. 

Auch das möchte ich noch zu Ihnen sagen, Frau 
Unruh: Von den 14,5 Millionen Rentenfällen haben 
rund 7 Millionen 20 Versicherungsjahre und weniger. 

Es gibt eine Menge Leute, die eine Art Taschengeld- 
rente bekommen — Berufskollegen von mir, Hand- 
werker — , die als Lehrling und Geselle einmal Beitrag 
gezahlt haben, 

(Cronenberg [Arnsberg] [SPD]: Beamte!) 

die heute 400 DM, 450 DM kriegen. Es geht hier um 
den Bereich des § 55. Deswegen können wir nicht 
jede kleine Rente als eine Rente betrachten, die der 
Altersversorgung dient. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das waren Renten 
mit einem Anspruch von 40 Jahren!) 

— Wenn wir uns über Renten mit 45 Jahren unterhal- 
ten, Frau Unruh, werden wir ein ganz anderes Diskus- 
sionsfeld bekommen. Dann haben wir uns nämlich 
über rund 4 Millionen Renten zu unterhalten. Die an- 
deren sind Renten mit weniger Versicherungsjahren, (d) 
Man muß auch einmal das Haushaltseinkommen 
sehen, das stellenweise eben auch nur 400 DM be- 
trägt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ich habe den Antrag 
eingebracht! Sie wissen, wie die Armut ist!) 

Ich sage nur: Wir würden besser tun, wenn wir mit- 
einander fairer umgingen und uns nicht immer so stra- 
pazierten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das ist der Punkt!) 

Nun lassen Sie mich auch für die Zukunft etwas 
sagen: Es gibt jetzt die Diskussion, ob 3 %, 2,9% oder 
2,8% richtig sind. Ich habe mit Grinsen zur Kenntnis 
genommen, daß das Statistische Bundesamt einen 
Tag nach Beginn des Jahres 1988 erklären konnte, 
wie hoch die Bruttolohnsteigerung 1987 war. Am 
15. Februar 1988 haben die Betriebe die letzte Lohn- 
meldung für 1987 abgegeben. Also selbst wenn die 
ganz schnell schafften, wären die frühesten Ende 
März in der Lage, verläßliche Daten zu bringen. 

Ich kann das an einer ganz anderen Sache hervor- 
ragend beweisen: Sie haben vorhin das Thema Quel- 
lensteuer genannt. Selbst wenn die Quellensteuer 
nicht kommt, eines hat sie schon gebracht: Es gibt 
eine ganze Menge Gruppen in diesem Staate, die bei 
jeder Gelegenheit die Unternehmergewinne als das 
Böse hingestellt, gemeint haben, die Unternehmerge- 
winne seien so drastisch gestiegen. Und jetzt kommt 
heraus, daß an den 170 Milliarden DM Zinsgewinnen, 
die in diesen Unternehmergewinnen drinstecken, 
auch die Kirchen und der DGB beteiligt sind. Und alle 



4238 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Februar 1988 


Kolb 

(A) erklären: Mich darfst du doch nicht in Sachen Unter- 
nehmergewinne hineinnehmen. 

(Dreßler [SPD]: Was macht denn Ihre Regie- 
rung, Herr Kolb?) 

Ich finde gut, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, daß wir endlich mal wieder zu vernünftigen Zah- 
len kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Reimann [SPD]: Hätten wir schon 1983 ha- 
ben können!) 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich an den engli- 
schen Premier Disraeli erinnern. Der hat einmal, als 
ihn ein Abgeordneter auch so mit Statistiken nieder- 
machen wollte, gesagt: Gentlemen, es gibt drei Arten 
von Lügen: die Lüge, die hundsgemeine Lüge und 
Statistiken. — Wir sollten uns in Zukunft ein bißchen 
daran halten. 


Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dreßler? 

Koib (CDU/CSU): Bitte schön. 


(B) 


Dreßier (SPD): Herr Kollege Kolb, wären Sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß ich mich auf eine Druck- 
sache des Deutschen Bundestages bezogen habe, die 
die Unterschrift des amtierenden Arbeitsministers 
trägt, und wären Sie insoweit geneigt, Ihre ganzen 
Beschimpfungen mir gegenüber auf die rechte Seite, 
auf Ihren Herrn Minister, zu lenken? 

(Beifall bei der SPD) 

Kolb (CDU/CSU): Lieber Herr Dreßler, ich habe, 
wenn Sie gut zugehört hätten, erinnerten Sie es 

— aber da waren Sie so intensiv in der Diskussion mit 
Ihren Kollegen — , zu Beginn gesagt: Seit zehn Jahren 
läuft das gleiche Ritual. Seit zehn Jahren kommen die 
gleichen Rentenanpassungsberichte aus dem Haus 
dort oben, wo mit Akribie statistische Zahlen zusam- 
mengetragen werden. Ich kann mich erinnern, daß 
ein Herr Dreßler Staatssekretär war und dann diese 
mit Akribie zusammengetragenen Zahlen genauso 
verteidigt hat. Deswegen habe ich gesagt, wir sollten 
die Vergangenheit lassen und uns gemeinsam ein ver- 
nünftiges Zukunftskonzept erarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, müssen wir uns — und das geht an den Bundes- 
arbeitsminister — ein verläßliches Konzept schaffen, 
wie wir in Zukunft brutto oder netto errechnen. Aber 
sich auf das Statistische Bundesamt zu verlassen, halte 
ich wirklich für Kaffeesatzleserei. Da war die Frau 
Buchela in der Vergangenheit mit ihrer Kaffeesatz- 
leserei wesentlich besser, als es manchmal die heuti- 
gen Daten sind. 

(Dreßler [SPD]: Kolb macht jetzt auf partei- 
los!) 

— Nein. Lieber Herr Dreßler, mir ist die Frage der 
Rentenversicherung deswegen so ernst, weil ich zwei 
Töchter habe, die in der Zwischenzeit dort auch Bei- 
träge zahlen. Ich habe meinen Töchtern gesagt, mit 
mir gehe eine Rentenreform nicht, die ihnen nicht 
garantiere, daß sie von ihren heute geleisteten Beiträ- 


gen noch einmal etwas Wiedersehen. Das halte ich für (C) 
uns alle für eine wichtige Aufgabe. Da lasse ich mich 
nicht über den Leisten ziehen, ob das nun die eine 
oder die andere Partei ist. Wir können der heutigen 
jungen Generation nicht sagen: Zahlt Beitrag, und in 
20 Jahren: Wir haben uns geirrt. 

(Heyenn [SPD]: Da mußt du nächstes Mal 
anders wählen!) 

— Mein lieber Freund Günter Heyenn, ich kann auch 
in meiner eigenen Partei zukunftweisende Politik be- 
treiben. Wir stehen vor einer solchen gravierenden 
Veränderung im demographischen Aufbau, daß wir 
auch in der Frage der Rentensicherung nicht den 
nächsten Wahltermin im Auge haben, sondern das 
Jahr 2000 oder 2010 betrachten und dann fragen soll- 
ten, wie wir das tun wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, das gilt auch für Sie. Wenn Sie den Bundeszu- 
schuß als Deus ex machina, also als Helfer aus der 
Notlage, ansehen, dann muß ich Sie fragen: Wollen 
Sie eigentlich nie mehr regieren? Stellen Sie sich ein- 
mal vor, was Sie alles vom Bundesfinanzminister ver- 
langen. Wenn Sie den Bundeszuschuß gegen unend- 
lich treiben, dann kann sich dieser Bundesfinanzmini- 
ster den Strick nehmen und sich aufhängen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das kann er jetzt 

schon! — Heiterkeit bei den GRÜNEN und 
der SPD) 

— Liebe Frau Unruh, dies wäre der Fall, wenn er Ihren 
Wünschen folgen würde. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Überhaupt nicht!) 

Aber Gott sei Dank tut er das nicht, Gott sei Dank 
macht er eine verantwortungsvolle Politik. 

Wenn wir schon bei der Zukunft sind, dann sollten 
wir gemeinsam überlegen, und wir sollten uns nicht 
mit gegenseitigen Beschuldigungen aus der Vergan- 
genheit überziehen. Wir sollten wirklich fragen: was 
geschieht, wenn . . . Sie wissen, wir können heute 
schon ausrechnen, wie viele 65jährige wir Mitte des 
nächsten Jahrhunderts wahrscheinlich haben. Wir 
wissen auch, wie viele 15jährige und 20jährige wir bis 
zum Jahre 2010 ungefähr haben. Aber wir können 
doch eines nicht tun: Wenn sich die Zahl der Rentner 
verdoppelt, während sich die Zahl der Aktiven verrin- 
gert, können wir nicht gleichzeitig hoffen, man brau- 
che nur eine Quelle zu finden, die man anbohren 
könne, Maschinensteuer oder sonstwie genannt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Entschuldigen Sie, das Anbohren von Quellen ist 
manchmal leicht, 

(Heyenn [SPD]: Bei der Quellensteuer z. B.!) 

aber ob die Quellen dann laufend sprudeln, ist eine 
wesentlich schwierigere Angelegenheit. 

(Zuruf der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

— Liebe Frau Unruh, wissen Sie, es hat doch keinen 
Wert, Sie haben vorhin einmal gesagt, das sei Politik 
für die Dummen. Ich muß Ihnen das jetzt einmal zu- 
rückgeben. Ich habe die Art und Weise, wie Sie argu- 
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(A) mentieren, satt. Sie wollen nicht, daß die Leute den 
Sachverstand haben, sondern Sie hauen das einfach 
so hin. Hauptsache ist für Sie: ich bringe die Leute auf 
die Barrikaden; 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Natürlich!) 

wie ich sie wieder herunterbringe, ist eine ganz an- 
dere Angelegenheit. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie sollen über Pen- 
sionen reden!) 

— Liebe Frau Unruh, Sie können auch über Pensionen 
reden. Pensionen sind eine nach dem Beamtenrecht 
abgesicherte wohlerworbene Versorgung. Weil Sie 
heute eine andere Meinung haben, können Sie nicht 
erklären, daß die Beamten nicht das Recht hätten, eine 
gesicherte Altersversorgung zu bekommen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Harmonisieren!) 

Ich muß jetzt umgekehrt fragen: Wieso wollen Sie 
jemandem, der in seinem ganzen Leben nicht gear- 
beitet hat, plötzlich eine sichere Altersversorgung ge- 
ben? Ist das eigentlich vernünftig? Ich glaube nicht. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ich kenne keinen sol- 
chen Menschen!) 

— Ich kenne eine ganze Menge. 

(Frau Unruh [GRÜNE]; Ich nicht! — Zurufe 
von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Noch hat der Herr Kolb 
hier das Wort. 


Kolb (CDU/CSU) : Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, sehen wir uns einmal die Umfragen unter jun- 
gen Menschen an. Es gibt in der Zwischenzeit eine 
ganze Menge junger Menschen, die sagen: Warum 
soll ich eigentlich die Last auf mich nehmen, für an- 
dere zu sorgen? Ich schaffe gerade so viel, wie ich 
möchte. — Ich habe heute früh mit einer Klasse von 60 
jungen Menschen diskutiert. Ich habe das nicht ange- 
leiert. Ich bin unter anderem gefragt worden: Wie 
können wir in Zukunft eigentlich die Renten finanzie- 
ren, ohne daß wir nicht bis zum letzten belastet wer- 
den? Da kommen Sie in eine ganz schwierige Diskus- 
sionslage. Nehmen Sie einmal die Leute, die, wie ich, 
aus dem Bereich kommen, der an die Schweiz grenzt. 
Die wissen: Wenn sie heute als Ledige in der Schweiz 
die gleiche Arbeitsleistung wie bei uns erbringen, 
dann erhalten sie dort netto 35 bis 40% mehr. Dann 
fragen die Leute zu Recht: Warum soll ich hier in ein 
System einzahlen, bei dem mir das nicht garantiert 
wird? 

Deswegen, lieber Herr Dreßler — das geht uns jetzt 
alle an — , müssen wir natürlich auch fragen, ob es 
sinnvoll ist, daß unter Ausnutzung der §§ 105 c und 
128 AFG Leute, die über 58 Jahre alt sind, mit 60 Jah- 
ren eine vorgezogene Rente erhalten können, die so 
bemessen ist, als ob sie bis 65 Jahre gearbeitet hätten, 
während derjenige, der anständig bis 63 Jahre arbei- 
tet, plötzlich feststellt 

(von der Wiesche [SPD]: Aber der 58jährige 
will doch auch arbeiten! Ihr gebt ihm ja keine 
Chance! — Frau Unruh [GRÜNE]: Wen der 
alles kennt!) 


— Liebe Frau Unruh, im Gegensatz zu Ihnen bewege (C) 
ich mich draußen in der Praxis. Ich kenne in der Zwi- 
schenzeit eine ganze Menge Fälle, in denen augen- 
zwinkernd zwischen beiden — ich sage: zwischen 
beiden — vereinbart wird, entweder § 105 c oder 

§ 128 AFG auszunutzen, weil das eine Sache ist. Ich 
nenne auch § 3 Abs. 9 Einkommensteuergesetz: steu- 
erfreie Einnahmen. Bei einer steuerfreien Abfindung 
von 36 000 DM ist für manchen die Versuchung groß, 
dies zu tun. 

(Abg. Kirschner [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Einen Augenblick; ich möchte den Gedankengang 
beenden. — 

Wenn ich das alles sehe, muß ich sagen — das ist 
auch ein bißchen an Freunde meiner eigenen Partei 
gerichtet — : Die Diskussion um den Vorruhestand ist 
nicht ganz ehrlich, wenn ich auf der anderen Seite den 
Tatbestand des § 105 und des § 128 AFG habe, die es 
ermöglichen, zu einem besseren Vorruhestand mit 
geringerer Leistung — von dem entsprechenden Be- 
trieb oder sonstwoher finanziert — zu kommen. 

Bitte schön. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zwischenfrage, 

Herr Abgeordnete Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Kollege Kolb, wenn Sie hier 
schon indirekt einer Erhöhung des Rentenalters bzw. 
entsprechenden Abschlägen das Wort reden: Ist Ih- 
nen eigentlich die Zahl derjenigen bekannt, die we- 
gen Erwerbs- und Berufsunfähigkeit vorzeitig aus 
dem Berufsleben ausscheiden müssen, und ist Ihnen 
bekannt, daß dieses Ausscheiden nur auf Grund ärzt- 
licher Atteste möglich ist? 

Kolb (CDU/CSU): Die Zahl ist mir bekannt. Interes- 
santerweise ist, nachdem wir die EuB- Regelung ver- 
schärft hatten, ein Rückgang dieser Zahl um die 
Hälfte zu verzeichnen gewesen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das ist ja nicht 
schwer!) 

Wenn ich mir das vor Augen halte, habe ich doch den 
Eindruck, daß manches Attest — ich möchte sagen — 
leichtfertig ausgestellt worden ist. 

(Heyenn [SPD]: Und das von den Ärzten?) 

— Das behaupte ich, auch wenn das einigen Leuten 
nicht gefällt. Deswegen sollten wir uns schon einmal 
fragen, ob wir es uns leisten können, alle mit 55 oder 
58 Jahren in Rente zu gehen und dabei zu glauben, 
daß eine immer kleiner werdende junge Generation 
das zahlt. 

(Kirschner [SPD]: Die Leute gehen doch nicht 
freiwillig in Rente!) 

— In der Zwischenzeit sind es eine ganze Menge. 

Weil wir bei diesem Punkt sind, Herr Kollege 

Kirschner: Wenn wir in der Lebensplanung frei sind, 
habe ich absolut nichts dagegen, wenn einer mit 60 in 
Rente geht. Aber er kann mit 60 nicht eine Rente 
bekommen, die höher ist, als wenn er bis 65 gearbeitet 
hätte. 

(Widerspruch bei der SPD) 
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(A) _ Natürlich, das ist heute möglich. — Wir sollten 
schon prüfen, ob wir nicht soziale Gesetze verabschie- 
det haben, die ein bißchen anders genutzt werden, als 
wir uns das vorgestellt haben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das geht nur bei Offi- 
zieren!) 

— Nein, hebe Frau Unruh. Dort war das ein einmaliger 
Vorgang. Sie sollten nicht immer behaupten, daß wir 
Wohltaten verteilen. 

Herr Kollege Reimann, das Problem besteht ja auch 
darin: Wenn wir die einen überfordern, riskieren wir, 
daß die anderen, die im Kostengrenzbereich arbeiten, 
plötzhch mit ihren Arbeitsplätzen nicht mehr mithal- 
ten können. Das sind die Dienstleistungsbetriebe. Wir 
werden dann erleben, daß die Überforderung dazu 
führt, daß die Wohltat in dem einen Bereich zur Bela- 
stung in den anderen Bereichen wird. Dann würden 
wir den Teufel mit dem Beelzebub austreiben. 

Gutes zu tun und Gutes zu wollen sind zwei Paar 
Stiefel, egal was man vorbringt. Deswegen darf ich 
uns allen, die wir verantwortlich Sozialpolitik machen, 
raten, hinter verschlossenen Türen — ohne daß die 
Öffenthchkeit vertreten ist und wir Schaukämpfe lie- 
fern — einmal die verläßlichen Daten zu nehmen und 
zu fragen, wen man bis zu welcher Grenze belasten 
kann. 

Denjenigen, die das Heil im Bundeszuschuß sehen, 
möchte ich sagen: Es sollte nicht vergessen werden, 
daß der Bundeszuschuß von den Steuerzahlern aufge- 
bracht werden muß. Wir müssen doch zur Kenntnis 
nehmen, daß alles, was wir an Alterslast finanzieren 

(B) wollen, im Endeffekt von den Beitragszahlern oder 
Steuerzahlern finanziert werden muß. 

Wenn der Generationen vertrag nicht mehr stimmt, 
ist auch die Frage an diejenigen zu richten, die sich in 
den nächsten zehn Jahren vielleicht in die Rente ver- 
abschieden wollen, warum sie selbst diesen Genera- 
tionenvertrag nur noch nach der einen Seite hin gese- 
hen haben. 

Mein Kollege Strube hat in der letzten Haushaltsde- 
batte daran erinnert — ich erwähne das, weil die Bun- 
desregierung hier eine Aufgabe hat — , daß die 
Knappschaftsversicherung sehr viele Ungerechtigkei- 
ten bringt. 

(Beifall bei der FPD) 

Er hat z, B. darauf hingewiesen, daß die Kranken- 
schwester im Knappschaftskrankenhaus eine wesent- 
lich höhere Rente bekommt als die Krankenschwester 
in einem anderen Krankenhaus. Ich weiß nicht, ob wir 
uns solche Dinge leisten können. 

Dieses Aufgabengebiet, vor dem wir stehen 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Einschließlich der 
Pensionen!) 

— einschheßlich — , ist so groß, daß, liebe Frau Unruh, 
für Polemik viel weniger Platz ist als für vernünftiges 
Arbeiten. Manchen unserer Vorschläge, die wir ge- 
macht haben, müssen wir auch daraufhin überprüfen, 
wie er langfristig wirkt. Wir stehen jetzt vor einer 
Zäsur. 

Lassen Sie mich mit folgendem Hinweis schließen, 
damit es im Protokoll steht und damit es keiner ver- 


gißt: Der 1. Januar 1988 war ein besonderes Datum; (C) 
ab diesem Tag haben wir nämlich jährlich mehr 
65jährige als 15jährige. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Was soll das alles! Es 
ist furchtbar!) 

In diesem Jahr sind es nur 4 000. Im Jahre 2002 gibt es 
231 000 65jährige mehr als 15jährige. 

Ich plädiere nicht nur für eine gute Altersversor- 
gung, ich plädiere auch dafür, die Finanzierung durch 
die, die im aktiven Leben stehen, möglich zu machen. 
Auch die dürfen wir nicht überfordern. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse zu überweisen. Gibt es dazu noch 
weitere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist 
das so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Gesundheitsgefährdung durch Kosmetika — 
Verbot von Natriumlaurylsulfat in Zahn- 
cremes und Deklarationspflicht für alle In- 
haltsstoffe von Kosmetika 

- Drucksache 11/871 - 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag bis zu 
fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Wilms-Kegel. 

Frau Wilms-Kegel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir haben genug! Wir 
haben genug davon, ständig durch neue Aufdeckun- 
gen von gesundheitsschädlichen Inhaltsstoffen in 
Körperpflegemitteln überrascht zu werden. Die Vor- 
kommnisse sind zahlreich. Ich nenne nur einige Bei- 
spiele aus den Giftküchen der Kosmetikindustrie. 

Da erfuhren wir von Dioxan in Haarshampoos, von 
Pestiziden in Babycremes, von krebserzeugenden 
Stoffen in Haarsprays, von Dioxin in Tampons, von 
Thiazolonen zur Konservierung von Kosmetika und 
von Texapon in Zahncremes. Diese Aufzählung ließe 
sich noch beliebig fortsetzen. 

Wir haben genug. Uns geht es nicht um den Schad- 
stoff des Monats, um Angst- und Panikmache. 

(Eigen [CDU/CSU]: Na, na!) 

Wir wollen einfach wissen, was wir uns in die Haare 
und auf die Haut schmieren. Wir wollen wissen, womit 
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(A) wir uns waschen, womit wir uns die Zähne putzen, 
was wir uns in die Haare sprayen. Wir wollen wissen, 
womit wir unsere Kinder baden und eincremen. Wir 
wollen wissen, was in Rasiercremes und Lippenstift 
enthalten ist. Wir wollen nicht ständig von neuen Be- 
richten über Giftstoffe in Kosmetika erschreckt wer- 
den. 

Sicher werden Sie jetzt einwerfen, daß diese Be- 
richte aber nicht von amtlichen Stellen wie dem Bun- 
desgesundheitsamt stammen und daß das Bundesge- 
sundheitsamt auch stets abgewiegelt hat. Zum Bei- 
spiel hat das BGA der Gefährlichkeit des in Zahncre- 
mes enthaltenen Texapons widersprochen. Das ist 
richtig. Wir haben auch nichts anderes erwartet. Das 
BGA hat nichts aufgedeckt, das BGA hat immer nur 
reagiert. Uns ist das auch verständlich. 

Kosmetika müssen vor der Markteinführung nicht 
vom BGA zugelassen werden. Es gibt dort auch nur 
zwei Experten für den gesamten Bereich toxikologi- 
scher Nebenwirkungen von Lebens- und Körperpfle- 
gemitteln. Dafür gibt es aber eine Kommission für kos- 
metische Erzeugnisse. Von den 13 Mitgliedern dieser 
Kommission gehören vier — ich wiederhole: vier; das 
sind 30 % — der Kosmetikindustrie an. Auch ein Herr 
der Firma Henkel ist dabei, und diese Firma stellt das 
Texapon her. Daß eine solche Kommission Entwar- 
nung gibt, wenn es um die Frage der Schädlichkeit 
von Kosmetik-Inhaltsstoffen geht, liegt auf der 
Hand. 

Daß dann das BGA, das wohl kaum als unabhängig 
zu bezeichnen ist, wenn es Gutachten an Mitarbeiter 

(B) der betroffenen Firmen vergibt, Stoffe wie Texapon in 
Zahncremes für unbedenklich hält, ist uns klar. Aber 
daß wir der Empfehlung von Leuten, die in eigener 
Sache tätig sind, kein Vertrauen schenken, ist wohl 
auch klar. 

Daher fordern wir die genaue Kennzeichnung aller 
Inhaltsstoffe von Kosmetika. Dazu gehören nicht nur 
die Wirksubstanzen, sondern auch alle Trägerstoffe, 
Zusätze, Spurenelemente. Wir wollen auch Angaben 
über Radioaktivität und Tierversuche, die zur Ent- 
wicklung der Produkte gemacht wurden. Dann kön- 
nen gesundheitsbewußte Verbraucher selbst ent- 
scheiden, welche Körperpflegemittel sie gebrauchen 
wollen. Wir können dann selbst feststellen oder uns 
durch Fachleute unseres Vertrauens beraten lassen, 
ob unser Haarshampoo nur sauberes Haar oder auch 
Krebs oder Allergien erzeugt. 

Wir fordern, daß Kosmetika, die krebserzeugende 
Substanzen enthalten, wie z. B. texaponhaltige Zahn- 
cremes, sofort vom Markt verschwinden. Wir wollen 
uns selbst kundig machen können und nicht nur nach 
Reklamebildern, Verpackung und Duft entscheiden 
müssen. Wir wollen nicht nach jedem neuen Bericht 
über gesundheitsschädliche Stoffe in Kosmetika 
Angst haben, ob auch die von uns benutzten Produkte 
betroffen sind. Wir wollen nicht neben der schleichen- 
den Vergiftung von innen durch vergiftetes Wasser, 
vergiftete Luft und Nahrungsmittel auch noch von 
außen durch Körperpflegemittel vergiftet werden. Wir 
haben wirklich genug. Wir wollen Bescheid wissen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- (C) 
ordnete Werner. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Alle Zahnpflegecremes haben 
oberflächenaktive Stoffe, deren Aufgabe es ist, für 
eine gleichmäßige Verteilung der Substanzen und für 
die Entfernung bakteriellen Zahnbelags zu sorgen. 
Durch die Fernsehsendung „Monitor“ wurde die Ver- 
wendung von Natriumlaurylsulfat, einem Tensid, als 
oberflächenaktiver Stoff in Zahnpflegemitteln der Be- 
völkerung als in besonderem Maße gefährhch darge- 
stellt. Das Bundesgesundheitsamt hat daraufhin in ei- 
ner Expertenrunde im Oktober 1987 die Frage der 
Bioverträglichkeit von Erzeugnissen mit diesem Stoff 
eingehend erörtert und kam zu der Schlußfolgerung, 
daß nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft die 
in diesem Magazin erhobenen Vorwürfe nicht be- 
gründet seien, soweit der Stoff in der üblichen Kon- 
zentration bis 2 Prozent Verwendung findet. Diese 
Einschätzung wurde im übrigen von der Bundeszahn- 
ärztekammer geteilt. 

Darüber hinaus hat eine Studie der Universität 
Hamburg mit natriumlaurylsulfathaltigen Zahnpasten 
ergeben, daß sogar Zahnbetterkrankungen bei Ver- 
suchspersonen nach regelmäßigem Gebrauch von 
derartigen Pasten reduziert wurden. Man kann also 
nicht sagen, daß dieses Tensid grundsätzlich in jed- 
weder Konzentration gefährlich und „giftig" ist. Wie 
so oft, so gilt auch hier, die nützlichen und ungefähr- 
lichen Anwendungsformen zu sehen. 

Gleichwohl hat das Bundesgesundheitsamt vorge- 
schlagen, den Grenzwert von 2 Prozent einzuhalten (D) 
und über die Landeskontrollbehörden die entspre- 
chenden Kontrollen bei den Produzenten durchführen 
zu lassen; denn es hatte sich ja erwiesen, daß zumin- 
dest bei zwei Produkten die entsprechende Konzen- 
tration wesentlich höher war. Ein generelles Verbot 
von Tensiden bei Zahnpflegemitteln ist nach alledem 
also nicht geboten! Es zeigt sich schon jetzt, daß die 
Bundesregierung, zumal wenn die Bundesländer ent- 
sprechend ihrer Kontrollaufgabe nachkommen, bei 
der EG -Kommission im Hinblick auf eine Verände- 
rung des Gemeinschaftsrechts darauf hinwirken 
kann, daß der entsprechende Höchstwert gegebenen- 
falls auch in der EG generell eingeführt wird. 

Lassen Sie mich noch anfügen, daß dieser Stoff 
„Texapon" in den USA sogar als Zusatz bei Lebens- 
mitteln Verwendung findet, 

(Frau Garbe [GRÜNE]; Schlimm genug!) 
was bei uns ausgeschlossen ist. 

Es ist zum zweiten grundsätzlich richtig, daß Kos- 
metika für den Verwender keine vermeidbaren und 
zusätzlichen Gesundheitsgefährdungen erbringen 
dürfen. Deswegen gibt es bereits heute 40 Substan- 
zen, die als gefährdend für bestimmte Personengrup- 
pen auf der Grundlage von EG -Bestimmungen einge- 
stuft wurden. Es hat sich gezeigt, daß die entsprechen- 
den Produktangaben für Ärzte und Verbraucher, An- 
gaben im Hinblick auf die inhaltliche Zusammenset- 
zung, die notwendige Aussagekraft bisher bewiesen 
haben. Im übrigen ist auch anzumerken, daß die Bun- 
desregierung schon vor fast zwei Jahren bei der EG- 
Kommission vorstellig wurde, um das Gemeinschafts- 
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(A) recht in Zukunft im Hinblick auf die Produktkenn- 
zeichnung zu vervollständigen. Es ist also nicht unbe- 
dingt notwendig, eine genaue Mengenangabe für alle 
Substanzen in Kosmetika zu machen. Die Aufzählung 
in absteigender Reihenfolge nach dem Gewichtsan- 
teil, wie das bisher schon geschieht, ist im übrigen 
bisher von den Heilberufen in keiner Weise kritisiert 
worden. Der Kosmetikausschuß der EG-Kommission 
hat jüngst in keiner Weise eine quantitative oder qua- 
litative Veränderung bei der Kennzeichnungspflicht 
verlangt. 

Ich möchte noch anmerken, daß einzelne deutsche 
Firmen bereits auf freiwilliger Basis begonnen haben, 
Mengenangaben auszudrucken. Deswegen sind wir 
der Auffassung, es kann keinerlei zwingenden Grund 
zur Regulierung staatlicherseits, seitens der Bundes- 
regierung, geben, nachdem wir davon ausgehen kön- 
nen, daß die Wettbewerbslage bald alle Produzenten 
zu einem entsprechenden Verhalten bringen wird. 

Wir, die CDU/CSU-Fraktion, stimmen der Überwei- 
sung des Antrages 11/871 in die Ausschüsse zu. Wir 
werden dort alles daransetzen, um weitere Informatio- 
nen über mögliche Gesundheitsgefährdungen durch 
Kosmetika, aber auch über deren Eingrenzungsmög- 
lichkeiten, zu bekommen. Wir werden uns dabei aller- 
dings in aller Nüchternheit, ohne an irgendeine Be- 
hörde oder auch an Personen Vorwürfe vorab zu rich- 
ten, mit dem Thema befassen. Denn wir glauben, 
Sachlichkeit tut hier not! Nicht notwendig ist das Auf- 
richten von Schreckensgespenstern, wie dies auch 
hier diesem Antrag der GRÜNEN wiederum zugrunde 
liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Dr. Götte. 


Frau Dr. Götte (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen! Es ist schon spät, ich will es kurz 
machen. Sie haben gehört, worum es geht: „Monitor" 
hat über schädliche Wirkungen von Zahncremes be- 
richtet. Das hat nicht nur einige Parlamentarier auf 
den Plan gerufen, sondern auch 600 000 Zuschauer 
dazu gebracht, die Liste der untersuchten Produkte 
anzufordern. Dies hat die Beendigung der Produktion 
einer bestimmten Zahnpastamarke zur Folge gehabt. 
Massenhaft sollen, wenn man den Medien glauben 
soll, Zahncremevorräte in die Geschäfte zurückge- 
bracht worden sein. 

Es geht, wie Sie gehört haben, um Natriumlauryl- 
Sulfat, unter dem Namen Texapon bekannt, das unbe- 
stritten ab einer bestimmten Konzentration Reizungen 
der Mundschleimhaut verursacht, also mehr schadet 
als nützt. 

Meine Damen und Herren, es ist gut, wenn das Par- 
lament jedem Hinweis auf die Gefährdung der Ge- 
sundheit unserer Bürger nachgeht. Aber wir müssen 
das ohne fanatischen Eifer und sehr nüchtern tun. 
Wenn wir nämlich bei jedem Ansatz einer Gefähr- 
dung gleich Katastrophenstimmung verbreiten, drin- 
gende Warnungen ausrufen lassen oder radikale Ver- 
bote durchsetzen, wird uns niemand mehr ernst neh- 


men, wenn es um wirkliche Gefahren und tatsächlich (C) 
notwendige Warnungen und Verbote geht. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Eine Gefahr für die Gesundheit sieht meine Frak- 
tion — wir haben versucht, uns sachkundig zu ma- 
chen — in der Verwendung von Texapon in Zahn- 
cremes nicht, wenn seine Konzentration unterhalb der 
1,5-Prozent-Grenze liegt. Das Bundesgesundheitsamt 
hält sogar schon einen Grenzwert von 2 % für ausrei- 
chend, um gesundheitliche Schäden auszuschließen. 
Allerdings müßte der Verbraucher dann auch die 
Möglichkeit haben, sich zu informieren, welche Zahn- 
creme nun was in welcher Konzentration enthält. 

Damit sind wir beim zweiten Thema, bei der Dekla- 
rationspflicht für Kosmetika. Die Bundesregierung 
hat am 28. Oktober 1987 in einer Fragestunde mitge- 
teilt, sie habe der EG-Kommission bereits im April 
1986 Vorschläge für eine Ergänzung der bestehenden 
Kennzeichnungspflicht für Inhaltsstoffe kosmetischer 
Mittel vorgelegt. Wir würden gerne erfahren, Herr 
Staatssekretär, was daraus geworden ist. Wir wüßten 
gerne, wie denn diese Vorschläge im einzelnen aus- 
sehen und was die Kosmetikindustrie dazu sagt. 

Meine eigenen Nachforschungen ergaben, daß 
viele Kosmetikhersteller durchaus bereit sind und es 
zum Teil schon praktizieren, wie der Kollege der CDU 
gesagt hat, nach amerikanischem Vorbild die wesent- 
lichen Bestandteile ihrer Produkte zu benennen. Das 
gilt auch für solche Stoffe, auf die manche Menschen 
allergisch reagieren, wo es auch besonders notwendig 
ist, daß diese Stoffe gekennzeichnet sind. 

Allerdings ist es noch längst nicht ausgemacht, ob 
alle Verbraucher tatsächlich eine solche Deklaration 
wünschen. Kosmetik hat bekanntlich nicht nur etwas 
mit Körperpflege, sondern auch mit Seelenpflege zu 
tun. Für die Illusion, Schönheit und Jugendlichkeit 
kaufen zu können, zahlen viele Kundinnen und zu- 
nehmend auch immer mehr Männer gerne jeden be- 
liebigen Preis. Solche Leute wollen natürlich nicht 
erfahren, daß das Zaubermittelchen im goldenen 
Döschen, das das Austrocknen der Haut verhindern 
und zu jugendlicher Frische und — ich zitiere — „un- 
vergleichbarem Wohlbefinden" führen soll, in Wirk- 
lichkeit nur aus Wasser und ein wenig Fett besteht. 

Andere dagegen ärgern sich, daß sie keine Mög- 
lichkeit haben, festzustellen, was in den Tiegeln, Fla- 
kons und Tuben steckt, und sie somit ganz auf die 
Werberatschläge Dritter angewiesen sind. Wieder an- 
dere machen sich, ich meine, zu Recht, Sorgen, ob 
denn in dem, was sie sich nun kaufen und was sie 
anwenden, nicht irgendwelche gefährlichen Stoffe 
versteckt sind, nachdem es so viele Beispiele von Dio- 
xinen in Schampons und von anderen gefährlichen 
Stoffen in Kosmetika gegeben hat. 

Die Kosmetikfirmen, so wurde mir gesagt, seien auf 
keinen Fall bereit, die Rezepte für ihre Produkte preis- 
zugeben, sie wären aber durchaus damit einverstan- 
den, beispielsweise in regelmäßigen Abständen Re- 
chenschaft darüber abzulegen, welche Stoffe sie über- 
haupt verwenden, und diese Liste dem Gesundheits- 
amt dann vorzulegen. Wir sollten im Ausschuß prüfen. 
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Frau Dr. Götte 

(A) was das Bundesgesundheitsamt zu diesem Vorschlag 
sagt. 

Die SPD-Fraktion hält es aus gesundheitspoliti- 
schen und verbraucherfreundlichen Gründen für not- 
wendig, mehr Aufklärung in die Romantik des Kosme- 
tikmarktes zu bringen. Wie das am sinnvollsten in der 
Bundesrepublik und in der EG geschehen kann, soll- 
ten wir im Ausschuß diskutieren. Wir werden dazu 
einige konkrete Vorschläge machen. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag 11/871 der GRÜNEN enthält 
zwei Anliegen, die zwar miteinander zu tun haben, 
aber unterschiedlich zu behandeln und zu bewerten 
sind, und die FDP kommt auch zu unterschiedlichen 
Schlüssen. 

Punkt 1 des Antrags zu den Zahncremes unterstellt, 
daß die Inhaltsstoffe mit dem bedrohlich klingenden 
Namen Natriumlaurylsulfat gesundheitlich bedenk- 
lich sind und daß Gefahren auf alle Fälle zu vermeiden 
sind. Das letzte, daß Gefahren unbedingt zu vermei- 
den sind, ist richtig. Es dürfen nur solche Stoffe zuge- 
lassen werden, die gesundheitlich unbedenklich sind. 
Ich persönlich bezweifele aber, daß es im Bereich der 
Kosmetik immer geht und immer getan wird. Ich kann 
mir nicht vorstellen, daß das Behandeln der Gesichts- 
haut mit Puder und Farbe völlig ohne Einfluß auf die 
Haut ist, gleich, wie auch immer Farbe und Puder 
beschaffen sind. Aber dieses Beispiel ist meine per- 
sönliche Meinung. 

Im Fall der Zahnpasta bewundere ich den Mut der 
GRÜNEN, nur auf Grund einer Medienmeldung zu 
wissenschaftlichen Aussagen zu kommen. Ich habe 
diese Sendung gesehen; mich haben die Versuche, 
die dort gezeigt wurden, nicht überzeugt. Umfangrei- 
che Untersuchungen des Bundesgesundheitsamts sa- 
gen auch: Es gibt keinen Anhaltspunkt für gesund- 
heitliche Gefahren; der Verdacht ist bei Einhaltung 
der gegebenen Konzentration von 2% nicht begrün- 
det. Ich bewundere aber auch den Mut der GRÜNEN, 
die sich anmaßen, Autorität im Streit der Wissen- 
schaftler zu sein. Politiker sollten sich nicht für allkom- 
petent und nicht für allwissend halten. Ich muß mich 
weitgehend auf die Aussagen der Wissenschaft ver- 
lassen. Darüber hinaus wäre eine Veränderung der 
Vorschriften nur über die EG zu erreichen, d. h. EG- 
Recht muß geändert werden. So bin ich in diesem 
Punkt auch nicht davon überzeugt, daß es den GRÜ- 
NEN wirklich um Gesundheit geht. Ich erinnere mich 
an einen Spruch von Heiner Geißler, der bei einem 
ähnlichen Fall einmal sagte: Die GRÜNEN treiben 
jede Woche eine andere Sau durch das Dorf. Ich 
glaube, dies ist eine solche. 

Zu einer anderen Beurteilung der Sachlage kommt 
die FDP beim zweiten Punkt, der Deklarationspflicht 
für Kosmetika. Das halten wir für nötig, aber auch hier 
gilt EG-Recht. Nur über die EG können hier Änderun- 
gen erfolgen. Wir wollen das, wir werden das unter- 


stützen. Die FDP ist da auch schon initiativ geworden, (C) 
zwar nicht ganz so spektakulär, sondern über Schrei- 
ben an das Ministerium. Auch das Ministerium ist 
bereits aktiv geworden. Die Industrie hat darüber hin- 
aus bereits mitgeteilt, daß sie freiwillig, also ohne auf 
eine Änderung des Rechts zu warten, Inhaltsstoffe 
deklarieren will. Wir begrüßen dies vor allem deswe- 
gen, weil das Verfahren und die Abhilfe dadurch we- 
sentlich beschleunigt werden können. 

Wir werden deshalb den Antrag nicht pauschal ab- 
lehnen — weil er von den GRÜNEN kommt, weil in 
diesem Antrag Gutes mit Schlechtem vermischt ist — , 
sondern wir werden ihn im Ausschuß sachgerecht be- 
handeln, und die Beiträge von allen Seiten dieses 
Hauses geben mir Hoffnung, daß dies auch möglich 
ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger; Meine Damen und Her- 
ren, ich schließe die Aussprache. Der Ältestenrat 
schlägt vor, den Antrag an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. — Kein Wi- 
derspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Mül- 
ler (Düsseldorf), Bachmaier, Frau Blunck, Frau 
Conrad, Conradi, Fischer (Homburg), Frau Dr. 
Hartenstein, Dr. Hauff, Jansen, Kiehm, 
Koitzsch, Lennartz, Frau Dr. Martiny, Menzel, 
Reimann, Reuter, Schäfer (Offenburg), 

Dr. Schöfberger, Schütz, Stahl (Kempen), Wal- 
temathe, Weiermann, Ibrügger, Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD 

Hilfe für Chemikalien-Geschädigte 

— Drucksache 11/628 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Rechtsausschuß 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Kein Wider- 
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Meine Damen und Her- 
ren! Wir können faktisch direkt an die Diskussion von 
soeben anknüpfen. In der Europäischen Gemein- 
schaft befinden sich derzeit rund 80 000 Chemikalien 
im Handel; ca. 150 dieser Chemikalien haben eine 
Handelsmenge pro Jahr von mehr als 50 000 Tonnen. 

Dazu gehören u. a. auch Lösungsmittel, Weichma- 
cher, also sogenannte Massenchemikalien im Haus- 
halt. 

Ende 1987 hat das Forschungsministerium das Er- 
gebnis eines fünfjährigen Bewertungsverfahrens öko- 
toxikologischer Prüfung verschiedener Chemikalien 
veröffentlicht. Im Freilandverfahren wurden unter- 
schiedliche Chemikalien nach anderen, das heißt vor 
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(A) allem biologischen, Systemen bemessen. Man kommt 
zu drei Ergebnissen, die ich auch im Zusammenhang 
mit der Diskussion über den vorausgegangenen Ta- 
gesordnungspunkt wichtig finde. 

Erstens. Die Chemikalien verhalten sich je nach bio- 
logischem System und Beschaffenheit des jeweiligen 
biologischen Systems absolut unterschiedlich. Es gibt 
keinen einheitlichen Bewertungsmaßstab und auch 
keinen einheitlichen Grenzwert für ein biologisches 
System. Jeder Mensch reagiert auf Chemikalien un- 
terschiedlich. Das ist der erste wichtige Punkt, weil 
das die ganze Theorie von den Grenzwerten sehr in 
Frage stellt. 

Zweitens. Man hat festgestellt, daß diese lebensna- 
hen Untersuchungen zu einer sehr viel höheren Emp- 
findlichkeit biologischer Systeme gegenüber Labor- 
untersuchungen kommen. Das heißt, die Untersu- 
chungen, die wir aus den bekannten Tierversuchen 
kennen, sind demnach im Grund auf verschiedene 
biologische Systeme nicht übertragbar, weil die mei- 
sten biologischen Systeme sehr viel empfindlicher 
reagieren, als es in diesen Laborversuchen ge- 
schieht. 

Drittens. Die Übertragbarkeit ist auch deshalb sehr 
problematisch, weil die Wirkung bei den meisten Sy- 
stemen sehr viel ausgeprägter war, als in den Labor- 
untersuchungen angenommen worden war. 

Ich finde, diese Ergebnisse, die der Forschungsmi- 
nister vorgetragen hat und die leider zu wenig öffent- 
liche Aufmerksamkeit gefunden haben, sind sehr 
wichtig. Wir können den Forschungsminister nur un- 
terstützen, mit diesen Forschungsarbeiten — durch- 
geführt von der Technischen Universität München — 
fortzufahren. 

Die täglich neuen Meldungen über die Chemisie- 
rung der Umwelt, zum Beispiel in der vorigen Woche 
über Dioxin in Kaffeefiltern, rufen in der Tat eine ge- 
wisse Verunsicherung hervor. Es ist sicher richtig, daß 
das nicht zur Hysterie führen darf. Dennoch müssen 
wir aus diesen Vorfällen lernen. Ich glaube, die Fol- 
gerungen, die wir daraus teilweise ziehen, sind immer 
noch mehr als unzureichend. Denn folgende drei 
Punkte sind auf jeden Fall einstweilen festzuhalten: 

Erstens. Es gibt keine unschädliche Dosis. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Richtig!) 

Jede Dosis, jeder Grenzwert ist eine fiktive, das heißt 
angenommene, Größe. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Richtig!) 

Beispielsweise beim Zusammentreffen verschieden- 
ster Schadstoffe kann auch eine sehr viel geringere 
Dosis ganz andere toxische Wirkungen hervorrufen, 
als sie es allein vermöchte. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das ist der Punkt!) 

Insofern gibt es keinen Grenzwert und keine un- 
schädliche Dosis. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Als zweites müssen wir feststellen: Nach neuen For- 
schungsergebnissen gibt es Chemikalien, zum Bei- 
spiel das Pflanzenschutzmittel Aldicat, deren Dosis- 
wirkung gegenüber der bisher bekannten genau um- 


gekehrt ist: Je geringer die Dosis wird, desto größer (C) 
wird die Gefährlichkeit. Für diese Stoffe war nach bis- 
herigen Untersuchungen klar, daß sie bei einer hohen 
Dosis relativ unproblematisch sind. Aber je weiter die 
Dosis gesenkt wird, desto gefährlicher werden sie. 

Also auch das gibt es, obwohl wir es uns früher nicht 
haben vorstellen können. Man muß einfach sehen: 
Weniger Gift kann unter Umständen sogar mehr Wir- 
kung, mehr Belastung der Umwelt hervorrufen. Auch 
diese wissenschaftliche Erkenntnis müssen wir ein- 
mal ein bißchen genauer nachvollziehen. 

Der dritte Punkt. Bei dem Zusammenhang zwischen 
chemischen Schadstoffen und Gesundheitsproblemen 
gibt es vor allem die Problematik, daß die meisten 
Auswirkungen erst längerfristig bekannt werden, daß 
sie also oft erst dann bekannt werden, wenn schon 
viele Menschen geschädigt sind und eine Reparatur 
kaum mehr möglich ist. Auch diesen Gesichtspunkt 
müssen wir erst nehmen, weil die Frage der Anreiche- 
rung, beispielsweise im Rückenmark oder im Blutsy- 
stem, mit kurzfristigen Analysemethoden überhaupt 
nicht in den Griff zu bekommen ist, weil es sich um 
sehr langfristige Vorgänge handelt. 

Aus all dem müssen wir in unserer Chemiepolitik im 
Sinn des Vorsorgeprinzips auf jeden Fall die Strate- 
gie verfolgen, chemische Schadstoffe so wenig wie 
möglich zu verwenden und sie, soweit es überhaupt 
geht, zu substituieren. 

Wir haben dazu unseren Antrag auf Hilfe für Che- 
mikalien- Geschädigte vorgelegt. Dieser Antrag geht 
davon aus, daß die drei von mir geschilderten Pro- 
bleme schon Wirklichkeit geworden sind. Es ist ein ^ ^ 
Antrag, mit dem man auch hinsichtlich der jetzt im 
Juni — sicherlich gemeinsam — anzugehenden 
Frage, nämlich der Beratung des neuen Chemikalien- 
gesetzes, nicht mehr sehr viel weiter kommt. Hier 
müssen wir vielmehr den Menschen, die jetzt schon 
betroffen sind, helfen. Es gibt da auch verschiedene 
Forderungen, die das vom Bundestag verlangen. 
Dazu gehört u. a. der Beschluß des Petitionsausschus- 
ses — der Petitionsausschuß hat ja gesagt, der Bun- 
destag soll sich mit der Frage beschäftigen — , 

(Frau Garbe [GRÜNE]; Ja, richtig!) 

dazu gehört aber auch, wie ich finde, die Aussetzung 
eines Berufungsverfahrens der Holzschutzmittel-Ge- 
schädigten vor dem Oberlandesgericht Frankfurt. 
Dieses Gericht erkennt die Gefährlichkeit der Stoffe 
im Grundsatz an, aber es müßte nach seiner Meinung 
erst ein umfassendes Beweiserhebungsverfahren 
durchgeführt werden, was in Frankfurt u. a. auch un- 
ter Einschaltung der Bundesanwaltschaft geschieht. 
Insofern ist es meines Erachtens so, daß wir als Bun- 
destag auf diese Frage Auskunft geben müssen. 

Die Warnmeldungen sind bekannt: Sie reichen 
— beispielsweise — von der Gefährlichkeit von Form- 
aldehyd in Spanplatten über Ledersprays — eine Dis- 
kussion, die immerhin schon seit acht Jahren läuft; vor 
acht Jahren haben die ersten Geschädigten diese 
Warnung an den damaligen Staatssekretär in Rhein- 
land-Pfalz, Professor Töpfer, weitergegeben — bis hin 
beispielsweise zu Holzschutzmitteln und insbeson- 
dere den PCB-haltigen, dioxinverseuchten Stoffen. 
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Müller (Düsseldorf) 

(A) Wir meinen, daß wir mit unserem Antrag, in dem wir 

fünf Punkte genannt haben, einen Beratungsgegen- 
stand aufgezeigt haben, der jetzt in einer Anhörung 
geklärt werden soll. Wir verstehen es so, daß der An- 
trag jetzt an die Ausschüsse überwiesen wird — das 
ist ja wohl einhellige Meinung — und daß wir uns 
dann gemeinsam Gedanken machen, wie wir diese 
Problematik in Form einer Anhörung weiter verfolgen 
wollen. 


Schwerpunktmäßig geht es uns aber vor allem 
darum, daß wir die Forschungsergebnisse, die ich am 
Anfang zitiert habe, ausbauen, daß wir zu besseren 
Regelungen kommen — unser Vorschlag heißt insbe- 
sondere: Einführung einer Technischen Anleitung In- 
nenraum — , daß wir die Kennzeichnungsvorschriften 
sowie die Normen und Grenzwerte verbessern und 
daß wir insbesondere auf der rechtlichen Seite 
— Stichwort: Produkthaftungs- und Umwelthaftungs- 
recht bzw. verschuldensunabhängige Haftung und 
Beweislasterleichterungen — vorankommen. Da ist 
das, was die Bundesregierung im Nachvollzug des 
EG-Rechts mit der Produkthaftung zur Zeit macht, für 
uns nicht ausreichend. Im Gegenteil: Wir sehen es als 
halbherzig an. 

Wir glauben also, daß wir hier einen wichtigen 
Schritt, einen überfälligen Schritt tun; denn die Pro- 
blematik liegt seit geraumer Zeit auf dem Tisch. Sie ist 
gegenwärtig Gegenstand verschiedener Rechtsver- 
fahren, sie ist Gegenstand verschiedener Beratungen 
des Petitionsausschusses gewesen. Jetzt ist es am 
Bundestag, zu handeln, und wir sind dazu bereit. 


(B) 


(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Dr. Lippold. 


Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
darf zunächst eine Vorbemerkung machen: Wir sind 
heute in einer Diskussion am Vorabend der Beschluß- 
fassung des Bundesrates über die novellierte Störfall- 
verordnung, die morgen verabschiedet wird. Ich will 
nur einmal deutlich machen, daß die Bundesregie- 
rung damit die erste Regierung ist, die Konsequenzen 
aus der Sandoz-Katastrophe gezogen 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Aber das hat nichts 
mit den Chemikalien-Geschädigten zu 
tun!) 

und den Schutz der Menschen in unserem Lande vor 
Katastrophen noch einmal ganz deutlich verbessert 
hat. Letzte Lücken in der vorbeugenden Sicherung in 
diesem Bereich werden jetzt geschlossen. Unsere 
weltweit führende Position in der Chemiepolitik und 
in der Vorsorgepohtik hinsichtlich der Chemiepolitik 
wird dadurch untermauert. Man sollte dies durchaus 
einmal zum Anlaß nehmen, der Bundesregierung für 
diese vorzügliche Maßnahme zu danken. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Mein Gott, was hat 
das mit diesem Thema zu tun? — Frau Sai- 
bold [GRÜNE]: Verordnungen verhindern 
keine Unfälle! — Zurufe von der SPD) 


Es stünde auch der Opposition nicht schlecht an, hier (C) 
einmal ein Wort des Lobes zu verheren. Sie würden 
sich dadurch nichts vergeben. 

Meine Damen und Herren, zum Problem: Die Men- 
schen klagen über Beschwerden, die sie auf Belastun- 
gen in Innenräumen zurückführen. Die Ursachen die- 
ser Beschwerden sind kausal schwer zu ermitteln. Es 
gibt eine Vielzahl von Innenraumbelastungen, die in 
Betracht gezogen werden müssen, bis hin zum Rau- 
chen, auch Belastungen am Arbeitsplatz. Das indivi- 
duelle Prozeßrisiko ist damit sehr groß und eine klare 
Schadenszurechnung wie z. B. im Contergan-Fall 
nicht möglich. Auch eine Fondslösung ist aus diesem 
Grund problematisch. Man wird deshalb sicherhch 
noch weiter nachdenken müssen. 

Wie gehen wir nun dieses Problem an? Ich sage 
noch einmal: Unsere Chemiepolitik ist grundsätzhch 
vorsorgeorientiert. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Ach ja!) 

Die von den Unionsparteien und der von ihnen getra- 
genen Bundesregierung verfolgte Pohtik sieht einen 
vorbeugenden Schutz des Menschen vor. Ich sage das 
deshalb, Herr Kollege Müller, weil wir uns natürhch 
nicht nur stur an Grenzwerten orientieren, sondern 
diese Grenzwerte bereits so festlegen, daß sie mögh- 
che Gefährdungen, denkbare Gefährdungen mit ein- 
schheßen und es nicht erst bis zum konkreten Gefähr- 
dungssachverhalt kommt. 

Sie wissen ja selber, daß die Grundstruktur unserer 
Chemiepolitik — Chemikaliengesetz, das übrige (D) 
Stoffrecht, das Gefahrstoffrecht — so umfassend ist, 
wie wir es nirgendwo anders haben. Das Ziel des Che- 
mikaliengesetzes, an dem wir ja jetzt gemeinsam ar- 
beiten, ist ganz einfach, einen noch umfassenderen 
und wirksameren Gesundheitsschutz sicherzustellen, 
damit wir hier in dieser Sache den Menschen in die- 
sem Lande noch mehr dienen. 

Wir haben das zersphtterte Gefahrstoff recht zusam- 
mengefaßt — um es deutlich zu sagen. Wir haben hier 
Regelungen und Beschränkungen erlassen, die hin- 
sichtlich ihres Umfanges und der Schärfe der Grenz- 
werte bislang ohne Beispiel sind. Ich darf nur darauf 
hinweisen, daß wir eine Vielzahl von Verboten und 
Beschränkungen haben. Wir haben z. B. Pentachlor- 
phenol verboten. Das Verbot wird in der EG notifi- 
ziert. Die Verordnung kann zur Zeit noch nicht erlas- 
sen werden, da die EG eine eigene Verbotsrichtlinie 
vorbereitet und die Bundesregierung dadurch bis 
Mitte 1988 zum Stillhalten gezwungen ist. Ich darf 
aber sagen, daß wir mittlerweile ja so weit sind, daß 
die Produktion von PCP in der Bundesrepubhk seit 
längerem eingestellt ist, auch das eine Vorsorgemaß- 
nahme. 

Für den zweiten Problemstoff, Formaldehyd, sind in 
der Gefahrstoffverordnung ausgesprochen niedrige 
Grenzwerte vorgesehen. Ich sage das nur einmal 
deuthch, weil bei all dem, was wir hier gemacht ha- 
ben, ebenso wie in der Verordnung für Wasch-, Rei- 
nigungs- und Pflegemittel, Schärfen vorgesehen sind, 
die es nirgendwo anders gibt. 
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Dr. Lippold (Offenbach) 

(A) Wenn Sie in die Verordnung für Stoffe, Zubereitung 
und Erzeugnisse gehen, dann haben wir dort Sum- 
mengrenzwerte, die weltweit ihresgleichen suchen. 

(Reimann [SPD]: Was sollen denn all die Ver- 
gleiche?) 

Ich mache nur einmal deutlich, ohne in falsche Sicher- 
heit zu wiegen, daß wir hier eine ganze Menge tun, 
Herr Reimann, weil ich gerade verhindern will, daß 
— wie es gelegentlich doch anklingt — dieses Angst- 
machen, dieses Panikmachen hier immer wieder her- 
auskommt. Ich sage dies auch deutlich, weil ein klein 
wenig, Herr Kollege Müller, in Ihrem Antrag zum 
Ausdruck kommt, wir würden bezüglich dieser ge- 
fährlichen Stoffe bisher nicht hinreichend aktiv sein. 

Ich sage noch einmal ganz deutlich: Es wird ge- 
forscht. Sie haben es gerade gesagt. Weitere For- 
schungsmaßnahmen sind geplant. Ich glaube, wir 
wollen da gemeinsam in die gleiche Richtung. Wir 
informieren den Verbraucher umfassend durch das 
Bundesgesundheitsamt, durch Bundesministerien 
und Verbraucherinstitutionen. Wir sehen eine Erwei- 
terung der Kennzeichnungsvorschriften im Rahmen 
der Umsetzung der EG -Zubereitungsrichtlinie vor, die 
vom Ministerrat im ersten Durchgang beschlossen ist 
und voraussichtlich bis 1989 in nationales Recht um- 
gesetzt werden kann. Damit haben wir über das 
Kennzeichnungsrecht eine ausgesprochen wertvolle 
Hilfe zum Selbstschutz. 

Wir haben die Norm- und Grenzwerte für Chemi- 
kalien in den letzten Jahren ständig verschärft. Wir 

ß) haben sie vorsorgeorientiert festgelegt. Wir gehen 
nicht nur auf Stoffverbote und halten generelle wei- 
tere Verbote nicht für hilfreich und meinen, daß 
manchmal die Zurückführung des Inverkehrbringens 
einzelner Stoffe in die Hände der Verbraucher an 
Hand von Expositions- und Verwendungsbeschrän- 
kungen vorgenommen werden sollte. Darauf haben 
wir hingewiesen. Ich erinnere insgesamt an die Vor- 
sorgemaßnahmen, an den gesamten Komplex für wer- 
dende Mütter, um nur ein Beispiel zu nennen, wo wir 
ganz deutlich gehandelt haben. 

Darüber hinaus verbietet die Gefahrstoffverord- 
nung die Exposition für alle Beschäftigten mit den 
stark gefährdenden, krebserzeugenden Stoffen. Die 
Herstellung und Verwendung weiterer krebserregen- 
der Gefahrstoffe ist eingeschränkt. Es wird unter Ein- 
schaltung des Ausschusses für Gefahrstoffe, dem auch 
Vertreter der Verbraucher angehören, geprüft, ob 
weitere Verwendungsverbote vorgeschrieben wer- 
den. 

Beim gegenwärtigen Zeitpunkt ist — wie gesagt — 
hier ein generelles Verwendungsverbot nicht vorge- 
sehen. Es wird jedoch geprüft, inwieweit Stoffe aus 
dem Katalog der alten Stoffe mit Beschränkungen bis 
zum Verbot belegt werden. Sie wissen, daß wir daran 
arbeiten. Das Altstoffkonzept wird im Zuge der Dis- 
kussion, die der Kollege Müller angesprochen hat, 
jetzt mitberaten werden. Ich halte dies für sehr wich- 
tig, und ich freue mich, daß die Bundesregierung mit 
allem Nachdruck darauf dringt, diese Entwicklung 
nicht nur national, sondern auch international voran- 
zutreiben. 


Auch hier noch einmal einen herzlichen Dank da- (C) 
für, daß wir insbesondere auch im OECD-Bereich und 
in verschiedenen anderen internationalen Gremien 
versuchen, das voranzutreiben. 

Wir prüfen darüber hinaus den weiteren Einsatz von 
Ersatzstoffen. Ich glaube, daß das wichtig ist. 

Die Weiterentwicklung der Produkthaftung erfolgt 
durch die Umsetzung im Entwurf des Produkthaf- 
tungsgesetzes, das jetzt kommt. Ich will hier gar nicht 
auf die verschiedenen Bereiche im einzelnen einge- 
hen. Ich glaube aber, Herr Kollege Müller, man kann 
dies nicht einfach herabwürdigen und sagen: Das ist 
alles völlig unzureichend. Auch hier ist manchmal ein 
internationaler Vergleich ausgesprochen hilfreich. 

Die Einbeziehung der Entwicklungsrisiken ist eine 
Frage, über die wir sicherlich noch sprechen werden. 

Wir sind der Meinung, daß wir da der künftigen EG- 
Regelung nicht vorgreifen sollten. Ich glaube aber, 
daß auch das vernünftig ist. 

Mit der Verbesserung der Stellung der Geschädig- 
ten im Umwelthaftungsrecht beschäftigt sich bereits 
jetzt eine interministerielle Arbeitsgruppe. Die jüng- 
ste erstinstanzliche Rechtsprechung läßt ohnehin eine 
erhöhte Sensibilität der Gerichte für die Belange der 
Betroffenen erkennen. Wir sollten deshalb daran den- 
ken, daß Beweiserleichterungen nicht unbedingt zur 
reinen Verdachtshaftung führen dürfen. Die Entwick- 
lung von Erleichterungen des Kausahtätsnachweises 
sollte deshalb auch weiterhin der Rechtsprechung 
überlassen bleiben. Wir werden, wie gesagt, prüfen, 
wie weitere Ergänzungen des Haftungsrechts in die- 
ser interministeriellen Arbeitsgruppe vorgenommen 
werden können. (D) 

Nach den mir vorliegenden Informationen überneh- 
men die gesetzlichen Krankenversicherungen die 
Kosten — das betrifft den letzten Punkt Ihres Antra- 
ges — , wenn ein Versicherter Schäden an seiner Ge- 
sundheit erleidet. Das heißt, es gibt eine ganze Reihe 
von Bereichen, in denen sicherhch etliches getan 
wird. Ich halte es nicht für schlecht, wenn wir immer 
wieder verdeutlichen, daß wir hier international eine 
führende Position haben. Ich glaube, es muß den 
Menschen in unserem Lande deutlich gemacht wer- 
den, daß in keinem anderen Land der Welt so vor- 
sorgeorientiert gehandelt wird. Damit soll keine fal- 
sche Beruhigung verbunden werden, aber hier soll 
deutlich gemacht werden, daß für Angst- und Panik- 
mache bei uns in der Bundesrepublik Deutschland 
kein Raum ist. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Dr. Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Wenn wir uns heute über den An- 
trag der SPD „Hilfe für Chemikalien-Geschädigte" 
unterhalten, sollte eines klar sein: Es darf überhaupt 
nicht zu solchen Schäden, insbesondere Gesundheits- 
schäden, kommen. 

(Sehr gut! bei der SPD — Frau Garbe 
[GRÜNE]: So ist es!) 
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Frau Dr. Segall 

(A) Dazu dienen die bestehenden Regelungen wie etwa 
das Chemikaliengesetz, das Lebensmittel- und Be- 
darfsgegenständegesetz und die darauf beruhenden 
Verordnungen, etwa die Gefahrstoffverordnung. 

Leider verkennt die Opposition wieder einmal, mit 
welcher Vehemenz in diesem Bereich das Bundesmi- 
nisterium für Umwelt tätig ist. Warum, so frage ich die 
SPD, soll die Bundesregierung aufgefordert werden, 
den Bürger vor Holzschutzmitteln zu schützen, wenn 
dieser Schutz durch die PCP-Verordnung, die kurz 
vor der Verabschiedung steht, bald gewährleistet sein 
wird? 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Und die Schäden vor- 
her? Dadurch ist das doch erst zustande ge- 
kommen!) 

Diese Verordnung wird PCP endgültig verbieten! Ha- 
ben Sie das übersehen? 

Ganz ähnlich beurteile ich die Ausführungen, die 
die SPD in ihrem Antrag zum Formaldehyd macht. 
Auch hier erwecken Sie den Eindruck, die Bundesre- 
gierung sei untätig. Das Gegenteil ist der Fall. Die 
Koalition hat in der Gefahrstoffverordnung umfassend 
Formaldehydgefahren vorgebeugt. Holzwerkstoffe 
wie Spanplatten, Tischlerplatten, Furnier- und Faser- 
platten dürfen nur vertrieben werden, wenn die durch 
den Holzwerkstoff verursachte Konzentration des For- 
maldehyds einen sehr niedrigen Grenzwert nicht 
überschreitet. Bei Wasch-, Reinigungs- und Pflege- 
mitteln ist ebenfalls die Einhaltung eines niedrigen 
Grenzwertes Voraussetzung für die Inverkehrbrin- 
gung, und Sie wissen ganz genau, daß dies nur einige 
Maßnahmen sind. Es bedarf der von der SPD bean- 
fragten Aufforderung daher nicht, soweit in ihr legis- 
lative Vorbeugemaßnahmen verlangt werden. 

Doch wie ist es nun um die sogenannten Chemika- 
lien-Geschädigten bestellt? Die SPD fordert, im Rah- 
men der gesetzlichen Regelung der Produkthaftung 
eine Gefährdungshaftung auch für Risiken, die sich 
erst nach der Inverkehrbringung einstellen und die 
selbst durch sorgfältigste Prüfung objektiv nicht fest- 
stellbar waren, sogenannte Entwicklungsrisiken, ein- 
zuführen. Inzwischen liegt der Entwurf eines Produkt- 
haftungsgesetzes vor; er hat in dieser Woche das Ka- 
binett passiert. Darin ist die Haftung für Entwick- 
lungsrisiken ausdrücklich ausgeschlossen worden, 
und das aus gutem Grund. 

(Reimann [SPD]: Schlimm genug!) 

Diese Haftung würde eine Schadenersatzpflicht für 
Produktfehler auslösen, die nach dem Stand der Wis- 
senschaft und Technik im Zeitpunkt der Inverkehr- 
bringung selbst bei Wahrung aller zumutbaren Sorg- 
falt nicht erkannt werden konnten. Die Erkennbarkeit 
beurteilt sich, wie gesagt, objektiv nach dem Stand 
der Wissenschaft und Technik im Zeitpunkt des Inver- 
kehrbringens. 

Dem Hersteller hilft es also nicht, wenn er persön- 
lich den Fehler nicht erkennen konnte, sondern er ist 
nur von der Haftung befreit, falls objektiv mit dem 
Fehler nicht gerechnet werden konnte. Man kann 
doch von ihm nicht mehr verlangen, insbesondere 
wenn man bedenkt, welch eine umfangreiche Pro- 
duktpalette durch das Produkthaftungsgesetz erfaßt 
wird. Produkte im Sinne des Gesetzes sind nämlich 


alle beweglichen Sachen, selbst solche Sachen, die (C) 
Teil einer anderen Sache sind. Nun stellen Sie sich 
einmal vor, meine Damen und Herren von der Oppo- 
sition, Sie würden für diesen unüberschaubaren Be- 
reich eine verschuldungsunabhängige Haftung für 
Entwicklungsrisiken statuieren. Was sagen Sie dem 
kleinen und mittleren Unternehmer, der dieses unab- 
sehbare Risiko nirgendwo versichert bekommt — ein 
unüberschaubares Risiko, das also letztlich er selbst 
tragen muß? Ist das unternehmerfreundliche Politik 
der SPD? 

Im übrigen bleibt es ja unbenommen, in bestimmten 
extremen Gefahrenbereichen einzelgesetzlich — ich 
betone: einzelgesetzlich — , d, h. nur für bestimmte 
Produkte eine Gefährdungshaftung für Entwick- 
lungsrisiken vorzusehen. 

Besonders gut sieht es natürlich immer wieder aus, 
wenn man Verbote fordert. So fordert auch der SPD- 
Antrag ein Verbot, und zwar von allen besonders ge- 
fährlichen Stoffen, und er will zwingend vorschreiben, 
weniger gefährliche Ersatzstoffe zu verwenden. Da 
teile ich Ihre Meinung; so sollte man Vorgehen. 

Nur ist es eben Augenwischerei, wenn man meint, 
daß pünktlich zum Verbot der entsprechende weniger 
gefährliche oder am besten der überhaupt völlig un- 
schädliche Ersatzstoff zur Verfügung steht. Ich kenne 
diese Debatte — jetzt kommt Herr Carstensen ge- 
rade — aus dem Bereich der Pflanzenschutzmittel. 

Wie häufig mußten wir es hier schon erleben, daß wir 
den einen Stoff, dessen Gefahren wir kennen, verbo- 
ten haben und einen vermeintlich umweltfreundli- 
chen Ersatzstoff zuließen, um dann kurze Zeit später 
feststellen zu müssen, daß dieser Ersatzstoff noch p) 
schädlicher ist als der inzwischen verbotene Stoff. 

Ihre Ausführungen, Herr Müller, eröffnen noch ein 
weiteres Feld von Unsicherheiten bei der Vorhersage 
nach Laborversuchen, wie Sie eben ausgeführt ha- 
ben. 

Und noch eines, Herr Müller: Mit der Beweislast- 
umkehr sollten wir sehr viel vorsichtiger und sehr viel 
differenzierter umgehen und dabei nicht Produkthaf- 
tung und Umwelthaftung in einen Topf werfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zusammenfassend kann man sagen, daß der Antrag 
der SPD zu kurz gedacht ist und den Chemikalien- 
Geschädigten nicht hilft. Die Fraktion der FDP lehnt 
deshalb diesen Antrag ab. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger; Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Garbe. 

Frau Garbe (GRÜNE) : Frau Präsidentin! Meine Her- 
ren und Damen! Kopfschmerzen, Augenbrennen, 
Übelkeit, Nervenzucken, ständig nötige ärztliche Be- 
handlungen; bei den Kindern sind die Allergien so 
schlimm geworden, daß es zu Bronchitis und Asth- 
maanfällen gekommen ist; durch das morgendliche 
Niesen blutet ständig die Nase; Störung der Gesamt- 
persönlichkeit — ja, meine Herren und Damen, che- 
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Frau Garbe 

(A) mikaliengeschädigt zu sein ist schon sehr fatal. Das 
Geschilderte ist nur ein kleiner Ausschnitt der Auswir- 
kungen und Beschwerden. 

Wer in diese Situation hineingerät, verdient unsere 
besondere Hilfe. Insofern begrüßen wir ganz aus- 
drücklich die Initiative der SPD-Fraktion, die rechtli- 
che Lage der Chemikalien-Geschädigten zu verbes- 
sern. Wir hoffen sehr, daß alle Anregungen und For- 
derungen von der Bundesregierung aufgegriffen und 
umgesetzt werden. 

Jedoch, verehrte Kollegen und Kolleginnen der 
SPD, trotz aller Zustimmung zu den konkreten Vor- 
schlägen Ihrer Fraktion lassen Sie mich bitte in aller 
Kürze an dem Antrag auch etwas Kritik üben. 

Im Antrag heißt es: 

Insbesondere sind Verbote der als besonders ge- 
fährlich erkannten Stoffe . . , von der Bundesre- 
gierung möglichst bald zu erlassen. 

Die Bundesregierung hat jedoch ganz deutlich ge- 
macht, daß von ihr nicht geplant ist, über das beab- 
sichtigte PCP- Verbot hinaus für bestimmte Stoffe ein 
generelles Verwendungs verbot vorzusehen: Cad- 
mium, Asbest, Paraformaldehyd. Trotz der bekannten 
Gesundheitsschäden durch diese Stoffe soll die ge- 
sundheitliche Belastung also fortgeführt werden. 

In diesem Zusammenhang kritisieren wir zum wie- 
derholten Mal von dieser Stelle aus die unverantwort- 
liche Verharmlosungskampagne, die vom Bundesge- 
sundheitsamt seit Jahren gegen Holzschutzmittelge- 
schädigte inszeniert wird. So behauptet Profes- , 
sor Lingk vom BGA laut Presse vom 8. Oktober 1987 
^ — ich zitiere — : 

Auch zwischen gesundheitlichen Beschwerden 
von Verbrauchern und dem Einsatz des pilztöten- 
den Wirkstoffs Pentachlorphenol ist kein Zusam- 
menhang festgestellt worden. 

Tatsache ist allerdings, daß unserer Fraktion bereits 
mehrere ärztliche Atteste, darunter auch einige von 
Gesundheitsämtern, vorliegen, die einen solchen Zu- 
sammenhang erweisen. Tatsache ist, daß sich in 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bremen und 
Hamburg Dutzende von Elterninitiativen gebildet ha- 
ben, deren Kinder in PCP-verseuchten Kindergärten 
krank geworden sind. Die GRÜNEN werden dafür 
sorgen, daß die Bundesregierung hierzu im Umwelt- 
ausschuß Rede und Antwort steht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier möchte ich auch noch einmal sagen: Gefordert 
ist eine grundsätzliche Chemiewende, wie sie von 
meinen Kollegen und Kolleginnen bereits in der letz- 
ten Legislaturperiode konzeptionell vorgetragen und 
beantragt wurde. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU] : Kon- 
zeptionslos!) 

Bei den massiv Chemikalien-Geschädigten zeigt sich 
ja nur die Spitze des Eisbergs, besser gesagt: die sicht- 
bare Spitze des inhalierten und inkorporierten Gift- 
bergs. Sie wissen alle, daß durch die Chemikalienflut 
in unserer Umwelt wir alle, aber insbesondere unsere 
Kinder sensibilisiert sind. Allergien und Atemwegser- 
krankungen nehmen galoppierend zu. Es ist ja auch 


kein Wunder. Schon mit dem Frühstückstrunk in der (C) 
Schule trinken die Kinder Stabilisatoren, Farbstoffe, 
Geschmacksverstärker, Süßstoffe usw. Längst befin- 
den wir uns nämlich in einer Kunststofffreßwelle. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Übrigens, der letzte EG -Gipfel hat für Eßwaren die 
Gleichung weiter festgeklopft: Eßwaren, das ist pla- 
stikverschweißte Hygiene plus gentechnologisches 
Food-design. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Char- 
lotte, nun einmal nicht so doll!) 

Wer die Flut der Chemikalienschäden abmildern 
und die notwendig werdende Hilfe geben will, der 
muß mit uns die Chemisierung des Alltags aufs Korn 
nehmen, auch — ich wende mich wieder einmal an 
die SPD — wenn ein Herr Rappe in Ihrer Fraktion 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Jahn [Marburg] 

[SPD]: He!) 

— Oder ich sage: obwohl. 

Ich muß zum Schluß kommen. Hilfe für Chemika- 
lien-Geschädigte ist dringend notwendig. Hilfe vor 
Chemikalienschäden wird es aber nur geben, wenn 
wir endlich zu naturbelassener Nahrung und zu mög- 
lichst naturnahen Produkten zurückkehren. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktion 
der SPD an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse zu überweisen. — Kein Widerspruch. So 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 und Zusatz- 
tagesordnungspunkt 3 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Brauer, Frau Hensel, Frau Saibold und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Finanzielle Beteiligung des Bundes an 
dem naturzerstörenden Hotelbauprojekt im 
Dalyan-Delta (Türkei) 

— Drucksache 11/1666 — 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Dr. Hartenstein, Frau Blunck, Frau Faße, Hiller 
(Lübeck), Müller (Pleisweiler), Schäfer (Offen- 
burg), Frau Schmidt (Nürnberg), Bindig, Brück, 

Dr. Hauchler, Dr. Holtz, Frau Luuk, Frau 
Dr. Niehuis, Schanz, Schluckebier, Toete- 
meyer, Lennartz, Dr. Hauff, Frau Conrad, 
Kiehm, Müller (Düsseldorf), Reuter, Dr. Schöf- 
berger. Schütz, Weiermann, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 

Finanzmittel der DEG zum Bau eines Touri- 
stik-Hotels in Dalyan (Türkei) 

— Drucksache 11/1872 — 

Interfraktionell ist für die Beratung ein Beitrag bis 
zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart. — Kein 
Widerspruch. So beschlossen. 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Brauer. 

Brauer (GRÜNE): Sehr verehrte Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! 28 km nördlich der Insel 
Rhodos mündet auf türkischem Festland der Dalyan- 
Fluß und bildet eines der ökologisch bedeutsamsten 
Gebiete des Mittelmeerraums. Dort ist das einzige 
Brutgebiet der streng geschützten Unechten Karett- 
schildkröte, dort sind Eisvogel, Kormoran, Reiher, 
Kraniche und viele seltene Pflanzen und Tierarten zu 
Hause. 

Genau dort, dort am Strand, hat der Bau eines 620- 
Betten-Luxushotels begonnen, der mit 10,7 Millio- 
nen DM aus Entwicklungshilfegeldern mitfinanziert 
wird. Das kann nicht im Sinne der Steuerzahler 
sein. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Weiß Gott nicht!) 

Er will nicht Naturzerstörung betreiben, er will nicht 
Vernichtungshilfe bezahlen; er will sich für bedrohte 
Tier- und Pflanzenwelt einsetzen, er will so großartige 
Naturräume für die Zukunft erhalten. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Nach europaweiten Protesten gegen diese Umwelt- 
und Entwicklungshilfepolitik gab die Bundesregie- 
rung ein Gutachten in Auftrag. Es kommt zu dem ein- 
deutigen Ergebnis, daß keinerlei Hotels im Dalyan- 
Gebiet gebaut werden sollten. Dies sei im Interesse 
der Erhaltung der natürlichen Ressourcen und der 
besonderen ökologischen und landschaftlichen Gege- 
benheiten für die Zukunft der Türkei wichtiger als die 
kurzfristigen Vorteile von Großinvestitionen. 

Sollte jedoch — nur für diesen Fall, wird das in dem 
Gutachten festgestellt — , aus rein ökonomischen und 
politischen Gründen das 620-Betten-Hotel gebaut 
werden, so gelte es, strenge Maßstäbe zur Schadens- 
begrenzung festzulegen. Mit der Einrichtung des seit 
Jahren ins Auge gefaßten Nationalparks sei dies nur 
bedingt zu vereinbaren. Es wären starke Verluste an 
Naturnähe in Kauf zu nehmen. Die fortschreitende 
Störung der Population der Unechten Karettschild- 
kröte könnte nur verlangsamt, aber nicht aufgehoben 
weren. — So weit das Gutachten, das von der Bundes- 
regierung in Auftrag gegeben wurde. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Das hat wieder nie- 
mand gelesen!) 

Mit diesem Hotelbau würde die Fortpflanzung die- 
ser Art verhindert. Sie wäre zum Aussterben verur- 
teilt. Das ist eine Art, die 250 Millionen Jahre über- 
standen hat und vielfach als heilig verehrt wurde. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Eine Anmaßung son- 
dergleichen!) 

Wie das Ministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit aus diesem Gutachten die Umweltverträglich- 
keit des Hotels ableitet, ist — milde ausgedrückt — 
völlig unverständlich und kann nur als Irreführung 
der Öffentlichkeit gewertet werden. Wenn der Bun- 
desminister behauptet, durch Auflagen sei ein um- 
weltgerechter Bau und Betrieb der Hotelanlagen 
möglich, so gibt er sich auch noch der Lächerlichkeit 
preis. Glaubt denn wirklich jemand ernsthaft daran, 
daß die Touristen um 20 Uhr die Fenster verdunkeln, 


nachts nicht den Strand betreten, von Mai bis Oktober (C) 
das Gelege der Schildkröten am Strand in Ruhe las- 
sen? 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Wie 
ist das jetzt bei den wilden Campern?) 

Ist das umweltgerechter Betrieb eines 620-Betten-Ho- 
tels, wenn abends die Sonnenschirme hereingeholt 
werden sollen? Das ist doch lächerlich. Glaubt denn 
wirklich jemand daran, daß einer Ersterschließung mit 
einem 620-Betten-Hotel nicht andere Hotels folgen? 

Nach der Entscheidung des Ministers für das 620- 
Betten-Hotel hat sich der ansonsten so zurückhal- 
tende Europarat eingemischt. Mit Mehrheit hat sich 
das zuständige Komitee gegen jeglichen Bau und ge- 
gen die im Bau befindlichen Projekte im Dalyan-Ge- 
biet ausgesprochen und ist damit nicht dem bundes- 
deutschen Antrag gefolgt. Dieses Mehrheitsergebnis 
wird einfach ignoriert: ein bezeichnendes Beispiel für 
die Unglaubwürdigkeit der Umweltpolitik. Dieses 
Verhalten macht deutlich, was die Bundesregierung 
von demokratischen Prinzipien hält, wenn die ande- 
ren europäischen Länder im Umweltschutz fortschritt- 
licher sind. 

Zwei der größten Touristikunternehmen der Bun- 
desrepublik, nämlich TUI und Neckermann, die bis- 
lang Ausflüge in die Bucht von Dalyan anboten, ha- 
ben dies auf Grund von Hinweisen durch den World 
Wildlife Found und die Aktion Artenschutz aus dem 
Programm genommen. Sind diese gewinnorientierten 
Touristikunternehmen mittlerweile bessere Umwelt- 
schützer als Minister Töpfer? Peinlich! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist wahr: Wenn der Hotelbau nicht sofort einge- 
stellt wird, dann hat diese Regierung aus Gründen des 
Geldes und der hohen Gewinnerwartung — so steht 
es in einer Antwort der Bundesregierung; Herr Köhler 
sitzt hier — die Ausrottung der letzten Karettschild- 
kröten betrieben und einen unwiederbringlichen Na- 
turraum zerstört. 

Wir GRÜNEN fordern, daß die geplanten 10,7 Mil- 
lionen DM nicht als Hotelbauzuschuß, sondern für die 
Schaffung eines Nationalparks im Dalyan-Delta ver- 
wendet werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Es stünde unserer Entwicklungshilfe, die in vielen 
Ländern mithilft, die Natur zu zerstören, gut an, ein- 
mal für die Natur und für bedrohte Tierarten zu wir- 
ken. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Hoffmann. 


Frau Hoffmann (Soltau) (CDU/CSU): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Daß das Umweltbe- 
wußtsein viel mehr als ein Schlagwort ist, brauche ich 
hier nicht darzulegen. Das Verständnis für unsere Na- 
tur und den Schutz unseres eigenen Lebensraumes 
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Frau Hoff mann (Soltau) 

(A) sowie aller in ihm lebenden Wesen gründet sich auf 
unseren gesunden Menschenverstand. 

Die Geschwindigkeit, mit der sich in den letzten 
Jahren der ökologische Gedanke in unserem Lande 
und das damit verbundene Umdenken entwickelt ha- 
ben, ist wohl einzigartig. Dazu haben wir alle beige- 
tragen, und der Beitrag jedes einzelnen unter uns 
zählt. Jedes Projekt wird heutzutage in Deutschland 
unter ökologischen Gesichtspunkten betrachtet, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Wackersdorf?) 

ja Umwelttechnologien finden sogar schon bei dem 
Bau von Einfamilienhäusern Anwendung. Mit dieser 
Entwicklung dienen wir der gesamten Welt als Vor- 
bild und werden auch als solches im Ausland angese- 
hen. 

(Brauer [GRÜNE]: Als Naturzerstörer!) 

In diesem Zusammenhang müssen wir auch uns 
befreundete Staaten wie die Türkei nach besten Mög- 
lichkeiten unterstützen, zumal sich der Umweltschutz 
dort leider noch in seinem Anfangsstadium befindet. 

(Brauer [GRÜNE]: Es hat sich deswegen ex- 
tra eine Naturschutzorganisation gebildet, 
gegen dieses Projekt!) 

— Hören Sie doch einmal zu, meine Damen und Her- 
ren. Nicht so aufgeregt! 

Das Hotelprojekt im Dalyan-Delta zeigt uns aber, 
daß die türkische Seite sehr wohl bereit ist, mit uns in 
konstruktiver Weise auf den Umwelt- und Arten- 
schutz hinzuwirken. Wir dürfen nämlich nicht der 
g Utopie verfallen, meine Kollegen von der grünen 
Fraktion, daß dieses Hotel nicht auch ohne unser Mit- 
wirken gebaut würde. Es liegt allein in unserer Hand, 
inwieweit der Umwelt- und Artenschutz und natürlich 
vor allem auch der der Caretta caretta berücksichtigt 
wird. Auf die Frage, warum das Kaunos-Projekt dann 
überhaupt in Angriff genommen wurde, bleibt zu sa- 
gen, daß die Information des World Wildlife Fund die 
DEG in Köln erst zwei Tage vor der Grundsteinlegung 
des Hotels erreichte, zu einem Zeitpunkt, als Vertreter 
der DEG bereits aus Anlaß der geplanten Grundstein- 
legung in der Türkei waren. 

(Brauer [GRÜNE]: Die Grundsteinlegung 
war ein Witz! Da waren Alphornbläser am 
Strand, im Trachtenlook!) 

Es ist dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu verdanken, daß dann kurze Zeit 
später zwei Gutachter nach Dalyan geschickt wurden, 
um an Ort und Stelle die ökologischen Belastungen 
einer touristischen Nutzung der Region Köycegiz zu 
prüfen. 

(Brauer [GRÜNE]: Es ist nicht richtig! Daß 
dort Schildkröten Vorkommen, war be- 
kannt!) 

Die Wissenschaftler der Technischen Hochschule 
Darmstadt kamen in ihrem Gutachten zu dem Ergeb- 
nis, daß das Hotel zweifelsohne einen negativen Ein- 
fluß auf die Umwelt und auf die Population der Caretta 
caretta ausüben würde. Diese Tatsachen waren aber 
der DEG bis zur Intervention des WWF, der sich be- 
reits im Herbst 1986 mit diesem Problem an das Prä- 
sidialamt des türkischen Ministerpräsidenten ge- 


wandt hatte, nicht bekannt. Bei der ersten vorange- (C) 
gangenen Vorortprüfung des geplanten Projektes 
hatte die DEG die damals gültigen Umweltkriterien 
erörtert, war aber von der türkischen Seite auf keiner- 
lei Umweltrelevanz des Standortes hingewiesen wor- 
den. 

(Brauer [GRÜNE]: Seit zehn Jahren soll es 
Nationalpark werden!) 

Da nun aber die türkische Regierung unmißverständ- 
lich klargemacht hat, daß das Kaunos Beach Hotel in 
jedem Fall, auch ohne Mitwirkung des deutschen 
Partners, gebaut würde, 

(Brauer [GRÜNE]: Das stimmt nicht!) 

hat man sich entschieden, auf die türkische Seite so 
einzuwirken, daß die ökologischen Aspekte und vor 
allen Dingen der Schutz der Meeresschildkröten beim 
Bau und Betreiben auf das peinlichste beachtet wer- 
den. 

(Brauer [GRÜNE]: Das geht doch gar nicht 
an! Illusion!) 

Die türkische Regierung versprach, in jeder Hin- 
sicht den deutschen Auflagen zu entsprechen. So hat 
der damalige türkische Kultur- und Tourismusmini- 
ster, Herr Dr. Yilmaz, heute Außenminister seines 
Landes, versprochen, das deutsche Gutachten und die 
Auflagen zur Reduzierung des Hotelprojekts in jeder 
Hinsicht zu berücksichtigen. So wird das Becken von 
Köycegiz in der Form eines Nationalparks gesetzlich 
geschützt. Weiterhin soll als einzige Hotelanlage die- 
ses auf 620 Betten reduzierte Hotel in der Region ent- 
stehen. Schließlich wird sich die türkische Regierung 
dafür einsetzen, daß weitere wirksame Maßnahmen (D) 
zum Schutze dieser Meeresschildkröten ergriffen 
werden. Die türkische Regierung hat also nicht nur 
akzeptiert, daß sie bei diesem Projekt durch die deut- 
schen Stellen beraten wird, sondern vielmehr verspro- 
chen, daß sie sämtliche ökologischen Aspekte bei die- 
sem Projekt berücksichtigen wird, ja sie hat uns sogar 
um weitere Hilfe in Hinsicht auf den Natur- und Ar- 
tenschutz in ihrem ganzen Lande gebeten. 

Meine Damen und Herren, wir reden hier von Um- 
weltschutz und Artenschutz in der Türkei und nicht in 
unserem eigenen Lande. Wir reden von Maßnahmen 
in einem Lande, in dem wir nicht die Souveränität 
besitzen, welches aber versprach, den ökologischen 
Auflagen unserer Seite zu entsprechen. Ich glaube, 
wir sollten den Türken hierzu Gelegenheit geben. 

Meine Damen und Herren, ich empfehle die Über- 
weisung der Anträge der Fraktionen der SPD und der 
GRÜNEN an den zuständigen Ausschuß. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Brauer [GRÜNE]: Jeder Tag länger zerstört 
die Natur!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der Beitrag von Frau Hoff- 
mann veranlaßt mich zu drei Feststellungen. 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) Erstens. Wenn dieses geplante Touristikprojekt im 
Dalyan-Delta realisiert wird, dann bleibt der Natur- 
schutz und insbesondere der Artenschutz hoffnungs- 
los auf der Strecke. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Das von Ihnen genannte Gutachten, das 
auch wir kennen, zeigt genau das Gegenteil dessen, 
was Sie hier behaupten. Es kommt zu vernichtenden 
Ergebnissen im Hinblick auf dieses bis jetzt noch eini- 
germaßen unberührte Ökosystem. 

Drittens. Alle schönen und wohlklingenden Beteu- 
erungen, man wolle mit strengen Auflagen das 
Schlimmste verhüten, sind im Grunde nichts anderes 
als pure Kosmetik. Was sollen z. B. Auflagen wie die, 
daß der intensiv genutzte Badestrand nicht 1,5 km, 
sondern nur 500 m lang sein darf, wenn man auf der 
anderen Seite Hotelkomplexe mit 500, 600, ja viel- 
leicht sogar mit 2 000 Betten baut? Oder was sollen 
Bestimmungen wie die, daß abends, bitte schön, auch 
die Sonnenschirme und die Ständer wegzuräumen 
sind oder daß z. B. die Tennisplätze keine Flutlichtan- 
lagen bekommen dürfen, damit die armen scheuen 
Schildkrötenmütter bei der Eiablage nicht behindert 
werden? So steht das dort wörtlich. Wenn Sie auf sol- 
che Auflagen zugunsten des Naturschutzes vertrauen, 
dann, glaube ich, ist Ihnen nicht mehr zu helfen. 

Können Sie mir sagen, wie die Einhaltung solcher 
Bestimmungen überhaupt noch kontrolliert werden 
kann, wenn die Hotelkomplexe einmal stehen, wenn 
der Jachthafen gebaut ist, wenn die Sportanlagen ge- 
baut sind, wenn die Bungalows gebaut sind, wenn die 
Feriendörfer und die Parkplätze gebaut sind? Dies 
alles steht im Gutachten. Frau Kollegin Hoffmann, mit 
Verniedlichungen und Beschönigungen kommen wir 
diesem Problem nicht bei. 

Die Bundesregierung muß sich fragen lassen, wie 
sie Entwicklungspolitik eigentlich versteht und wie 
sie es übrigens auch mit der Einhaltung internationa- 
ler Abkommen hält, die sie selber unterzeichnet hat. 
Gilt der Satz noch, daß jedes Entwicklungsprojekt auf 
den ökologischen Prüfstand muß? Dann ist festzustel- 
len, daß das Dalyan-Projekt den „Öko-TÜV^' nicht 
bestanden hat. Gilt der Satz noch — Herr Staats- 
sekretär Dr. Köhler hat dies im Juni letzten Jahres 
gesagt — , „daß wir uns in klarer Weise zu unseren 
Verpflichtungen aus internationalen Abkommen be- 
kennen"? Dann ist festzustellen, daß genau das Ge- 
genteil geschieht. Die finanzielle Förderung des Da- 
lyan-Projektes führt nämlich zur Auslöschung der 
letzten Brutstätten der Karettschildkröte im Mittel- 
meerraum, aber nicht nur das. Zerstört werden gleich- 
zeitig unersetzliche Lebensräume zahlreicher seltener 
Tier- und Pflanzenarten. 

Dies beklagt übrigens auch Bundesumweltminister 
Töpfer in einem an uns gerichteten Brief vom Oktober 
1987, in dem er mitfühlend sagt, das Dalyan-Gebiet 
sei „ein weitgehend unberührtes Naturerbe", und es 
müsse „in seiner ursprünglichen Naturschönheit er- 
halten" werden. Zustimmung! Nur, die Frage ist: Was 
hat der Umweltminister dazu getan? Die Bundesregie- 
rung hat durch ihre Vertreter in der DEG ihre Finanz- 
zusagen gegeben, ohne daß eine Umweltverträglich- 
keitsprüfung durchgeführt worden ist und obwohl sie 
wußte, daß seit zehn Jahren Bestrebungen im Gange 


sind, einen Nationalpark im Dalyan-Gebiet auszuwei- (C) 
sen. Es wäre sehr wohl ihre Pflicht gewesen, zuerst die 
Umweltauswirkungen zu prüfen, bevor sie öffentliche 
Gelder in Millionenhöhe vergibt. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Es wäre auch ihre Pflicht gewesen, die Studie zu ver- 
öffentlichen. Sie hat dies nicht getan, sie hat sie ge- 
heimgehalten, weil nämlich dann die aus der Sicht der 
Regierung fatalen Ergebnisse zutage gekommen wä- 
ren. Es ist aber jetzt ihre Pflicht, Konsequenzen aus 
den Ergebnissen dieser Studie zu ziehen. Dazu ist es 
noch nicht zu spät. 

Deshalb sollten Sie jetzt handeln. Haben Sie doch 
den Mut, jetzt, nachdem neue Erkenntnisse vorliegen, 
zu einer offenkundig falschen Entscheidung nein zu 
sagen. Dann tun Sie dem Artenschutz etwas zugute. 
Dann sind auch Ihre Bekenntnisse zur ökologischen 
Wahrung des Naturhaushaltes nicht nur reine Sonn- 
tagsreden. 

In unserem Antrag fordern wir, die Mittel für den 
Hotelbau zurückzuziehen und Mittel in gleicher Höhe 
der Türkei für die Ausweisung besonderer Schutzge- 
biete und für die Einrichtung eines Nationalparks zur 
Verfügung zu stellen. Das ist ein sinnvoller Weg. Ak- 
tive Hilfsangebote liegen auch vor von seiten des Eu- 
roparates, von seiten der Vereinten Nationen und von 
seiten des World Wildlife Fund. Es stünde der Bundes- 
republik gut an, sich in diese Front pro natura einzu- 
reihen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, gefühlvolle Worte allein 
genügen wahrlich nicht. Der Artenschutz braucht Ta- 
ten. Wir bitten Sie deshalb, unserem Antrag zuzustim- 
men. In Anbetracht der Eilbedürftigkeit bitten wir 
darum, daß sofort über diesen Antrag abgestimmt 
wird. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Feldmann. 


Dr. Feldmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Es ist keine Frage: Wir tragen welt- 
weit eine gemeinsame Verantwortung für die Bewah- 
rung unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Welt- 
weit, in Ost und West, in Industrieländern und Ent- 
wicklungsländern, ist diese Verantwortung sehr spät 
erkannt worden. 

Die FDP-Fraktion bekennt sich ausdrücklich zu ei- 
nem umfassenden Natur- und Umweltschutz. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist und bleibt ein Schwerpunkt liberaler Politik. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Hohle Worte!) 

Hierzu gehört auch die Forderung, der Ökologie in 
den Entwicklungsländern ein stärkeres Gewicht zu 
geben. 

(Beifall bei der FDP) 



4252 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 61. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25, Februar 1988 


Dr. Feldmann 

(A) Eine in sich geschlossene und realistische Umwelt- 
politik ist auch aus fremdenverkehrspolitischer Sicht 
erforderlich. Natur und Landschaft sind das Grundka- 
pital des Fremdenverkehrs. Das sage ich ausdrücklich 
auch als Fremdenverkehrspolitiker. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

— Ich freue mich über Ihren Beifall. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Sie müs- 
sen auch Konsequenzen ziehen!) 

— Die werden wir ziehen, keine Sorge. — Nur Erhal- 
tung und Pflege der Natur ermöglichen dem Frem- 
denverkehr eine langfristig gesicherte Existenz- 
grundlage. — Auch hier müßten Sie klatschen. 

Damit touristische Vorhaben nicht zu vermeidbaren 
Schäden in Natur und Umwelt führen, sollte vor ihrer 
Verwirklichung grundsätzlich eine Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung durchgeführt werden. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]; Das ist doch ge- 
schehen!) 

Das hat die FDP bereits 1985 in ihrem Fremdenver- 
kehrskonzept beschlossen. 

(Brauer [GRÜNE]: Das Ergebnis dieser Prü- 
fung muß man aber berücksichtigen!) 

Eine rechtzeitige Umweltverträglichkeitsprüfung 
hätte auch im vorliegenden Fall des geplanten Kaunos 
Beach Hotels im Dalyan-Delta erfolgen müssen. Die 
Bundesregierung hat jedoch erst spät von der Um- 
weltproblematik Kenntnis erhalten und verspätet eine 
Umweltverträglichkeitsstudie erstellen lassen. Wir er- 
ßj warten daher von der Bundesregierung, daß sie künf- 
tig rechtzeitig eine eingehende Überprüfung aller 
Entwicklungsprojekte auf ihre ökologischen Folge- 
wirkungen hin veranlaßt und die Projekte der DEG in 
das ab 1. Januar 1988 in Kraft gesetzte neue Verfah- 
ren der Umweltverträglichkeitsprüfung des BMZ ein- 
bezieht. 

Es muß auch die Frage erlaubt sein, ob es Aufgabe 
der DEG ist, touristische Großprojekte zu fördern. Hil- 
fen beim Aufbau einer kleinbetrieblichen und mittel- 
ständischen Fremdenverkehrsstruktur sind für die 
Empfängerländer sinnvoller und für die Umwelt si- 
cher gefahrloser. 

Wir haben Verständnis, daß die Türken bemüht 
sind, ihre touristische Infrastruktur auszubauen; 
denn Tourismus ist auch in der Türkei ein wichtiger 
und wesentlicher Wirtschaftsfaktor. Wir können die 
Türken vor den Fehlern anderer Sonnenländer nur 
warnen. Das touristische Grundkapital des Landes 
darf nicht leichtfertig verspielt werden. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Was heißt denn 
das?) 

Aber hier geht es — ganz konkret, Frau Saibold — 
nicht nur um die Zersiedlung einer reizvollen Küsten- 
landschaft. Es geht hier um die Sicherung — wie auch 
Ihr Vertreter betont hat — eines der letzten Reservate 
einer bedrohten Tierart. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Eben!) 

Artenerhaltung ist eine gemeinsame Aufgabe. Auch 
die Türkei hat ihre Mitverantwortung durch die Un- 
terzeichnung des Berner Artenschutzabkommens do- 


kumentiert. Aber wir sind Realisten. Wir können die (C) 
Türkei nicht daran hindern, dieses Projekt durchzu- 
führen. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Aber unser Geld 
geht hin!) 

— Ersatzfinanziers vielleicht ohne jegliche umwelt- 
politische Skrupel, stehen bereit, um sofort einzu- 
springen. 

Einfluß können wir nur nehmen, wenn wir uns nicht 
zurückziehen, sondern unsere finanzielle Hilfe von 
Auflagen und von Bedingungen abhängig machen. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Aber Herr Feld- 
mann, das sind doch Augenwischereien, die 
Sie hier betreiben!) 

Frau Kollegin Hartenstein, nur so können wir verhin- 
dern, daß Naturschutz und Umweltschutz auf der 
Strecke bleiben; nur so. 

Unter diesem Gesichtspunkt wäre es falsch, dem 
SPD-Antrag zuzustimmen. Wir sollten uns deshalb 
darum bemühen, die im Szenario B vorgeschlagene 
Alternative durchzusetzen, d. h. Einrichtung eines 
Nationalparks unter Ausweisung einer besonderen 
Schutzzone, Beschränkung des Beach-Hotels auf ma- 
ximal 620 Betten, Beachtung strenger Auflagen für 
Bau und Durchführung und Maßnahmen zum Schutz 
der Caretta caretta auch außerhalb der Region. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Das ist doch Kosme- 
tik! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

— Hören Sie doch einmal aufmerksam zu. 

Die FDP erwartet von der Bundesregierung, daß sie 
diesen Gesichtspunkten Rechnung trägt und ihre Ent- (l^) 
Scheidung von einer völkerrechtlich bindenden Erklä- 
rung der türkischen Regierung abhängig macht. Dazu 
ist es eben nicht nötig, daß wir schon heute darüber 
abstimmen. Eine weitere parlamentarische Beratung 
ist erforderlich, um diese Bindungswirkung herbeizu- 
führen und die B-LÖsung durchzuführen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Ich beantrage daher die Überweisung an den Aus- 
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit, an den 
Ausschuß für Wirtschaft und an den Haushaltsaus- 
schuß und den Umweltausschuß. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Köhler. 


Dr. Köhler, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Frau Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Trotz einer ganzen Reihe von klarstellenden Antwor- 
ten der Bundesregierung und auch entsprechenden 
Erläuterungen in den zuständigen Ausschüssen die- 
ses Hauses 

(Brauer [GRÜNE]: Verwirrung! Widerspruch!) 

bekommen wir in der letzten Zeit immer wieder Aus- 
sagen zu dem Hotelbauprojekt im Dalyan-Delta, die 
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Pari. Staatssekretär Dr. Köhler 

(A) leider ein Gemisch von Dichtung und Wahrheit 
sind. 

(Brauer [GRÜNE]: Seitens der Staatssekre- 
täre!) 

Ich benutze deshalb die Gelegenheit dieser Debatte, 
um darzustellen, wie die Tatsachen liegen und wo, 
wie leider allzu häufig, weder Dichtung noch Wahr- 
heit im Spiel sind. 

Ich kann es Ihnen, Frau Kollegin Hartenstein, nicht 
ersparen, festzustellen, daß der Antrag Ihrer Fraktion 
in weiten Teilen einen mehr als leichtfertigen Um- 
gang mit den Tatsachen offenbart. Das können wir 
Punkt für Punkt belegen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich ergreife ferner gern die Gelegenheit, festzustel- 
len, Kollege Feldmann, daß ich Ihnen dankbar bin für 
den Hinweis auf die verschärften Richtlinien zur Um- 
weltprüfung, die wir Anfang dieses Jahres in Kraft 
gesetzt haben und die auch für die DEG maßgeblich 
zu sein haben. 

(Brauer [GRÜNE]: Hier wird Naturzerstö- 
rung durch Umweltprüf Siegel bestätigt!) 

Nun zu den Tatsachen. Richtig ist, daß der Dalyan- 
Bucht besondere ökologische Bedeutung zukommt als 
dem wichtigsten, aber selbst im Mittelmeer keines- 
wegs letzten Brutgebiet der Unechten Karett-Schild- 
kröte. 

(Zuruf des Abg. Brauer [GRÜNE]) 

ßj — Lieber Herr Brauer, Sie werden sich schon mit den 
Tatsachen befassen müssen; denn die Frage ist: Wol- 
len wir hier ein Problem lösen, oder wollen wir hier 
einen Schautanz aufführen? 

Die Bundesregierung hat, sobald ihr die ökologi- 
schen Probleme bei dem u. a, — es geht um 25 % des 
gesamten Investments — von der DEG finanzierten 
Hotelbauprojekt bekannt wurden, eine Umweltver- 
träglichkeitsprüfung veranlaßt. Auf dieser Grundlage 
drängen wir im Gespräch mit der türkischen Regie- 
rung auf umfassende Maßnahmen, um die Karett- 
Schildkröte und die anderen natürlichen Reichtümer 
des Dalyan-Deltas zu schützen: So sollen der ur- 
sprüngliche Tourismusentwicklungsplan revidiert, 
ein Nationalpark unter Ausweisung besonderer 
Schutzzonen eingerichtet und keine weiteren touristi- 
schen Großprojekte durchgeführt werden. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Sehr gut!) 

Dies sind erreichte Ergebnisse, die man, wenn der 
Gesamthintergrund etwas befriedigender wäre, sogar 
Erfolge nennen könnte. Sie haben eine gemeinsame 
Grundlage: Nur die weitere Teilnahme der DEG an 
diesem Hotelbauprojekt hat es uns ermöglicht, Ein- 
fluß auf den Schutz der Umwelt im Dalyan-Delta zu 
nehmen. Hätten wir es uns einfach gemacht, hätten 
wir uns bei Bekanntwerden der ersten Bedenken aus 
dem Projekt zurückgezogen, dann hätten wir hier 
heute wahrscheinlich einen sehr netten Abend mit- 
einander, 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Dann wäre das Pro- 
jekt nicht gebaut worden!) 


und zwar aus einem ganz einfachen Grund: Im Da- (C) 
lyan-Delta würde der Tourismus entsprechend der ur- 
sprünglichen Planung in einer Weise entwickelt, die 
jede Sorge um die Ökologie dieses Gebiets zunichte 
machen würde, und jede Sorge käme zu spät. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Sie sind also die Ret- 
ter dieses Deltas!) 

Deshalb sind wir zu der Auffassung gekommen, daß 
sich ein Ausstieg der DEG aus dem Hotelbauprojekt 
aus ökologischen Gründen nicht rechtfertigen läßt. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Es ist unglaub- 
lich!) 

Meine Damen und Herren, der Antrag der GRÜ- 
NEN enthält eine Forderung, der ich gern zustimme. 
Auch die Bundesregierung befürwortet die Auswei- 
sung des Dalyan-Deltas als Nationalpark. Deshalb 
arbeitet sie mit der türkischen Regierung auf die Ein- 
richtung eines Nationalparks in der gesamten Region 
hin. Auch die Träger des Projektes haben in Verbin- 
dung mit den DEG- Engagements strenge Auflagen zu 
erfüllen. 

Schließlich noch eine wichtige Klarstellung. Das ge- 
plante Hotelprojekt steht nicht im Widerspruch zur 
Berner Konvention und zu dem immer wieder zitier- 
ten Beschluß des Ständigen Ausschusses vom Dezem- 
ber 1987. 

Ich möchte die Debatte nicht mit technischen Ein- 
zelheiten belasten. 

(Brauer [GRÜNE]: Doch, die sind interes- 
sant!) 

Fest steht, das Kaunos-Beach-Hotel ist — wenn Sie 
zuhören, hören Sie schon, was ich Ihnen sage — als 
eine in Art, 9 des Berner Übereinkommens vorgese- 
hene Ausnahme zulässig. Ich habe in meiner Antwort 
auf die Frage des Abgeordneten Brauer im einzelnen 
erläutert, weshalb der Bau des Hotels kein Verstoß 
gegen die angesprochene Empfehlung des Ständigen 
Ausschusses der Berner Konvention darstellt, und darf 
Sie insofern auf das verweisen, was Sie schon wis- 
sen. 

Meine Damen und Herren, das Hotelbauprojekt im 
Dalyan-Delta ist gewiß nicht das, was sich die deut- 
sche Entwicklungshilfe in idealer Weise unter Scho- 
nung der Umwelt und unter Tourismusförderung vor- 
stellt. Das Festhalten an der DEG-Beteiligung war 
aber in diesem Fall der einzige Weg, größeren Scha- 
den abzuwenden. Er schafft die Grundlage für eine 
engere technische Zusammenarbeit mit der Türkei 
im Bereich des Umweltschutzes und hat uns gleich- 
zeitig die Möglichkeit eröffnet, in Zukunft in einem 
intensiven umweltpolitischen Dialog mit unseren tür- 
kischen Partnern immer wieder darauf hinzuweisen, 
woran es sichtlich noch fehlt, daß die Schonung der 
Umwelt Entwicklung nicht behindert, sondern auf 
lange Sicht erst möglich macht. 

Sie werden auch darüber zu entscheiden haben, ob 
wir diese Chance aus der Hand geben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 
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Vizepräsident Frau Renger 

Wir kommen zu den Anträgen der Fraktion DIE 
GRÜNEN und der Fraktion der SPD auf den Drucksa- 
chen 11/1666 und 11/1872. Die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN und die Fraktion der SPD wünschen, wie Sie 
schon wissen, daß über ihre Anträge sofort abge- 
stimmt wird. Die Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP beantragen Überweisung der Anträge zur feder- 
führenden Beratung an den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und zur Mitbera- 
tung an den Auswärtigen Ausschuß und den Aus- 
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Nach stän- 
diger Übung gehen die Anträge auf Ausschußüber- 
weisung den Abstimmungen in der Sache vor. 

Wir stimmen jetzt darüber ab. Wer für die Anträge, 
die Vorlagen an die soeben genannten Ausschüsse zu 


überweisen, stimmt, den bitte ich um ein Handzei- (C) 
chen? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Über- 
weisung ist beschlossen. Damit entfällt die sofortige 
Abstimmung über die Anträge der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN und der Fraktion der SPD. 


Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß un- 
serer heutigen Tagesordnung. Ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf morgen, den 
26. Februar 1988, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.08 Uhr) 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete{r) entschuldigt bis einschließlich 


(B) 


Amling 

26. 2. 

Frau Beck-Oberdorf 

26. 2. 

Becker (Nienberge) 

26. 2. 

Bohl 

25. 2. 

Egert 

25. 2. 

Dr. Ehmke (Bonn) 

26. 2. 

Frau Fischer * 

25. 2. 

Gerster (Worms) 

25. 2. 

Dr. Glotz 

26. 2. 

Dr. Götz 

26. 2. 

Gröbl 

26. 2. 

Dr. Häfele 

26. 2. 

Hasenfratz 

26. 2. 

Frau Hasselfeldt 

26. 2. 

Frhr. Heereman von Zuydtwyck 

26. 2. 

Frau Hensel 

26. 2. 

Jansen 

26. 2. 

Jaunich 

26. 2. 

Jung (Düsseldorf) 

25. 2. 

Frau Karwatzki 

25. 2. 

Klein (Dieburg) 

26. 2. 

Lowack 

26. 2. 

Dr. Mertens (Bottrop) 

26. 2. 

Möllemann 

26. 2. 

Paintner 

26. 2. 

Repnik 

26. 2. 

Reuschenbach 

26. 2. 

Frau Rust 

26. 2. 

Frau Schilling 

26. 2. 

Schröer (Mülheim) 

26. 2. 

Stratmann 

26. 2. 

Tillmann 

25. 2. 

Frau Dr. Vollmer 

25. 2. 

Dr. Wernitz 

26. 2. 

Wieczorek (Duisburg) 

25. 2. 

Wimmer (Neuss) 

25. 2. 

Wissmann 

26. 2. 

Wüppesahl 

25. 2. 

Dr. Zimmermann 

26. 2. 


Zu Frage 13: 

In der Vergangenheit sind Einrichtungen dieser Art 
nur in Eigeninitiative und in eigener Zuständigkeit 
der Postämter erstellt worden (z. Z. bei insgesamt sie- 
ben Postämtern: Heide, Flensburg, Tarp, Hamburg- 
Bergedorf, Leer, Lübeck und Lüneburg). 

Über Erfahrungen mit den eingesetzten Systemen 
liegen noch keine ausreichenden aussagefähigen Er- 
kenntnisse vor, weil die Einrichtungen zum Teil erst 
wenige Wochen vorhanden sind. 

Zu Frage 14: 

Die Deutsche Bundespost hat unter Einbeziehung 
der Erfahrungen vergleichbarer ausländischer Post- 
verwaltungen bereits Diskretionszonenmodelle ent- 
wickelt, die bundesweit Verwendung finden könn- 
ten. 

Eine Entscheidung über die Einführung im gesam- 
ten Bereich der Deutschen Bundespost wird voraus- 
sichtlich noch in diesem Quartal getroffen. Zu einem 
breit angelegten Versuch sollen noch in der 1. Jahres- 
hälfte 1988 in den Oberpostdirektionsbezirken Kiel, 
Dortmund und München verschiedene Modelle und 
ihre Akzeptanz durch die Postkunden untersucht wer- 
den. Voraussichtlich Ende 1988 können bei rd. 
80 V. H. aller Annahmestellen — sofern ausreichende 
Raumkapazitäten vorhanden sind — die notwendigen 
Maßnahmen zur Einrichtung von Diskretionszonen 
eingeleitet werden. 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Becker (Nienberge) (SPD) (Drucksa- 
che 11/1842 Fragen 15 und 16): 

Wird die Bundesregierung die Energieversorgung der Be- 
triebsgebäude der Deutschen Bundespost vorrangig auf Kohie- 
basis vornehmen, wenn die wirtschaftlichen und technischen 
Vorteile im Vergleich zu anderen Energiearten einwandfrei 
nachgewiesen sind? 

Wird die Bundesregierung gegebenenfalls auch beim Post- 
amt 2 Hamburg nach diesen Grundsätzen verfahren? 


(D) 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 


Anlage 2 


Antwort 


Zu Frage 15: 

Es trifft zu, daß die Energieversorgung der Betriebs- 
gebäude der Deutschen Bundespost vorrangig auf 
Kohlebasis vorgenommen wird, wenn die wirtschaftli- 
chen und technischen Vorteile im Vergleich zu ande- 
ren Energiearten einwandfrei nachgewiesen sind. 


des Pari. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Niese (SPD) (Drucksache 11/1842 
Fragen 13 und 14): 

In wie vielen Postämtern sind inzwischen Diskretionszonen an 
den Postschaltem eingerichtet worden, und über welche Erfah- 
rungen verfügt die Deutsche Bundespost mit den verschiedenen 
Systemen, die zur Zeit erprobt werden? 

Warm wird eine verbindliche Entscheidung über die Einfüh- 
rung von Diskretionszonen im Bereich der Deutschen Bundes- 
post getroffen, und welches System wird dabei aus Kostengrün- 
den präferiert werden? 


Zu Frage 16: 

Die Bundesregierung wird auch beim Postamt 2 
Hamburg nach diesen Grundsätzen verfahren. Die 
Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
sprechen für die Errichtung einer vollautomatischen 
Anthrazitkohle-Heizungsanlage im Rahmen der für 
die Haushaltsjahre 1989 bis 1990 in Aussicht genom- 
menen Bauunterhaltungsmaßnahmen, sofern sich 
nicht zwischenzeitlich die örtlichen bauplanungs- 
rechtlichen Voraussetzungen ändern. 
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(A) Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen der Abge- 
ordneten Frau Ganseforth (SPD) (Drucksache 1 1/1842 
Fragen 30 und 31): 

Mit welchen Maßnahmen zur Wahrung ihrer kulturellen Iden- 
tität fördert die Bundesregierung die in Rumänien verbleiben- 
den Deutschen? 

Welches sind die Schwierigkeiten, die einer intensiven Förde- 
rung im Wege stehen? 

Zu Frage 30: 

Die Bundesregierung hat der rumänischen Regie- 
rung im April 1986 einen Katalog von Maßnahmen zur 
Wahrung der kulturellen Identität der in Rumänien 
verbleibenden Deutschen vorgeschlagen. Eine offi- 
zielle Reaktion der rumänischen Regierung steht bis- 
her aus. Einzelmaßnahmen werden von nichtstaatli- 
chen Einrichtungen seit geraumer Zeit durchge- 
führt. 

Zu Frage 31: 

Die rumänische Regierung hält grundsätzlich die 
Förderung der in ihrem Lande lebenden ethnischen 
Minderheiten aus dem Ausland nicht für notwendig. 
Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht, hat 
aber eine Änderung dieser Auffassung trotz zahlrei- 
cher Bemühungen bisher nicht erreicht. 


Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen des Abge- 
ordneten Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 11/1842 Fragen 34 und 35): 

Kann die Bundesregierung Informationen von oberschlesi- 
schen Aussiedlern bestätigen, wonach von seiten der UdSSR 
und der Volksrepublik Polen ein größerer Bevölkerungstransfer 
von Menschen aus den heute von der Sowjetunion verwalteten 
Gebieten jenseits der Curzon-Linie nach Schlesien und die übri- 
gen ostdeutschen Vertreibungsregionen zur Zeit durchgeführt 
oder beabsichtigt wird? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, wie 
viele Menschen aus welchen Nationen seit 1945 in die ostdeut- 
schen Vertreibungsgebiete vertrieben oder umgesiedelt worden 
sind? 

Zu Frage 34: 

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden 
Informationen vor. 

Zu Frage 35: 

Der Bundesregierung stehen keine derartigen Er- 
kenntnisse zur Verfügung. 


Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen des Abge- 
ordneten Dr. Mechtersheimer (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 11/1842 Fragen 36 und 37): 


Worauf stützt sich die Annahme der Bundesregierung, daß die (C) 
mündliche Absprache von Tokio bezüglich des Abzugs der che- 
mischen Kampfstoffe vom Boden der Bundesrepublik Deutsch- 
land zwischen Bundeskanzler Kohl und Präsident Reagan auch 
für die folgenden US-Präsidenten Verbindlichkeitscharakter 
hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Fortgang der Genfer 
C-Waffen- Verbotsverhandlungen, und welche „neuen Forde- 
rungen" (Bundesaußenminister Genscher auf dem Dreikönigs- 
treffen der FDP) von westlicher Seite, drohen die Verhandlun- 
gen zu verzögern? 

Zu Frage 36: 

Die Zusicherung des amerikanischen Präsidenten 
vom Mai 1986, wonach die in der Bundesrepublik 
Deutschland lagernden C-Waffenbestände bis 1992 
abtransportiert werden, ist verbindlich. 

Am 18. Februar 1988 wurde nach dem Gespräch 
des Bundeskanzlers und des Bundesministers des 
Auswärtigen mit Außenminister Shultz in Washington 
durch die Vertreterin des US-State Department wört- 
lich erklärt: „1992 ist das Datum, und wir beabsichti- 
gen, es einzuhalten. " 

Zu Frage 37: 

Zum Fortgang der Genfer CW- Verbotsverhandlun- 
gen läßt sich kurz nach Beginn der Sitzungsperiode 
1988 der Abrüstungskonferenz (2. Februar 1988) noch 
keine fundierte Aussage machen. Wie Außenminister 
Genscher und Außenminister Andreotti bei ihrem ge- 
meinsamen Auftreten vor der Konferenz am 4, Fe- 
bruar haben auch andere hochrangige Vertreter das 
Interesse ihrer Regierungen an einem baldigen CW- 
Verbot bekundet. Wir werden weiterhin alle Anstren- (D) 
gungen unternehmen, um zu einem möglichst baldi- 
gen Verhandlungsabschluß zu gelangen. 

Bundesminister Genscher hat in allgemeiner Form 
davor gewarnt, in den Fehler zu verfallen, neue For- 
derungen zu stellen. Es ist wichtig, den Gesamtzu- 
sammenhang seiner Erklärung im Auge zu behalten. 

Sie lautet wie folgt: „Die Vereinigten Staaten von 
Amerika haben im Jahre 1984 einen Vertragsentwurf 
vorgelegt mit sehr strikten, sehr genauen, sehr präzi- 
sen Kontrollvorschriften. Die Sowjetunion hat diese 
Vorschläge zunächst zurückgewiesen. Sie hat dann 
im Rahmen ihres neuen Denkens auch in der Abrü- 
stungspolitik diese Kontrollvorschläge des Westens 
akzeptiert. Ich möchte jetzt an alle unsere Partner im 
Westen appellieren, nicht neue Forderungen nachzu- 
schieben, sondern jetzt bei dem zu bleiben, was die 
Sowjetunion zugegeben hat, sie beim Wort zu neh- 
men und zum Vertragsabschluß zu kommen, damit 
diese Waffen beseitigt werden." 


Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Frage des Abge- 
ordneten Müller (Pleisweiler) (SPD) (Drucksache 
11/1842 Frage 39): 

Welches sind nach Meinung der Bundesregierung die ameri- 
kanischen und französischen Interessen, um entgegen dem er- 
klärten Willen der Bundesregierung auf den Erhalt bzw. die 
Neuentwicklung von chemischen Waffen zu beharren? 
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(A) Zur Beantwortung des ersten Teils Ihrer Frage, der 
die amerikanische Haltung betrifft, verweise ich auf 
die Ausführungen des amerikanischen Präsidenten in 
seiner Botschaft vom 16. Oktober 1987 an den ameri- 
kanischen Kongreß, in der er feststellte; 

Wir streben unverändert ein weltweites und wirk- 
sam nachprüfbares Verbot chemischer Waffen an. 
Bis zur Erreichung des Ziels ist es jedoch von gro- 
ßer Bedeutung, ein sicheres und modernes Arse- 
nal an chemischen Waffen beizubehalten, mit 
dessen Hilfe unsere potentiellen Gegner vom Ein- 
satz chemischer Waffen abgeschreckt werden 
können. 

Was die französische Haltung anbelangt, so hat die 
französische Regierung wiederholt ihr Interesse an 
einem weltweiten, verifizierbaren Verbot chemischer 
Waffen dargelegt. Sie hat zugleich deutlich gemacht, 
daß sie es für erforderlich hält, angesichts des großen 
Ungleichgewichts bei chemischen Waffen in Europa 
bis zur Schlußphase der im CW-Verbotsabkommen 
vorgesehenen Vernichtung eine mengenmäßig be- 
grenzte Vergeltungskapazität an CW aufrechtzuer- 
halten. 


Anlage 8 


Antwort 


des Staatsministers Schäfer auf die Fragen der Abge- 
ordneten Frau Götte (SPD) (Drucksache 11/1842 Fra- 
gen 40 und 41): 

(B) Teilt die Bundesregierung die öffentlich geäußerte Auffas- 

sung des NATO-Oberbefehlshabers in Europa, General John 
Calvin, der die Dislozierung neuer binärer chemischer Waffen in 
der Bundesrepublik Deutschland bereits zu Friedenszeiten ge- 
fordert hat, und wenn nein, welche konkreten Schritte hat sie 
unternommen, damit diese Äußerungen nicht in die NATO-Ver- 
teidigungsplanungen umgesetzt werden? 

Kann die Bundesregierung verbindlich versichern, daß die 
Zusicherung des amerikanischen Präsidenten vom Mai 1986, 
wonach die in der Bundesrepublik Deutschland lagernden 
C-Waffenbestände bis 1992 abtransportiert und die neuen binä- 
ren C-Waffen nicht ohne Zustimmung der Bundesregierung in 
der Bundesrepublik Deutschland disloziert werden, auch für 
den nächsten Präsidenten der USA verbindlich bleibt, und wie 
beurteilt die Bundesregierung gegenteilige Äußerungen des 
Leiters der US-Delegation bei der Konferenz zu einem weltwei- 
ten Verbot der C-Waffen in Genf, Max Friedersdorf? 


Zu Frage 40: 

1. Nein. 

2. Es sind keine derartigen Bestrebungen be- 
kannt. 


Anlage 9 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen des 
Abgeordneten Schütz (SPD) (Drucksache 11/1842 
Fragen 67 und 68); 

Trifft die Aussage des Niedersächsischen Ministerpräsidenten 
zu, daß der Bundeskcinzler zugesichert hat, er wolle die Wieder- 
herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen in Nord- und 
Westdeutschland mit dem süddeutschen Raum zu seiner eige- 
nen Aufgabe und Angelegenheit machen? 

Welche Vorstellungen bestehen beim Bundeskanzler bezüg- 
lich der Verwirklichung seiner Zusage an den Niedersäch- 
sischen Ministerpräsidenten? 


Unterschiede in der Finanz- und Wirtschaftsent- 
wicklung einzelner Länder und Gemeinden sind für 
die Bundesregierung ein ernstzunehmendes Problem. 
Sie steht mit dem Ministerpräsidenten des Landes 
Niedersachsen in einem Gedankenaustausch über die 
damit zusammenhängenden Fragen. 


Anlage 10 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Gansei (SPD) (Drucksache 11/1842 
Frage 71): 

Ist das Mitglied der Bundesregierung, Dr. Gerhard Stolten- 
berg, bereit, nachdem der Untersuchungsausschuß des Schles- 
wig-Holsteinischen Landtages seine Ergebnisse vorgelegt hat, 
seine Medienschelte aus Anlaß der Presseveröffentlichungen 
über die Machenschaften von Dr. Uwe Barschei, die Gegen- 
stand einer Aktuellen Stunde des Deutschen Bundestages ge- 
wesen ist, zu korrigieren, wie er es in seiner Vernehmung als 
Zeuge vor dem Landtagsausschuß am 9. Dezember 1987 ange- 
kündigt hat? 


P) 


Bundesminister Dr. Stoltenberg hat ausweislich des 
Protokolls in der öffentlichen Sitzung des Untersu- 
chungsausschusses des schleswig-holsteinischen 
Landtags am 9. Dezember 1987 auf die Frage, ob er an 
seinen Äußerungen zum Verhalten einzelner Presse- 
organe festhalte, erklärt: 

Nein, die Ausdrücke würde ich heute so nicht 
wiederholen, obwohl man über die journalisti- 
schen Methoden nach wie vor sehr kritisch disku- 
tieren kann, auch über die Methode, an einem 
Sonnabend Agenturberichte verbreiten zu lassen, 
wenn die Beteiligten und Betroffenen noch gar 
nicht in der Lage sind, ihre Stellungnahme in 
Kenntnis des Artikels abzugeben. 


Zu Frage 4 1 : 

Die Zusicherung des amerikanischen Präsidenten 
vom Mai 1986, wonach die in der Bundesrepublik 
Deutschland lagernden C-Waffenbestände bis 1992 
abtransportiert werden, ist verbindlich. 

Am 18. Februar 1988 wurde nach dem Gespräch 
des Bundeskanzlers und des Bundesministers des 
Auswärtigen mit Außenminister Shultz in Washington 
durch die Vertreterin des US-State Department wört- 
lich erklärt: „1992 ist das Datum, und wir beabsichti- 
gen, es einzuhalten. " 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr, Riedl auf die Fragen des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
11/1842 Fragen 72 und 73): 

Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, daß keine ost- 
asiatischen „Pseudo-Fabriken", die fast alle Komponenten im 
Unterhaltungselektroniksektor importieren, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland entstehen? 

Wie viele entsprechende Joint-Ventures mit japanischen Fir- 
men sind in den letzten Jahren entstanden, und wie viele wur- 
den zwischen den europäischen Unternehmen abgelehnt? 
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(A) Zu Frage 72; 

Der Kapitalverkehr in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist frei, es gibt keine Investitionslenkung. 

Wenn Drittlandunternehmen, wie z. B. aus Japan, 
jedoch zur Umgehung von Antidumpingzöllen sog. 
„Pseudo-Fabriken" mit geringer innergemeinschaftli- 
cher Wertschöpfung in der EG aufbauen, können seit 
Juni 1987 auch in der EG montierte Produkte mit 
einem Antidumpingzoll belegt werden. Bei elektroni- 
schen Schreibmaschinen, elektronischen Waagen 
und hydraulischen Baggern stehen derartige Anti- 
dumpingverfahren kurz vor dem Abschluß. Bei Foto- 
kopierern wurde ein Verfahren eingeleitet. 

Im Falle Japans ist letztlich auch davon auszuge- 
hen, daß die zunehmend im Ausland investierenden 
japanischen Unternehmen schon im eigenen Interesse 
längerfristig eine weitgehende Integration in die 
deutsche Wirtschaft anstreben und sich nicht auf reine 
Montagebetriebe beschränken werden. Bislang sind 
die japanischen Investitionen/Kooperationen in 
Deutschland noch relativ gering. 

Zu Frage 73: 

Es besteht grundsätzlich keine Meldepflicht. Nach 
japanischen Angaben gab es Ende 1986 (neuere Zah- 
len liegen noch nicht vor) 45 Niederlassungen japani- 
scher Hersteller in der Bundesrepublik Deutschland 
(davon 20 im Bereich Elektrotechnik und Elektro- 
nik). 

Es gibt keine Informationen darüber, ob und wenn 
ja wie viele Joint Venture-Absichten von japanischer 
Seite nicht zum Zuge kamen. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/1842 
Frage 74): 

Welche Aufstockung der Mittel der Gemeinschaftsaufgabe 
„Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur" wäre nach Auf- 
fassung der Bundesregierung erforderlich, um die Finanzie- 
rungsmöglichkeiten im Zonenrandgebiet der einzelnen Bundes- 
länder nach der beabsichtigten Abschaffung des Investitionszu- 
lagengesetzes (Regionalzulage einschließlich kumulierbarer 
weiterer möglicher Zulagen) so zu gestalten, wie sie unter dem 
Regime des geltenden Investitionszulagengesetzes gegeben 
sind und gegeben wären? 

Nach dem geltenden InvZulG sind in den letzten 
Jahren jährlich knapp 700 Millionen DM an regiona- 
ler Investitionszulage ausgezahlt worden (1986; 681,5 
Millionen DM). Davon entfielen etwa 45 %, also jähr- 
lich gut 300 Millionen DM auf das Zonenrandgebiet. 
Die Steuermindereinnahmen durch die mit der Regio- 
nalzulage kumulierbare Forschungszulage gern. § 4 
InvZulG belief sich 1986 auf insgesamt 370 Millionen 
DM und die Energiezulage nach § 4 a InvZulG auf ins- 
gesamt 330 Millionen DM. Die Forschungs- und Ener- 
giezulagen entfallen nach 1989 ersatzlos. Die zum 
Ausgleich für die Regionalzulage ab 1990 zusätzlich 
gewährten jährlichen Haushaltsmittel im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" in Höhe von 500 Millionen 


DM werden nach dem bisherigen Schlüssel, also in (C) 
Höhe von rd. 230 Millionen DM ins Zonenrandgebiet 
fließen. Die theoretische Höhe für einen Vollausgleich 
der bisherigen Regionalzulage durch Haushaltsmittel 
läßt sich aus folgenden Gründen nicht zahlenmäßig 
exakt errechnen: 

— Zulagen und Zuschüsse werden nach unterschied- 
lichen Grundsätzen vergeben. Auf die Regionalzu- 
lage besteht bei Erfüllung der gesetzlichen Vor- 
aussetzungen des InvZulG ein Rechtsanspruch, 
während die Zuschüsse im Ermessen der zuständi- 
gen Landesbehörden vergeben werden. Nur für rd. 

V 3 der nach dem InvZulG begünstigten Vorhaben 
werden gleichzeitig Zuschüsse aus Haushaltsmit- 
teln der Gemeinschaftsaufgabe gewährt. Daher ist 
mit den zusätzlichen Haushaltsmitteln eine erheb- 
lich größere regionalpolitische Effizienz (Vermei- 
dung von Mitnahmeeffekten) verbunden. 

— GA-Zuschüsse können auch für Infrastrukturmaß' 
nahmen gewährt werden, die vom InvZulG nicht 
begünstigt sind. 

— Die Ausschöpfung der Förderhöchstsätze des Rah- 
menplans im Einzelfall steht ebenfalls im Ermes- 
sen der Landesbehörden. Zulagensätze sind dage- 
gen gesetzlich festgelegt (10% im Zonenrandge- 
biet, 8,75% außerhalb). Weil Zuschüsse versteuert 
werden müssen, Zulagen dagegen steuerfrei sind, 
würde ein Vollausgleich im Einzelfall zudem die 
jeweilige Ertragsteuerbelastung des begünstigten 
Unternehmens berücksichtigen müssen. 

Zusammenfassend kann aber festgestellt werden, 
daß die zusätzlichen Haushaltsmittel den Wegfall der 
Regionalzulage zahlenmäßig nicht voll ausgleichen, 
so daß ein echter Finanzierungsbeitrag zur Steuerre- 
form erreicht wird. Die Andersartigkeit und größere 
Effizienz der Zuschußförderung gleicht diese reale 
Mittelkürzung jedoch regionalpolitisch zum Teil wie- 
der aus. Im übrigen ist zu sehen, daß die beschlossene 
Steuerentlastung auch den Unternehmen im Zonen- 
randgebiet zugutekommt. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des Abge- 
ordneten Menzel (SPD) (Drucksache 11/1842 
Frage 78): 

Wird durch die Tätigkeit dieser Beiräte (siehe Frage 53) die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in irgendeiner Weise be- 
rührt, und wird die Bundesregierung hieraus gegebenenfalls 
gesetzgeberische Folgerungen ziehen, um die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer zu sichern? 

Die Bildung von Beiräten ist auch in Gesellschaften, 
in deren Aufsichtsräten die Arbeitnehmer vertreten 
sind, nicht ausgeschlossen. Diesen Beiräten können 
aber keine Rechte übertragen werden, die zu einer 
Einschränkung oder Aushöhlung der gesetzlichen Be- 
fugnisse der Aufsichtsräte — und damit auch der Mit- 
bestimmung oder Beteiligung der Arbeitnehmer — 
führen würden. Die Bundesregierung sieht keine Not- 
wendigkeit einer Gesetzesänderung. 
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(A) Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des Ab- 
geordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 11/1842 
Fragen 79 und 80): 

Wie bewertet die Bundesregierung auf dem Hintergrund der 
gemeinsamen Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz und 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland „Unsere 
Verantwortung für den Sonntag" Bestrebungen des IBM-Kon- 
zerns, in Sindelfingen Teile der Belegschaft sieben Wochentage 
lang in drei Schichten mit der Begründung arbeiten zu lassen, 
die Maschinen zur Herstellung von Megabit-Chips könnten so 
besser genutzt, die Qualität des Produktes verbessert und die 
Ausschußrate verringert werden, wo doch gerade in der o. a. 
Erklärung u, a, ausgesagt wird: „Rein wirtschaftliche Gesichts- 
punkte können keine Ausnahmegenehmigungen vom Verbot 
der Sonntagsarbeit rechtfertigen. Es wäre ein kultureller Rück- 
schritt, wollten wir die stärkere Berücksichtigung von Freiräu- 
men und humanen Werten im Arbeitsleben, die durch die mo- 
derne Technik mit ihren entlastenden Wirkungen für den Men- 
schen ermöglicht werden, gerade jetzt wieder rückgängig ma- 
chen" (S. 12)? 

Sieht die Bundesregierung nicht auf dem Hintergrund des 
geschilderten Beispieles von IBM und anderer Beispiele (z. B. 
Sonntagsarbeit in der Produktion bei Siemens in Regensburg 
und München, bei Philipps in Hamburg und bei Intermetall in 
Freiburg) eine ethische und christliche Pflicht, die Ausnahme 
vom Sonntagsarbeitsverbot in ihrem Gesetzentwurf zur Arbeits- 
zeitverordnung enger zu fassen? 

I Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß der 

IBM-Konzern in seinem Werk in Sindelfingen Sonn- 
I tagsarbeit mit der von Ihnen angegebenen Begrün- 
dung erstrebt. Das Ministerium für Arbeit, Gesund- 
heit, Familie und Sozialordnung des Landes Baden- 
Württemberg hat dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung am 19. Februar 1988 lediglich mit- 
geteilt, daß das für die Aufsicht über die Durchfüh- 
rung der Sonntagsarbeitsvorschriften örtlich zustän- 
dige Gewerbeaufsichtsamt prüft, ob im Werk Sindel- 
fingen die Voraussetzungen für die Sonntagsarbeit 
nach der Ausnahme des § 105 c Abs. 1 Nr. 4 der Ge- 
werbeordnung vorliegen. Danach dürfen an Sonnta- 
gen Arbeiten vorgenommen werden, welche zur Ver- 
hütung des Verderbens von Rohstoffen oder des Miß- 
lingens von Arbeitserzeugnissen erforderlich sind, so- 
fern nicht diese Arbeiten an Werktagen vorgenom- 
men werden können. Die Prüfung ist noch nicht abge- 
schlossen. Die Bundesregierung ist gegenüber dem 
Gewerbeaufsichtsamt nicht weisungsbefugt. 

Die Ausnahme des § 105 c Abs. 1 Nr. 4 der Gewer- 
beordnung ist in § 7 Abs. 2 Nr. 18 des Regierungsent- 
wurfs eines Arbeitszeitgesetzes übernommen wor- 
den. Sie gilt seit 1891 und ist bisher von keiner Seite 
beanstandet worden, auch nicht in der gemeinsamen 
Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz und des 
Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland. Eine 
Ausnahme, die Sonntagsarbeit aus rein wirtschaftli- 
chen Gründen ermöglichen würde, gibt es nicht. Eine 
solche Ausnahme ist auch im Regierungsentwurf 
nicht vorgesehen. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/1842 Fragen 81 und 82): 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit die von ihr im (C) 
Jahreswirtschaftsbericht 1988 erklärten positiven arbeitsmarkt- 
politischen Wirkungen einer „stärkeren Differenzierung der 
Lohnabschlüsse nach Qualifikation, Branchen und Regionen" 
von den Tarifpartnern berücksichtigt werden? 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, wie oben auf- 
geführt, das Tarifvertragsrecht zu ändern, um so zu dieser Ziel- 
setzung zu kommen? 

Wie sich auch aus dem Vorwort zum Jahreswirt- 
schaftsbericht 1988 ergibt, stellt die Bundesregierung 
hiermit der Wirtschaft gesamtwirtschaftliche Orientie- 
rungen gemäß § 3 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft (Stabili- 
tätsgesetz) zur Verfügung. Es ist anerkannt, daß 
Orientierungsdaten auf Grund des § 3 zwar auch an 
die Tarifvertragsparteien gerichtet sind, aber keine 
Lohnleitlinien enthalten und demgemäß materiell le- 
diglich Informationscharakter besitzen. Dem ent- 
spricht es, daß der Jahreswirtschaftsbericht in dem 
Abschnitt „Mehr Beschäftigung durch eine situations- 
gerechte Tarifpolitik" (Textziffer 33) wiederholt die 
autonome Verantwortung der zuständigen Tarifver- 
tragsparteien herausstellt. Mit dem von Ihnen aus 
dem Jahreswirtschaftsbericht 1988 zitierten Passus 
appelliert die Bundesregierung unter Wahrung der 
Tarifautonomie an die zuständigen Tarifvertragspar- 
teien. 

Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit, 
das Tarifvertragsrecht zu ändern. Das Tarifvertrags- 
gesetz ist von dem Grundsatz der Tarif autonomie ge- 
prägt, wonach es — so das Bundesverfassungsgericht 
— den Verbänden des Arbeitslebens gewährleistet ist, 
Lohn- und sonstige materielle Arbeitsbedingungen in 
eigener Verantwortung durch Tarifverträge zu regeln. 

Das Tarifvertragsgesetz überläßt den Tarifvertrags- 
parteien bereits jetzt alle Möglichkeiten der Differen- 
zierung und Flexibilisierung. Arbeitgeberverbände 
und Gewerkschaften haben davon auch bisher Ge- 
brauch gemacht. So weisen z. B. die zahlreichen 
Lohn- und Gehaltstarifverträge sowohl sektoral als 
auch regional starke Unterschiede auf. Dies schließt 
nicht aus, daß die Tarifvertragsparteien ihre Bemü- 
hungen um eine weitergehende Differenzierung ent- 
sprechend den Produktivitäts- und Knappheitsver- 
hältnissen verstärken. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Dobberthien (SPD) (Drucksa- 
che 11/1842 Fragen 83 und 84): 

Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um 
bei der EG-Kommission eine gemeinschaftliche Lösung zum 
Abbau des Bleieintrags, welcher durch Stanniolkapseln für 
Sekt- und Weinflaschen entsteht, herbeizuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Frist zu setzen, um zu 
einer schnellstmöglichen Einigung zu kommen, und an welchen 
zeitlichen Rahmen wird dabei gedacht? 

Zu Frage 83: 

Wie bereits im Bericht der Bundesregierung über 
den Vollzug des Abfallgesetzes vom 27. August 1986 
(Bundestags-Drucksache 11/1756) angekündigt, hat 
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(A) die Bundesregierung das Problem der Stanniol-Fla- 
schenkapseln wegen des erheblichen Import- und Ex- 
portumfangs im EG -Markt bei der Europäischen Kom- 
mission zur Sprache gebracht. Der durch Importe ver- 
ursachte Bleieintrag im Haus- und Gewerbemüll der 
Bundesrepublik Deutschland in Höhe von rund 
400 t/a beträgt mehr als ein Drittel des gesamten Blei- 
eintrags von ca. 1 100 t/a. Die Bundesregierung hat 
daher in einer Sitzung des Abfall Wirtschaftsausschus- 
ses der EG am 17. Dezember 1987 angekündigt, der 
EG-Kommission vorzuschlagen, die Initiative für eine 
entsprechende Richtlinie zu ergreifen. Bundesmini- 
ster Prof. Dr. Töpfer hat diesen Vorschlag inzwischen 
schrifthch an die EG-Kommission herangetragen. 

Zu Frage 84: 

Die Bundesregierung wird sich ihrer Entscheidung 
zum weiteren Vorgehen Vorbehalten, bis die noch 
ausstehende schriftliche Antwort der EG-Kommission 
eintrifft. 

Grundsätzlich ist sie bemüht, alles zu tun, um ein 
zügiges Vorgehen aller EG-Mitgliedsstaaten zu- 
stande zu bringen. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Hämmerle (SPD) (Drucksache 
(B) 11/1842 Fragen 85 und 86): 

Besitzt die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, welche 
Umstände zur illegalen Lagerung von Natururan aus dem Kern- 
forschungszentrum Karlsruhe bei der Firma Transnuklear führ- 
ten, und kann sie den zeitlichen Beginn dieser Lagerung genau 
benennen? 

Zu Frage 85: 

Nach bisheriger Kenntnis der Bundesregierung be- 
gannen die Lagerungen in den Jahren 1984 bzw. 
1986. Dabei fand eine eindeutige Bewertung der zu 
lagernden radioaktiven Stoffe, die unter den Voraus- 
setzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, e des Atomge- 
setzes Kernbrennstoffe sein können, nicht statt. Zur 
Aufklärung der näheren Einzelheiten hat der Bundes - 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit Ende der vergangenen Woche den zuständigen 
Landesbehörden einen umfassenden Fragenkatalog 
zugeleitet. Eine Stellungnahme der zuständigen 
atomrechtlichen Behörden wird bis Ende dieses Mo- 
nats erwartet. 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Lage- 
rung von radioaktiven Stoffen besser zu kontrollieren, um Feh- 
ler, wie sie im Zusammenhang mit dem Kernforschungszentrum 
Karlsruhe bekanntwurden, künftig auszuschließen? 

Zu Frage 86: 

Überlegungen für verbesserte Kontrollen können 
erst nach umfassender Sachverhaltungsaufklärung 
angestellt werden. Hierfür sind von den zuständigen 
atomrechtlichen Behörden bis Ende des Monats Stel- 
lungnahmen erbeten worden. 


Anlage 18 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Eylmann (CDU/CSU) (Drucksache 
11/1842 Fragen 92 und 93): 

Berücksichtigt die Bundeswehrverwaltung bei der Vergabe 
von Aufträgen an Bewachungsunternehmen auch die Zuverläs- 
sigkeit der für das Unternehmen verantwortlichen Personen und 
die Einhaltung gesetzlicher oder tariflicher Vorschriften, gege- 
benenfalls mit welchem Stellenwert? 

Wie stellt die Bundeswehrverwaltung sicher, daß die von dem 
Bewachungsunternehmen beschäftigten Arbeitnehmer die für 
Bewachungsaufgaben erforderliche Eignung und Zuverlässig- 
keit haben? 


Zu Frage 92: 

Ja. Bewachungsleistungen für die Bundeswehr 
werden auf der Ortsebene von den Standortverwal- 
tungen nicht öffentlich, sondern beschränkt ausge- 
schrieben, und zwar unter Einschaltung der zuständi- 
gen Landesauftragsstelle. Ist der Standortverwaltung 
das Bewachungsunternehmen nicht bereits als zuver- 
lässig und leistungsfähig bekannt, so wird ein Nach- 
weis über die in den zurückliegenden zwei Jahren 
ausgeführten Bewachungsleistungen für private und 
öffentliche Auftraggeber verlangt. Vor Vertragsab- 
schluß erfolgt eine Sicherheitsüberprüfung des Inha- 
bers des Bewachungsunternehmens und seiner Fami- 
lienangehörigen. 

Der Unternehmer verpflichtet sich im Bewachungs- 
vertrag, die in den Bundeswehrobjekten eingesetzten 
Arbeitnehmer nach Maßgabe der einschlägigen Tarif- 
verträge zu entlohnen und zu den dort festgelegten 
Arbeitsbedingungen zu beschäftigen. 

Hält sich der Unternehmer nicht daran, so ist das 
eine Vertragsverletzung, die in Einzelfällen bereits 
zur fristlosen Kündigung von Bewachungsverträgen 
geführt hat. 

Zu Frage 93: 

Die Bewachungsunternehmen sind vertraglich ver- 
pflichtet, nur solche Wachpersonen einzusetzen, die 
persönlich zuverlässig, körperlich und geistig den An- 
forderungen des Wachdienstes gewachsen sind und 
eine Ausbildung im Wachdienst und in der Bedienung 
einer Handfeuerwaffe erhalten haben. 

Der Einsatz der Wachpersonen bedarf einer schrift- 
lichen Genehmigung durch die Standortverwaltung. 
Zur Überprüfung hat das Unternehmen für jede 
Wachperson einen geeigneten Nachweis zu führen. 
Die Genehmigung berücksichtigt auch das Ergebnis 
der Sicherheitsüberprüfung. Sie wird widerrufen, 
wenn sich später Bedenken gegen den weiteren Ein- 
satz der Wachperson ergeben. Neben der Überprü- 
fung übernimmt die Bundeswehr die Schießausbil- 
dung vor dem ersten Einsatz des Wachpersonals; da- 
nach erfolgt diese vierteljährlich. Die eingesetzten 
Wachpersonen unterliegen ständigen Kontrollen und 
Überprüfungen durch militärische Wachvorgesetzte, 
deren Anordnungen im Rahmen des Wachauftrages 
Folge zu leisten ist. 
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(A) Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Beer (DIE GRÜNEN) (Drucksa- 
che 11/1842 Fragen 94 und 95): 

Wann wird der von Präsident Reagan beim Weltwirtschafts- 
gipfel in Tokio zugesagte Abzug der chemischen Kampfstoffe 
vom Boden der Bundesrepublik Deutschland beginnen? 

Welche Auswirkungen auf den Abzug der C-Waffen hat die 
Haushaltsgesetzgebung der USA für das laufende Haushalts- 
jahr, die — mit Zustimmung des Präsidenten — den Abzug an 
die Stationierung der neuproduzierten binären C-Waffen bin- 
det, oder geht die Bundesregierung davon aus, daß die US- 
Administration das Haushaltsgesetz mißachten wird? 

Zu Frage 94 : 

Es bleibt bei der Absprache zwischen der amerika- 
nischen Regierung und der Bundesregierung vom 
Mai 1986. Die chemischen Waffen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland sind ersatzlos spätestens 1992 aus 
der Bundesrepublik Deutschland abgezogen. Die 
Vorbereitungen auf deutscher Seite dazu werden so 
zügig wie möglich und in enger Abstimmung mit den 
zuständigen amerikanischen Stellen durchgeführt. 


Zu Frage 95: 

Eine die US -Administration bindende Bestimmung 
des US-Kongresses in der Haushaltsgesetzgebung für 
das Haushaltsjahr 1988 — kein Abzug der chemischen 
Waffen aus der Bundesrepublik Deutschland, solange 
sich nicht gleichzeitig wenigstens ein europäisches 
NATO-Mitglied bereits in Friedenszeiten zur Lage- 
rung neuer binärer chemischer Waffen als Ersatz be- 
(B) reiterklärt — gibt es nicht. 


Anlage 20 

Antwort 


zichtbar sind, muß das Bündnis auch künftig über ein 
ausgewogenes Verhältnis einsatzbereiter und glaub- 
würdiger nuklearer und konventioneller Streitkräfte 
in Europa verfügen. Das heißt nicht zuletzt, daß auch 
zukünftig in einem Maße, das allein von den militäri- 
schen Erfordernissen und politischen Bedürfnissen 
der Kriegsverhinderung bestimmt ist, eine Moderni- 
sierung der militärischen Mittel des Bündnisses erfor- 
derlich bleibt. 

Mit dem Beschluß von Montebello hat das Bündnis 
1983 einen weiteren einseitigen Abbau von 1 400 nu- 
klearen Gefechtsköpfen eingeleitet, der bereits im 
letzten Jahr abgeschlossen werden konnte. Es hat 
gleichzeitig festgestellt, daß das verbleibende Poten- 
tial verbessert werden müsse, um die Erhaltung seiner 
Abschreckungsfähigkeit sicherzustellen. 

Die Bundesregierung hat im April 1985 vor dem 
Deutschen Bundestag dazu erklärt: 

... in Verfolg der einseitigen und einschneiden- 
den Reduzierungen des Nuklearwaffenpotentials 
der NATO bis 1988 wird über einen längeren 
Zeitraum hinweg die Modernisierung des verblei- 
benden Nuklearwaffenbestandes der NATO im 
SNF/SRINF-Bereich zur Erhöhung der Überle- 
bensfähigkeit, Einsatzflexibilität und Wirksam- 
keit notwendig, um damit die Abschreckungsfä- 
higkeit mit einem Mindestmaß an Nuklearwaffen 
aufrechterhalten zu können. 

Hinsichtlich Ihrer Frage nach einer Prioritätenset- 
zung für mögliche Maßnahmen zur Modernisierung 
der nuklearen Streitkräfte in Europa verweise ich Sie 
auf die Ergebnisse der jüngsten Gespräche, die der 
Herr Bundeskanzler letzte Woche mit Vertretern der 
US-Regierung und mit Präsident Reagan geführt hat. 
In Washington wurde Einvernehmen darüber erzielt, 
daß kein unmittelbarer Entscheidungsbedarf für ein 
LANCE-Nachfolgesystem bestehe und daß Fragen 
der Modernisierung im Rahmen eines im Bündnis zu 
erarbeitenden Gesamtkonzepts zu behandeln seien. 
Damit wurde die bisherige Haltung der Bundesregie- 
rung in diesen Fragen von unserem wichtigsten Ver- 
bündeten in eindrucksvoller Weise bestätigt. Bis zur 
Vorlage des Gesamtkonzeptes wird die Bundesregie- 
rung keine einseitigen Aussagen zu möghchen Ein- 
zelmaßnahmen bzw. zur Festsetzung von Prioritäten 
machen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang allerdings 
ausdrücklich darauf hinweisen, daß die Bundesregie- 
rung mehrfach bekräftigt hat, daß für sie weder eine 
dritte Nullösung bei ballistischen Flugkörpersyste- 
men unter 500 km Reichweite noch eine De-Nukleari- 
sierung West-Europas in Frage kommt. Diese Auffas- 
sung wird im Bündnis allgemein geteilt. 


Zu Frage 97: 

Aus dem Bündnisbeschluß von Montebello haben 
sich in bezug auf die Modernisierung nuklearer Kurz- 
streckensysteme und Gefechtsfeldwaffen keine finan- 
ziellen Auswirkungen für die Bundesrepubhk 
Deutschland ergeben. 


des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Fuchs (Verl) (SPD) (Drucksache 
11/1842 Fragen 96 und 97): 

Teilt die Bundesregierung die vom amerikanischen Verteidi- 
gungsminister Carlucci auf der jüngsten Wehrkundetagung ver- 
tretene Auffassung: „Modernisierungsprogramme von hohem 
Vorrang sind unter anderem: Ein Nachfolger für die LANCE 
Boden-Boden-Rakete, die Entwicklung einer taktischen 
standoff Luft-Boden-Rakete"? 

Haben sich, und wenn ja, in welcher Höhe und in welchen 
Haushaltsjahren, , aus dem Beschluß der NATO von Montebello 
betreffend die Modernisierung atomarer Kurzstreckensysteme 
und Gefechtsfeldwaffen finanzielle Auswirkungen für die Bun- 
desrepublik Deutschland ergeben? 

Zu Frage 96: 

Verteidigungsminister Carlucci hat in München er- 
klärt: „Zu den Modernisierungsprogrammen, die wei- 
terhin für die NATO von vordringlicher Bedeutung 
sind, gehören: Ein Nachfolgesystem für die Boden- 
Boden-Rakete vom Typ LANCE sowie die Moderni- 
sierung der nuklearen Artillerie, der Mehrzweckflug- 
zeuge und Atombomben der NATO.'' 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit un- 
mißverständlich klargestellt, daß es zur Bündnisstra- 
tegie der Kriegsverhinderung durch Abschreckung 
für sie keine realistische Alternative gibt. Solange Nu- 
klearwaffen für eine wirksame Abschreckung unver- 
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Anlage 21 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage des 
Abgeordneten Müller (Pleisweiler) (SPD) (Drucksa- 
che 11/1842 Frage 98): 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß im US-Depot 
Wörth-Büchelberg atomare Munition gelagert ist? 


Die Bundesregierung nimmt zu Fragen bezüglich 
Lagerorten von nuklearen Waffen grundsätzlich und 
in Übereinstimmung mit vereinbarten NATO-Ge- 
heimhaltungsvorschriften nicht Stellung. Dies war 
und ist Praxis aller Bundesregierungen. 
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